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HINWEIS:

Die vorliegende Druckausgabe „Kommunalrecht Brandenburg - Textsammlung 
für die kommunale Praxis” enthält eine Auswahl von Gesetzes- und Verord-
nungstexten. 

Für die Vollständigkeit, Richtigkeit und Aktualität der wiedergegebenen Gesetzes- 
und Verordnungstexte wird keine Gewähr übernommen. 

Rechtlich verbindlich sind ausschließlich die im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Brandenburg veröffentlichten Texte.

Unter landesrecht.brandenburg.de können im Internet die geltenden Gesetze, 
Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften des Landes Brandenburg in 
der jeweiligen aktuellen und historischen Fassung abgerufen werden. Ferner 
sind auch alle seit 2001 erschienenen Veröffentlichungsblätter in nichtamtlicher 
Fassung abrufbar sowie das amtliche Gesetz- und Verordnungsblatt in seiner 
authentischen und rechtlich verbindlichen Form ab dem 1. Oktober 2009.
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Kommunalverfassung des Landes 
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(Brandenburgische Kommunalverfassung – 
BbgKVerf)

vom 5. März 2024
(GVBl.I/24, [Nr. 10], S., ber. [Nr. 38])
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Teil 1
Die Gemeinde

Kapitel 1
Wesen und Aufgaben der Gemeinde

Abschnitt 1
Grundlagen

§ 1
Gemeinden, Verordnungsermächtigungen

(1) Die Gemeinde ist Grundlage und Teil des demokratischen Gemeinwesens. 
Die Verwaltung der Gemeinde erfolgt nach den Grundsätzen des demokrati-
schen und sozialen Rechtsstaats. Die Gemeinde ist eine Gebietskörperschaft. 
Gemeinden im Sinne dieses Gesetzes sind die kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden sowie die kreisfreien Städte.

(2) Die kreisfreien Städte erfüllen neben ihren Aufgaben als Gemeinden in ihrem 
Gebiet alle Aufgaben, die den Landkreisen obliegen.

(3) Kreisangehörige Gemeinden mit mehr als 35 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern werden durch Rechtsverordnung des für Inneres zuständigen Mitglie-
des der Landesregierung zu Großen kreisangehörigen Städten bestimmt. Maß-
gebende Einwohnerzahl ist die letzte vom Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 
veröffentlichte fortgeschriebene Bevölkerungszahl per 30. Juni und 31. Dezem-
ber eines jeden Jahres. Die Verleihung der Bezeichnung kann durch Rechtsver-
ordnung des für Inneres zuständigen Mitgliedes der Landesregierung widerrufen 
werden, wenn keine Aufgaben durch Rechtsverordnung nach Absatz 4 übertra-
gen sind und die maßgebliche Einwohnergrenze unterschritten ist.

(4) Großen kreisangehörigen Städten können auf ihren Antrag Aufgaben, die der 
Landkreis als Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung oder Auftragsangele-
genheiten wahrnimmt, übertragen werden, wenn sie die gebotene Verwaltungs- 
und Finanzkraft aufweisen, dadurch eine bessere Wahrnehmung der Aufgaben 
im Interesse der Einwohnerinnen und Einwohner ermöglicht wird und wenn die 
wirtschaftliche und effektive Wahrnehmung der Aufgaben im gesamten Kreis-
gebiet gewährleistet bleibt. Sie erfüllen diese Aufgaben als Pfl ichtaufgaben zur 
Erfüllung nach Weisung oder Auftragsangelegenheiten. Die Entscheidung nach 
Satz 1 über die zu übertragenden Aufgaben und den Widerruf der Übertragung 
kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung nach Anhörung der zustän-
digen Ausschüsse des Landtages treffen, soweit nicht gesetzliche Regelungen 
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(5) Zur Förderung der kommunalen Selbstverwaltung und Wahrnehmung ihrer 
Interessen haben die Gemeinden das Recht, Vereinigungen zu bilden. Die Lan-
desregierung hat die Verbindung zu diesen Vereinigungen zu wahren und bei der 
Vorbereitung von Gesetzen, Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften, 
die unmittelbar die Belange der Gemeinden berühren, mit ihnen zusammenzu-
wirken. Die Ausschüsse des Landtages sollen bei der Beratung von Gesetzent-
würfen die Vereinigungen der Gemeinden hören.

§ 2
Aufgaben und Erstattung von Kosten

(1) Die Gemeinde erfüllt in ihrem Gebiet alle Aufgaben der örtlichen Gemein-
schaft in eigener Verantwortung, soweit die Gesetze nicht etwas anderes bestim-
men.

(2) Zu den Aufgaben der örtlichen Gemeinschaft gehören unter anderem die 
harmonische Gestaltung der Gemeindeentwicklung einschließlich der Stand-
ortentscheidungen unter Beachtung der Umweltverträglichkeit und des Denk-
malschutzes, die Bauleitplanung, die Förderung von Wirtschaft und Gewerbe, 
die Gewährleistung des öffentlichen Verkehrs und eines ausreichenden 
Breitbandzugangs, die Versorgung mit Energie und Wasser, die schadlose 
Abwasserableitung und -behandlung, die Verbesserung der Wohnungen der 
Einwohnerinnen und Einwohner durch den sozialen Wohnungsbau und die 
Förderung des privaten und genossenschaftlichen Bauens sowie durch eine 
sozial gerechte Verteilung der Wohnungen, die gesundheitliche und soziale 
Betreuung, die Sicherung und Förderung eines breiten Angebotes an Bil-
dungs- und Kinderbetreuungseinrichtungen und die Entwicklung der Freizeit- 
und Erholungsbedingungen sowie der Schutz des Klimas und der natürlichen 
Umwelt und die Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit. Die Gemeinde 
fördert das kulturelle Leben und die Vermittlung des kulturellen Erbes in ihrem 
Gebiet und ermöglicht ihren Einwohnerinnen und Einwohnern die Teilnahme 
am kulturellen Leben sowie den Zugang zu den Kulturgütern. Die Gemeinden 
im angestammten Siedlungsgebiet des sorbischen/wendischen Volkes fördern 
zusätzlich die sorbische/wendische Kultur und Sprache im Rahmen des Sor-
ben/Wenden-Gesetzes; das Nähere regeln sie in ihrer Hauptsatzung.

(3) Aufgaben können den Gemeinden durch oder aufgrund eines Gesetzes als 
pfl ichtige Selbstverwaltungsaufgaben oder als Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung nach 
Weisung auferlegt oder übertragen werden. Ausnahmsweise erfüllen die Gemein-
den Aufgaben aufgrund gesetzlicher Vorschrift als Auftragsangelegenheiten.
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(4) Bei der Erfüllung der Selbstverwaltungsaufgaben sind die Gemeinden nur 
an die Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften gebunden. Bei den Pfl ichtauf-
gaben zur Erfüllung nach Weisung behält sich das Land ein Weisungsrecht vor. 
Das Gesetz bestimmt den Umfang des Weisungsrechts und die jeweils zuständi-
gen Aufsichtsbehörden. Bei der Erfüllung von Auftragsangelegenheiten sind die 
Gemeinden an die Weisungen der Aufsichtsbehörde gebunden, die sich auf die 
Recht- und Zweckmäßigkeit beziehen können.

(5) Werden die Gemeinden durch oder aufgrund eines Gesetzes zur Erfüllung 
neuer öffentlicher Aufgaben verpfl ichtet, so sind dabei Bestimmungen über die 
Deckung der Kosten zu treffen. Führen diese Aufgaben zu einer Mehrbelastung 
der Gemeinden, so ist dafür ein entsprechender fi nanzieller Ausgleich zu schaf-
fen. Führt eine kommunale Zusammenarbeit zur Reduzierung der Kosten, soll 
diese Einsparung für insgesamt fünf Jahre vollständig bei den Gemeinden ver-
bleiben.

§ 3
Satzungen, Verordnungsermächtigung

(1) Die Gemeinde kann ihre Angelegenheiten durch Satzung regeln, soweit die 
Gesetze nichts anderes bestimmen. Im Bereich der Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung 
nach Weisung kann sie Satzungen nur erlassen, wenn dies in einem Gesetz 
vorgesehen ist.

(2) In einer Satzung können vorsätzliche und fahrlässige Zuwiderhandlungen 
gegen Gebote und Verbote mit Geldbuße bedroht werden. Zuständige Ver-
waltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwal-
tungsbeamte.

(3) Satzungen sind von der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwal-
tungsbeamten schriftlich oder durch elektronischen Schriftformersatz zu unter-
zeichnen und öffentlich bekannt zu machen. Das für Inneres zuständige Mitglied 
der Landesregierung kann durch Rechtsverordnung bestimmen, welche Verfah-
rens- und Formvorschriften bei der öffentlichen Bekanntmachung von Satzun-
gen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen einzuhalten sind, soweit nicht 
andere Gesetze besondere Regelungen enthalten.

(4) Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtlichen Verfahrens- oder 
Formvorschriften zustande gekommen, so ist diese Verletzung unbeachtlich, 
wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der 
öffentlichen Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Gemeinde unter 
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ergibt, geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über 
die Genehmigung der Satzung verletzt worden sind. Satz 1 gilt auch für die Ver-
letzung von landesrechtlichen Verfahrens- oder Formvorschriften über die öffent-
liche Bekanntmachung, jedoch nur dann, wenn sich die Betroffenen aufgrund der 
tatsächlich bewirkten Bekanntmachung in zumutbarer Weise verlässlich Kennt-
nis von dem Satzungsinhalt verschaffen konnten.

(5) Eine Satzung tritt, wenn kein anderer Zeitpunkt bestimmt ist, am Tag nach der 
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

(6) Die Absätze 3 bis 5 gelten entsprechend für den Flächennutzungsplan. 
Absatz 4 gilt auch entsprechend für Verordnungen der Gemeinden.

§ 4
Hauptsatzung

(1) Jede Gemeinde muss eine Hauptsatzung erlassen. In ihr ist zu regeln, 
was nach Gesetzen oder aufgrund eines Gesetzes des Landes Brandenburg 
der Hauptsatzung vorbehalten ist. Auch andere für die innere Verfassung der 
Gemeinde wesentliche Fragen können in der Hauptsatzung geregelt werden.

(2) Die Hauptsatzung und ihre Änderungen werden mit der Mehrheit der 
gesetzlichen Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung beschlossen. 
Die Hauptsatzung und ihre Änderungen sind der Kommunalaufsichtsbehörde 
anzuzeigen.

Abschnitt 2
Gemeindegebiet; Benennung und Hoheitszeichen

§ 5
Gemeindegebiet

(1) Das Gebiet der Gemeinde bilden die Grundstücke, die nach geltendem Recht 
zu ihr gehören. Jedes Grundstück soll zu einer Gemeinde gehören. Über Grenz-
streitigkeiten entscheidet die Kommunalaufsichtsbehörde.

(2) Gleichlautende Namen von bewohnten Gemeindeteilen sowie der im 
Gemeindegebiet befi ndlichen öffentlichen Straßen, Wege, Plätze und Brücken 
sind unzulässig.
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§ 6
Gebietsänderung, Verordnungsermächtigung

(1) Aus Gründen des öffentlichen Wohls können Gemeinden innerhalb eines 
Landkreises aufgelöst, zusammengeschlossen oder in ihren Grenzen geändert 
werden.

(2) Gemeindegrenzen können freiwillig durch Gebietsänderungsvertrag der 
beteiligten Gemeinden mit Genehmigung der unteren Kommunalaufsichtsbe-
hörde geändert werden. Wird der Zuständigkeitsbereich von Ämtern berührt, so 
ist das Amt anzuhören. Die Genehmigung des Gebietsänderungsvertrages kann 
insbesondere versagt werden, wenn zu erwarten ist, dass die Leistungskraft 
einer beteiligten Gemeinde durch ein erhebliches Absinken der Einwohnerzahl 
beeinträchtigt wird. Der Gebietsänderungsvertrag und seine Genehmigung sind 
nach den für Satzungen geltenden Vorschriften öffentlich bekannt zu machen. 
Der Vertrag tritt, wenn kein späterer Zeitpunkt bestimmt ist, am Tag nach der 
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Die zuständige Kommunalaufsichtsbe-
hörde hat die Gebietsänderung und ihre Genehmigung dem für Inneres zustän-
digen Ministerium nach Bekanntmachung anzuzeigen.

(3) Gemeinden, die unmittelbar aneinandergrenzen, können sich nach Beratung 
durch die Kommunalaufsichtsbehörde und mit Genehmigung des für Inneres 
zuständigen Ministeriums durch Gebietsänderungsvertrag zusammenschlie-
ßen. Der Zusammenschluss erfolgt entweder durch die Eingliederung einer 
oder mehrerer Gemeinden in eine andere Gemeinde oder durch Bildung einer 
neuen Gemeinde. Führt der Zusammenschluss zur Änderung eines oder meh-
rerer Ämter, sind zuvor auch die übrigen Gemeinden des Amtes oder der Ämter 
zu hören. Das für Inneres zuständige Ministerium kann die Genehmigung des 
Zusammenschlusses insbesondere versagen, wenn durch den Zusammen-
schluss die Verwaltungskraft eines Amtes gefährdet würde oder eine Regelung 
zur anteiligen Überleitung des Personals zwischen den Dienstherrn bezie-
hungsweise Arbeitgebern nicht getroffen wurde; die Regelung zur anteiligen 
Überleitung des Personals ist von der Gemeindevertretung beziehungsweise 
dem Amtsausschuss zu beschließen. Der Gebietsänderungsvertrag und seine 
Genehmigung sind durch das für Inneres zuständige Ministerium im Amtsblatt für 
Brandenburg öffentlich bekannt zu machen. Absatz 2 Satz 5 gilt entsprechend. 
Die beteiligten Gemeinden haben nach den für ihre Satzungen geltenden Vor-
schriften auf die erfolgte öffentliche Bekanntmachung hinzuweisen.

(4) Gebietsänderungsverträge müssen von den Gemeindevertretungen der 
beteiligten Gemeinden mit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl ihrer Mitglieder 
beschlossen werden.
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Mitglieder beschließen, dass über den Zusammenschluss der Gemeinde mit 
einer anderen Gemeinde ein Bürgerentscheid durchgeführt wird. § 15 Absatz 6 
bis 8 gilt entsprechend.

(6) Die Änderung von Gemeindegrenzen, die Aufl ösung einer Gemeinde sowie 
deren Aufteilung in neue selbstständige Gemeinden bedürfen eines Gesetzes, 
wenn nicht die Gemeindevertretung gemäß Absatz 4 oder die Bürgerschaft in 
einem Bürgerentscheid gemäß Absatz 5 zugestimmt hat.

(7) In Fällen von geringer Bedeutung im Sinne der Sätze 2 und 3 kann die Ände-
rung von Gemeindegrenzen durch Rechtsverordnung des für Inneres zuständi-
gen Mitgliedes der Landesregierung vorgenommen werden. Geringe Bedeutung 
hat eine Grenzänderung, wenn sie nicht mehr als 10 Prozent des Gemeinde-
gebietes der abgebenden Gemeinde und nicht mehr als 5 Prozent der Einwoh-
nerinnen und Einwohner der abgebenden Gemeinde, höchstens jedoch 200 Ein-
wohnerinnen und Einwohner erfasst. § 1 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(8) Vor der Entscheidung über die Veränderung von Gemeindegrenzen oder 
über die Aufl ösung und den Zusammenschluss von Gemeinden sind die Bürge-
rinnen und Bürger zu hören, die in dem unmittelbar betroffenen Gebiet wohnen. 
Die Bürgeranhörung entfällt, wenn über den Zusammenschluss von Gemeinden 
ein Bürgerentscheid nach Absatz 5 durchgeführt wird. Das für Inneres zuständige 
Mitglied der Landesregierung regelt durch Rechtsverordnung das Verfahren der 
Bürgeranhörung.

§ 7
Auseinandersetzung und Rechtsfolgen

(1) In dem Gebietsänderungsvertrag nach § 6 Absatz 3 sind der Umfang der 
Gebietsänderung zu regeln sowie Bestimmungen über den Tag der Rechts-
wirksamkeit und, soweit erforderlich, über das neue Ortsrecht, die Verwaltung 
sowie die Rechtsnachfolge und Auseinandersetzung zu treffen. Im Zuge der 
Rechtsnachfolge gehen das Vermögen und die Schulden auf den Rechtsnach-
folger entschädigungslos über. Im Gebietsänderungsvertrag können von Satz 2 
abweichende Regelungen zum Übergang von Vermögen und Schulden getrof-
fen werden. Dem Gebietsänderungsvertrag soll eine Aufl istung des nach Satz 2 
gesetzlich übergehenden Vermögens und der gesetzlich übergehenden Schul-
den beigefügt werden. Wird eine neue Gemeinde gebildet, muss der Gebiets-
änderungsvertrag auch Bestimmungen über den Namen und die vorläufi ge 
Wahrnehmung der Aufgaben durch die Organe der neuen Gemeinde enthalten.
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(2) Wird eine Gemeinde in eine andere Gemeinde eingegliedert, muss der 
Gebietsänderungsvertrag auch Regelungen über die vorläufi ge Vertretung der 
Bevölkerung der eingegliederten Gemeinde durch Mitglieder der Gemeindever-
tretung der bisherigen Gemeinde in der Gemeindevertretung der aufnehmenden 
Gemeinde bis zum Ablauf der allgemeinen Wahlperiode treffen. Der Gemein-
devertretung der aufnehmenden Gemeinde muss mindestens ein Mitglied der 
Gemeindevertretung der bisherigen Gemeinde bis zur Neuwahl angehören. Im 
Übrigen sind bei der Bestimmung der Anzahl der Mitglieder der Gemeindever-
tretung der bisherigen Gemeinde in der Gemeindevertretung der aufnehmenden 
Gemeinde die örtlichen Verhältnisse und der Bevölkerungsanteil zu berücksich-
tigen. § 1 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. Insoweit kann von den Bestim-
mungen des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes abgewichen werden. 
Der Gebietsänderungsvertrag muss zudem Bestimmungen über die befristete 
Vertretung der eingegliederten Gemeinde bei Streitigkeiten über die Auslegung 
des Vertrages treffen.

(3) Wird durch Zusammenschluss von Gemeinden eine neue Gemeinde gebildet, 
ist innerhalb von sechs Monaten nach Wirksamwerden der Gemeindeneubildung 
eine einzelne Neuwahl der Gemeindevertretung und der Bürgermeisterin oder des 
Bürgermeisters durchzuführen. In dem Gebietsänderungsvertrag sind Regelun-
gen über die vorläufi ge Vertretung der Bevölkerung der neu gebildeten Gemeinde 
durch Mitglieder der bisherigen Gemeindevertretungen in der vorläufi gen Gemein-
devertretung bis zur Neuwahl nach Satz 1 zu treffen; Absatz 2 Satz 2 bis 5 gilt 
entsprechend. Abweichend von den Sätzen 1 und 2 kann im Gebietsänderungs-
vertrag die Fortdauer der vorläufi gen Vertretung der Bevölkerung der neu gebil-
deten Gemeinde durch Mitglieder der bisherigen Gemeindevertretungen bis zum 
Ablauf der allgemeinen Wahlperiode bestimmt werden. Abweichend von Satz 1 
und den §§ 72 und 73 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes kann im 
Gebietsänderungsvertrag bestimmt werden, dass die vorläufi ge Gemeindevertre-
tung der neu gebildeten amtsangehörigen Gemeinde die ehrenamtliche Bürger-
meisterin oder den ehrenamtlichen Bürgermeister wählt. Entsteht eine amtsfreie 
Gemeinde, kann die vorläufi ge Gemeindevertretung der neu gebildeten Gemeinde 
binnen acht Wochen nach Wirksamwerden der Gemeindeneubildung abweichend 
von Satz 1 und den §§ 72 und 74 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes mit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl ihrer Mitglieder aus dem Kreis der 
Hauptverwaltungsbeamtinnen und -beamten und Beigeordneten der bisherigen 
Gemeinden oder des durch den Zusammenschluss aufgelösten Amtes eine hierzu 
bereite Beamtin auf Zeit zur hauptamtlichen Bürgermeisterin oder einen hierzu 
bereiten Beamten auf Zeit zum hauptamtlichen Bürgermeister der neu gebildeten 
Gemeinde wählen. Die Amtszeit richtet sich nach der verbleibenden Amtszeit aus 
dem bisherigen Beamtenverhältnis auf Zeit.

(4) Sollen nicht alle Mitglieder der Gemeindevertretung der bisherigen Gemeinde 
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Gemeindevertretung der neu gebildeten Gemeinde angehören, werden die Mit-
glieder und die ihnen nachrückenden Personen vor Eintritt der Rechtswirksamkeit 
der Gemeindeneugliederung von der Gemeindevertretung der einzugliedernden 
Gemeinde oder den Gemeindevertretungen der an der Neubildung beteiligten 
Gemeinden nach den §§ 40 oder 41 aus ihrer Mitte gewählt. Im Gebietsände-
rungsvertrag kann ein von den §§ 40 oder 41 abweichendes Verfahren geregelt 
werden; das bisherige Stärkeverhältnis der Sitze in der Gemeindevertretung soll 
hierbei berücksichtigt werden.

(5) In dem Gebietsänderungsvertrag nach § 6 Absatz 3 kann bestimmt werden, 
dass die hauptamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister oder Beigeord-
neten der bisherigen Gemeinden zu Beigeordneten der neu gebildeten oder der 
aufnehmenden Gemeinde bestellt werden. § 59 Absatz 1, 2 und 5 ist bis zum 
Ablauf der Amtszeit der Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten nicht anzuwenden. 
Bei einem Zusammenschluss mehrerer Gemeinden, von denen eine eine haupt-
amtliche Bürgermeisterin oder einen hauptamtlichen Bürgermeister hat, zu einer 
neuen amtsfreien Gemeinde nimmt die hauptamtliche Bürgermeisterin oder der 
hauptamtliche Bürgermeister bis zum Beginn der Amtszeit einer Bürgermeisterin 
oder eines Bürgermeisters für die neue Gemeinde das Amt der hauptamtlichen 
Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters der neu gebildeten 
Gemeinde wahr. Soweit sich mehrere amtsfreie Gemeinden zusammenschlie-
ßen, ist in dem Gebietsänderungsvertrag nach § 6 Absatz 3 festzulegen, welche 
hauptamtliche Bürgermeisterin oder welcher hauptamtliche Bürgermeister das 
Amt nach Satz 3 wahrnimmt.

(6) Die Regelung nach Absatz 1 begründet Rechte und Pfl ichten der Beteiligten 
und kann den Übergang, die Beschränkung oder die Aufhebung von dinglichen 
Rechten bewirken. Die zuständigen Behörden sind verpfl ichtet, das Grundbuch, 
das Wasserbuch und andere öffentliche Bücher zu berichtigen.

(7) Rechtshandlungen, die aus Anlass der Änderung eines Gebietes einer 
Gemeinde erforderlich sind, sind frei von öffentlichen Abgaben, soweit diese auf 
Landesrecht beruhen.

§ 8
Personalübernahme

(1) Für die Rechtsverhältnisse der Beamtinnen und Beamten und Versorgungs-
empfängerinnen und -empfänger bei der Umbildung von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden gelten die beamtenrechtlichen Bestimmungen zum Über-
tritt oder zur Übernahme der hiervon Betroffenen. Die Arbeitsverhältnisse der 
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Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gehen in entsprechender Anwendung des 
§ 613a des Bürgerlichen Gesetzbuches auf die neue oder aufnehmende Körper-
schaft über.

(2) Beamtinnen und Beamte auf Zeit, die aufgrund der Umbildung in ein anderes 
Amt mit geringerem Endgrundgehalt versetzt werden, erhalten bis zum Ablauf ihrer 
Amtszeit eine Besoldung gemäß § 50 des Brandenburgischen Besoldungsgeset-
zes.

(3) Versorgungsleistungen, die unmittelbar von einem aufzulösenden oder 
umzubildenden Amt gezahlt werden, werden von den aufnehmenden amtsfreien 
Gemeinden und Ämtern anteilig erbracht. Der zu erbringende Teil entspricht 
prozentual dem Anteil der übernommenen Einwohnerzahl an der Gesamtein-
wohnerzahl des aufgelösten oder umgebildeten Amtes. § 1 Absatz 3 Satz 2 gilt 
entsprechend.

(4) Wird die Wartezeit gemäß § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Branden-
burgischen Beamtenversorgungsgesetzes nicht erfüllt und können Beamtinnen 
oder Beamte auf Zeit deshalb nicht aufgrund der Umbildung in den einstweiligen 
Ruhestand versetzt werden, so gelten die Vorschriften für abgewählte Beamtin-
nen und Beamte auf Zeit.

§ 9
Name und Bezeichnung

(1) Die Gemeinde führt einen Namen. Die Gemeindevertretung kann mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der gesetzlichen Anzahl ihrer Mitglieder den bishe-
rigen Gemeindenamen ändern. Die Änderung des Gemeindenamens bedarf 
der Genehmigung des für Inneres zuständigen Ministeriums. Die Änderung des 
Gemeindenamens und deren Genehmigung sind von der Gemeinde nach den 
für ihre Satzungen geltenden Vorschriften öffentlich bekannt zu machen. Die 
Namensänderung tritt, wenn kein späterer Zeitpunkt bestimmt ist, am Tag nach 
der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

(2) Die Bezeichnung „Stadt“ führen die Gemeinden, denen diese Bezeich-
nung nach bisherigem Recht zusteht oder verliehen wird. Auf Antrag kann die 
Landesregierung die Bezeichnung „Stadt“ an Gemeinden verleihen, die nach 
ihrer Einwohnerzahl, ihrer Siedlungsform und ihren kulturellen und wirtschaft-
lichen Verhältnissen städtischen Charakter haben. Wird eine Gemeinde mit der 
Bezeichnung „Stadt“ in eine andere Gemeinde eingegliedert oder mit einer ande-
ren Gemeinde zu einer neuen Gemeinde vereinigt, kann die aufnehmende oder 
neu gebildete Gemeinde diese Bezeichnung als eigene Bezeichnung weiterfüh-



Brandenburgische Kommunalverfassung 19

BbgKVerfren. Die Verleihung der Bezeichnung „Stadt“ ist von der Gemeinde nach den für 
ihre Satzungen geltenden Vorschriften öffentlich bekannt zu machen.

(3) Die Stadt Potsdam führt die Bezeichnung „Landeshauptstadt“.

(4) Gemeinden im angestammten Siedlungsgebiet des sorbischen/wendischen 
Volkes tragen einen zweisprachigen Namen in deutscher und niedersorbischer 
Sprache.

(5) Die Gemeinde kann auch eine zusätzliche Bezeichnung, die auf die Historie, 
die Eigenart oder die Bedeutung der Gemeinde hinweist, führen. Die Gemeinde-
vertretung kann mit einer Mehrheit von drei Vierteln der gesetzlichen Anzahl ihrer 
Mitglieder diese Bezeichnung bestimmen oder ändern. Die Bestimmung oder 
Änderung der Bezeichnung ist dem für Inneres zuständigen Ministerium anzuzei-
gen und gilt als verliehen, wenn nicht von diesem innerhalb eines Monats nach 
Eingang schriftlich oder durch elektronischen Schriftformersatz der Gemeinde 
gegenüber Bedenken erhoben werden. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. Die 
zusätzliche Bezeichnung ist von der Gemeinde nach den für ihre Satzungen gel-
tenden Vorschriften öffentlich bekannt zu machen.

§ 10
Wappen, Flagge und Dienstsiegel, Verordnungsermächtigung

(1) Die amtsfreie Gemeinde führt ein Dienstsiegel. Jede Gemeinde kann ein 
Wappen und eine Flagge führen. Die Einführung oder Änderung von Dienstsie-
gel, Wappen und Flagge bedürfen der Genehmigung des für Inneres zuständi-
gen Ministeriums.

(2) Das für Inneres zuständige Mitglied der Landesregierung kann durch Rechts-
verordnung das Nähere bestimmen und abweichend von Absatz 1 Satz 3 regeln, 
unter welchen Voraussetzungen das Genehmigungserfordernis entfällt und 
lediglich eine Anzeige erforderlich ist.

Abschnitt 3
Einwohnerinnen und Einwohner, Bürgerinnen und Bürger

§ 11
Begriffsbestimmungen

(1) Einwohnerin oder Einwohner der Gemeinde ist, wer in der Gemeinde wohnt 
oder den gewöhnlichen Aufenthalt hat.
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(2) Bürgerin oder Bürger der Gemeinde ist, wer zu den Gemeindewahlen wahl-
berechtigt ist.

§ 12
Gemeindliche Einrichtungen; Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jede Person ist im Rahmen des geltenden Rechts berechtigt, die öffentlichen 
Einrichtungen der Gemeinde zu benutzen.

(2) Die Gemeinde kann aus Gründen des öffentlichen Wohls durch Satzung für die 
Grundstücke ihres Gebietes den Anschluss an öffentliche Einrichtungen (Anschluss-
zwang) und die Benutzung dieser Einrichtungen (Benutzungszwang) vorschreiben. 
Dies gilt insbesondere für Einrichtungen der Wasserversorgung, der Abwasserent-
sorgung, der Abfallbeseitigung, der Straßenreinigung und der Fernwärme. Andere 
gesetzliche Bestimmungen, die den Anschluss- und Benutzungszwang regeln, blei-
ben unberührt. Gründe des öffentlichen Wohls können auch Gründe des Schutzes 
der natürlichen Grundlagen des Lebens einschließlich des Klima- oder Ressourcen-
schutzes sein.

(3) Die Satzung kann vorbehaltlich besonderer gesetzlicher Bestimmungen 
Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang zulassen. Dies gilt insbe-
sondere, wenn auf Grundstücken Anlagen betrieben werden, die einen höheren 
Umweltstandard aufweisen als die von der Gemeinde vorgesehene Einrichtung. 
Die Satzung kann den Zwang auch auf bestimmte Teile des Gemeindegebietes 
und auf bestimmte Gruppen von Grundstücken beschränken.

§ 13
Beteiligung und Unterrichtung der Einwohnerinnen und Einwohner; 

Einwohnerantrag

(1) Die Gemeinde beteiligt und unterrichtet die betroffenen Einwohnerinnen und 
Einwohner in wichtigen Gemeindeangelegenheiten. Die Gemeinde hat zu prüfen, 
ob betroffene Personen oder Personengruppen, die nicht die Einwohnereigen-
schaft innehaben, in Maßnahmen nach Satz 1 einbezogen werden, wenn hierfür 
im Einzelfall ein Bedarf besteht. Zum Zwecke der Einwohnerbeteiligung sollen 
Einwohnerfragestunden, Einwohnerversammlungen und Einwohnerbefragungen 
durchgeführt werden. Andere Beteiligungsformen können durchgeführt werden. 
Die Formen der Einwohnerbeteiligung regelt die Hauptsatzung; Einzelheiten kön-
nen auch in einer gesonderten Satzung geregelt werden.

(2) Einwohnerinnen und Einwohner, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
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genheit der Gemeinde berät und entscheidet (Einwohnerantrag).

(3) Der Einwohnerantrag muss schriftlich eingereicht werden. § 3a des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes und § 3 Absatz 4 des Brandenburgischen E-Govern-
ment-Gesetzes fi nden keine Anwendung. Auf dem Einwohnerantrag sind eine 
Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson zu benennen; im 
Übrigen gilt § 31 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes entsprechend.

(4) Ein Einwohnerantrag muss von mindestens 5 Prozent der Antragsberech-
tigten unterzeichnet sein. Die Hauptsatzung kann ein niedrigeres Quorum vor-
sehen.

(5) Der Einwohnerantrag ist nur zulässig, wenn nicht in derselben Angelegen-
heit innerhalb der letzten zwölf Monate bereits ein zulässiger Einwohnerantrag 
gestellt wurde.

(6) Jede Unterschriftenliste muss den vollen Wortlaut des Einwohnerantrags ent-
halten. Eintragungen, welche die unterzeichnende Person nach Absatz 4 nach 
Namen, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift nicht zweifelsfrei erkennen las-
sen, sind ungültig.

(7) Die Voraussetzungen der Absätze 2 bis 6 müssen im Zeitpunkt des Zugangs 
des Einwohnerantrags bei der Gemeindeverwaltung erfüllt sein. Über die Zuläs-
sigkeit entscheidet die Gemeindevertretung in ihrer nächsten ordentlichen Sit-
zung. Gegen die Entscheidung über die Unzulässigkeit können die Vertrauens-
personen gemeinsam unmittelbar die Verwaltungsgerichte anrufen.

(8) Über einen zulässigen Einwohnerantrag hat die Gemeindevertretung spätes-
tens in der nächsten auf die Zulässigkeitsentscheidung folgenden ordentlichen 
Sitzung zu beraten und zu entscheiden. Der Vertrauensperson des Einwohner-
antrags soll Gelegenheit gegeben werden, den Einwohnerantrag in der Sitzung 
der Gemeindevertretung zu erläutern.

§ 14
Petitionsrecht

Jede Person hat das Recht, sich in Gemeindeangelegenheiten mit Vorschlägen, 
Hinweisen und Beschwerden einzeln oder gemeinschaftlich an die Gemeinde 
zu wenden. Die Einreicherin oder der Einreicher ist innerhalb von vier Wochen 
über die Stellungnahme zu den Vorschlägen, Hinweisen oder Beschwerden zu 
unterrichten. Ist dies nicht möglich, erhält sie oder er einen Zwischenbescheid.
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§ 15
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

(1) Über eine Gemeindeangelegenheit, die in der Entscheidungszuständigkeit 
der Gemeindevertretung oder des Hauptausschusses liegt, kann die Bürger-
schaft der Gemeinde einen Bürgerentscheid bei der Gemeindewahlleiterin 
oder dem Gemeindewahlleiter beantragen (initiierendes Bürgerbegehren). Die 
Gemeindeverwaltung teilt den Vertretungsberechtigten des initiierenden Bürger-
begehrens auf deren Antrag hin schriftlich oder elektronisch eine Einschätzung 
der mit der Durchführung der verlangten Maßnahme verbundenen Kosten (Kos-
tenschätzung) mit.

(2) Über die Zulässigkeit eines initiierenden Bürgerbegehrens entscheidet die 
nach § 110 Absatz 1 oder 2 zuständige Kommunalaufsichtsbehörde. Dem schrift-
lichen Antrag auf Zulässigkeitsprüfung ist mindestens eine Anzahl an Unterstüt-
zungsunterschriften von Bürgerinnen und Bürgern der Gemeinde beizufügen, 
die zweimal der gesetzlichen Anzahl der Gemeindevertreterinnen und -vertreter 
entspricht; § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes und § 3 Absatz 4 des Bran-
denburgischen E-Government-Gesetzes fi nden keine Anwendung. Jede Unter-
schriftenliste muss den vollen Wortlaut der Frage, eine hinreichende Begrün-
dung, eine Vertrauensperson, eine stellvertretende Vertrauensperson sowie die 
von der Gemeindeverwaltung mitgeteilte Kostenschätzung enthalten. Die §§ 31 
und 81 Absatz 3 Satz 3 Nummer 2 bis 4 des Brandenburgischen Kommunalwahl-
gesetzes gelten entsprechend. Ungültig sind insbesondere Eintragungen,

1. die auf Listen geleistet worden sind, die nicht den Anforderungen nach den 
Sätzen 3 und 4 entsprechen, oder

2. die früher als ein Jahr vor dem Zugang des Antrags bei der Kommunalauf-
sichtsbehörde geleistet worden sind.

§ 81 Absatz 4 Nummer 3 bis 8 und Absatz 5 des Brandenburgischen Kommu-
nalwahlgesetzes gilt entsprechend. Die Kommunalaufsichtsbehörde legt der 
Gemeindewahlleiterin oder dem Gemeindewahlleiter die Unterschriftenlisten 
zur Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen nach den Sätzen 2 bis 6 vor. 
Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter ermittelt unverzüglich 
das Ergebnis und legt dieses der Kommunalaufsichtsbehörde vor. Vor der Ent-
scheidung der Kommunalaufsichtsbehörde sind die Vertrauenspersonen und die 
Gemeinde anzuhören. Die Entscheidung über die Zulässigkeit des initiierenden 
Bürgerbegehrens hat die Kommunalaufsichtsbehörde unverzüglich, spätestens 
aber innerhalb eines Zeitraums von drei Monaten nach Kenntnis aller für die Ent-
scheidung erheblichen Tatsachen und Informationen schriftlich oder durch elekt-
ronischen Schriftformersatz zu treffen. Gegen die Entscheidung der Kommunal-
aufsichtsbehörde können die Vertrauenspersonen gemeinsam unmittelbar die 



Brandenburgische Kommunalverfassung 23

BbgKVerfVerwaltungsgerichte anrufen. Für die Gemeinde gilt § 119 Satz 1 entsprechend.

(3) Hat die Kommunalaufsichtsbehörde die Zulässigkeit des initiierenden Bür-
gerbegehrens nach Absatz 2 festgestellt, können die Vertrauenspersonen die 
Durchführung des initiierenden Bürgerbegehrens durch weitere Sammlung von 
Unterschriften abschließend fortsetzen und die Unterschriftenlisten anschlie-
ßend bei der Gemeindewahlleiterin oder dem Gemeindewahlleiter einreichen; 
§ 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes und § 3 Absatz 4 des Brandenbur-
gischen E-Government-Gesetzes fi nden keine Anwendung. Das initiierende 
Bürgerbegehren muss von mindestens 10 Prozent der Bürgerinnen und Bürger 
unterzeichnet sein. Absatz 2 Satz 3 bis 6 gilt entsprechend. Die nach Absatz 2 
abgegebenen sowie die gegebenenfalls zwischenzeitlich gesammelten gülti-
gen Unterschriften sind bei der Ermittlung des Ergebnisses einzubeziehen. Die 
Gemeindevertretung stellt fest, ob das Quorum nach Satz 2 erreicht wurde; § 81 
Absatz 6 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes gilt entsprechend. Ist 
das Quorum nach Satz 2 erreicht, ist die Angelegenheit den Bürgerinnen und 
Bürgern der Gemeinde zur Abstimmung vorzulegen (Bürgerentscheid); § 81 
Absatz 7 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes gilt entsprechend. 
Gegen die Entscheidung der Gemeindevertretung über das Nichterreichen des 
Quorums nach Satz 2 können die Vertrauenspersonen gemeinsam unmittelbar 
die Verwaltungsgerichte anrufen. Die Entscheidung über das Erreichen des Quo-
rums nach Satz 2 bewirkt, dass bis zum Bürgerentscheid eine dem Begehren 
entgegenstehende Entscheidung der Gemeindeorgane nicht mehr getroffen und 
entgegenstehende Vollzugshandlungen nicht vorgenommen werden dürfen. 
Der Bürgerentscheid entfällt, wenn die Gemeindevertretung oder der Hauptaus-
schuss die Durchführung der mit dem initiierenden Bürgerbegehren verlangten 
Maßnahme beschließt.

(4) Das Bürgerbegehren kann sich auch gegen einen Beschluss der Gemeinde-
vertretung oder des Hauptausschusses richten (kassatorisches Bürgerbegehren). 
In diesem Fall muss es innerhalb von acht Wochen nach der Veröffentlichung 
des Beschlusses gemäß § 39 Absatz 3 schriftlich bei der Gemeindewahlleiterin 
oder dem Gemeindewahlleiter eingereicht werden; § 3a des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes und § 3 Absatz 4 des Brandenburgischen E-Government-Gesetzes 
fi nden keine Anwendung. Die Frist von acht Wochen nach Satz 2 gilt zuzüglich 
des Zeitraums für die Übermittlung der Kostenschätzung ab Anzeige des Bürger-
begehrens bei der Gemeinde und zuzüglich des Zeitraums für die Entscheidung 
über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens durch die Kommunalaufsichtsbe-
hörde ab Beantragung der Zulässigkeitsprüfung bei der zuständigen Kommunal-
aufsichtsbehörde. Die Entscheidung über die Zulässigkeit des kassatorischen 
Bürgerbegehrens hat die nach § 110 Absatz 1 oder 2 zuständige Kommunalauf-
sichtsbehörde unverzüglich nach Kenntnis aller für die Entscheidung erheblichen 
Tatsachen und Informationen schriftlich oder durch elektronischen Schriftform-
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ersatz zu treffen. Vor der Entscheidung sind die Vertrauenspersonen und die 
Gemeinde anzuhören. Gegen die Entscheidung der Kommunalaufsichtsbehörde 
können die Vertrauenspersonen gemeinsam unmittelbar die Verwaltungsgerichte 
anrufen. Für die Gemeinde gilt § 119 Satz 1 entsprechend. Das kassatorische 
Bürgerbegehren muss von mindestens 10 Prozent der Bürgerinnen und Bürger 
unterzeichnet sein. Jede Unterschriftenliste muss den vollen Wortlaut der Frage, 
eine hinreichende Begründung, eine Vertrauensperson, eine stellvertretende 
Vertrauensperson sowie die von der Verwaltung mitgeteilte Kostenschätzung 
enthalten. Die §§ 31 und 81 Absatz 3 Satz 3 Nummer 2 bis 4 des Brandenburgi-
schen Kommunalwahlgesetzes gelten entsprechend. Ungültig sind insbesondere 
Eintragungen,

1. die auf Listen geleistet worden sind, die nicht den Anforderungen nach den 
Sätzen 9 und 10 entsprechen, oder

2. die bereits vor der Beschlussfassung der Gemeindevertretung oder des 
Hauptausschusses nach Satz 1 oder vor der Feststellung der Zulässigkeit 
des kassatorischen Bürgerbegehrens geleistet worden sind.

§ 81 Absatz 4 Nummer 3 bis 8 und Absatz 5 des Brandenburgischen Kommu-
nalwahlgesetzes gilt entsprechend. Die Gemeindevertretung stellt fest, ob das 
Quorum nach Satz 8 erreicht wurde; § 81 Absatz 6 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes gilt entsprechend. Ist das Quorum nach Satz 8 erreicht, ist 
die Angelegenheit den Bürgerinnen und Bürgern der Gemeinde zur Abstimmung 
vorzulegen (Bürgerentscheid); § 81 Absatz 7 des Brandenburgischen Kommu-
nalwahlgesetzes gilt entsprechend. Gegen die Entscheidung der Gemeinde-
vertretung über das Nichterreichen des Quorums nach Satz 8 können die Ver-
trauenspersonen gemeinsam unmittelbar die Verwaltungsgerichte anrufen. Die 
Entscheidung über das Erreichen des Quorums nach Satz 8 bewirkt, dass bis 
zum Bürgerentscheid eine dem Begehren entgegenstehende Entscheidung der 
Gemeindeorgane nicht mehr getroffen und entgegenstehende Vollzugshandlun-
gen nicht vorgenommen werden dürfen. Der Bürgerentscheid entfällt, wenn die 
Gemeindevertretung oder der Hauptausschuss die Durchführung der mit dem 
kassatorischen Bürgerbegehren verlangten Maßnahme beschließt.

(5) Ein Bürgerentscheid fi ndet nicht statt über

1. Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung und Auftragsangelegenheiten,
2. Fragen der inneren Organisation der Gemeindeverwaltung und der Gemein-

devertretung,
3. die Rechtsverhältnisse der Gemeindevertreterinnen und -vertreter, der Bür-

germeisterin oder des Bürgermeisters und der Gemeindebediensteten,
4. die Haushaltssatzung sowie die Wirtschaftspläne der kommunalen Unter-

nehmen,
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Gemeinde und ihrer kommunalen Unternehmen,

6. die Eröffnungsbilanz und den Jahresabschluss der Gemeinde und ihrer kom-
munalen Unternehmen sowie über den Gesamtabschluss,

7. Satzungen, in denen ein Anschluss- oder Benutzungszwang geregelt werden 
soll,

8. Entscheidungen in Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahren,
9. die Aufstellung, Änderung und Aufhebung von Bauleitplänen, Entscheidun-

gen nach § 36 des Baugesetzbuches und Angelegenheiten, über die im Rah-
men eines Planfeststellungsverfahrens oder eines förmlichen Verwaltungs-
verfahrens zu entscheiden ist.

(6) Bei einem Bürgerentscheid kann über die gestellte Frage nur mit „Ja“ oder 
„Nein“ abgestimmt werden. Die Frage ist in dem Sinne entschieden, in dem sie 
von der Mehrheit der gültigen Stimmen beantwortet wurde, sofern diese Mehrheit 
mindestens 25 Prozent der Stimmberechtigten beträgt. Bei Stimmengleichheit 
gilt die Frage als mit „Nein“ beantwortet. § 81 Absatz 9 des Brandenburgischen 
Kommunalwahlgesetzes gilt entsprechend. Wurde das nach Satz 2 letzter Teil-
satz erforderliche Quorum nicht erreicht, hat die Gemeindevertretung über die 
Angelegenheit zu entscheiden, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(7) Ein Bürgerentscheid, bei dem die nach Absatz 6 Satz 2 erforderliche Mehr-
heit von Jastimmen zustande gekommen ist, hat die Wirkung eines endgültigen 
Beschlusses der Gemeindevertretung. Er kann innerhalb von zwei Jahren nur 
durch einen neuen Bürgerentscheid, der auch aufgrund eines Beschlusses der 
Gemeindevertretung zustande kommen kann, geändert werden.

(8) Soweit in diesem Gesetz oder in der Hauptsatzung der Gemeinde nichts 
anderes bestimmt ist, gelten für die Durchführung des Bürgerentscheides die 
Vorschriften über die Wahl der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister im Bran-
denburgischen Kommunalwahlgesetz und in den aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen entsprechend.

§ 16
Hilfe in Verwaltungsangelegenheiten

(1) Die Gemeinde ist verpfl ichtet, ihren Einwohnerinnen und Einwohnern bei der 
Einleitung von Verwaltungsverfahren und Bürgerbegehren in den Grenzen ihrer 
Verwaltungskraft Hilfe zu leisten, auch wenn für deren Durchführung eine andere 
Behörde zuständig ist.

(2) Die Gemeinde hat Vordrucke für Anträge, Anzeigen und Meldungen, die ihr 
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von anderen Behörden überlassen werden, für ihre Einwohnerinnen und Ein-
wohner bereitzuhalten. Jede Person hat das Recht, Satzungen und sonstige 
ortsrechtliche Vorschriften einschließlich aller Anlagen und Pläne innerhalb der 
öffentlichen Sprechzeiten einzusehen und sich gegen Erstattung der dadurch 
entstehenden Kosten Abschriften geben zu lassen.

(3) Soweit Anträge beim Landkreis oder bei Landesbehörden einzureichen 
sind, hat die Gemeinde die Anträge entgegenzunehmen und unverzüglich an 
die zuständige Behörde weiterzuleiten. Die Einreichung bei der Gemeinde gilt 
als Antragstellung bei der zuständigen Behörde, soweit Bundesrecht nicht ent-
gegensteht. Dies gilt nicht für Anträge in Verfahren, in denen aufgrund von Zeit-
ablauf die Genehmigung als erteilt gilt. Rechtsbehelfe sind keine Anträge im 
Sinne dieses Gesetzes.

§ 17
Beiräte und Beauftragte

(1) Die Hauptsatzung kann vorsehen, dass die Gemeindevertretung zur Vertretung 
der Interessen von Personengruppen in der Gemeinde Beiräte oder Beauftragte 
wählt oder benennt. Die Hauptsatzung kann sowohl eine Beauftragte oder einen 
Beauftragten als auch einen Beirat zur Vertretung derselben Personengruppe vor-
sehen.

(2) Sind Beiräte oder Beauftragte vorgesehen, regelt die Hauptsatzung die 
Bezeichnung und die Personengruppen, deren Interessen vertreten werden 
sollen; im Falle der Beiräte regelt sie auch die Zahl der Mitglieder, die Anfor-
derungen an die Mitgliedschaft und das Wahl- oder Benennungsverfahren. Die 
Hauptsatzung kann Regelungen über die Grundzüge der inneren Ordnung der 
Beiräte treffen. Die Hauptsatzung kann vorsehen, dass Beiräte nach Absatz 1 
ganz oder teilweise unmittelbar gewählt werden.

(3) Den Beiräten und Beauftragten ist Gelegenheit zu geben, gegenüber der 
Gemeindevertretung zu Maßnahmen und Beschlüssen, die Auswirkungen auf 
ihren Aufgabenbereich haben, Stellung zu nehmen. Sie haben das Recht, sich an 
die Gemeindevertretung oder die Ausschüsse zu wenden. Das Nähere zum Ver-
fahren kann in der Hauptsatzung oder in der Geschäftsordnung geregelt werden.

(4) Mitglieder der Beiräte und ehrenamtlich tätige Beauftragte können eine ange-
messene Aufwandsentschädigung erhalten. Das Nähere regelt die Entschädi-
gungssatzung nach § 30 Absatz 4 Satz 5.
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Gleichberechtigung von Frau und Mann

(1) Die Gemeinden wirken auf die Gleichstellung von Frau und Mann in Beruf, 
öffentlichem Leben, Bildung und Ausbildung, Familie sowie in den Bereichen der 
sozialen Sicherheit hin.

(2) In amtsfreien Gemeinden ist eine Gleichstellungsbeauftragte durch die 
Gemeindevertretung zu benennen, die unmittelbar der hauptamtlichen Bür-
germeisterin oder dem hauptamtlichen Bürgermeister zugeordnet ist. In ihrer 
Funktion als Gleichstellungsbeauftragte besteht kein Weisungsrecht seitens der 
hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters. Die 
Gleichstellungsbeauftragte ist in Gemeinden mit mehr als 30 000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern hauptamtlich tätig. Die Gemeindevertretung kann eine stell-
vertretende Gleichstellungsbeauftragte bestellen.

(3) Der Gleichstellungsbeauftragten ist Gelegenheit zu geben, zu Maßnahmen 
und Beschlüssen, die Auswirkung auf die Gleichstellung von Frau und Mann 
haben, Stellung zu nehmen. Sie hat das Recht, sich an die Gemeindevertretung 
oder die Ausschüsse zu wenden. Das Nähere zum Verfahren kann in der Haupt-
satzung oder in der Geschäftsordnung geregelt werden.

(4) Amts- und Funktionsbezeichnungen, die in der Gemeinde verwendet werden, 
führen Frauen in weiblicher, Männer in männlicher Form.

§ 19
Beteiligung und Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen

(1) Die Gemeinde sichert Kindern und Jugendlichen in allen sie berührenden 
Gemeindeangelegenheiten Beteiligungs- und Mitwirkungsrechte.

(2) Die Hauptsatzung bestimmt, welche Formen zur eigenständigen Mitwirkung 
von Kindern und Jugendlichen in der Gemeinde geschaffen werden. Kinder und 
Jugendliche sind an der Entwicklung der Formen angemessen zu beteiligen.

(3) Die Gemeindevertretung kann sowohl eine Beauftragte oder einen Beauftrag-
ten als auch einen Beirat für die Angelegenheiten von Kindern und Jugendlichen 
benennen. Für die Beauftragte oder den Beauftragten oder den Beirat gilt § 17 
Absatz 3 und 4 entsprechend.

(4) Bei der Durchführung von Planungen und Vorhaben, die die Interessen von 
Kindern und Jugendlichen berühren, soll die Gemeinde in geeigneter Weise ver-
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merken, wie sie die Beteiligung nach Absatz 1 durchgeführt hat.

§ 20
Ehrenamtliche Tätigkeit

(1) Die Bürgerinnen und Bürger sind zur nebenberufl ichen Übernahme von Ver-
waltungsgeschäften für die Gemeinde (ehrenamtliche Tätigkeit) verpfl ichtet. 
Sie können die Übernahme einer ehrenamtlichen Tätigkeit nur aus wichtigem 
Grund ablehnen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn die oder 
der Verpfl ichtete Mitglied einer Gemeindevertretung oder eines Kreistages ist 
oder durch Alter, Berufs- und Familienverhältnisse oder sonstige in ihrer oder 
seiner Person liegende Umstände an der Übernahme der Tätigkeit gehindert 
ist. Die unbegründete Ablehnung einer ehrenamtlichen Tätigkeit kann durch die 
Gemeindevertretung mit Ordnungsgeld bis zu 1 000 Euro geahndet werden. 
Der Ablehnung stehen die Niederlegung und die tatsächliche Verweigerung der 
Ausübung der ehrenamtlichen Tätigkeit gleich.

(2) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 gelten nicht für die Tätigkeit als ehren-
amtliche Bürgermeisterin oder ehrenamtlicher Bürgermeister, Gemeindever-
treterin oder -vertreter, sachkundige Einwohnerin oder sachkundiger Einwoh-
ner, Ortsvorsteherin oder Ortsvorsteher, Mitglied eines Ortsbeirates sowie 
als Beiratsmitglied oder Beauftragte oder Beauftragter nach § 17 Absatz 1 
und § 18 Absatz 2 Satz 1.

§ 21
Verschwiegenheitspfl icht

(1) Ehrenamtlich Tätige haben, auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit, über die 
ihnen dabei bekannt gewordenen Angelegenheiten, deren Geheimhaltung ihrer 
Natur nach erforderlich, besonders vorgeschrieben, von der Gemeindevertre-
tung beschlossen oder von der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptver-
waltungsbeamten angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren. Sie dürfen die 
Kenntnis vertraulicher Angelegenheiten nicht unbefugt verwerten.

(2) Ehrenamtlich Tätige dürfen ohne Genehmigung über Angelegenheiten, über 
die sie Verschwiegenheit zu wahren haben, weder vor Gericht noch außerge-
richtlich aussagen oder Erklärungen abgeben.

(3) Die Genehmigung, als Zeugin oder Zeuge auszusagen, darf nur versagt wer-
den, wenn die Aussage dem Wohle des Bundes, des Landes, des Amtes oder 
der Gemeinde erhebliche Nachteile bereiten oder die Erfüllung öffentlicher Auf-
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(4) Sind ehrenamtlich Tätige Beteiligte in einem gerichtlichen Verfahren oder 
soll ihr Vorbringen der Wahrnehmung ihrer berechtigten Interessen dienen, so 
darf die Genehmigung auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 3 
erfüllt sind, nur versagt werden, wenn ein zwingendes öffentliches Interesse dies 
erfordert. Wird sie versagt, so ist der Schutz zu gewähren, den die öffentlichen 
Interessen zulassen.

(5) Die Genehmigung erteilt bei den von der Gemeindevertretung zur ehrenamt-
lichen Tätigkeit Verpfl ichteten die Gemeindevertretung, im Übrigen die Hauptver-
waltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte.

§ 22
Mitwirkungsverbot

(1) Die oder der ehrenamtlich Tätige darf weder beratend noch entscheidend 
mitwirken, wenn die Entscheidung einer Angelegenheit

1. ihr oder ihm selbst,
2. einer oder einem Angehörigen oder
3. einer von ihr oder ihm kraft Gesetzes oder kraft Vollmacht vertretenen natür-

lichen oder juristischen Person

einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann.

(2) Das Mitwirkungsverbot gilt auch, wenn die oder der ehrenamtlich Tätige

1. bei einer natürlichen Person, einer juristischen Person oder einer Vereinigung, 
der die Entscheidung einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann, 
gegen Entgelt beschäftigt ist und nach den tatsächlichen Umständen, ins-
besondere der Art ihrer oder seiner Beschäftigung, ein Interessenwiderstreit 
anzunehmen ist,

2. Mitglied des Vorstandes, des Aufsichtsrats oder eines gleichartigen Organs 
einer juristischen Person oder einer Vereinigung ist, der die Entscheidung 
einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann, es sei denn, sie 
oder er gehört dem genannten Organ als Vertreterin oder Vertreter oder auf 
Vorschlag der Gemeinde an und entgegenstehende Belange Dritter werden 
durch die Entscheidung nicht unmittelbar berührt, oder

3. in anderer als öffentlicher Eigenschaft in der Angelegenheit ein Gutachten 
abgegeben hat oder beratend oder entgeltlich tätig geworden ist.
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(3) Die Mitwirkungsverbote der Absätze 1 und 2 gelten nicht,

1. wenn der Vorteil oder Nachteil nur darauf beruht, dass jemand einer Berufs- 
oder Bevölkerungsgruppe angehört, deren gemeinsame Interessen durch 
die Angelegenheit berührt werden,

2. bei Beschlüssen über die Berufung oder Abberufung ehrenamtlich Tätiger,
3. bei Beschlüssen eines Kollegialorgans, durch die jemand als Vertretung der 

Gemeinde in Organe der in Absatz 2 Nummer 2 genannten Art entsandt oder 
aus ihnen abberufen wird, einschließlich der Beschlüsse, durch die Vor-
schläge für die Berufung in solche Organe gemacht werden, oder

4. bei gleichzeitiger Mitgliedschaft in der Vertretung einer anderen Gebiets-
körperschaft oder eines Amtes oder deren Ausschüssen, wenn der Gebiets-
körperschaft oder dem Amt durch die Entscheidung ein Vorteil oder Nachteil 
erwachsen kann.

(4) Wer annehmen muss, nach Absatz 1 oder 2 von der Mitwirkung ausge-
schlossen (befangen) zu sein, hat den Ausschließungsgrund unaufgefordert der 
zuständigen Stelle anzuzeigen und den Sitzungsraum zu verlassen. Bei einer 
öffentlichen Sitzung kann sie oder er sich in dem für die Zuhörer bestimmten 
Teil des Sitzungsraumes aufhalten. Sie oder er gilt in diesem Fall als nicht anwe-
send im Sinne dieses Gesetzes. Ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 oder 
2 vorliegen, stellt im Zweifelsfall bei den von der Gemeindevertretung zu ehren-
amtlicher Tätigkeit Verpfl ichteten die Gemeindevertretung, im Übrigen die Haupt-
verwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte fest. Verstöße gegen die 
Offenbarungspfl icht sind von der Gemeindevertretung durch Beschluss, von der 
Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten durch Bescheid 
festzustellen.

(5) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 sind

1. die durch Ehe oder eingetragene Lebenspartnerschaft verbundene Person,
2. Verwandte und Verschwägerte in gerader Linie sowie durch Annahme als 

Kind verbundene Personen,
3. Geschwister,
4. Kinder der Geschwister,
5. die mit den Geschwistern verheirateten oder in eingetragener Lebenspart-

nerschaft verbundenen Personen sowie deren Geschwister,
6. Geschwister der Eltern.

Der Ehe im Sinne der Nummern 1, 2 und 5 ist eine auf Dauer angelegte Lebens-
gemeinschaft gleichgestellt. Die unter den Nummern 1, 2 und 5 genannten Per-
sonen gelten nicht als Angehörige, wenn die Ehe, die eingetragene Lebenspart-
nerschaft oder die auf Dauer angelegte Lebensgemeinschaft nicht mehr besteht.
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Rechtswidrigkeit des Beschlusses nur dann zur Folge, wenn sie für das Abstim-
mungsergebnis entscheidend war. Im Übrigen gilt § 3 Absatz 4 Satz 1 entspre-
chend.

§ 23
Vertretungsverbot

(1) Ehrenamtlich Tätige, die in der Gemeindevertretung oder in einem beschlie-
ßenden Ausschuss mitwirken, dürfen in dem Bereich, in dem sie für die 
Gemeinde Entscheidungen treffen, Dritte berufsmäßig bei der Geltendmachung 
von Ansprüchen und Interessen gegenüber der Gemeinde nicht vertreten, es sei 
denn, dass sie als gesetzliche Vertretung handeln.

(2) Die Feststellung über das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 trifft 
die Gemeindevertretung bei den von der Gemeindevertretung zu ehrenamtlicher 
Tätigkeit Berufenen, im Übrigen die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Haupt-
verwaltungsbeamte.

§ 24
Entschädigung

Ehrenamtlich Tätige haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen und des Ver-
dienstausfalles. Der Verdienstausfall kann nach den Grundsätzen berechnet 
werden, die für die Gemeindevertreterinnen und -vertreter gelten.

§ 25
Haftung und Ahndung von Pfl ichtverletzungen

(1) Verletzt eine ehrenamtlich Tätige oder ein ehrenamtlich Tätiger vorsätzlich 
oder grob fahrlässig die ihr oder ihm obliegenden Pfl ichten, so hat sie oder er der 
Gemeinde den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen, soweit die Gemeinde 
nicht auf andere Weise Ersatz zu erlangen vermag. Haben ehrenamtlich Tätige 
den Schaden gemeinsam verursacht, so haften sie gesamtschuldnerisch.

(2) Hat die Gemeinde Dritten aufgrund rechtlicher Verpfl ichtung Schadensersatz 
geleistet, so ist der Rückgriff gegen die ehrenamtlich Tätige oder den ehrenamt-
lich Tätigen nur insoweit zulässig, als ihr oder ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässig-
keit zur Last fällt.
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(3) Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in 
dem die Gemeinde von dem Schaden und der ersatzpfl ichtigen Person Kenntnis 
erlangt hat, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren von der Begehung 
der Handlung an. Hat die Gemeinde einer oder einem Dritten Schadensersatz 
geleistet, so tritt an die Stelle des Zeitpunktes, in dem die Gemeinde von dem 
Schaden Kenntnis erlangt, der Zeitpunkt, in dem der Ersatzanspruch der oder 
des Dritten dieser oder diesem gegenüber von der Gemeinde anerkannt oder der 
Gemeinde gegenüber rechtskräftig festgestellt wird.

(4) Über die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen entscheidet 
bei von der Gemeindevertretung zur ehrenamtlichen Tätigkeit Verpfl ichteten 
die Gemeindevertretung, im Übrigen die Hauptverwaltungsbeamtin oder der 
Hauptverwaltungsbeamte. Unbeschadet von Satz 1 können Schadensersatzan-
sprüche auch von der zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde im Namen der 
Gemeinde geltend gemacht werden.

(5) Die schuldhafte Verletzung der Verschwiegenheitspfl icht nach § 21, der 
Offenbarungspfl icht nach § 22 Absatz 4 und des Vertretungsverbotes nach § 23 
kann durch die Gemeindevertretung mit Ordnungsgeld bis zu 1 000 Euro geahn-
det werden.

§ 26
Ehrenbürgerrecht und Ehrenbezeichnung

(1) Die Gemeinde kann Persönlichkeiten, die sich um sie besonders verdient 
gemacht haben, das Ehrenbürgerrecht verleihen. Die Verleihung an verstorbene 
Persönlichkeiten setzt voraus, dass die Berechtigten ihr Einverständnis erklären.

(2) Langjährig ehrenamtlich Tätigen kann nach ihrem Ausscheiden eine Ehren-
bezeichnung verliehen werden.

(3) Beschlüsse über die Verleihung oder die Entziehung des Ehrenbürgerrechts 
und über die Verleihung oder Entziehung einer Ehrenbezeichnung bedürfen einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder der Gemeinde-
vertretung.
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Innere Gemeindeverfassung

Abschnitt 1
Gemeindevertretung

§ 27
Zusammensetzung und Wahl der Gemeindevertretung

(1) Die Gemeindevertretung besteht aus den Gemeindevertreterinnen und -ver-
tretern sowie der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister als stimmberechtig-
tem Mitglied. In Städten führt die Gemeindevertretung die Bezeichnung Stadtver-
ordnetenversammlung und führen die Gemeindevertreterinnen und -vertreter die 
Bezeichnung Stadtverordnete.

(2) Die Gemeindevertreterinnen und -vertreter werden in allgemeiner, unmittel-
barer, freier, gleicher und geheimer Wahl von den Bürgerinnen und Bürgern der 
Gemeinde für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Das Nähere regelt das Bran-
denburgische Kommunalwahlgesetz.

§ 28
Zuständigkeiten der Gemeindevertretung

(1) Die Gemeindevertretung ist für alle Angelegenheiten der Gemeinde zustän-
dig, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(2) Der Gemeindevertretung ist die Entscheidung über folgende Angelegenheiten 
vorbehalten, die sie nicht auf andere Organe der Gemeinde übertragen darf:

1. die allgemeinen Grundsätze, nach denen die Verwaltung geführt werden soll; 
§ 60 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt,

2. die Hauptsatzung und die Geschäftsordnung der Gemeindevertretung,
3. die Bildung der Ausschüsse, die Feststellung über die Sitzverteilung und die 

Ausschussbesetzung nach § 41 Absatz 4, § 44 Absatz 2 Satz 4 und § 49 
Absatz 2,

4. die Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters, wenn diese oder die-
ser nicht unmittelbar durch die Bürgerinnen und Bürger gewählt wird, und die 
Wahl der Beigeordneten,

5. die Aufstellung allgemeiner Grundsätze zur Personalplanung und -ent-
wicklung hinsichtlich der Gemeindebediensteten im Rahmen der geltenden 
beamten-, arbeits- und tarifrechtlichen Vorschriften,
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6. die Bestellung der weiteren Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinde in 
Gremien von Unternehmen, Vereinen, juristischen Personen und sonstigen 
Einrichtungen,

7. die Bestellung und Abberufung der Leiterin oder des Leiters und der Prüferin-
nen und Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes,

8. die Verleihung und Aberkennung des Ehrenbürgerrechts und einer Ehren-
bezeichnung,

9. den Erlass, die Änderung und Aufhebung von Satzungen einschließlich ihrer 
Anlagen, des Flächennutzungsplans, sonstiger ortsrechtlicher Vorschriften 
und von Entgeltordnungen,

10. die Einführung und Änderung des Wappens, der Flagge und des Dienstsie-
gels,

11. die Änderung von Gemeindegrenzen, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt,

12. die Erweiterung der Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes über die 
Pfl ichtaufgaben nach § 102 Absatz 1 Satz 1 und 2 hinaus,

13. die Benennung von bewohnten Gemeindeteilen sowie der im Gemeindege-
biet befi ndlichen öffentlichen Straßen, Wege, Plätze und Brücken,

14. die Übernahme neuer Aufgabenbereiche, für die keine gesetzliche Verpfl ich-
tung besteht, sowie die Übertragung von Aufgaben auf andere Verwaltungs-
träger,

15. die Haushaltssatzung, den Höchstbetrag der Kassenkredite, die Änderung 
des Stellenplans, den Jahresabschluss, den Gesamtabschluss und die Ent-
lastung der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten,

16. die Zustimmung zu erheblichen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen,

17. Geschäfte über Vermögensgegenstände der Gemeinde, es sei denn, es han-
delt sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung oder der Wert des Ver-
mögensgegenstandes unterschreitet einen in der Hauptsatzung bestimmten 
Betrag, sowie das Stiftungsgeschäft über die Errichtung einer rechtsfähigen 
Stiftung bürgerlichen Rechts,

18. den Abschluss von Vergleichen, soweit es sich nicht um Geschäfte der lau-
fenden Verwaltung handelt,

19. die Errichtung, Übernahme, Erweiterung, Einschränkung und Aufl ösung 
öffentlicher Einrichtungen,

20. die Errichtung, Übernahme, Erweiterung, Einschränkung und Aufl ösung von 
Eigenbetrieben,

21. die Gründung, Übernahme, Aufl ösung und Veräußerung von Unternehmen 
im Sinne des § 92 Absatz 2 Nummer 2 bis 4, die sonstige Änderung der Höhe 
der Beteiligung sowie die Änderung des Unternehmenszwecks oder -gegen-
standes,

22. Art und Umfang der Beteiligung der Unternehmen, an denen die Gemeinde 
mehr als ein Viertel der Anteile hält oder deren Gesellschaftsvertrag oder 
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weiteren Unternehmen,

23. die Umwandlung der Rechtsform von Unternehmen im Sinne des § 92 
Absatz 2,

24. die Mitgliedschaft in Zweckverbänden und sonstigen Verbänden, in Vereinen 
und Vereinigungen, den Abschluss von Städtepartnerschaften und öffent-
lich-rechtlichen Vereinbarungen im Sinne des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg sowie deren Änderung, Aufhe-
bung und Kündigung,

25. alle sonstigen Angelegenheiten, die der Gemeindevertretung durch Rechts-
vorschrift zur Entscheidung zugewiesen sind.

(3) Stehen der Gemeinde in Gremien von Vereinen, juristischen Personen 
oder sonstigen Einrichtungen mehrere Sitze zu, so sind unbeschadet von § 53 
Absatz 5 die weiteren Vertreterinnen und Vertreter gemäß den §§ 40 und 41 
für die Dauer der Wahlperiode aus der Mitte der Gemeindevertretung zu bestel-
len oder vorzuschlagen, soweit die Gemeindevertretung nicht etwas anderes 
beschließt. Sie üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Vertreterinnen und 
Vertreter aus. Für die weiteren Vertreterinnen und Vertreter gilt § 12 Absatz 1 des 
Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes entsprechend. Die Gemeindever-
tretung kann den weiteren Vertreterinnen und Vertretern Richtlinien und Weisun-
gen erteilen. Die Sätze 1 bis 4 fi nden keine Anwendung, soweit durch Gesetz, 
aufgrund eines Gesetzes oder in Vereinbarungen über Formen der kommunalen 
Zusammenarbeit nach dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit im 
Land Brandenburg etwas anderes bestimmt ist.

(4) Die Gemeindevertretung kann über Angelegenheiten beschließen, über 
die der Hauptausschuss entscheiden kann. In der Hauptsatzung kann sich die 
Gemeindevertretung die Beschlussfassung für bestimmte Gruppen von Ange-
legenheiten vorbehalten, für die ansonsten der Hauptausschuss zuständig ist.

(5) Die Gemeindevertretung kontrolliert die Ausführung ihrer Entscheidungen.

§ 29
Kontrolle der Verwaltung

(1) Jede Gemeindevertreterin und jeder Gemeindevertreter kann im Rahmen 
ihrer oder seiner Aufgabenerfüllung von der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem 
Hauptverwaltungsbeamten Auskunft und Akteneinsicht verlangen. Zur Kontrolle 
der Verwaltung besteht der Auskunfts- und Akteneinsichtsanspruch in allen 
Angelegenheiten, in denen die Verbandskompetenz der Gemeinde gegeben ist. 
Das Verlangen auf Auskunft und Akteneinsicht soll unter Darlegung des konkre-



36 Brandenburgische Kommunalverfassung

Bb
gK

Ve
rf

ten Anlasses begründet werden. Auskunft und Akteneinsicht sind zu verweigern, 
wenn und soweit schutzwürdige Belange Betroffener oder Dritter oder ein drin-
gendes öffentliches Interesse entgegenstehen. Die Verweigerung ist schriftlich 
oder elektronisch zu begründen. Satz 1 gilt nicht für eine befangene Gemeinde-
vertreterin oder einen befangenen Gemeindevertreter.

(2) Die Geschäftsordnung kann vorsehen, dass die Gemeindevertreterin oder 
der Gemeindevertreter ihr oder sein Auskunftsrecht nach Absatz 1 auch im Rah-
men eines regelmäßigen Tagesordnungspunktes in der Sitzung der Gemeinde-
vertretung wahrnehmen kann. Nähere Bestimmungen zum Verfahren sind in der 
Geschäftsordnung zu regeln.

(3) Auf Verlangen der Gemeindevertretung sind die Amtsdirektorin oder der 
Amtsdirektor und in Angelegenheiten ihres Geschäftsbereiches auch die Bei-
geordneten verpfl ichtet, zu einem konkreten Tagesordnungspunkt an den Sit-
zungen der Gemeindevertretung teilzunehmen. Die Amtsdirektorin oder der 
Amtsdirektor kann bestimmen, dass an ihrer oder seiner Stelle eine der Stell-
vertretungen an der Sitzung teilnimmt. Auf Verlangen einer Gemeindevertreterin 
oder eines Gemeindevertreters sind die Hauptverwaltungsbeamtin oder der 
Hauptverwaltungsbeamte und die Beigeordneten verpfl ichtet, zu einem Punkt 
der Tagesordnung vor der Gemeindevertretung Stellung zu nehmen, soweit sie 
anwesend sind.

§ 30
Rechte der Gemeindevertreterinnen und -vertreter, 

Verordnungsermächtigung

(1) Die Gemeindevertreterinnen und -vertreter üben ihr Amt nach ihrer freien, 
dem Gemeinwohl verpfl ichteten Überzeugung im Rahmen des geltenden Rechts 
aus. Sie sind an Aufträge nicht gebunden.

(2) Die Gemeindevertreterinnen und -vertreter dürfen an der Bewerbung sowie 
an der Übernahme und Ausübung ihrer Tätigkeit nicht gehindert oder in ihrem 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis benachteiligt werden. Entgegenstehende Verein-
barungen sind nichtig. Stehen sie in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis, ist es 
unzulässig, sie aufgrund ihrer Tätigkeit als Gemeindevertreterin oder -vertreter 
zu entlassen oder ihnen aus diesem Grund zu kündigen. Den Gemeindevertre-
terinnen und -vertretern, die in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen, ist 
die für ihre Tätigkeit erforderliche freie Zeit zu gewähren.

(3) Jede Gemeindevertreterin und jeder Gemeindevertreter hat das Recht, in den 
Sitzungen der Gemeindevertretung sowie der Ausschüsse, in denen sie oder er 
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zu stellen und sie zu begründen (aktives Teilnahmerecht) sowie bei Beschlüssen 
ihre oder seine Stimme abzugeben. Sie oder er hat das Recht, auch an nicht-
öffentlichen Sitzungen der Ausschüsse, in denen sie oder er nicht Mitglied ist, als 
Zuhörerin oder Zuhörer teilzunehmen (passives Teilnahmerecht). Die Gemein-
devertreterin oder der Gemeindevertreter einer amtsangehörigen Gemeinde hat 
auch in den nichtöffentlichen Sitzungen des Amtsausschusses passives Teilnah-
merecht, soweit Belange der amtsangehörigen Gemeinde unmittelbar betroffen 
sind. In den Fällen der Sätze 2 und 3 steht der Gemeindevertreterin oder dem 
Gemeindevertreter ein Sitzungsgeld nicht zu. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für 
eine befangene Gemeindevertreterin oder einen befangenen Gemeindevertreter.

(4) Gemeindevertreterinnen und -vertreter haben Anspruch auf Ersatz ihrer Aus-
lagen und ihres Verdienstausfalls. Sie können eine angemessene Aufwandsent-
schädigung erhalten. Die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche 
Bürgermeister, die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung und ihre Stellver-
tretungen sowie die Vorsitzenden von Ausschüssen und Fraktionen können eine 
zusätzliche Aufwandsentschädigung erhalten. Sachkundige Einwohnerinnen und 
Einwohner können für die im Rahmen ihrer Mandatsausübung erfolgte Teilnahme 
an Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld erhalten. Das Nähere regelt eine Entschä-
digungssatzung. Das für Inneres zuständige Mitglied der Landesregierung kann 
durch Rechtsverordnung Regelungen über die Anspruchsvoraussetzungen für 
den Ersatz des Verdienstausfalls und der Aufwandsentschädigungen sowie deren 
Höchstsätze treffen.

§ 31
Pfl ichten der Gemeindevertreterinnen und -vertreter

(1) Die Gemeindevertreterinnen und -vertreter haben die ihnen aus der Mitglied-
schaft in der Gemeindevertretung erwachsenden Pfl ichten zu erfüllen. Sie haben 
insbesondere an den Sitzungen der Gemeindevertretung und der Ausschüsse, 
denen sie angehören, teilzunehmen.

(2) Für die Tätigkeit als Gemeindevertreterin oder -vertreter gelten die Vorschrif-
ten der §§ 21 bis 23 (Verschwiegenheitspfl icht, Mitwirkungsverbot, Vertretungs-
verbot) und 25 (Haftung und Ahndung von Pfl ichtverletzungen) mit folgenden 
Maßgaben:

1. die Pfl icht zur Verschwiegenheit kann ihnen gegenüber nur von der Gemein-
devertretung beziehungsweise vom Ausschuss angeordnet werden,

2. die Verschwiegenheitspfl icht besteht nicht für Mitglieder des Amtsausschus-
ses gegenüber ihrer Gemeindevertretung,
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3. die Genehmigung, als Zeugin oder Zeuge auszusagen, erteilt die Gemeinde-
vertretung,

4. die Offenbarungspfl icht über Ausschließungsgründe besteht gegenüber der 
oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung beziehungsweise der oder 
dem Ausschussvorsitzenden vor Eintritt in die Verhandlung,

5. ob die Voraussetzungen für ein Mitwirkungsverbot vorliegen, wird durch die 
Gemeindevertretung beziehungsweise den Ausschuss festgestellt,

6. ein Verstoß gegen die Offenbarungspfl icht wird von der Gemeindevertretung 
beziehungsweise vom Ausschuss festgestellt,

7. die Entscheidung über das Vorliegen der Voraussetzungen des § 23 trifft die 
Gemeindevertretung beziehungsweise der beschließende Ausschuss,

8. über die Geltendmachung eines Anspruches auf Schadensersatz gemäß 
§ 25 Absatz 1 bis 4 entscheidet die Gemeindevertretung; § 25 Absatz 4 
Satz 2 bleibt unberührt.

(3) Die Gemeindevertreterinnen und -vertreter haben der oder dem Vorsitzenden 
der Gemeindevertretung unverzüglich ihren Beruf, ihren Arbeitgeber oder Dienst-
herrn und die derzeitig ausgeübte Beschäftigung sowie andere vergütete oder 
ehrenamtliche Tätigkeiten mitzuteilen, soweit dies für die Ausübung ihres Manda-
tes von Bedeutung sein kann. Die Angaben dürfen nur zu Zwecken, die im Zusam-
menhang mit den Aufgaben der Gemeindevertretung stehen, verarbeitet werden. 
Nach Ablauf der Wahlperiode sind die gespeicherten Daten der ausgeschiedenen 
Mitglieder zu löschen.

§ 32
Fraktionen

(1) Fraktionen sind Vereinigungen von Mitgliedern der Gemeindevertretung. Eine 
Fraktion muss aus mindestens zwei Mitgliedern bestehen. Die hauptamtliche Bürger-
meisterin oder der hauptamtliche Bürgermeister kann nicht Mitglied einer Fraktion 
sein.

(2) Die Fraktionen wirken bei der Willensbildung und Entscheidungsfi ndung in der 
Gemeindevertretung mit. Sie können insoweit ihre Auffassung öffentlich darstellen. 
Ihre innere Ordnung muss demokratischen und rechtsstaatlichen Grundsätzen ent-
sprechen.

(3) Nähere Einzelheiten über die Bildung der Fraktionen, ihre Rechte und Pfl ich-
ten regelt die Geschäftsordnung.
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Vorsitz in der Gemeindevertretung

(1) Die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche Bürgermeister 
führt den Vorsitz in der Gemeindevertretung.

(2) In amtsfreien Gemeinden wählt die Gemeindevertretung aus ihrer Mitte die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die Stellvertretung oder Stellvertretun-
gen. Die Stellvertretungen werden einzeln in der Reihenfolge der Stellvertretung 
gewählt. Sind alle gewählten Stellvertretungen vorzeitig ausgeschieden oder 
sind im Falle der Verhinderung der oder des Vorsitzenden auch alle Stellvertre-
tungen verhindert, hat die Gemeindevertretung unverzüglich eine oder mehrere 
Stellvertretungen neu oder für die Dauer der Verhinderung zusätzlich zu wählen. 
Bis zu dieser Wahl nimmt die an Lebensjahren älteste, nicht verhinderte Gemein-
devertreterin oder der an Lebensjahren älteste, nicht verhinderte Gemeindever-
treter die Aufgaben der oder des Vorsitzenden wahr.

§ 34
Einberufung der Gemeindevertretung

(1) Die Gemeindevertretung tritt spätestens am 30. Tag nach ihrer Wahl 
zusammen. Die Einberufung zur ersten Sitzung erfolgt durch die Vorsitzende 
oder den Vorsitzenden der bisherigen Gemeindevertretung, zu allen weiteren 
Sitzungen durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der neuen Gemeinde-
vertretung. Im Übrigen ist die Gemeindevertretung einzuberufen, so oft es die 
Geschäftslage erfordert.

(2) Die Gemeindevertretung tagt grundsätzlich in Präsenzsitzung. Gemein-
devertreterinnen und -vertreter können, abgesehen von der konstituieren-
den Sitzung der Gemeindevertretung und von Tagesordnungspunkten, in 
denen geheime Wahlen durchzuführen sind, auf begründeten Antrag an der 
Sitzung per Video teilnehmen, soweit dies technisch möglich ist. Ein begrün-
deter Antrag liegt vor, wenn die Gemeindevertreterin oder der Gemeindever-
treter anderenfalls ihre oder seine persönliche Teilnahme an der Sitzung aus 
berufl ichen, familiären, gesundheitlichen oder vergleichbaren Gründen nicht 
ermöglichen kann. Näheres zu den Gründen und zum Antragsverfahren ist 
in der Geschäftsordnung zu regeln. Abweichend von Satz 2 kommt für die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden der jeweiligen Sitzung der Gemeindever-
tretung nur eine persönliche Teilnahme am Sitzungsort in Betracht. Gleiches 
gilt für die Hauptverwaltungsbeamtin oder den Hauptverwaltungsbeamten, es 
sei denn, sie oder er hält die Teilnahme per Video im Einzelfall ungeachtet 
tatsächlicher oder rechtlicher Unmöglichkeit der persönlichen Teilnahme für 
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erforderlich. Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, dass sich die 
am Sitzungsort anwesenden und die per Video teilnehmenden Mitglieder der 
Gemeindevertretung gegenseitig wahrnehmen können und die am Sitzungs-
ort anwesende Öffentlichkeit die Sitzung verfolgen kann. § 36 Absatz 3 fi ndet 
insoweit keine Anwendung. Die per Video Teilnehmenden haben bei der Teil-
nahme am nichtöffentlichen Teil der Sitzung sicherzustellen, dass die Nichtöf-
fentlichkeit gewahrt bleibt und keine weiteren Personen die Sitzung verfolgen 
können. Treten vor oder während der Sitzung technische Störungen auf, die 
eine Teilnahme oder weitere Teilnahme von per Video teilnehmenden Mit-
gliedern der Gemeindevertretung an der Sitzung über einen angemessenen 
Zeitraum hinaus verhindern, ist dies als entschuldigtes Fernbleiben zu werten. 
§ 38 Absatz 1 bleibt unberührt. Eine aus technischen Gründen verursachte 
kurzzeitige Teilnahme nur per Audio ist unbeachtlich.

(3) Die Gemeindevertretung ist unverzüglich einzuberufen, wenn

1. mindestens ein Fünftel der gesetzlichen Anzahl der Gemeindevertreterinnen 
und -vertreter oder die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwal-
tungsbeamte oder

2. mindestens ein Zehntel der gesetzlichen Anzahl der Gemeindevertreterinnen 
und -vertreter oder eine Fraktion unter Angabe des Beratungsgegenstandes 
frühestens drei Monate nach der letzten Sitzung der Gemeindevertretung

die Einberufung verlangen.

(4) Erfolgt eine Einberufung nicht, können die Einberufung und die Bekannt-
machung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung durch die Kommunalauf-
sichtsbehörde erfolgen.

(5) Die Form der Einberufung, die auch elektronisch sein kann, die regelmä-
ßige Ladungsfrist und die, den dringenden Angelegenheiten vorbehaltene, 
vereinfachte Einberufung unter verkürzter Ladungsfrist sind in der Geschäfts-
ordnung zu regeln.

(6) Die Gemeindevertretung kann mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder 
die Unterbrechung der Sitzung und deren Fortsetzung an einem anderen Termin 
beschließen, wenn die Tagesordnung in der laufenden Sitzung nicht abschlie-
ßend behandelt werden kann. Die Fortsetzungssitzung ist allein der Behandlung 
der noch offenen Tagesordnungspunkte derselben Tagesordnung vorbehalten. 
Der Beschluss über die Unterbrechung der Sitzung muss Zeit und Ort der Fort-
setzungssitzung bestimmen. Für die Fortsetzungssitzung ist eine erneute Ladung 
entbehrlich.
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alle fehlerhaft geladenen mitwirkungsberechtigten Mitglieder der Gemeindever-
tretung zu dem jeweiligen Tagesordnungspunkt erscheinen und kein fehlerhaft 
geladenes Mitglied den Einberufungsfehler rügt. Die Rüge kann auf einzelne 
Tagesordnungspunkte beschränkt werden. Sie ist gegenüber der oder dem Vor-
sitzenden der Gemeindevertretung spätestens bis zur Beschlussfassung über 
den jeweiligen Tagesordnungspunkt zu erheben.

§ 35
Tagesordnung der Gemeindevertretung

(1) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung setzt die Tagesordnung 
der Gemeindevertretung im Benehmen mit der Hauptverwaltungsbeamtin oder 
dem Hauptverwaltungsbeamten fest. In die Tagesordnung sind die Beratungs-
gegenstände aufzunehmen, die innerhalb einer in der Geschäftsordnung zu 
bestimmenden Frist von mindestens einem Zehntel der gesetzlichen Anzahl 
der Gemeindevertreterinnen und -vertreter oder einer Fraktion oder die von der 
Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten benannt wer-
den. Die Tagesordnung ist der Ladung zu den Sitzungen beizufügen.

(2) Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch Beschluss erweitert werden, 
wenn es sich um eine Angelegenheit handelt, die keinen Aufschub duldet. Ein 
Verstoß gegen die Öffentlichkeit der Sitzung liegt dann nicht vor. Tagesordnungs-
punkte dürfen nur mit Zustimmung der Person oder Personengruppe, die die 
Aufnahme des Tagesordnungspunktes nach Absatz 1 Satz 1 oder 2 veranlasst 
hat, abgesetzt werden.

§ 36
Öffentlichkeit der Sitzungen

(1) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Gemeindevertretung sind durch die 
Hauptverwaltungsbeamtin oder den Hauptverwaltungsbeamten entsprechend den 
Regelungen der Hauptsatzung öffentlich bekannt zu machen. Die Hauptsatzung 
muss eine angemessene Bekanntmachungsfrist bestimmen. Ein Verstoß gegen 
die Bekanntmachungspfl icht liegt nicht vor, wenn in Angelegenheiten, die keinen 
Aufschub dulden, die Gemeindevertretung in vereinfachter Form und unter ver-
kürzter Ladungsfrist einberufen wird oder die Gemeindevertretung ohne erneute 
Ladung zu einer Fortsetzungssitzung gemäß § 34 Absatz 6 zusammentritt.

(2) Die Sitzungen der Gemeindevertretung sind öffentlich. Die Öffentlichkeit 
ist auszuschließen, wenn überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder 
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berechtigte Interessen Einzelner es erfordern. Jedes Mitglied der Gemeindever-
tretung oder die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor kann im Einzelfall einen 
Antrag auf Feststellung der Voraussetzungen des Satzes 2 stellen. Über den 
Antrag ist in nichtöffentlicher Sitzung zu beraten und zu entscheiden. Der Antrag 
ist angenommen, wenn die Mehrheit der anwesenden Mitglieder der Gemeinde-
vertretung zustimmt.

(3) Die Zulässigkeit von Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeich-
nungen durch Presse, Rundfunk und ähnliche Medien kann in der Geschäfts-
ordnung geregelt werden. Gleiches gilt für von der Gemeindevertretung selbst 
veranlasste Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen. Im 
Übrigen sind Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen nur 
zulässig, wenn alle anwesenden Mitglieder der Gemeindevertretung zustimmen.

(4) Jede Person hat das Recht, Beschlussvorlagen der in öffentlichen Sitzungen 
zu behandelnden Tagesordnungspunkte einzusehen. Diese sind elektronisch auf 
der Internetseite der Gemeinde zur Verfügung zu stellen, soweit dies technisch 
möglich ist. Abweichend von Satz 2 können amtsangehörige Gemeinden die 
Internetseite des Amtes, Ortsgemeinden die Internetseite der Verbandsgemeinde 
und mitverwaltete Gemeinden die Internetseite der mitverwaltenden Gemeinde 
nutzen. Das Nähere kann die Hauptsatzung regeln. Soweit Beschlussvorlagen 
der in öffentlichen Sitzungen zu behandelnden Tagesordnungspunkte personen-
bezogene Daten enthalten, sind diese zu anonymisieren. Dies gilt nicht, wenn die 
personenbezogenen Daten zum Verständnis der Beschlussvorlagen erforderlich 
sind und durch die Veröffentlichung schutzwürdige Belange der betroffenen Per-
sonen nicht beeinträchtigt werden.

§ 37
Sitzungsleitung und Hausrecht

(1) Die oder der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Sitzung, handhabt die 
Ordnung und übt das Hausrecht aus.

(2) Die oder der Vorsitzende kann ein Mitglied der Gemeindevertretung zur Ord-
nung rufen, wenn dessen Verhalten den ordnungsgemäßen Ablauf der Sitzung 
stört. Mit dem dritten Ordnungsruf oder im Falle eines groben Verstoßes kann 
das Mitglied des Raumes verwiesen werden.

(3) Die Leitung der konstituierenden Sitzung der Gemeindevertretung in amtsfreien 
Gemeinden obliegt bis zur Wahl der oder des Vorsitzenden dem an Lebensjahren 
ältesten, nicht verhinderten Mitglied der neuen Gemeindevertretung.
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Beschlussfähigkeit

(1) Die Gemeindevertretung ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 
gesetzlichen Anzahl der Mitglieder anwesend ist. Die Gemeindevertretung gilt als 
beschlussfähig, solange die Beschlussunfähigkeit nicht auf Antrag eines Mitgliedes 
der Gemeindevertretung durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden festgestellt 
wird. Die oder der Vorsitzende hat die Beschlussunfähigkeit auch ohne Antrag fest-
zustellen, wenn weniger als ein Drittel der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder der 
Gemeindevertretung oder weniger als drei Mitglieder anwesend sind.

(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden 
und wird die Gemeindevertretung zur Verhandlung über denselben Gegenstand 
einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Anzahl der Anwesenden beschluss-
fähig. In der Ladung zu dieser Sitzung muss auf diese Rechtsfolge ausdrücklich 
hingewiesen werden.

(3) Ist mehr als die Hälfte der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder der Gemein-
devertretung befangen, so ist die Gemeindevertretung ohne Rücksicht auf die 
Anzahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlüsse bedürfen in 
diesem Fall der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde. Die Kommunal-
aufsichtsbehörde kann die Genehmigung aus Gründen des öffentlichen Wohls 
versagen.

§ 39
Beschlüsse

(1) Beschlüsse kommen durch Abstimmungen oder Wahlen zustande. Sofern 
nicht die Wahl gesetzlich vorgeschrieben ist, wird abgestimmt. Es wird offen 
abgestimmt. Auf Antrag einer in der Geschäftsordnung festzulegenden 
Anzahl von Mitgliedern der Gemeindevertretung ist namentlich abzustimmen. 
Die Geschäftsordnung kann vorsehen, dass auch auf Antrag einer Fraktion 
namentlich abzustimmen ist. Gewählt wird geheim, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist. Abweichungen können vor der jeweiligen Wahl einstim-
mig beschlossen werden.

(2) Beschlüsse werden, soweit das Gesetz oder in Angelegenheiten des Ver-
fahrens die Geschäftsordnung nichts anderes bestimmt, mit der Mehrheit der auf 
„Ja“ oder „Nein“ lautenden Stimmen gefasst. Schreibt das Gesetz Einstimmigkeit 
vor, so ist der Beschluss ohne Gegenstimme zu fassen.

(3) Die Beschlüsse der Gemeindevertretung oder deren wesentlicher Inhalt sind 
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in ortsüblicher Weise der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, soweit nicht im 
Einzelfall aus Gründen des öffentlichen Wohls oder zur Wahrung von Rechten 
Dritter etwas anderes beschlossen wird.

§ 40
Einzelwahlen

(1) Hat die Gemeindevertretung eine einzelne Person zu bestellen oder vorzu-
schlagen, wird diese nach dieser Vorschrift gewählt, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist.

(2) Stehen mehrere Personen zur Wahl, enthalten die Stimmzettel deren Vor- 
und Familiennamen. Die Stimmabgabe erfolgt durch Ankreuzen des Namens 
der Person oder durch Kennzeichnung auf andere zweifelsfreie Weise. Steht nur 
eine Person zur Wahl, enthalten die Stimmzettel deren Vor- und Familiennamen 
und lauten auf „Ja“ und „Nein“. Enthaltungen sind nicht zulässig. Ungültig sind 
Stimmen, wenn der Stimmzettel den Willen nicht zweifelsfrei erkennen lässt, 
einen Zusatz oder Vorbehalt enthält oder durchgestrichen, durchgerissen oder 
durchgeschnitten ist.

(3) Im ersten Wahlgang ist gewählt, wer die Stimmen der Mehrheit der gesetz-
lichen Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung erhält. Wird niemand 
gewählt, fi ndet ein zweiter Wahlgang statt.

(4) Der zweite Wahlgang fi ndet zwischen den beiden Personen statt, die im ers-
ten Wahlgang die höchste Stimmenzahl erhalten haben. Haben mehr als zwei 
Personen die höchste Stimmenzahl erhalten, fi ndet die Wahl zwischen diesen 
Personen statt. Hat eine Person die höchste und mehr als eine Person die zweit-
höchste Stimmenzahl erhalten, fi ndet die Wahl zwischen diesen Personen statt. 
Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los.

(5) Steht im ersten oder zweiten Wahlgang nur eine Person zur Wahl, so ist diese 
gewählt, wenn sie mehr Ja- als Nein-Stimmen erhalten hat. Wird die erforder-
liche Mehrheit nicht erreicht, ist die Wahl beendet. Es kann eine erneute Wahl 
stattfi nden.

(6) Wer nach dieser Vorschrift gewählt wurde, kann durch die Mehrheit der 
gesetzlichen Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung abgewählt werden, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
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Gremienwahlen

(1) Hat die Gemeindevertretung mehrere Mitglieder eines Gremiums zu bestel-
len oder vorzuschlagen, werden die Mitglieder und ihre Stellvertretungen nach 
dieser Vorschrift gewählt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist oder die 
Gemeindevertretung einstimmig ein anderes Verfahren beschließt.

(2) Die Sitze werden aufgrund von Vorschlägen der Fraktionen verteilt. Die Zahl 
der Sitze wird mit der Zahl der Mitglieder der Fraktion vervielfacht und durch 
die Zahl der Mitglieder aller Fraktionen geteilt. Jede Fraktion erhält zunächst so 
viele Sitze, wie sich für sie ganze Zahlen ergeben. Die weiteren Sitze sind in der 
Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchteile auf die Fraktionen zu verteilen. Bei 
gleichen Zahlenbruchteilen entscheidet das Los, soweit die betroffenen Fraktio-
nen keine Einigung erzielen. Erhält eine Fraktion, der mehr als die Hälfte der 
Mitglieder der Gemeindevertretung angehört, nicht mehr als die Hälfte der Sitze, 
so wird ihr von den nach Zahlenbruchteilen zu vergebenden Sitzen ein zusätz-
licher Sitz zugeteilt; weitere zu vergebende Sitze werden nach den Sätzen 3 und 
4 verteilt. Fraktionen, die eine Zählgemeinschaft bilden, sind bei dem Verfahren 
nach Satz 6 wie eine einheitliche Fraktion zu behandeln. Steht einem Mitglied 
einer Fraktion ein Sitz von Amts wegen zu, gilt § 136 Absatz 1 Satz 3 bis 5 ent-
sprechend.

(3) Jede Fraktion kann eine oder mehrere Stellvertretungen benennen. Diese 
können in dem jeweiligen Gremium jedes von der Fraktion vorgeschlagene Mit-
glied vertreten. Scheidet ein Mitglied aus, so geht der Sitz auf die in der Reihen-
folge erste Stellvertretung über.

(4) Die Gemeindevertretung entscheidet über die Mitglieder einschließlich der 
Stellvertretungen durch offenen Wahlbeschluss. Sie ist an die Vorschläge der 
Fraktionen gebunden.

(5) Wird der Beschluss nach Absatz 4 abgelehnt, können die Fraktionen neue 
Vorschläge unterbreiten. Wird der Beschluss erneut abgelehnt, werden die 
Mitglieder und ihre Stellvertretungen aufgrund von Listenwahlvorschlägen der 
Fraktionen gewählt. Jedes Mitglied der Gemeindevertretung mit Ausnahme der 
hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters hat 
eine Stimme, die es einem Listenwahlvorschlag geben kann. Die Sitze werden 
entsprechend Absatz 2 Satz 2 bis 5 und Satz 8 nach der Anzahl der gültigen 
Stimmen auf die Listenwahlvorschläge verteilt. Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt ent-
sprechend.

(6) Auf Antrag einer Fraktion ist eine Neubesetzung nach Absatz 2 bis 5 vorzu-
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nehmen, wenn die Gemeindevertretung dies mit der Mehrheit der gesetzlichen 
Anzahl ihrer Mitglieder beschließt oder wenn sich nach der Wahl das Stärkever-
hältnis der Fraktionen in einer Weise geändert hat, dass hiervon die Sitzvertei-
lung nach Absatz 2 berührt wäre.

(7) Wer nach dieser Vorschrift gewählt wurde, kann durch die Mehrheit der 
gesetzlichen Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung aus wichtigem 
Grund abgewählt werden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn 
die oder der Betroffene in dem Gremium gegen eine verbindliche Richtlinie 
oder Weisung der Gemeindevertretung gehandelt hat oder wenn dies ernsthaft 
zu besorgen ist. 

§ 42
Niederschrift

(1) Über jede Sitzung der Gemeindevertretung ist eine Niederschrift zu fertigen. 
Sie muss mindestens

1. Angaben über die Art der Sitzung, insbesondere, ob es sich um eine Prä-
senz-, Hybrid-, Video- oder Audiositzung handelte,

2. die Zeit und den Ort der Sitzung,
3. die Namen der Teilnehmenden,
4. die Tagesordnung einschließlich der Angabe, welche Tagesordnungspunkte 

in öffentlicher und welche in nichtöffentlicher Sitzung behandelt wurden,
5. den vollständigen Wortlaut der Anträge und Beschlüsse sowie
6. die Ergebnisse der Wahlen und Abstimmungen

enthalten.

(2) Jedes Mitglied der Gemeindevertretung kann verlangen, dass in der Nieder-
schrift festgehalten wird, wie es gestimmt hat. Dies gilt nicht bei geheimer Stimm-
abgabe. Tonaufzeichnungen zur Erleichterung der Niederschrift sind zulässig.

(3) Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
schriftlich oder durch elektronischen Schriftformersatz zu unterzeichnen, der 
Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten zur Kenntnis zu 
geben und spätestens zur nächsten ordentlichen Sitzung vorzulegen. Über Ein-
wendungen gegen die Niederschrift entscheidet die Gemeindevertretung spätes-
tens in der auf die Vorlage der Niederschrift folgenden Sitzung. Zur Prüfung der 
Erforderlichkeit von Einwendungen gegen die Niederschrift kann jedes Mitglied 
der Gemeindevertretung auf die Tonaufzeichnungen der betreffenden Sitzung 
zugreifen. Nachdem die Niederschrift vorgelegen hat und über etwaige Einwen-
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der betreffenden Sitzung zu löschen.

§ 43
Erhaltung kommunaler Entscheidungsfähigkeit in außergewöhnlichen 

Notlagen

(1) Ist ein Zusammentreten der Gemeindevertretung an einem Sitzungsort auf-
grund einer außergewöhnlichen Notlage so wesentlich erschwert, dass eine 
ordnungsgemäße Sitzungsdurchführung unzumutbar wäre, kann die Gemeinde-
vertretung mit zwei Dritteln der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder eine außer-
gewöhnliche Notlage feststellen, um für die Dauer der Notlage unter den erleich-
terten Bedingungen des Absatzes 2 zu tagen. Soll die außergewöhnliche Notlage 
bereits in einer Video-, Audio- oder kombinierten Video- und Audiositzung nach 
Absatz 2 festgestellt werden, so ist in diesem Fall der Beschluss nach Satz 1 zu 
Beginn dieser Sitzung zu fassen. Der Beschluss nach Satz 1 ist unter Berück-
sichtigung der Art der Notlage angemessen zeitlich zu befristen beziehungsweise 
vorzeitig aufzuheben, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht mehr vor-
liegen. Soll die außergewöhnliche Notlage bereits wieder in einer Präsenzsitzung 
aufgehoben werden, so ist in diesem Fall der Beschluss über die Aufhebung der 
Notlage zu Beginn dieser Präsenzsitzung zu fassen.

(2) In einer nach Absatz 1 festgestellten außergewöhnlichen Notlage nehmen 
alle Mitglieder der Gemeindevertretung per Video oder Audio an der Sitzung der 
Gemeindevertretung teil. Eine Teilnahme per Audio ist nur zulässig, wenn eine 
Videoteilnahme aus technischen oder sonstigen Gründen nicht umsetzbar ist. 
Die per Video oder Audio Teilnehmenden haben bei der Teilnahme am nicht-
öffentlichen Teil der Sitzung sicherzustellen, dass die Nichtöffentlichkeit gewahrt 
bleibt und keine weiteren Personen die Sitzung verfolgen können. § 34 Absatz 2 
Satz 10 und 11 ist entsprechend anzuwenden. Die Öffentlichkeit wird über die 
allgemeine Bekanntmachung der Zugangsmöglichkeiten oder Zugangsdaten zu 
der Videositzung oder im Falle des Satzes 2 kombinierten Video- und Audio-
sitzung oder Audiositzung hergestellt. § 36 Absatz 3 fi ndet für Sitzungen nach 
diesem Absatz keine Anwendung.

(3) Die Durchführung von geheimen Wahlen ist in einer Sitzung nach Absatz 2 
nicht zulässig. Geheime Wahlen erfolgen im Nachgang der jeweiligen Sitzung 
durch Briefwahlen. Es gelten die allgemeinen Wahlrechtsgrundsätze. Die 
Bestimmungen des § 45 Absatz 3 bis 5 des Brandenburgischen Kommunalwahl-
gesetzes zur Zurückweisung von Wahlbriefen sowie zu den Auslegungsregeln 
fi nden entsprechende Anwendung. Das Ergebnis der Briefwahl ist in die Nieder-
schrift aufzunehmen.
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(4) Die Feststellung der außergewöhnlichen Notlage für Sitzungen der Gemein-
devertretung sowie deren Aufhebung ist der nach § 110 Absatz 1 oder 2 zustän-
digen Kommunalaufsichtsbehörde anzuzeigen.

§ 44
Ausschüsse; Verfahren in den Ausschüssen

(1) Die Gemeindevertretung kann zur Vorbereitung ihrer Beschlüsse und zur 
Kontrolle der Verwaltung aus ihrer Mitte ständige oder zeitweilige Ausschüsse 
bilden. Die Ausschüsse können der Gemeindevertretung Empfehlungen geben.

(2) Für die Verteilung der Sitze in den Ausschüssen nach Absatz 1 gilt § 41 
Absatz 2 und 3 entsprechend, soweit nicht die Gemeindevertretung einstimmig 
eine andere Verteilung beschließt. Die Fraktionen benennen entsprechend ihrem 
Vorschlagsrecht die Ausschussmitglieder und ihre Stellvertretungen gegenüber 
der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung. Die Fraktionen können 
ihre Ausschussmitglieder und ihre Stellvertretungen jederzeit austauschen. Die 
Gemeindevertretung kann die Sitzverteilung und die namentliche Ausschussbe-
setzung durch deklaratorischen Beschluss feststellen.

(3) Die Hauptsatzung kann vorsehen, dass Fraktionen, auf die kein Sitz entfallen 
ist, berechtigt sind, ein zusätzliches Mitglied mit aktivem Teilnahmerecht in den 
Ausschuss zu entsenden.

(4) Die Gemeindevertretung kann Einwohnerinnen und Einwohner, die nicht 
gemäß § 12 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes an der Mitglied-
schaft in der Vertretung gehindert und nicht Mitglied der Gemeindevertretung 
sind, zu beratenden Mitgliedern ihrer Ausschüsse berufen (sachkundige Ein-
wohnerinnen und Einwohner). Sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner 
haben ein aktives Teilnahmerecht in dem Ausschuss, in den sie berufen sind. Sie 
können nicht Ausschussvorsitzende oder stellvertretende Ausschussvorsitzende 
sein und haben keine Stellvertretung. § 30 Absatz 1, 2 und 4, § 31 Absatz 2 und 
3, § 34 Absatz 2 sowie § 43 Absatz 2 gelten entsprechend. In der Geschäftsord-
nung kann eine Höchstzahl sachkundiger Einwohnerinnen und Einwohner in den 
einzelnen Ausschüssen festgelegt werden.

(5) Die Ausschussvorsitze werden nach dem Höchstzahlverfahren nach d´Hondt 
in der Reihenfolge der Höchstzahlen auf die Fraktionen verteilt. Bei gleichen 
Höchstzahlen entscheidet das Los, sofern die betroffenen Fraktionen keine 
Einigung erzielen. Steht einer Fraktion das Benennungsrecht nur noch für Aus-
schüsse zu, in denen sie nicht vertreten ist, wird sie für den Ausschussvorsitz 
nicht berücksichtigt. Die berechtigte Fraktion benennt die Vorsitzende oder 
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Gemeindevertretung aus dem Kreis der Ausschussmitglieder. Die Fraktion kann 
jederzeit ein anderes Ausschussmitglied als Vorsitzende oder Vorsitzenden 
benennen. Wird ein zusätzlicher Ausschuss gebildet, steht das Benennungsrecht 
der Fraktion mit der höchsten nicht berücksichtigten Höchstzahl zu, es sei denn, 
eine Fraktion mit gleicher oder höherer Höchstzahl widerspricht. In diesem Fall 
und in jedem anderen Fall einer Neu- oder Umbildung von Ausschüssen sind 
alle betroffenen Ausschussvorsitze neu zu verteilen. Die Ausschüsse können aus 
ihrer Mitte eine oder mehrere Stellvertretungen der oder des Vorsitzenden wäh-
len. Die Geschäftsordnung kann ein von Satz 1 bis 8 abweichendes Verfahren 
vorsehen; das Stärkeverhältnis der Fraktionen soll hierbei berücksichtigt werden. 
Die Gemeindevertretung kann einstimmig eine andere Verteilung beschließen.

(6) Ausschüsse können auf Antrag einer Fraktion aufgelöst, neu- oder umgebil-
det werden. Ein Ausschuss muss auf Antrag einer Fraktion neu gebildet werden, 
wenn seine Zusammensetzung nicht mehr den Stärkeverhältnissen der Fraktio-
nen entspricht.

(7) Die Ausschüsse werden von der oder dem Ausschussvorsitzenden im Beneh-
men mit der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten ein-
berufen, sooft es die Geschäftslage erfordert.

(8) Die Öffentlichkeit soll über Zeit und Ort der Ausschusssitzungen in geeigneter 
Weise unterrichtet werden.

(9) Im Übrigen gelten für das Verfahren in den Ausschüssen die Bestimmungen 
über das Verfahren in der Gemeindevertretung mit Ausnahme des § 39 Absatz 3 
und des § 43 Absatz 4 entsprechend. Ein Anspruch auf Sitzungsteilnahme per 
Video gemäß § 34 Absatz 2 Satz 2 besteht nur im Rahmen des aktiven Teilnah-
merechts. Die Rechte nach § 34 Absatz 3 Nummer 1 und § 35 Absatz 1 Satz 2 
können auch von mindestens zwei stimmberechtigten Ausschussmitgliedern gel-
tend gemacht werden. Die Regelungen nach § 29 Absatz 3 Satz 1 und 2 gelten 
für die hauptamtliche Bürgermeisterin oder den hauptamtlichen Bürgermeister 
entsprechend.

Abschnitt 2
Ortsteile

§ 45
Bildung von Ortsteilen

(1) Im Gebiet einer amtsfreien Gemeinde können Ortsteile gebildet werden, 
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wenn ausreichend große, räumlich getrennte, bewohnte Gemeindeteile vor-
handen sind. Das Nähere regelt die Hauptsatzung. Schließen sich Gemeinden 
zusammen, kann im Gebietsänderungsvertrag die Bildung von Ortsteilen gere-
gelt werden. Die Vereinbarungen des Gebietsänderungsvertrages, die Ortsteile 
betreffen und der Hauptsatzung vorbehalten sind, sind in die Hauptsatzung der 
aufnehmenden oder neu gebildeten Gemeinde zu übernehmen. Für jede am 
Zusammenschluss beteiligte Gemeinde kann nur ein Ortsteil gebildet werden. 
Satz 5 gilt nicht, wenn eine Gemeinde bereits Ortsteile gebildet hat oder in ihrem 
Gebiet ausreichend große, räumlich getrennte, bewohnte Gemeindeteile vorhan-
den sind.

(2) Der Gebietsänderungsvertrag oder die Hauptsatzung können bestimmen, 
ob in dem Ortsteil ein Ortsbeirat oder eine Ortsvorsteherin oder ein Ortsvor-
steher (Ortsteilvertretung) gewählt oder der Ortsteil ohne Ortsteilvertretung 
gebildet wird. Wird ein Ortsbeirat gewählt, wählt dieser aus seiner Mitte für die 
Dauer seiner Wahlperiode die Ortsvorsteherin oder den Ortsvorsteher, die oder 
der zugleich Vorsitzende oder Vorsitzender des Ortsbeirates ist, und ihre oder 
seine Stellvertretung. Die Amtszeit der direkt gewählten Ortsvorsteherin oder 
des direkt gewählten Ortsvorstehers und die Wahlperiode des direkt gewählten 
Ortsbeirates sowie das Wahlverfahren richten sich nach den Bestimmungen des 
Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes. Der Ortsbeirat besteht gemäß den 
Festlegungen in dem Gebietsänderungsvertrag oder in der Hauptsatzung aus 
mindestens drei und höchstens neun Mitgliedern. In Ortsteilen mit bis zu 500 
Einwohnern kann die Wahl in einer Bürgerversammlung erfolgen.

(3) Scheitert bei zwei aufeinanderfolgenden Neuwahlen jede direkte Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers oder des Ortsbeirates, so liegt ein Orts-
teil ohne Ortsteilvertretung vor. Die sich durch den Statuswechsel ergebende 
Änderung der Hauptsatzung ist von der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem 
Hauptverwaltungsbeamten vorzunehmen und öffentlich bekannt zu machen.

(4) Abweichend von Absatz 2 kann der Gebietsänderungsvertrag regeln, dass bis 
zum Ablauf der Kommunalwahlperiode die ehrenamtliche Bürgermeisterin Orts-
vorsteherin oder der ehrenamtliche Bürgermeister Ortsvorsteher und Mitglieder 
der Gemeindevertretung Mitglieder des Ortsbeirates sind. Absatz 2 Satz 4 fi ndet 
in diesem Fall keine Anwendung. § 7 Absatz 4 gilt entsprechend.

(5) Die Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher und die Mitglieder des Ortsbeira-
tes können eine angemessene Aufwandsentschädigung erhalten. § 30 Absatz 4 
Satz 5 und 6 fi ndet entsprechend Anwendung.
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Ortsbeirat

(1) Der Ortsbeirat ist vor der Beschlussfassung der Gemeindevertretung oder 
des Hauptausschusses in folgenden Angelegenheiten zu hören:

1. die Planung von Investitionsvorhaben in dem Ortsteil,
2. die Aufstellung, Änderung und Aufhebung des Flächennutzungsplans sowie 

von Satzungen nach dem Baugesetzbuch und bauordnungsrechtlichen Sat-
zungen, soweit sie sich auf den Ortsteil beziehen,

3. die Planung, Errichtung, Übernahme, wesentliche Änderungen und Aufhe-
bung von öffentlichen Einrichtungen in dem Ortsteil,

4. der Aus- und Umbau sowie zu Entscheidungen über Straßen, Wege und 
Plätze in dem Ortsteil,

5. die Änderung der Grenzen des Ortsteils und
6. die Erstellung des Haushaltsplans.

Die Hauptsatzung oder der Gebietsänderungsvertrag können weitere Anhö-
rungsrechte bestimmen. Für die Anhörung nach den Sätzen 1 und 2 ist dem 
Ortsbeirat eine angemessene Frist einzuräumen. Eine Anhörung fi ndet nicht 
statt, wenn der Ortsbeirat tatsächlich oder rechtlich an der Wahrnehmung seines 
Anhörungsrechts gehindert ist.

(2) Der Ortsbeirat kann zu allen den Ortsteil betreffenden Angelegenheiten Vor-
schläge unterbreiten und Anträge stellen. Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der 
Hauptverwaltungsbeamte legt, wenn sie oder er nicht selbst zuständig ist, die Vor-
schläge und Anträge der Gemeindevertretung oder dem zuständigen Ausschuss 
zur Beratung und Entscheidung vor. Der Ortsbeirat ist über die Entscheidung zu 
unterrichten.

(3) Die Hauptsatzung oder der Gebietsänderungsvertrag können bestimmen, 
dass der Ortsbeirat über folgende Angelegenheiten entscheidet:

1. die Reihenfolge von Unterhaltung, Instandsetzung und Ausbau von Straßen, 
Wegen und Plätzen einschließlich der Nebenanlagen, deren Bedeutung nicht 
über den Ortsteil hinausgeht,

2. die Pfl ege des Ortsbildes und Pfl ege und Ausgestaltung von öffentlichen 
Park- und Grünanlagen, Friedhöfen, Badestellen sowie Boots- und Kahn-
anlegestellen in dem Ortsteil und

3. die Unterhaltung, Nutzung und Ausstattung der öffentlichen Einrichtungen, 
deren Bedeutung nicht über den Ortsteil hinausgeht.

Ist der Ortsbeirat tatsächlich oder rechtlich an der Ausübung seines Entschei-
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dungsrechts gehindert, so tritt an seine Stelle die Gemeindevertretung. Sie ent-
scheidet mit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl ihrer Mitglieder.

(4) In der Hauptsatzung können dem Ortsbeirat weitere Entscheidungsrechte 
über Angelegenheiten seines Gebietes eingeräumt werden.

(5) Dem Ortsbeirat obliegt die eigenverantwortliche Entscheidungsbefugnis über 
ortsteilbezogene Aufwendungen und Auszahlungen im Rahmen eines durch die 
Gemeindevertretung der Höhe nach festzulegenden Ortsteilbudgets. Das Recht 
der Gemeindevertretung zum Erlass der Haushaltssatzung bleibt unberührt. Die 
Gewährung von Mitteln nach Absatz 6 bleibt unberührt.

(6) Zur Förderung von Vereinen und Verbänden, zur Förderung und für die 
Durchführung von Veranstaltungen der Heimatpfl ege, des Brauchtums und 
der Fremdenverkehrsentwicklung sowie für Ehrungen und Jubiläen kann die 
Gemeindevertretung dem Ortsbeirat Mittel zur Verfügung stellen. Das Recht der 
Gemeindevertretung zum Erlass der Haushaltssatzung bleibt unberührt.

(7) Auf die Mitglieder des Ortsbeirates und das Verfahren im Ortsbeirat fi nden 
die Vorschriften des § 30 Absatz 1, 2 und 3 Satz 1 und der §§ 31, 34 bis 40 
sowie 42 und 43 Absatz 1 bis 3 entsprechend Anwendung. § 38 Absatz 1 Satz 3 
fi ndet keine Anwendung auf Ortsbeiräte mit drei Mitgliedern. Die Mitglieder des 
Ortsbeirates haben in den nichtöffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung 
und ihrer Ausschüsse ein passives Teilnahmerecht, soweit Angelegenheiten des 
Ortsteils unmittelbar betroffen sind. Die Geschäftsordnung der Gemeindevertre-
tung gilt für den Ortsbeirat entsprechend, soweit der Ortsbeirat in einer eigenen 
Geschäftsordnung nichts Abweichendes regelt.

(8) Die Beschlüsse nach den Absätzen 3 und 4 sind der Hauptverwaltungsbe-
amtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten unverzüglich zur Kenntnis zu geben. 
Die Gemeindevertretung kann die Beschlüsse innerhalb von acht Wochen nach 
ihrem Zugang bei der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungs-
beamten mit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl ihrer Mitglieder ändern oder 
aufheben.

(9) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister, die Amtsdirektorin oder der 
Amtsdirektor sowie die Gemeindevertreterinnen und -vertreter haben in den 
Sitzungen des Ortsbeirates ein aktives Teilnahmerecht. § 22 gilt entsprechend.

(10) Die Vorschriften des § 54 Absatz 1 Nummer 2 und des § 55 Absatz 1 bis 3 
und 5 fi nden entsprechend Anwendung. § 55 Absatz 1 Satz 3 gilt mit der Maß-
gabe, dass die Beanstandung von Beschlüssen des Ortsbeirates innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen nach Zugang der Niederschrift der Sitzung des Ortsbeira-
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Ortsvorsteherin oder dem Ortsvorsteher erfolgen muss.

§ 47
Ortsvorsteherin, Ortsvorsteher

(1) Die Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher vertritt den Ortsteil gegenüber den 
Organen der Gemeinde. Sie oder er hat in den öffentlichen und nichtöffentlichen 
Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer Ausschüsse ein aktives Teilnahme-
recht, soweit Angelegenheiten des Ortsteils berührt sind. Im Rahmen ihres oder 
seines aktiven Teilnahmerechts gilt § 34 Absatz 2 entsprechend. Die Ortsvorste-
herin oder der Ortsvorsteher hat zudem die Rechte zur Kontrolle der Verwaltung 
in entsprechender Anwendung des § 29 Absatz 1, soweit Belange des Ortsteils 
unmittelbar betroffen sind.

(2) Soweit kein Ortsbeirat zu wählen ist, nimmt die Ortsvorsteherin oder der Orts-
vorsteher die nach diesem Gesetz dem Ortsbeirat obliegenden Aufgaben mit 
Ausnahme der diesem nach § 46 Absatz 3 bis 5 eingeräumten Befugnisse wahr. 
Die Regelungen des § 30 Absatz 1 und 2, des § 31 Absatz 3 sowie des § 51 
Absatz 2 Satz 1 fi nden entsprechend Anwendung.

§ 48
Aufhebung und Umwandlung sowie Änderung der Ortsteile; Änderung 

sonstiger ortsteilbezogener Bestimmungen

(1) Ortsteile können abweichend von § 4 Absatz 2 Satz 1 durch Änderung der 
Hauptsatzung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 aufgehoben oder in ihrem 
Gebiet geändert werden.

(2) Die Aufhebung des Ortsteils mit Ortsbeirat bedarf der Mehrheit von zwei Drit-
teln der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung sowie der 
Zustimmung des Ortsbeirates. Die Hauptsatzung kann bestimmen, dass anstelle 
der Zustimmung des Ortsbeirates ein Bürgerentscheid in dem Ortsteil durchzu-
führen ist. Die Aufhebung des Ortsteils mit einer direkt gewählten Ortsvorsteherin 
oder einem direkt gewählten Ortsvorsteher bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln 
der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung und, wenn die 
Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher der Aufhebung widerspricht, eines Bür-
gerentscheides in dem Ortsteil. Der Aufhebung eines Ortsteils mit Ortsteilvertre-
tung steht die Umwandlung eines Ortsteils mit Ortsteilvertretung in einen Ortsteil 
ohne Ortsteilvertretung gleich. § 45 Absatz 3 bleibt unberührt.
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(3) Die Aufhebung des Ortsteils ohne Ortsteilvertretung bedarf der Mehrheit von 
zwei Dritteln der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung 
und ist nur dann zulässig, wenn sich die Stimmberechtigten des Ortsteils in dem 
durchzuführenden Bürgerentscheid nicht für den Erhalt des Ortsteils ausgespro-
chen haben.

(4) Für Bürgerentscheide im Sinne der Absätze 2 und 3 gilt § 15 Absatz 6 bis 8 
entsprechend.

(5) Die Änderung des Ortsteils oder seiner Vertretung und die Änderung sonsti-
ger ortsteilbezogener Bestimmungen in der Hauptsatzung bedürfen der Mehrheit 
von zwei Dritteln der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung 
und in Ortsteilen mit Ortsteilvertretung der Anhörung der Ortsteilvertretung.

Abschnitt 3
Hauptausschuss

§ 49
Zusammensetzung

(1) In amtsfreien Gemeinden ist ein Hauptausschuss zu bilden. Amtsangehörige 
Gemeinden können in ihrer Hauptsatzung bestimmen, dass ein Hauptausschuss zu 
bilden ist.

(2) Der Hauptausschuss besteht aus Gemeindevertreterinnen und -vertre-
tern und der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister als stimmberechtigtem 
Mitglied. Die Gemeindevertretung legt in ihrer ersten Sitzung die Anzahl der 
Gemeindevertreterinnen und -vertreter, die Mitglied des Hauptausschusses sind, 
fest und bestellt die Mitglieder nach § 41 aus ihrer Mitte für die Dauer der Wahl-
periode. Die Mitglieder des Hauptausschusses wählen aus ihrer Mitte die Vor-
sitzende oder den Vorsitzenden, sofern nicht die Gemeindevertretung in ihrer 
ersten Sitzung beschließt, dass die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister den 
Vorsitz des Hauptausschusses führt, sowie einen oder mehrere Stellvertreterin-
nen und Stellvertreter. § 33 Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(3) Bei der Neubesetzung des Hauptausschusses gemäß § 41 Absatz 6 sind die 
oder der Vorsitzende, sofern nicht die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 
den Vorsitz führt, und die Stellvertretung neu zu wählen.
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Zuständigkeit und Verfahren

(1) Der Hauptausschuss hat die Arbeiten der Ausschüsse aufeinander abzustim-
men und kann zu jeder Stellungnahme eines anderen Ausschusses eine eigene 
Stellungnahme gegenüber der Gemeindevertretung abgeben.

(2) Der Hauptausschuss beschließt über diejenigen Angelegenheiten, die nicht 
der Beschlussfassung der Gemeindevertretung bedürfen und die nicht der 
Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten obliegen. Er 
kann auch über Angelegenheiten nach § 54 Absatz 1 Nummer 5 beschließen, 
wenn sie ihm von der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbe-
amten zur Beschlussfassung vorgelegt werden; dies gilt nicht für Pfl ichtaufgaben 
zur Erfüllung nach Weisung und für Auftragsangelegenheiten.

(3) Der Hauptausschuss kann seine Zuständigkeit in Einzelfällen oder für Grup-
pen von Angelegenheiten auf die Hauptverwaltungsbeamtin oder den Haupt-
verwaltungsbeamten übertragen. Er kann in Einzelfällen Angelegenheiten der 
Gemeindevertretung zur Entscheidung vorlegen.

(4) Für das Verfahren des Hauptausschusses gilt § 44 Absatz 7 bis 9 entsprechend 
mit der Maßgabe, dass die §§ 36 Absatz 1, 39 Absatz 3 und 43 Absatz 4 anzuwenden 
sind.

Abschnitt 4
Bürgermeisterin, Bürgermeister

Unterabschnitt 1 
Ehrenamtliche Bürgermeisterin, ehrenamtlicher Bürgermeister

§ 51
Ehrenamtliche Bürgermeisterin, ehrenamtlicher Bürgermeister

(1) In amtsangehörigen Gemeinden ist die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 
ehrenamtlich tätig. Die für die Gemeindevertreterinnen und -vertreter anzuwenden-
den Vorschriften gelten entsprechend, soweit gesetzlich nicht etwas anderes 
bestimmt ist.

(2) Die ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sind Ansprech-
partnerinnen und Ansprechpartner sowie Fürsprecherinnen und Fürsprecher 
der Bürgerinnen und Bürger ihrer Gemeinde. Im Übrigen nehmen sie die ihnen 
gesetzlich zugewiesenen Aufgaben wahr, insbesondere
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1. die Beteiligung und Unterrichtung der Einwohnerinnen und Einwohner in 
wichtigen Gemeindeangelegenheiten,

2. das Führen des Vorsitzes in der Gemeindevertretung nach § 33 Absatz 1,
3. das Mitwirken bei Eilentscheidungen nach § 58 Satz 1,
4. die gesetzliche Vertretung der Gemeinde in gerichtlichen Verfahren und 

Rechts- und Verwaltungsgeschäften, wenn das Amt selbst oder mehrere 
dem Amt angehörende Gemeinden beteiligt sind, nach § 135 Absatz 4 Satz 2 
und

5. die Vertretung der Gemeinde im Amtsausschuss nach § 136 Absatz 1 Satz 1.

§ 52
Stellvertretung

In amtsangehörigen Gemeinden wählt die Gemeindevertretung aus ihrer Mitte 
eine oder mehrere Stellvertretungen der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters. Die Stellvertretung nimmt im Falle der Ver-
hinderung alle gesetzlich zugewiesenen Aufgaben der ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters wahr. Eine Stellvertretung in 
der Mitgliedschaft ist ausgeschlossen, wenn die Stellvertretung selbst Mitglied 
ist. Die Stellvertretungen werden nach jeder Wahl der Gemeindevertretung neu 
gewählt. Sie werden einzeln in der Reihenfolge der Stellvertretung gewählt. Sind 
alle gewählten Stellvertretungen vorzeitig ausgeschieden oder sind im Falle der 
Verhinderung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters auch alle Stellvertre-
tungen verhindert, hat die Gemeindevertretung unverzüglich eine oder mehrere 
Stellvertretungen neu oder für die Dauer der Verhinderung zusätzlich zu wählen. 
Bis zu dieser Wahl nimmt die an Lebensjahren älteste, nichtverhinderte Gemein-
devertreterin oder der an Lebensjahren älteste, nichtverhinderte Gemeindever-
treter die Aufgaben der Stellvertretung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeis-
ters wahr. Die Vakanz steht der Verhinderung gleich.

Unterabschnitt 2
Hauptamtliche Bürgermeisterin, hauptamtlicher Bürgermeister

§ 53
Hauptamtliche Bürgermeisterin, hauptamtlicher Bürgermeister

(1) Hauptverwaltungsbeamtin oder Hauptverwaltungsbeamter der amtsfreien 
Gemeinde ist die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister. Sie oder er ist haupt-
amtliche Beamtin auf Zeit oder hauptamtlicher Beamter auf Zeit, Leiterin oder 
Leiter der Gemeindeverwaltung sowie rechtliche Vertreterin oder rechtlicher Ver-
treter und Repräsentantin oder Repräsentant der Gemeinde.
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wird in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl von den 
Bürgerinnen und Bürgern der Gemeinde für die Dauer von acht Jahren gewählt. 
Das Nähere über die Wahl und Abwahl der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder 
des hauptamtlichen Bürgermeisters regelt das Brandenburgische Kommunal-
wahlgesetz.

(3) Auf die hauptamtliche Bürgermeisterin oder den hauptamtlichen Bürgermeis-
ter als Mitglied der Gemeindevertretung und als Mitglied eines Ausschusses 
fi nden die §§ 22, 30 Absatz 3 Satz 1 und § 31 Absatz 1 und 2 Nummer 4 bis 6 
entsprechende Anwendung. Sie oder er hat auch in Sitzungen der Ausschüsse, 
in denen sie oder er nicht Mitglied ist, ein aktives Teilnahmerecht; § 22 gilt ent-
sprechend. Die beamtenrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.

(4) In kreisfreien Städten führt die Bürgermeisterin die Bezeichnung Oberbürger-
meisterin, der Bürgermeister die Bezeichnung Oberbürgermeister. Für die Ober-
bürgermeisterin oder den Oberbürgermeister als allgemeine untere Landesbe-
hörde gilt § 132 Absatz 3 bis 7 entsprechend.

(5) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte vertritt die 
Gemeinde in Gremien von Vereinen, juristischen Personen oder sonstigen Ein-
richtungen, soweit die Gemeindevertretung für einzelne Gremien auf Vorschlag 
der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten nicht etwas 
anderes beschließt. Sie oder er kann eine Bedienstete oder einen Bediensteten 
der Gemeinde mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe dauerhaft betrauen. Ist die 
Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte verhindert, erfolgt 
die Vertretung durch die allgemeine Stellvertretung, wenn sie oder er nicht eine 
andere Bedienstete oder einen anderen Bediensteten benennt. Ist die betraute 
Person verhindert, nimmt die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwal-
tungsbeamte die Vertretung wahr, wenn sie oder er die Verhinderungsvertretung 
der betrauten Person nicht auf eine andere Bedienstete oder einen anderen 
Bediensteten dauerhaft übertragen hat. Die Gemeindevertretung kann den Ver-
treterinnen und Vertretern der Gemeinde Richtlinien und Weisungen erteilen. Die 
Sätze 1 bis 5 fi nden keine Anwendung, soweit durch Gesetz, aufgrund eines 
Gesetzes oder in Vereinbarungen über Formen der kommunalen Zusammen-
arbeit nach dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Bran-
denburg etwas anderes bestimmt ist.

§ 54
Zuständigkeit

(1) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte hat
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1. die Beschlüsse der Gemeindevertretung und des Hauptausschusses vorzu-
bereiten,

2. die Beschlüsse der Gemeindevertretung und des Hauptausschusses auszu-
führen und die ihr oder ihm vom Hauptausschuss nach § 50 Absatz 3 Satz 1 
übertragenen Aufgaben wahrzunehmen,

3. die Entscheidungen auf dem Gebiet der Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung 
nach Weisung und der Auftragsangelegenheiten zu treffen, es sei denn, 
die Gemeindevertretung ist aufgrund besonderer gesetzlicher Vorschriften 
zuständig,

4. die Maßnahmen der Aufsichtsbehörden umzusetzen, wenn im Einzelfall kein 
Ermessens- oder Beurteilungsspielraum besteht,

5. die Geschäfte der laufenden Verwaltung zu führen.

(2) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte hat die 
Gemeindevertretung beziehungsweise den Hauptausschuss über alle wichtigen 
Angelegenheiten rechtzeitig zu unterrichten. Dies gilt auch für die Maßnahmen 
im Bereich der Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung und der Auftrags-
angelegenheiten.

§ 55
Beanstandung

(1) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte hat 
Beschlüsse der Gemeindevertretung zu beanstanden, wenn sie oder er der Auf-
fassung ist, dass sie rechtswidrig sind. Die Beanstandung ist zu begründen. Die 
Beanstandung muss innerhalb einer Frist von drei Wochen nach der Sitzung der 
Gemeindevertretung, in der der Beschluss gefasst wurde, schriftlich oder elekt-
ronisch gegenüber der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung erfolgen. 
Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung; § 39 Absatz 3 bleibt unberührt.

(2) Die Gemeindevertretung hat in der nächsten Sitzung erneut über die Ange-
legenheit zu beschließen; sie kann dem Beschlusstext auch ihre abgestimmte 
Rechtsauffassung als Begründung beifügen. Die Einberufung zu dieser Sitzung 
erfolgt unter Beifügung der begründeten Beanstandung. Die Abstimmung erfolgt 
namentlich. Ist die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte 
der Auffassung, dass auch der erneute Beschluss rechtswidrig ist, muss sie oder 
er diesen innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach der Sitzung gegenüber der 
oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung erneut beanstanden; anderen-
falls entfällt die aufschiebende Wirkung. Fasst die Gemeindevertretung entgegen 
Satz 1 keinen erneuten Beschluss in der Angelegenheit, gilt der ursprüngliche 
Beschluss als aufgehoben.
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der Hauptverwaltungsbeamte die Angelegenheit innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen unter Beifügung des vollständigen Sachverhaltes, der Beschluss-
unterlagen und der Beanstandungsgründe der Kommunalaufsichtsbehörde zur 
Entscheidung vorzulegen, ob der erneute Beschluss rechtswidrig ist. Die Ent-
scheidung gegenüber der Gemeinde muss von der Kommunalaufsichtsbehörde 
unverzüglich, spätestens aber innerhalb eines Zeitraums von drei Monaten nach 
Kenntnis aller für die Entscheidung erheblichen Tatsachen und Informationen, 
getroffen werden. Die Kommunalaufsichtsbehörde stellt in ihrer Entscheidung 
die Rechtswidrigkeit beziehungsweise Rechtmäßigkeit des Beschlusses fest und 
kann dabei die Rechtsfolgen feststellen. Kommt die Hauptverwaltungsbeamtin 
oder der Hauptverwaltungsbeamte ihren oder seinen Mitwirkungspfl ichten nach 
Satz 1 gegenüber der Kommunalaufsichtsbehörde nicht nach und kann die Kom-
munalaufsichtsbehörde deswegen die Streitentscheidung nicht treffen, hat die 
Kommunalaufsichtsbehörde die Beendigung des Beanstandungsverfahrens fest-
zustellen. Mit dieser Feststellung entfällt die aufschiebende Wirkung.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Beschlüsse der Gemeindevertretung in 
ihrer Eigenschaft als Dienstvorgesetzte und oberste Dienstbehörde der Haupt-
verwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten. Die Absätze 1 bis 3 
gelten entsprechend für Beschlüsse beschließender Ausschüsse der Gemeinde. 
Bei Beschlüssen des Hauptausschusses trifft die Gemeindevertretung die Ent-
scheidung nach Absatz 2 Satz 1.

(5) Maßnahmen nach Kapitel 4 bleiben unberührt.

§ 56
Stellvertretung im Amt

(1) Die Gemeinde muss eine allgemeine Stellvertretung der hauptamtlichen 
Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters haben. Diese nimmt 
im Falle der Verhinderung oder Vakanz mit Ausnahme der Mitgliedschaft in der 
Gemeindevertretung alle Aufgaben der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des 
hauptamtlichen Bürgermeisters wahr, die dieser oder diesem gesetzlich zuge-
wiesen sind.

(2) Die oder der Erste Beigeordnete ist die allgemeine Stellvertretung der haupt-
amtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters. Sie oder er 
führt in kreisfreien Städten die Amtsbezeichnung Bürgermeisterin oder Bürger-
meister. Die weitere Reihenfolge der allgemeinen Stellvertretung bestimmt die 
Gemeindevertretung aus dem Kreis der sonstigen Beigeordneten. In der Reihen-
folge nach den Beigeordneten können weitere Stellvertretungen nach Absatz 3 



60 Brandenburgische Kommunalverfassung

Bb
gK

Ve
rf

Satz 3 bestimmt werden. Die oder der Erste Beigeordnete und die sonstigen 
Beigeordneten vertreten die hauptamtliche Bürgermeisterin oder den hauptamt-
lichen Bürgermeister ständig in ihrem Geschäftsbereich.

(3) Sind keine Beigeordneten vorhanden, so benennt die Gemeindevertretung auf 
Vorschlag der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürger-
meisters aus dem Kreis der Bediensteten, denen die Leitung einer der Bürgermeis-
terin als Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Bürgermeister als Hauptverwaltungs-
beamten unmittelbar unterstellten Organisationseinheit obliegt, eine allgemeine 
Stellvertretung der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bür-
germeisters. § 40 Absatz 6 und im Falle der Stellvertretung § 59 Absatz 7 fi nden 
entsprechende Anwendung. Die hauptamtliche Bürgermeisterin oder der haupt-
amtliche Bürgermeister kann weitere Stellvertretungen aus dem Personenkreis 
nach Satz 1 bestimmen.

§ 57
Abgabe von Erklärungen

(1) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte vertritt die 
Gemeinde in Rechts- und Verwaltungsgeschäften.

(2) Erklärungen, durch die die Gemeinde verpfl ichtet werden soll, bedürfen der 
Schriftform oder eines elektronischen Schriftformersatzes. Sie sind von der 
Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten und einer Stell-
vertretung nach § 56 abzugeben. Bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
Konzessionen genügt die Einhaltung der dafür gesetzlich vorgesehenen Form.

(3) Absatz 2 gilt nicht für Geschäfte der laufenden Verwaltung.

(4) Geschäfte, die eine oder ein für ein bestimmtes Geschäft oder einen Kreis von 
Geschäften ausdrücklich Bevollmächtigte oder Bevollmächtigter abschließt, bedür-
fen nicht der Form nach Absatz 2, wenn die Vollmacht in dieser Form erteilt worden 
ist.

(5) Erklärungen, die nicht den Voraussetzungen der Absätze 2 und 4 entspre-
chen, sind schwebend unwirksam.

§ 58
Eilentscheidung

In dringenden Angelegenheiten der Gemeindevertretung oder des Hauptaus-
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der Gemeindevertretung oder des Hauptausschusses aufgeschoben werden 
kann, entscheidet die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbe-
amte im Einvernehmen mit der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
zur Abwehr einer Gefahr oder eines erheblichen Nachteils für die Gemeinde. Die 
Entscheidung ist dem zuständigen Organ in der nächsten Sitzung zur Geneh-
migung vorzulegen. Das zuständige Organ kann die Eilentscheidung aufheben, 
soweit nicht schon Rechte anderer durch die Ausführung der Entscheidung ent-
standen sind.

Abschnitt 5
Beigeordnete und andere Gemeindebedienstete

§ 59
Beigeordnete

(1) In kreisangehörigen Gemeinden mit mehr als 15 000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern und in kreisfreien Städten kann eine Beigeordnete oder ein Beige-
ordneter oder können mehrere Beigeordnete gewählt werden.

(2) Die Zahl der Beigeordneten ist in der Hauptsatzung festzusetzen. Sie beträgt 
in kreisangehörigen Gemeinden bis zu zwei, in kreisfreien Städten bis zu vier.

(3) Die Beigeordneten müssen die für das Amt erforderlichen fachlichen Voraus-
setzungen erfüllen und eine ausreichende Erfahrung für dieses Amt nachweisen. 
Eine oder einer der Beigeordneten muss mindestens die Befähigung für den 
gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienst oder eine vergleichbare Qualifi kation 
besitzen. In Gemeinden mit mehr als 40 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
muss die oder der Beigeordnete die Befähigung für den höheren allgemeinen 
Verwaltungsdienst oder eine vergleichbare Qualifi kation besitzen.

(4) Die Beigeordneten werden auf Vorschlag der hauptamtlichen Bürgermeis-
terin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters von der Gemeindevertretung für 
die Dauer von acht Jahren gewählt. Sie sind hauptamtliche Beamtinnen auf Zeit 
oder hauptamtliche Beamte auf Zeit und nehmen die Leitung einer der Bürger-
meisterin als Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Bürgermeister als Hauptver-
waltungsbeamten unmittelbar unterstellten Organisationseinheit wahr. Erhält 
die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber nicht die 
Mehrheit der Stimmen der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder der Gemeindever-
tretung, fi nden weitere Wahlgänge statt, in denen die Mehrheit der auf „Ja“ oder 
„Nein“ lautenden Stimmen ausreicht.
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(5) Die Stellen der Beigeordneten sind öffentlich auszuschreiben. Die Gemein-
devertretung darf frühestens sechs Monate vor Freiwerden der Stelle die Bei-
geordnete oder den Beigeordneten wählen. Bei der Wiederwahl einer oder eines 
Beigeordneten kann die Gemeindevertretung durch Beschluss von der Aus-
schreibung der Stelle absehen. Der Beschluss bedarf der Mehrheit der gesetz-
lichen Anzahl ihrer Mitglieder und darf frühestens sechs Monate vor Ablauf der 
Amtszeit gefasst werden.

(6) Ein Antrag auf Abwahl kann nur von der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der 
Mitglieder der Gemeindevertretung gemeinsam und eigenhändig unterschrieben 
oder von der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder dem hauptamtlichen Bürger-
meister eigenhändig unterschrieben gestellt werden. Zwischen dem Zugang des 
Antrags bei der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung und der Sit-
zung der Gemeindevertretung muss eine Frist von mindestens sechs Wochen 
liegen. Über den Antrag ist ohne Aussprache abzustimmen. Der Beschluss über 
die Abwahl bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Anzahl der 
Mitglieder.

(7) Die Beigeordneten haben in den Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer 
Ausschüsse ein aktives Teilnahmerecht. Die §§ 22 sowie 34 Absatz 2 Satz 5 und 
6 gelten entsprechend.

§ 60
Geschäftsverteilung und Dienstaufsicht

(1) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte leitet die 
Gemeindeverwaltung. Sie oder er regelt die Aufbau- und Ablauforganisation der 
Gemeindeverwaltung und die Geschäftsverteilung.

(2) Die Gemeindevertretung ist Dienstvorgesetzte und oberste Dienstbehörde 
der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten. Für die übri-
gen Gemeindebeamtinnen und Gemeindebeamten ist die Hauptverwaltungsbe-
amtin oder der Hauptverwaltungsbeamte Dienstvorgesetzte oder Dienstvorge-
setzter und oberste Dienstbehörde. Die Zuständigkeiten für beamtenrechtliche 
Entscheidungen nach § 61 Absatz 3 bleiben unberührt.

§ 61
Gemeindebedienstete

(1) Die beamten-, arbeits- und tarifrechtlichen Entscheidungen trifft die Hauptver-
waltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte.
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denen der vergleichbaren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Landes ent-
sprechen. Besondere Rechtsvorschriften und Tarifverträge bleiben unberührt.

(3) Die Hauptsatzung kann regeln, dass die Gemeindevertretung auf Vorschlag 
der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten über das 
Ergebnis des Bewerberauswahlverfahrens bei der Begründung eines Beamten-
verhältnisses sowie über die Einstellung und Entlassung von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern entscheidet. Dies gilt entsprechend für die Entscheidung über

1. die Beförderung ab Besoldungsgruppe A 12 in Gemeinden ohne Beamtinnen 
und Beamte des höheren Dienstes,

2. die Beförderung ab Besoldungsgruppe A 13 des höheren Dienstes in 
Gemeinden mit Beamtinnen und Beamten dieser Laufbahngruppe sowie

3. die Verleihung eines Amtes einer Laufbahn des höheren Dienstes beim 
Wechsel der Laufbahngruppe.

Satz 2 Nummer 1 und 2 gilt auch für die nicht nur vorübergehende Übertragung 
einer anders bewerteten Tätigkeit an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ver-
gleichbarer Entgeltgruppen.

(4) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte ernennt die 
Beamtinnen und Beamten der Gemeinde und unterzeichnet die Ernennungsur-
kunden. Sie oder er unterzeichnet ferner Arbeitsverträge und sonstige schriftliche 
Erklärungen zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Die Hauptsatzung kann in den Fällen des Satzes 2 Abweichendes 
bestimmen.

Kapitel 3
Gemeindewirtschaft

Abschnitt 1
Haushaltswirtschaft

§ 62
Allgemeine Haushaltsgrundsätze

(1) Die Gemeinde hat ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass 
die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Die dauernde Leistungsfähig-
keit der Gemeinde ist sicherzustellen. Dabei ist den Erfordernissen des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu tragen.
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(2) Die Haushaltswirtschaft ist sparsam und wirtschaftlich zu führen.

(3) Die Gemeinde hat ihre Zahlungsfähigkeit sowie die Finanzierung der Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen durch eine angemessene Liqui-
ditätsplanung sicherzustellen. Die Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen dürfen mit Ausnahme von Planungsleistungen erst begonnen werden, 
wenn die Finanzierung gesichert ist.

(4) Bei Geldanlagen ist auf eine ausreichende Sicherheit zu achten; sie sollen 
einen angemessenen Ertrag bringen.

(5) Die Bücher sind nach den Regeln der doppelten Buchführung für Gemein-
den zu führen. Dabei sind die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung unter 
Berücksichtigung der besonderen gemeindehaushaltsrechtlichen Bestimmungen 
zu beachten.

(6) Der Ergebnishaushalt ist auszugleichen. Der Ergebnishaushalt ist ausgegli-
chen, wenn der Gesamtbetrag der Erträge die Summe aus dem Gesamtbetrag 
der Aufwendungen des Haushaltsjahres und den Fehlbeträgen aus Vorjahren 
sowie nach Verwendung von Rücklagemitteln erreicht oder übersteigt.

§ 63
Erträge und Einzahlungen

(1) Die Gemeinde erhebt Abgaben nach den gesetzlichen Vorschriften.

(2) Sie hat die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Erträge und Einzah-
lungen,

1. soweit vertretbar und geboten, aus speziellen Entgelten für die von ihr 
erbrachten Leistungen,

2. im Übrigen aus Steuern,

zu erzielen.

§ 64
Kämmerin, Kämmerer

(1) Die Aufstellung des Haushaltsplans, des mittelfristigen Ergebnis- und Finanz-
plans, die Haushaltsüberwachung, die Verwaltung des Geldvermögens und der 
Schulden sowie die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Gesamtab-
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zusammenzufassen.

(2) Die Funktionstrennung zwischen der Kämmerin oder dem Kämmerer und der 
Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten ist zu gewährleis-
ten.

§ 65
Haushaltssatzung

(1) Die Gemeinde hat für jedes Haushaltsjahr eine Haushaltssatzung zu erlas-
sen.

(2) Die Haushaltssatzung enthält die Festsetzungen

1. des Haushaltsplans gemäß § 66 unter Angabe 
a. des Gesamtbetrages der ordentlichen Erträge und der ordentlichen Auf-

wendungen sowie der außerordentlichen Erträge und der außerordent-
lichen Aufwendungen (Ergebnishaushalt),

b. des Gesamtbetrages der Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit, des Gesamtbetrages der Einzahlungen und Aus-
zahlungen aus der Investitionstätigkeit sowie des Gesamtbetrages der 
Einzahlungen und Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit (Finanz-
haushalt),

2. des Jahres des Wiedererreichens des Haushaltsausgleichs gemäß § 68 
Absatz 3 Satz 2,

3. der Steuerhebesätze, sofern diese nicht in einer gesonderten Satzung fest-
gesetzt sind,

4. der gemäß § 75 vorgesehenen Ermächtigung zum Eingehen von Verpfl ich-
tungen, die künftige Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen belasten (Verpfl ichtungsermächtigun-
gen),

5. der gemäß § 76 vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Inves-
titionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung),

6. der Erheblichkeitsgrenzen, ab denen gemäß § 70 Absatz 2 eine Nachtrags-
haushaltssatzung zu erlassen ist,

7. der Wertgrenze, ab der außerordentliche Aufwendungen und außerordent-
liche Erträge als für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen 
werden,

8. der Wertgrenze, ab der Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
in dem aufzustellenden Finanzhaushalt einzeln darzustellen sind, und
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9. der Wertgrenze, ab der gemäß § 72 Absatz 1 Satz 3 über- und außerplan-
mäßige Aufwendungen und Auszahlungen als erheblich anzusehen sind.

Sie kann weitere haushaltsrechtliche Regelungen enthalten.

(3) Die Haushaltssatzung tritt mit Beginn des Haushaltsjahres in Kraft und gilt für 
das Haushaltsjahr. Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr, soweit für einzelne 
Bereiche durch oder aufgrund eines Gesetzes nichts anderes bestimmt ist.

(4) Die Haushaltssatzung kann Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre, nach 
Jahren getrennt, enthalten.

(5) Zur Heilung einer Unwirksamkeit der Bestimmung zur Kreisumlage kann der 
Hebesatz der Kreisumlage auch nach Ablauf des Haushaltsjahres festgesetzt 
werden. Die Höhe des ursprünglichen und nicht wirksamen Hebesatzes der 
Kreisumlage darf nicht überschritten werden. Für die Heilung nach Satz 1 fi nden 
die Vorschriften für die Nachtragshaushaltssatzung keine Anwendung. § 18 des 
Brandenburgischen Finanzausgleichsgesetzes bleibt unberührt.

§ 66
Haushaltsplan

(1) Der Haushaltsplan ist Bestandteil der Haushaltssatzung. Er enthält alle 
im mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan für die Erfüllung der Aufgaben der 
Gemeinde voraussichtlich

1. anfallenden Erträge und eingehenden Einzahlungen,
2. entstehenden Aufwendungen und zu leistenden Auszahlungen und
3. notwendigen Verpfl ichtungsermächtigungen.

(2) Der Haushaltsplan ist in einen Ergebnishaushalt mit Teilergebnishaushalten 
und einen Finanzhaushalt mit Teilfi nanzhaushalten zu gliedern.

(3) Der Haushaltsplan ist Grundlage für die Haushaltswirtschaft der Gemeinde. 
Er ist nach Maßgabe dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlas-
senen Vorschriften für die Haushaltswirtschaft verbindlich. Ansprüche und Ver-
bindlichkeiten Dritter werden durch ihn weder begründet noch aufgehoben.
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Stellenplan

(1) Der Stellenplan ist Bestandteil des Haushaltsplans und hat für jede Arbeitneh-
merin und jeden Arbeitnehmer, die oder der nicht nur vorübergehend beschäftigt 
ist, eine Stelle und für jede Beamtin und jeden Beamten eine Planstelle im Haus-
haltsjahr auszuweisen. Als vorübergehend gilt ein Zeitraum bis zur Dauer von neun 
Monaten.

(2) Der Stellenplan enthält die Stellenanzahl nach Besoldungs- und Entgeltgrup-
pen und stellt die Stellen des Vorjahres sowie die tatsächlich besetzten Stellen 
zum 30. Juni des Vorjahres dem Stellenplan des Haushaltsjahres gegenüber.

(3) Der Stellenplan ist als Obergrenze einzuhalten; Abweichungen sind nur zuläs-
sig, soweit sie aufgrund des Besoldungs- oder Tarifrechtes zwingend erforderlich 
sind. Nachträgliche Änderungen des Stellenplans bedürfen eines Beschlusses 
der Gemeindevertretung und sind der Kommunalaufsichtsbehörde anzuzeigen.

§ 68
Haushaltssicherungskonzept

(1) Ist der Ergebnishaushalt gemäß § 62 Absatz 6 im Haushaltsjahr trotz Aus-
nutzung aller Einsparmöglichkeiten sowie der Ausschöpfung aller Ertragsmög-
lichkeiten nicht ausgeglichen, ist ein Haushaltssicherungskonzept aufzustel-
len. Das Haushaltssicherungskonzept ist Bestandteil der Haushaltssatzung. 
Die Kommunalaufsichtsbehörde kann Ausnahmen von der Verpfl ichtung zur 
Erstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes zulassen, wenn die Fehlbe-
träge nicht erheblich sind.

(2) Das Haushaltssicherungskonzept dient dem Ziel, die künftige dauernde 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde zu erreichen. Der Haushaltsausgleich ist zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt wiederherzustellen.

(3) In dem Haushaltssicherungskonzept sind die Maßnahmen darzustellen, durch 
die Fehlbeträge abgebaut werden und das Entstehen neuer Fehlbeträge in künf-
tigen Jahren vermieden wird. Das Jahr des Wiedererreichens des Haushaltsaus-
gleichs ist anzugeben und in der Haushaltssatzung festzusetzen. Das genehmigte 
Haushaltssicherungskonzept ist durch die Gemeinde umzusetzen und im Konso-
lidierungszeitraum jährlich fortzuschreiben. Über die Umsetzung und den Erfolg 
der Maßnahmen im Vorjahr ist ein Bericht dem Haushaltssicherungskonzept bei-
zufügen.
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(4) Das Haushaltssicherungskonzept bedarf der Genehmigung der Kommunal-
aufsichtsbehörde. Die Genehmigung kann unter Bedingungen und mit Aufl agen 
erteilt werden.

§ 69
Erlass der Haushaltssatzung

(1) Die Kämmerin oder der Kämmerer stellt den Entwurf der Haushaltssatzung 
auf und legt ihn der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbe-
amten zur Feststellung vor.

(2) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte leitet den 
festgestellten Entwurf der Haushaltssatzung der Gemeindevertretung zu. Soweit 
die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte von dem vor-
gelegten Entwurf abweicht, ist der Gemeindevertretung eine Stellungnahme der 
Kämmerin oder des Kämmerers mit vorzulegen. Die Stellungnahme darf sich nur 
auf die Einhaltung der Haushaltsgrundsätze und der sonstigen haushaltsrecht-
lichen Bestimmungen beziehen.

(3) Auf Verlangen eines Fünftels der gesetzlichen Anzahl der Gemeindevertre-
terinnen und -vertreter oder auf Verlangen einer Fraktion kann die Kämmerin 
oder der Kämmerer in der Beratung die abweichende Auffassung darlegen. Die 
Darlegung darf sich nur auf die Einhaltung der Haushaltsgrundsätze und der 
sonstigen haushaltsrechtlichen Bestimmungen beziehen.

(4) Die von der Gemeindevertretung beschlossene Haushaltssatzung ist der 
Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen. Die Haushaltssatzung soll spätestens 
einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres vorgelegt werden.

(5) Die Haushaltssatzung ist öffentlich bekannt zu machen. Auf die Bekannt-
machung der Bestandteile der Haushaltssatzung kann verzichtet werden. In der 
Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass Einsicht in die Haushaltssatzung 
genommen werden kann. Enthält die Haushaltssatzung genehmigungspfl ichtige 
Teile, darf sie erst nach Erteilung der Genehmigung öffentlich bekannt gemacht 
werden.

(6) Die Kommunalaufsichtsbehörde hat beginnend mit der Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2025 die Genehmigung gemäß § 68 Absatz 4, § 75 Absatz 4 
und § 76 Absatz 2 bis zur Beschlussfassung der Gemeindevertretung über den 
Jahresabschluss für das vorvorvergangene Haushaltsjahr sowie der Aufstellung 
des Jahresabschlusses für das vorvergangene Haushaltsjahr zurückzustellen. 
Der aufgestellte Entwurf des Jahresabschlusses für das vorvergangene Haus-
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vorzulegen. Enthält die Haushaltssatzung keine genehmigungspfl ichtigen Teile, 
darf sie abweichend von Absatz 5 erst öffentlich bekannt gemacht werden, wenn 
die Voraussetzungen gemäß den Sätzen 1 und 2 erfüllt sind.

§ 70
Nachtragshaushaltssatzung

(1) Die Haushaltssatzung kann nur durch eine Nachtragshaushaltssatzung geän-
dert werden, die spätestens bis zum Ablauf des Haushaltsjahres zu beschließen 
ist. Auf die Nachtragshaushaltssatzung sind die Vorschriften über die Haushalts-
satzung anzuwenden.

(2) Die Gemeinde hat unverzüglich eine Nachtragshaushaltssatzung zu erlas-
sen, wenn vor Ablauf des Haushaltsjahres

1. sich zeigt, dass im Ergebnishaushalt ein erheblicher Fehlbetrag entsteht oder 
sich ein ausgewiesener Fehlbetrag erheblich erhöhen wird und der Haus-
haltsausgleich oder der ursprüngliche Fehlbetrag nur durch eine Änderung 
der Haushaltssatzung erreicht werden kann,

2. bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Einzelaufwendungen oder Ein-
zelauszahlungen in einem im Verhältnis zu den gesamten Aufwendungen 
oder Auszahlungen erheblichen Umfang geleistet werden sollen.

(3) Absatz 2 Nummer 2 fi ndet keine Anwendung auf die Umschuldung.

(4) Ein Haushaltssicherungskonzept bedarf bei der Aufstellung einer Nachtrags-
haushaltssatzung der Fortschreibung und der Genehmigung der Kommunalauf-
sichtsbehörde, sofern:

1. sich ein in der Haushaltssatzung ausgewiesener Fehlbetrag erhöht oder
2. das Wiedererreichen des Haushaltsausgleichs auf ein späteres Haushalts-

jahr festgesetzt wird.

§ 71
Vorläufi ge Haushaltsführung

(1) Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht bekannt 
gemacht, so darf die Gemeinde

1. Aufwendungen und Auszahlungen leisten, zu deren Leistung sie rechtlich 
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verpfl ichtet ist oder die für die Weiterführung notwendiger Aufgaben unauf-
schiebbar sind,

2. Investitionsmaßnahmen, für die im Haushaltsplan eines Vorjahres Haushalts-
ansätze oder Verpfl ichtungsermächtigungen vorgesehen waren, fortsetzen,

3. neue Investitionsmaßnahmen beginnen, wenn sie für die Erfüllung pfl ichtiger 
Aufgaben unabweisbar und unaufschiebbar sind,

4. Steuern, für die die Haushaltssatzung Rechtsgrundlage ist, nach den Sätzen 
des Vorjahres erheben und

5. Kredite umschulden.

(2) Reichen die Deckungsmittel für die Investitionsmaßnahmen nach Absatz 1 
Nummer 2 und 3 nicht aus, so darf die Gemeinde Kredite für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen aufnehmen. Die einzelne Kreditaufnahme 
bedarf der Genehmigung durch die Kommunalaufsichtsbehörde in Form einer 
Einzelgenehmigung. § 76 Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.

(3) Während der vorläufi gen Haushaltsführung gilt der letzte wirksame Stellen-
plan weiter.

§ 72
Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen

(1) Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
sind nur zulässig, wenn sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet 
ist. Über die Aufwendungen und Auszahlungen entscheidet die Kämmerin oder 
der Kämmerer, soweit die Gemeindevertretung in der Haushaltssatzung keine 
anderen Regelungen trifft. Sind die Aufwendungen und Auszahlungen erheblich, 
so bedürfen sie der vorherigen Zustimmung der Gemeindevertretung; im Übrigen 
sind sie der Gemeindevertretung zur Kenntnis zu bringen.

(2) Für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen, die im folgenden Jahr 
fortgesetzt werden, sind überplanmäßige Auszahlungen auch dann zulässig, wenn 
ihre Deckung erst im folgenden Jahr gewährleistet ist. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(3) Die Absätze 1 und 2 fi nden entsprechende Anwendung auf Maßnahmen, 
durch die später über- oder außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
entstehen können.

(4) Bei über- und außerplanmäßigen Aufwendungen, die sich erst bei der Auf-
stellung des Jahresabschlusses ergeben und nicht zu Auszahlungen führen, ist 
die Zustimmung der Gemeindevertretung entbehrlich. Diese Aufwendungen sind 
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§ 73
Haushaltssperre

(1) Wenn es die Entwicklung der Erträge und Einzahlungen oder der Aufwen-
dungen und Auszahlungen erfordert, hat die Kämmerin oder der Kämmerer die 
Inanspruchnahme von Aufwands- oder Auszahlungsansätzen und Verpfl ichtungs-
ermächtigungen zu sperren. Die Kämmerin oder der Kämmerer entscheidet über 
Dauer und Umfang der Haushaltssperre. Die Haushaltssperre ist unverzüglich der 
Gemeindevertretung bekannt zu geben. Diese kann die Sperre ganz oder teilweise 
wieder aufheben.

(2) Zu Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2 sind auch die Gemein-
devertretung und der Hauptausschuss befugt.

§ 74
Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan

(1) Die Gemeinde hat ihrer Haushaltswirtschaft einen fünfjährigen Ergebnis- und 
Finanzplan zugrunde zu legen und in den Haushaltsplan einzubeziehen; dies gilt 
auch für die Teilhaushalte.

(2) Der mittelfristige Ergebnis- und Finanzplan soll in den einzelnen Jahren aus-
geglichen sein.

(3) Es ist eine Übersicht zu erstellen, in der die geplanten Ein- und Auszahlungen 
für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen im Finanzplanungszeit-
raum gemäß Absatz 1 dargestellt werden.

§ 75
Verpfl ichtungsermächtigungen

(1) Verpfl ichtungen zur Leistung von Auszahlungen für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren dürfen nur eingegangen werden, 
wenn der Haushaltsplan dazu ermächtigt.

(2) Die Verpfl ichtungsermächtigungen dürfen in der Regel zulasten der dem 
Haushaltsjahr folgenden drei Jahre veranschlagt werden, in Ausnahmefällen bis 
zum Abschluss einer Maßnahme. Sie sind nur zulässig, wenn die Finanzierung 
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der aus ihrer Inanspruchnahme entstehenden Auszahlungen in künftigen Haus-
haltsjahren dargestellt werden kann.

(3) Die Verpfl ichtungsermächtigungen gelten bis zum Ende des Haushaltsjahres 
und, wenn die Haushaltssatzung für das folgende Haushaltsjahr nicht rechtzeitig 
öffentlich bekannt gemacht wird, bis zum Erlass dieser Haushaltssatzung.

(4) Der Gesamtbetrag der Verpfl ichtungsermächtigungen bedarf im Rahmen der 
Haushaltssatzung insoweit der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde, 
als in den Jahren, zu deren Lasten sie veranschlagt sind, insgesamt Kreditauf-
nahmen vorgesehen sind. Bei der Aufstellung einer Nachtragshaushaltssatzung 
gemäß § 70 bedarf der Gesamtbetrag der Verpfl ichtungsermächtigungen nur 
insoweit der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde, wie sich der nach 
Satz 1 genehmigungspfl ichtige Teil gegenüber der bereits erteilten Genehmigung 
erhöht. § 76 Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.

(5) Verpfl ichtungen nach Absatz 1 dürfen überplanmäßig oder außerplanmäßig 
eingegangen werden, wenn sie unabweisbar sind und der in der Haushaltssat-
zung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpfl ichtungsermächtigungen nicht über-
schritten wird. § 72 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 76
Investitionskredite, Verordnungsermächtigung

(1) Die Gemeinde darf Kredite für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen und deren Umschuldung aufnehmen, wenn eine andere Finanzie-
rung nicht möglich ist oder wirtschaftlich unzweckmäßig wäre. Bei Krediten für 
Umschuldungen ist der dafür vorgesehene Betrag der Kreditaufnahmen nicht in 
der Haushaltssatzung auszuweisen.

(2) Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen bedarf im Rah-
men der Haushaltssatzung der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde 
(Gesamtgenehmigung). Bei der Aufstellung einer Nachtragshaushaltssatzung 
bedarf der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen nur insoweit der 
Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde, wie sich der nach Satz 1 geneh-
migungspfl ichtige Betrag gegenüber der bereits erteilten Genehmigung erhöht. 
Maßgebliches Kriterium für eine Genehmigung ist eine geordnete Haushaltswirt-
schaft. Die Genehmigung kann unter Bedingungen und Aufl agen erteilt werden. 
Sie ist in der Regel zu versagen, wenn die Kreditverpfl ichtungen mit der dauern-
den Leistungsfähigkeit der Gemeinde nicht im Einklang stehen.

(3) Die Kreditermächtigung gilt bis zum Ende des auf das Haushaltsjahr folgen-
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rechtzeitig öffentlich bekannt gemacht wird, bis zum Erlass dieser Haushalts-
satzung.

(4) Die Aufnahme der einzelnen Kredite, deren Gesamtbetrag gemäß Absatz 2 
genehmigt worden ist, bedarf der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde 
in Form einer Einzelgenehmigung, wenn

1. die Kreditaufnahmen nach § 19 des Gesetzes zur Förderung der Stabili-
tät und des Wachstums der Wirtschaft beschränkt worden sind, wobei die 
Einzelgenehmigung nach Maßgabe der Kreditbeschränkung versagt werden 
kann,

2. bei Gefährdung des Kreditmarktes die Aufnahme von Krediten durch Rechts-
verordnung der Landesregierung von der Genehmigung der Kommunalauf-
sichtsbehörde abhängig gemacht worden ist und die Rechtsverordnung die 
Möglichkeit vorsieht, dass die Genehmigung versagt werden kann, wenn die 
Kreditbedingungen die Entwicklung am Kreditmarkt ungünstig beeinfl ussen 
oder die Versorgung der Gemeinden mit wirtschaftlich vertretbaren Krediten 
stören können, oder

3. ein Haushaltssicherungskonzept aufgestellt worden ist und die Kommunal-
aufsichtsbehörde sich die Genehmigung der Aufnahme einzelner Kredite 
gemäß § 68 Absatz 4 Satz 2 vorbehalten hat.

(5) Die Begründung einer Zahlungsverpfl ichtung, die wirtschaftlich einer Kredit-
verpfl ichtung gleichkommt, bedarf der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbe-
hörde. Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. Die Kommunalaufsichtsbehörde 
kann die Genehmigung allgemein erteilen für Zahlungsverpfl ichtungen, die für 
den Haushalt der Gemeinde keine besondere Belastung darstellen. Eine Geneh-
migung ist nicht erforderlich für die Begründung von Zahlungsverpfl ichtungen im 
Rahmen der laufenden Verwaltung.

(6) Die Gemeinde darf zur Sicherung des Kredites keine Sicherheiten bestellen. 
Die Kommunalaufsichtsbehörde kann Ausnahmen zulassen, wenn die Bestel-
lung von Sicherheiten der Verkehrsübung entspricht.

§ 77
Sicherheiten und Gewährleistung für Dritte

(1) Die Gemeinde darf keine Sicherheiten zugunsten Dritter bestellen. Die 
Kommunalaufsichtsbehörde kann Rechtsgeschäfte nach den Absätzen 2 bis 4 
genehmigen. Darüber hinaus kann sie in besonderen Einzelfällen Ausnahmen 
zulassen.
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(2) Soweit es für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, darf die Gemeinde 
Bürgschaften und Verpfl ichtungen aus Gewährverträgen im Rahmen ihrer 
dauernden Leistungsfähigkeit nur gegenüber den in § 92 Absatz 2 genannten 
Unternehmen und gegenüber Zweckverbänden, bei denen die Gemeinde Mit-
glied ist, sowie für Rechtsgeschäfte, die anstelle von unmittelbaren Zahlungs-
verpfl ichtungen erfolgen, übernehmen. Die Rechtsgeschäfte bedürfen, soweit es 
sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, der Genehmigung 
der Kommunalaufsichtsbehörde. Für die Genehmigung der Rechtsgeschäfte gilt 
§ 76 Absatz 2 Satz 3 bis 5 entsprechend.

(3) Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend für Rechtsgeschäfte, die den in 
Absatz 2 Satz 1 genannten Rechtsgeschäften wirtschaftlich gleichkommen, 
insbesondere für die Zustimmung zu Rechtsgeschäften Dritter, aus denen der 
Gemeinde in künftigen Haushaltsjahren Verpfl ichtungen zur Leistung von Auf-
wendungen oder Auszahlungen erwachsen können.

(4) Bestellt die Gemeinde im Rahmen der Veräußerung eines Grundstückes 
oder eines bestehenden Erbbaurechts ein Grundpfandrecht, so bedarf dies der 
Genehmigung durch die Kommunalaufsichtsbehörde.

(5) Die oberste Kommunalaufsichtsbehörde kann die Genehmigungen nach den 
Absätzen 2 bis 4 allgemein für Rechtsgeschäfte erteilen, die für den Haushalt der 
Gemeinde keine besondere Belastung darstellen. § 111 Absatz 3 bleibt unbe-
rührt.

§ 78
Kassenkredite

(1) Zur rechtzeitigen Leistung ihrer Auszahlungen kann die Gemeinde kurzfris-
tige Kassenkredite bis zu dem von der Gemeindevertretung durch Beschluss 
festgesetzten Höchstbetrag aufnehmen, soweit dafür keine anderen Mittel zur 
Verfügung stehen. Der Beschluss über den Höchstbetrag der Kassenkredite ist 
der Kommunalaufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen.

(2) Ergibt sich ein Bedarf an Kassenkrediten, der zu keinem Zeitpunkt im mit-
telfristigen Finanzplanungszeitraum unterschritten wird, ist die Aufnahme eines 
Kassenkredits in Höhe von bis zu 50 Prozent dieses Betrages bis zum Ende des 
mittelfristigen Finanzplanungszeitraums zulässig.
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Rücklagen, Rückstellungen

(1) Die Gemeinde hat Überschüsse der Ergebnisrechnung den Rücklagen zuzu-
führen, soweit nicht Fehlbeträge aus Vorjahren auszugleichen sind.

(2) Die Gemeinde hat Rückstellungen in erforderlicher Höhe zu bilden.

§ 80
Jahresabschluss, Entlastung

(1) Die Gemeinde hat für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahres-
abschluss aufzustellen. Er ist nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung unter Berücksichtigung der besonderen gemeindehaushaltsrechtlichen 
Bestimmungen aufzustellen und hat die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und 
Finanzlage der Gemeinde darzustellen, soweit durch oder aufgrund eines Geset-
zes nichts anderes bestimmt ist.

(2) Der Jahresabschluss besteht aus:

1. der Bilanz
2. der Ergebnisrechnung,
3. der Finanzrechnung und
4. den Teilrechnungen.

Dem Jahresabschluss sind als Anlagen beizufügen:

1. der Anhang
2. die Anlagenübersicht,
3. die Forderungsübersicht,
4. die Verbindlichkeitenübersicht,
5. der Lagebericht und
6. der Beteiligungsbericht.

(3) Die Kämmerin oder der Kämmerer stellt den Entwurf des Jahresabschlus-
ses mit seinen Anlagen auf und leitet diesen unverzüglich dem Rechnungsprü-
fungsamt zur Prüfung zu. Die Kämmerin oder der Kämmerer legt den geprüften 
Entwurf der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten zur 
Feststellung vor. Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbe-
amte leitet den festgestellten Jahresabschluss mit seinen Anlagen der Gemein-
devertretung rechtzeitig zur Beschlussfassung nach Absatz 4 zu.
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(4) Die Gemeindevertretung beschließt über den geprüften Jahresabschluss 
bis spätestens zum 31. Dezember des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres; 
zugleich entscheidet sie in einem gesonderten Beschluss über die Entlastung der 
Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten. Verweigert die 
Gemeindevertretung die Entlastung oder spricht sie diese mit Einschränkungen 
aus, so hat sie dafür die Gründe anzugeben.

(5) Die Beschlüsse über den Jahresabschluss und die Entlastung sind nach 
den für Satzungen geltenden Vorschriften öffentlich bekannt zu machen. In der 
Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass jede Person Einsicht in den Jah-
resabschluss und die Anlagen nehmen kann. Der Jahresabschluss mit seinen 
Anlagen, der Bericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung des Jah-
resabschlusses und die Beschlüsse nach Satz 1 sind unverzüglich der Kommu-
nalaufsichtsbehörde vorzulegen.

(6) Ergibt sich bei der Aufstellung des Jahresabschlusses, dass trotz eines 
ursprünglich ausgeglichenen Haushaltes ein Fehlbetrag im Ergebnishaushalt 
entsteht oder die Fehlbeträge höher sind als die im Haushaltssicherungskonzept 
ausgewiesenen Fehlbeträge, so hat die Gemeinde dies der Kommunalaufsichts-
behörde unverzüglich anzuzeigen.

§ 81
Gesamtabschluss, Konsolidierungsbericht

(1) Der Jahresabschluss der Gemeinde ist mit den nach Handels-, Eigenbe-
triebs- oder Haushaltsrecht aufzustellenden Jahresabschlüssen

1. der Unternehmen nach § 92 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 sowie der Unterneh-
men nach § 92 Absatz 2 Nummer 4, soweit die Gemeinde gemäß § 290 
Absatz 2 bis 4 des Handelsgesetzbuches beherrschend oder gemäß § 311 
Absatz 1 Satz 2 des Handelsgesetzbuches mindestens maßgeblich beteiligt 
ist; für mittelbare Beteiligungen gilt § 290 Absatz 1 bis 4 des Handelsgesetz-
buches,

2. anderer Unternehmen nach § 92 Absatz 2 Nummer 4, die von der Gemeinde 
gemeinsam mit Dritten geführt werden (Gemeinschaftsunternehmen), und

3. der Zweckverbände nach dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
im Land Brandenburg, bei denen die Gemeinde Mitglied ist; ausgenommen 
sind Zweckverbände, die ausschließlich Beteiligungen an Sparkassen hal-
ten,

zu konsolidieren. Eine Konsolidierung mit Sparkassen erfolgt nicht.
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fenden Haushaltsjahres zu legen. Soweit die Jahresabschlüsse nach Absatz 1 
Satz 1 zum Zeitpunkt der Erstellung des Gesamtabschlusses der Gemeinde 
gemäß Absatz 5 nicht geprüft wurden oder keiner Prüfungspfl icht unterliegen, 
sind jeweils die erstellten ungeprüften Jahresabschlüsse zur Konsolidierung her-
anzuziehen. Die Jahresabschlüsse müssen nicht in die Konsolidierung einbezo-
gen werden, wenn sie für die Verpfl ichtung, ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde zu 
vermitteln, von geringer Bedeutung sind.

(3) Die Jahresabschlüsse der Unternehmen nach § 92 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 
sowie der Unternehmen nach § 92 Absatz 2 Nummer 4 unter beherrschendem 
Einfl uss der Gemeinde sind entsprechend den §§ 300 bis 309 des Handels-
gesetzbuches zu konsolidieren. Die Jahresabschlüsse der Unternehmen unter 
maßgeblichem Einfl uss der Gemeinde, der Gemeinschaftsunternehmen und der 
Zweckverbände sind entsprechend den §§ 311 und 312 des Handelsgesetzbu-
ches zu konsolidieren.

(4) Der Gesamtabschluss besteht aus:

1. der Gesamtbilanz,
2. der Gesamtergebnisrechnung und
3. der Gesamtfi nanzrechnung.

Dem Gesamtabschluss sind als Anlagen beizufügen:

1. der Gesamtanhang,
2. die Gesamtanlagenübersicht,
3. die Gesamtforderungsübersicht,
4. die Gesamtverbindlichkeitenübersicht und
5. der Konsolidierungsbericht.

(5) Die Kämmerin oder der Kämmerer stellt den Entwurf des Gesamtabschlusses 
mit seinen Anlagen auf und leitet diesen unverzüglich dem Rechnungsprüfungs-
amt zu. Sie oder er legt den geprüften Gesamtabschluss der Hauptverwaltungs-
beamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten zur Feststellung vor. Die Haupt-
verwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte leitet den festgestellten 
Gesamtabschluss mit seinen Anlagen der Gemeindevertretung rechtzeitig zur 
Beschlussfassung nach Absatz 6 zu.

(6) Die Gemeindevertretung beschließt über den geprüften Gesamtabschluss bis 
spätestens zum 30. Juni des zweiten auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres.
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(7) Der Beschluss über den Gesamtabschluss ist nach den für Satzungen gelten-
den Vorschriften öffentlich bekannt zu machen. Der Beschluss nach Satz 1, der 
Gesamtabschluss mit seinen Anlagen und der Bericht des Rechnungsprüfungs-
amtes über die Prüfung des Gesamtabschlusses sind unverzüglich der Kommu-
nalaufsichtsbehörde vorzulegen.

(8) Soweit sich nach der Erstellung des Gesamtabschlusses oder nach der 
Beschlussfassung über den Gesamtabschluss bei den in Absatz 1 Satz 1 
genannten Jahresabschlüssen Veränderungen ergeben, die erhebliche Aus-
wirkungen auf die Gesamtvermögens-, Gesamtertrags- oder Gesamtfi nanzlage 
der Gemeinde haben oder haben können, hat die Hauptverwaltungsbeamtin 
oder der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeindevertretung hierzu unverzüg-
lich zu berichten und einen Beschluss der Gemeindevertretung über diesen 
Bericht herbeizuführen. Der Bericht und der Beschluss der Gemeindevertretung 
sind der Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen. Die Sätze 1 und 2 fi nden ent-
sprechende Anwendung, soweit sich die wirtschaftliche Situation eines der in 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannten Unternehmen oder einer der in Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 genannten Zweckverbände im laufenden Haushaltsjahr unvor-
hergesehen verschlechtert, sodass unmittelbare und erhebliche Auswirkungen 
für die Haushaltswirtschaft der Gemeinde entstehen oder entstehen werden.

(9) Die Mehrheit der gesetzlichen Mitglieder der Gemeindevertretung kann 
beschließen, dass auf die Aufstellung des Gesamtabschlusses verzichtet wird, 
oder abweichend von den Absätzen 1 bis 4 eigene Vorgaben zur Art und Umfang 
der Aufstellung beschließen.

§ 82
Gemeindekasse

(1) Die Gemeindekasse erledigt alle Kassengeschäfte der Gemeinde. Die Buch-
führung kann ganz oder teilweise von den Kassengeschäften abgetrennt werden.

(2) Die Gemeinde hat, wenn sie ihre Kassengeschäfte nicht durch eine Stelle 
außerhalb der Gemeindeverwaltung besorgen lässt, eine Kassenverwalterin 
oder einen Kassenverwalter und eine Stellvertretung zu bestellen. Die anord-
nungsbefugten Gemeindebediensteten sowie die Leiterin oder der Leiter und die 
Prüferinnen und Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes können nicht gleichzeitig 
die Stellung einer Kassenverwalterin oder eines Kassenverwalters oder der Stell-
vertretung innehaben.

(3) Die Kassenverwalterin oder der Kassenverwalter und die Stellvertretung dür-
fen untereinander, zur Hauptverwaltungsbeamtin oder zum Hauptverwaltungs-
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Amtes sowie zur Leiterin oder zum Leiter und zu den Prüferinnen und Prüfern 
des Rechnungsprüfungsamtes nicht in einem die Befangenheit begründenden 
Verhältnis nach § 22 stehen. Entsteht ein Hinderungsgrund nachträglich, sind die 
Amtsgeschäfte anderweitig zu verteilen.

(4) Die Kassenverwalterin oder der Kassenverwalter, die Stellvertretung und die 
übrigen Beschäftigten der Gemeindekasse sind nicht befugt, Zahlungen anzu-
ordnen.

§ 83
Übertragung von Kassengeschäften, Automation

(1) Die Gemeinde kann die Kassengeschäfte ganz oder zum Teil von einer Stelle 
außerhalb der Gemeindeverwaltung besorgen lassen, wenn die Erledigung und 
die Prüfung nach den für die Gemeinde geltenden Vorschriften gewährleistet 
sind. Die Vorschriften des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im 
Land Brandenburg bleiben unberührt.

(2) Die Gemeindekasse darf fremde Kassengeschäfte im Umfang der ihr zuge-
wiesenen Aufgaben erledigen, wenn dies durch oder aufgrund eines Gesetzes 
bestimmt oder durch die Hauptverwaltungsbeamtin oder den Hauptverwaltungs-
beamten angeordnet ist. Eine Anordnung ist nur zulässig, wenn dies im Interesse 
der Gemeinde liegt und gewährleistet ist, dass die fremden Kassengeschäfte bei 
der Prüfung der Gemeindekasse mitgeprüft werden können.

(3) Werden die Kassengeschäfte beziehungsweise das Prüfungswesen ganz 
oder teilweise durch Programme der elektronischen Datenverarbeitung unter-
stützt, so ist der für die örtliche Rechnungsprüfung zuständigen Stelle Gelegen-
heit zu geben, den Einsatz der Programme vor ihrer Anwendung zu prüfen.

Abschnitt 2
Gemeindestrukturänderungen

§ 84
Umsetzung des Übergangs von Vermögen und Schulden bei Gemeinde-

strukturänderungen

(1) Bei Gemeindestrukturänderungen können für den Übergang des Vermö-
gens und der Schulden die Posten der Bilanz (Bilanzposten) des gemäß § 85 
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Absatz 2 aufzustellenden Jahresabschlusses auf die Gemeinden aufgeteilt und 
in Teilbilanzen erfasst werden. Die Teilbilanzen sind in einer gemeinsamen Bilanz 
zusammenzufügen. Auf die Prüfung der gemeinsamen Bilanz kann verzichtet 
werden.

(2) Ergibt sich bei der Aufstellung späterer Jahresabschlüsse, dass in der 
gemeinsamen Bilanz nach Absatz 1 Bilanzposten fehlerhaft angesetzt worden 
sind oder der Ansatz zu Unrecht unterblieb, so ist der Wertansatz zu berichti-
gen oder nachzuholen, wenn es sich um einen wesentlichen Betrag handelt. Die 
Bilanz gilt dann als geändert. Eine Berichtigung kann letztmalig im vierten der 
gemeinsamen Bilanz nach Absatz 1 folgenden Jahresabschluss vorgenommen 
werden. Vorherige Jahresabschlüsse sind nicht zu berichtigen.

§ 85
Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- und Prüfungswesen bei 

Gemeindestrukturänderungen

(1) Bei der Aufstellung der Haushaltssatzung sowie einer Nachtragshaushalts-
satzung für das Haushaltsjahr, in dem die Gemeindestrukturänderung in Kraft 
tritt, kann auf die Erstellung folgender Bestandteile verzichtet werden:

1. der mittelfristige Ergebnis- und Finanzplan gemäß § 74 Absatz 1, soweit die 
Haushaltssatzung keine nach § 75 Absatz 4 und § 76 Absatz 2 genehmi-
gungspfl ichtigen Teile enthält,

2. die dem Haushaltsplan beizufügenden Anlagen gemäß § 3 Absatz 2 der 
Kommunalen Haushalts- und Kassenverordnung und

3. das Haushaltssicherungskonzept gemäß § 68.

Bereits beschlossene und genehmigte Haushaltssicherungskonzepte gelten fort.

(2) Vor dem Inkrafttreten der Gemeindestrukturänderung ist ein Jahresabschluss 
aufzustellen. Der Stichtag für den Jahresabschluss ist der Tag vor dem Inkraft-
treten der Gemeindestrukturänderung. Dabei kann auf die Erstellung folgender 
Bestandteile verzichtet werden:

1. die Teilrechnungen nach § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4,
2. die Anlagen-, Forderungs- und Verbindlichkeitenübersicht nach § 80 Absatz 2 

Satz 2 Nummer 2 bis 4,
3. den Lagebericht nach § 80 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 und
4. den Beteiligungsbericht nach § 80 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6.

(3) Bei einer unterjährigen Gemeindestrukturänderung mit Gesamtrechtsnach-
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ständigkeit verlieren, bis zum Ende des Haushaltsjahres fort, in dem die Gemein-
destrukturänderung in Kraft tritt. Dies gilt auch für die Haushaltssatzungen, die 
Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre enthalten.

(4) Für den verbleibenden Zeitraum des Haushaltsjahres der Gemeindestruktur-
änderung kann in Abweichung zu Absatz 3 eine Haushaltssatzung erlassen wer-
den (Teil-Haushaltssatzung). Das Haushaltsjahr für die Teil-Haushaltssatzung 
beginnt mit Inkrafttreten der Gemeindestrukturänderung.

(5) Die Gemeindevertretung kann beschließen, dass auf die Prüfung von unter-
jährigen Jahresabschlüssen verzichtet wird.

Abschnitt 3
Vermögen

§ 86
Vermögensgegenstände

(1) Die Gemeinde soll Vermögensgegenstände nur erwerben, soweit dies zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist oder wird.

(2) Die Vermögensgegenstände sind nachzuweisen. Sie sind, soweit sie zu 
bilanzieren sind, mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um 
Abschreibungen, anzusetzen.

§ 87
Veräußerung von Vermögensgegenständen

(1) Die Gemeinde darf Vermögensgegenstände, die sie zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben in absehbarer Zeit nicht braucht, veräußern. Vermögensgegenstände, 
die zur Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde weiterhin benötigt werden, dürfen 
mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde veräußert werden, wenn auf 
diese Weise die Aufgaben nachweislich wirtschaftlicher erfüllt werden können 
und die Erfüllung pfl ichtiger Aufgaben nicht gefährdet wird.

(2) Vermögensgegenstände sollen nur zu ihrem vollen Wert veräußert werden. 
Für die Überlassung der Nutzung eines Vermögensgegenstandes gilt dies sinn-
gemäß.

(3) Veräußerungen von Vermögensgegenständen unter dem vollen Wert bedür-
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fen der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde.

(4) Die Gemeindevertretung kann festlegen, in welchen Fällen und auf welche 
Weise die Öffentlichkeit über die Absicht der Veräußerung von Vermögensge-
genständen informiert wird.

§ 88
Bildung von Stiftungsvermögen

Gemeindevermögen darf nur im Rahmen der Aufgabenerfüllung der Gemeinde 
und nur dann in Stiftungsvermögen eingebracht werden, wenn der mit der Stif-
tung verfolgte Zweck auf andere Weise nicht erreicht werden kann. Eine Ein-
bringung von Vermögensgegenständen, die für die Erfüllung der Aufgaben der 
Gemeinde nicht mehr benötigt werden, bleibt unter Beachtung des § 87 unbe-
nommen.

§ 89
Treuhandvermögen

Vermögen, das die Gemeinde nach besonderem Recht treuhänderisch zu ver-
walten hat, kann im Haushalt und im Jahresabschluss der Gemeinde gesondert 
nachgewiesen werden, soweit nicht durch oder aufgrund eines Gesetzes anderes 
bestimmt ist.

§ 90
Treuhandstiftungen

(1) Treuhandstiftungen sind nicht rechtsfähige Stiftungen, die nach dem Willen 
der stiftenden Person von der Gemeinde verwaltet werden und die überwiegend 
Zwecken dienen, welche von der verwaltenden Gemeinde in ihrem Bereich als 
öffentliche Aufgabe erfüllt werden können. Die Gemeinde hat die Treuhandstif-
tungen nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu verwalten, soweit nicht durch 
die stiftende Person etwas anderes bestimmt wird. Das Stiftungsvermögen ist 
vom übrigen Gemeindevermögen getrennt zu halten und, sofern der Treuhand-
vertrag keine abweichende Regelung trifft, so anzulegen, dass es für den Stif-
tungszweck erhalten bleibt. Das Stiftungsvermögen ist im Haushaltsplan und 
Jahresabschluss der Gemeinde gesondert nachzuweisen.

(2) Sofern der Treuhandvertrag keine abweichende Regelung trifft, kann die 
Gemeindevertretung bei Treuhandstiftungen in entsprechender Anwendung der 
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Stiftungszweck ändern, die Stiftung mit einer anderen zusammenlegen oder sie 
aufheben. Die Entscheidung der Gemeinde bedarf der Genehmigung der Kom-
munalaufsichtsbehörde.

(3) Hat die stiftende Person keine Bestimmung über den Vermögensanfall getrof-
fen, fällt das Vermögen der Treuhandstiftungen an die Gemeinde. Die Gemeinde 
hat bei der Verwendung des Vermögens den Stiftungszweck zu berücksichtigen.

Abschnitt 4
Wirtschaftliche Betätigung

§ 91
Zulässigkeit wirtschaftlicher Betätigung

(1) Wirtschaftliche Betätigung im Sinne dieses Gesetzes ist das Herstellen, 
Anbieten oder Verteilen von Gütern, Dienstleistungen oder vergleichbaren Leis-
tungen, die ihrer Art nach auch mit der Absicht der Gewinnerzielung erbracht wer-
den könnten. Die nachfolgenden Regelungen dienen ausschließlich dem Schutz 
der Leistungsfähigkeit der Gemeinden.

(2) Die Gemeinde darf sich zur Erledigung von Aufgaben der örtlichen Gemein-
schaft wirtschaftlich betätigen, wenn

1. der öffentliche Zweck dies rechtfertigt, wobei die Gewinnerzielung allein kei-
nen ausreichenden öffentlichen Zweck darstellt, und

2. die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde und zum voraussichtlichen Bedarf steht.

(3) Die Gemeinde hat im Interesse einer sparsamen Haushaltsführung dafür zu 
sorgen, dass Leistungen, die von privaten Anbietern wirtschaftlicher erbracht 
werden können, diesen Anbietern übertragen werden. Dazu sind Angebote ein-
zuholen oder Vergleichsberechnungen vorzunehmen, die der Gemeindevertre-
tung oder, in den Fällen des § 50 Absatz 2, dem Hauptausschuss vorzulegen 
sind. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn die Gemeindevertretung oder in den 
Fällen des § 50 Absatz 2 der Hauptausschuss eine wirtschaftliche Betätigung 
der Gemeinde im öffentlichen Interesse für erforderlich hält; die Entscheidung 
ist zu begründen.

(4) Eine wirtschaftliche Betätigung außerhalb der Versorgung der örtlichen 
Gemeinschaft sowie der Nutzung von Einrichtungen beziehungsweise Angebo-
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ten in der Gemeinde ist zulässig

1. für die Versorgung mit Elektrizität, Gas und Fernwärme sowie
2. im Rahmen von Vereinbarungen oder Konzessionen der betroffenen 

Gemeinden, Gemeindeverbände oder kommunalen Unternehmen.

Die wirtschaftliche Betätigung im Ausland ist unter den Voraussetzungen der 
Absätze 2 und 3 zulässig, wenn Interessen des Bundes oder des Landes Bran-
denburg nicht entgegenstehen; die Kommunalaufsichtsbehörde ist rechtzeitig 
vor Aufnahme der Betätigung zu unterrichten.

(5) Im Rahmen der wirtschaftlichen Betätigung dürfen Nebenleistungen erbracht 
werden,

1. die im Wettbewerb üblicherweise zusammen mit der Hauptleistung angebo-
ten werden und den öffentlichen Hauptzweck nicht beeinträchtigen; mit der 
Durchführung dieser Nebenleistung sollen private Anbieter beauftragt wer-
den, es sei denn, dies ist mit berechtigten Interessen der Gemeinde oder des 
Unternehmens nicht vereinbar, oder

2. die der Ausnutzung bestehender, sonst brachliegender Kapazitäten bei der 
Gemeinde oder dem Unternehmen dienen.

(6) Im Beteiligungsbericht gemäß § 80 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 soll erstmalig 
für das 2012 beginnende Wirtschaftsjahr, danach alle zehn Jahre ein ausführ-
licher Nachweis über die fortdauernde Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzun-
gen nach Absatz 2 Nummer 1, Absatz 3 Satz 1 und 3 sowie Absatz 5 geführt 
werden.

(7) Keine wirtschaftliche Betätigung ist die Verwaltung des Gemeindevermögens, ins-
besondere das unmittelbare oder mittelbare Halten von Anteilen an einer Kapitalge-
sellschaft, wenn mit dem Vermögen keine kommunale Aufgabenerfüllung verbunden 
ist.

§ 92
Kommunale Unternehmen

(1) Die Gemeinde kann unter den Voraussetzungen des § 91 zur wirtschaftlichen 
Betätigung auf der Grundlage eines Beschlusses der Gemeindevertretung Unter-
nehmen gründen.

(2) Unternehmen der Gemeinde können sein:
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2. rechtsfähige kommunale Anstalten des öffentlichen Rechts (kommunale 

Anstalten), die sich in alleiniger Trägerschaft der Gemeinde befi nden,
3. Gesellschaften in privater Rechtsform, deren Anteile vollständig der 

Gemeinde gehören (Eigengesellschaften),
4. trägerschaftliche Beteiligungen an kommunalen Anstalten nach dem Gesetz 

über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (gemeinsamen 
kommunalen Anstalten) und Beteiligungen an Gesellschaften in privater 
Rechtsform, deren Anteile der Gemeinde teilweise gehören.

(3) Vor der Gründung eines Unternehmens gemäß Absatz 2 Nummer 2 bis 4 soll 
die Gemeinde entweder dieses Vorhaben in geeigneter Form öffentlich bekannt 
machen, verbunden mit der Aufforderung an private Anbieter, eigene Angebote 
vorzulegen, oder in einer unabhängigen sachverständigen Wirtschaftlichkeits-
analyse Unternehmensgründung und Privatisierungsmöglichkeiten vergleichen 
und bewerten; die Wirtschaftlichkeitsanalyse kann auch durch die Gemeinde 
erstellt werden, wenn die Unternehmensgründung für die Gemeinde eine geringe 
wirtschaftliche Bedeutung hat und die Wirtschaftlichkeitsanalyse durch das 
Rechnungsprüfungsamt der Gemeinde oder in den Fällen des § 101 Absatz 2 
des Landkreises auf Kosten der Gemeinde geprüft wird. Satz 1 gilt nicht, wenn 
die Gemeindevertretung die Unternehmensgründung im öffentlichen Interesse 
für erforderlich hält; die Entscheidung ist zu begründen. Der örtlichen Indust-
rie- und Handelskammer beziehungsweise Handwerkskammer ist im Rahmen 
ihres jeweiligen Zuständigkeitsbereiches Gelegenheit zur Stellungnahme zu der 
beabsichtigten Gründung zu geben. Vor der Beschlussfassung über die Unter-
nehmensgründung sind der Gemeindevertretung die nach den Sätzen 1 bis 3 
erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

(4) Soweit die Erfüllung des öffentlichen Zwecks nicht beeinträchtigt wird und 
andere gesetzliche Vorschriften nicht entgegenstehen, soll ein Jahresgewinn 
erwirtschaftet werden, der mindestens einer marktüblichen Verzinsung des 
Eigenkapitals entspricht.

(5) Die wesentliche Erweiterung des Unternehmensgegenstandes steht der 
Unternehmensgründung gleich.

(6) Bankunternehmen darf die Gemeinde nicht gründen, übernehmen oder 
betreiben. Für das öffentliche Sparkassenwesen gelten die dafür erlassenen 
besonderen Vorschriften.
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§ 93
Eigenbetriebe

(1) Für Eigenbetriebe sind Betriebssatzungen zu erlassen und der Kommunal-
aufsichtsbehörde anzuzeigen.

(2) Die Gemeindevertretung kann einen Werksausschuss bilden und diesem 
durch die Betriebssatzung bestimmte Angelegenheiten zur eigenen Entschei-
dung übertragen. Für diese auf den Werksausschuss übertragenen Entschei-
dungszuständigkeiten fi ndet § 28 Absatz 4 Satz 1 entsprechende Anwendung. 
Abweichend von § 44 Absatz 4 Satz 1 und 2 werden sachkundige Einwohnerin-
nen und Einwohner im Falle ihrer Berufung als stimmberechtigte Mitglieder des 
Werksausschusses tätig. Hat der Eigenbetrieb mehr als 50 Beschäftigte, so kann 
der Werksausschuss bis zu einem Drittel aus stimmberechtigten Beschäftigten 
des Eigenbetriebes bestehen. Bei einem Eigenbetrieb mit weniger als 51, aber 
mehr als zehn Beschäftigten, können dem Werksausschuss bis zu zwei Beschäf-
tigte des Eigenbetriebes angehören. Die dem Werksausschuss angehörenden 
Beschäftigten werden aus einem Vorschlag der Versammlung der Beschäftigten 
des Eigenbetriebes von der Gemeindevertretung gewählt, der mindestens die 
doppelte Anzahl der zu wählenden Mitglieder und Stellvertretungen enthält. § 41 
Absatz 4 und § 44 Absatz 4 Satz 3 gelten entsprechend. Wird für mehrere Eigen-
betriebe ein gemeinsamer Werksausschuss gebildet, ist die Gesamtzahl aller 
Beschäftigten dieser Eigenbetriebe maßgebend. Die Sätze 6 und 7 gelten ent-
sprechend. Die Anzahl der sachkundigen Einwohnerinnen und Einwohner darf 
zusammen mit der Anzahl der Beschäftigten die der Gemeindevertreterinnen und 
-vertreter im Werksausschuss nicht erreichen. Ist die Hauptverwaltungsbeam-
tin oder der Hauptverwaltungsbeamte der Auffassung, dass ein Beschluss des 
Werksausschusses rechtswidrig ist oder das Wohl der Gemeinde gefährdet, so 
hat sie oder er eine Entscheidung des Hauptausschusses herbeizuführen.

(3) Die Betriebssatzung kann vorsehen, dass für die selbstständige Leitung des 
Eigenbetriebes eine Werkleitung von der Gemeindevertretung bestellt wird. Ihr 
obliegen insbesondere die Geschäfte der laufenden Betriebsführung des Eigen-
betriebes. Der Werkleitung können durch Satzung weitergehende Befugnisse 
eingeräumt werden. Die Werkleitung vertritt die Gemeinde in Angelegenhei-
ten des Eigenbetriebes, soweit dieses Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes 
erlassene Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmen. Erklärungen, durch die 
die Gemeinde in Angelegenheiten des Eigenbetriebes verpfl ichtet werden soll, 
bedürfen der Form des § 57 Absatz 2 und sind von der Hauptverwaltungsbeamtin 
oder dem Hauptverwaltungsbeamten und einem Mitglied der Werkleitung abzu-
geben. § 57 Absatz 3 gilt mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Geschäfte der 
laufenden Verwaltung die Geschäfte der laufenden Betriebsführung des Eigen-
betriebes treten. § 57 Absatz 4 gilt entsprechend. Wird eine Werkleitung nicht 
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amte die Aufgaben der Werkleitung wahr; sie oder er kann eine Bedienstete oder 
einen Bediensteten der Gemeinde mit der Wahrnehmung beauftragen.

(4) Wirtschaftsführung, Vermögensverwaltung und Rechnungslegung der Eigen-
betriebe als Sondervermögen sind so einzurichten, dass sie eine gesonderte 
Beurteilung der Betriebsführung und des Betriebsergebnisses ermöglichen. Die 
Vorschriften des § 62 Absatz 1 bis 4 und 6 Satz 1, des § 63 Absatz 1 und Absatz 2 
Nummer 1, des § 71 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und 5 sowie Absatz 2, des § 74 
Absatz 1 und 2, des § 75 Absatz 1 bis 4 und der §§ 76 bis 78 sowie 86 bis 88 sind 
entsprechend anzuwenden. Für Eigenbetriebe sind Sonderkassen einzurichten, 
die mit der Gemeindekasse verbunden werden sollen; § 83 gilt entsprechend.

(5) Beabsichtigt die Gemeinde, einen Eigenbetrieb in ein Unternehmen des pri-
vaten Rechts oder eine kommunale Anstalt umzuwandeln, gelten § 92 Absatz 3 
und § 96 entsprechend.

§ 94
Kommunale Anstalten des öffentlichen Rechts

(1) Die Gemeinde kann Unternehmen in der Rechtsform einer rechtsfähigen 
kommunalen Anstalt des öffentlichen Rechts (kommunale Anstalt) errichten und 
bestehende Unternehmen nach § 92 Absatz 2 Nummer 1 und 3 im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge in kommunale Anstalten umwandeln. Die Umwandlung 
eines Unternehmens in privater Rechtsform ist nur zulässig, wenn keine Son-
derrechte im Sinne des § 23 des Umwandlungsgesetzes sowie keine Rechte 
Dritter an den Anteilen des Unternehmens bestehen. Für die Umwandlung von 
Unternehmen in privater Rechtsform gelten die Vorschriften des Umwandlungs-
gesetzes über Formwechsel entsprechend.

(2) Die Rechtsverhältnisse der kommunalen Anstalt sind durch eine Anstaltssat-
zung zu regeln. Diese muss mindestens Bestimmungen über

1. den Namen,
2. die Aufgaben der kommunalen Anstalt,
3. die Anzahl der Mitglieder des Vorstandes und des Verwaltungsrates und
4. die Höhe des Stammkapitals

enthalten. In der Anstaltssatzung können darüber hinaus Regelungen über die 
Formen der Einwohnerbeteiligung und weitere Befugnisse des Verwaltungsrates 
(§ 95 Absatz 2 Satz 3 Nummer 8) getroffen werden.
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(3) Die kommunale Anstalt entsteht am Tag nach der Bekanntmachung der Anstalts-
satzung, wenn diese keinen späteren Zeitpunkt bestimmt, frühestens jedoch mit 
Wirksamwerden der Genehmigung. Die Umwandlung eines im Handelsregister 
eingetragenen Rechtsträgers in eine kommunale Anstalt wird frühestens mit der 
Eintragung der kommunalen Anstalt oder, wenn sie nicht eingetragen wird, mit der 
Eintragung der Umwandlung in das Handelsregister wirksam. Nach der öffentlichen 
Bekanntmachung der Anstaltssatzung können Rechtsfehler bei der Errichtung der 
kommunalen Anstalt nur mit Wirkung für die Zukunft geltend gemacht werden. Die 
Sätze 1 und 3 gelten für die Änderung der Anstaltssatzung entsprechend.

(4) Die kommunale Anstalt kann Unternehmen nach § 92 Absatz 2 Nummer 2 bis 
4 gründen, soweit die Aufgaben der kommunalen Anstalt dies rechtfertigen und 
die Anstaltssatzung Unternehmensgründungen nicht ausschließt. Die Regelun-
gen über die wirtschaftliche Betätigung von Gemeinden gelten entsprechend.

(5) Die Gemeinde kann der kommunalen Anstalt in der Anstaltssatzung einzelne 
Aufgaben ganz oder teilweise für das gesamte Gemeindegebiet oder Teile davon 
übertragen oder die kommunale Anstalt mit deren Durchführung beauftragen; 
dies gilt nicht für die Erhebung von Steuern nach § 3 des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Brandenburg. Mit der Übertragung einer Aufgabe gehen alle 
mit der Trägerschaft der Aufgabe verbundenen Rechte und Pfl ichten über. Die 
Befugnis, für die übertragene Aufgabe Satzungen und Verordnungen zu erlas-
sen, geht über, soweit die Anstaltssatzung nichts anderes bestimmt. Soweit die 
Befugnis zum Erlass von Satzungen über den Anschluss- und Benutzungszwang 
auf die kommunale Anstalt übergegangen ist, gilt § 12 Absatz 2 und 3 entspre-
chend. Ist die Befugnis nach Satz 4 nicht übergegangen, kann die Gemeinde für 
eine öffentliche Einrichtung der kommunalen Anstalt nach § 12 Absatz 2 und 3 
durch Satzung einen Anschluss- und Benutzungszwang vorschreiben.

(6) Für Satzungen der kommunalen Anstalt fi ndet § 3 Absatz 2 bis 5 sowie die 
Rechtsverordnung im Sinne des § 3 Absatz 3 Satz 2 entsprechend Anwendung. 
Dabei treten an die Stelle der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwal-
tungsbeamten der Vorstand und an die Stelle der Hauptsatzung die Anstaltssat-
zung. Bestimmungen der Anstaltssatzung können von den Bestimmungen der 
Rechtsverordnung im Sinne des § 3 Absatz 3 Satz 2 abweichen. Die Verletzung 
von Bestimmungen über die öffentliche Bekanntmachung ist unter den Voraus-
setzungen des § 3 Absatz 4 unbeachtlich.

(7) Die Gemeinde kann für die kommunale Anstalt vor ihrer Errichtung im Bereich 
der zu übertragenden Aufgaben Satzungen erlassen. Die kommunale Anstalt 
kann die Satzungen ändern, ersetzen oder aufheben.

(8) Die kommunale Anstalt kann Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäf-
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Recht, Beamtinnen und Beamte zu haben. Sie kann ein Dienstsiegel nach § 10 
führen.

(9) Die Gemeinde haftet für die Verbindlichkeiten der kommunalen Anstalt 
unbeschränkt, soweit nicht Befriedigung aus deren Vermögen zu erlangen ist 
(Gewährträgerschaft).

(10) Die Gemeinde kann die kommunale Anstalt aufl ösen. Die Aufl ösung der 
kommunalen Anstalt erfolgt durch Aufhebung der Anstaltssatzung. Sie wird am 
Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung der Aufhebungssatzung wirksam, 
soweit diese Satzung keinen späteren Zeitpunkt bestimmt.

§ 95
Innere Verfassung und Verwaltung der kommunalen Anstalten

(1) Die kommunale Anstalt wird von einem Vorstand in eigener Verantwortung 
geleitet, soweit nicht in der Anstaltssatzung etwas anderes bestimmt ist. Der Vor-
stand vertritt die Anstalt gerichtlich und außergerichtlich. Besteht der Vorstand 
aus mehreren Mitgliedern, regelt die Anstaltssatzung die Geschäftsverteilung 
innerhalb des Vorstandes sowie die Vertretungs- und Zeichnungsbefugnis. Der 
Vorstand macht die Vertretungsberechtigten sowie den Umfang der Vertretungs-
befugnis in geeigneter Weise bekannt. Der Vorstand wird für höchstens fünf 
Jahre bestellt. Eine erneute Bestellung ist zulässig.

(2) Der Verwaltungsrat besteht aus der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem 
Hauptverwaltungsbeamten als vorsitzendem Mitglied sowie mindestens zwei 
weiteren Mitgliedern. Für die Vertretung der Gemeinde im Verwaltungsrat fi ndet 
§ 97 Absatz 1 bis 3, Absatz 4 Satz 2 sowie Absatz 5 bis 10 entsprechend Anwen-
dung. Dem Verwaltungsrat obliegen:

1. der Erlass von Satzungen der kommunalen Anstalt,
2. die Entscheidung über die Gründung von Unternehmen nach § 92 Absatz 2 

Nummer 2 bis 4,
3. die Feststellung des Wirtschaftsplans und des Jahresabschlusses,
4. die Festsetzung allgemein geltender Tarife und Entgelte,
5. die Bestellung des Abschlussprüfers,
6. die Bestellung, Abbestellung und Kontrolle des Vorstandes,
7. die Entlastung des Vorstandes und die Ergebnisverwendung und
8. weitere durch die Anstaltssatzung oder andere Rechtsvorschriften übertra-

gene Befugnisse.
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(3) Die Wirtschaftsführung der kommunalen Anstalt erfolgt nach den Regeln der 
kaufmännischen doppelten Buchführung und den handelsrechtlichen Grundsät-
zen. Der Wirtschaftsplan für jedes Wirtschaftsjahr ist nach den für Eigenbetriebe 
geltenden Vorschriften aufzustellen. Der Jahresabschluss und der Lagebericht 
werden nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches aufgestellt und geprüft. Erfüllt die kommunale Anstalt die 
Voraussetzungen einer kleinen Kapitalgesellschaft nach dem Handelsgesetz-
buch, wird der Jahresabschluss und der Lagebericht in entsprechender Anwen-
dung der für Eigenbetriebe oder für mittelgroße Kapitalgesellschaften nach dem 
Handelsgesetzbuch geltenden Vorschriften aufgestellt und geprüft. § 53 Absatz 1 
und § 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes fi nden entsprechende Anwendung.

(4) Auf die kommunale Anstalt sind § 12 Absatz 1, § 13 Absatz 1 Satz 1, die 
§§ 14, 16 Absatz 1 und 2, die §§ 17, 18 Absatz 1 und 4, die §§ 20 bis 25, 29, 30, 
31 Absatz 2 und 3, § 33 Absatz 2 Satz 2 bis 4, § 34 Absatz 1 Satz 2 zweiter Halb-
satz und Satz 3 sowie Absatz 2 bis 7, die §§ 35 bis 44, 54, 55, 56 Absatz 1, die 
§§ 58, 61, 62 Absatz 1 bis 4 und 6 Satz 1, § 63 Absatz 1 und Absatz 2 Nummer 1, 
§ 71 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und 5 sowie Absatz 2, § 74 Absatz 1 und 2, § 75 
Absatz 1 bis 4, die §§ 76 bis 78, 86 bis 88, 100 Absatz 2 und § 105 sowie Kapi-
tel 4 einschließlich § 118 entsprechend anzuwenden. Dabei treten an die Stelle 
der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten der Vorstand 
und an die Stelle der Gemeindevertretung der Verwaltungsrat.

§ 96
Unternehmen in privater Rechtsform

(1) Bei einem Unternehmen in der Rechtsform des privaten Rechts, an dem die 
Gemeinde mittelbar oder unmittelbar beteiligt ist und kommunalen Trägern die 
Mehrheit der Anteile zusteht, ist durch Gesellschaftsvertrag beziehungsweise 
-satzung sicherzustellen, dass

1. das Unternehmen auf den öffentlichen Zweck ausgerichtet und die Erfüllung 
der Aufgabe der Gemeinde sichergestellt ist,

2. die kommunalen Träger einen ihrer Beteiligung nach angemessenen Einfl uss 
in den satzungsgemäßen Aufsichtsgremien erhalten,

3. die Gemeinde sich nur im Ausnahmefall zur Übernahme von Verlusten ver-
pfl ichtet und die Verlustausgleichsverpfl ichtung auf einen bestimmten Betrag 
begrenzt ist, der sich seiner Höhe nach an der fi nanziellen Leistungsfähigkeit 
der Gemeinde ausrichtet,

4. bei kleinen Kapitalgesellschaften der Jahresabschluss und der Lagebericht 
in entsprechender Anwendung der für Eigenbetriebe oder für mittelgroße 
Kapitalgesellschaften nach dem Handelsgesetzbuch geltenden Vorschriften 
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5. die in § 53 Absatz 1 und § 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes normierten 

Rechte der Gemeinden und der Rechnungsprüfungsbehörde wahrzunehmen 
sind,

6. in entsprechender Anwendung der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften 
für jedes Wirtschaftsjahr ein Wirtschaftsplan aufgestellt wird,

7. der Wirtschaftsplan und der Finanzplan sowie wesentliche Abweichungen 
hiervon der Gemeinde unverzüglich zur Kenntnis gegeben werden und

8. Art und Umfang der Beteiligung an weiteren Unternehmen an die Zustim-
mung der Gemeindevertretung gebunden ist; für Beteiligungen ab der dritten 
Beteiligungsstufe (Enkelgesellschaften der Unternehmen der Gemeinde) 
kann die Gemeindevertretung auf die Zustimmung allgemein oder für 
bestimmte Unternehmen verzichten.

Dies gilt nicht, wenn der Einfl uss der kommunalen Träger nicht geltend gemacht 
werden kann. Kommunale Träger sind die Gemeinden, Landkreise, Ämter, 
Zweckverbände und kommunalen Anstalten sowie die Unternehmen, an denen 
die Mehrheit der Anteile kommunalen Trägern zusteht.

(2) Bei einer geringeren Beteiligung als nach Absatz 1 Satz 1 oder im Falle des 
Absatzes 1 Satz 2 hat die Gemeinde darauf hinzuwirken, dass die in Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 bis 8 genannten Regelungen getroffen werden. Bei einer mit-
telbaren Beteiligung der Gemeinde gilt dies nur, wenn den kommunalen Trägern 
mehr als ein Viertel der Anteile zusteht.

(3) Die Gemeinde darf unbeschadet des Absatzes 1 Unternehmen in der Rechts-
form einer Aktiengesellschaft nur gründen, übernehmen, wesentlich erweitern 
oder sich daran beteiligen, wenn der öffentliche Zweck nachweislich nicht in einer 
anderen privaten Rechtsform erfüllt wird oder erfüllt werden kann.

§ 97
Vertretung der Gemeinde in rechtlich selbstständigen Unternehmen

(1) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte vertritt 
die Gemeinde in der Gesellschafterversammlung oder in dem der Gesell-
schafterversammlung entsprechenden Organ eines Unternehmens mit eigener 
Rechtspersönlichkeit. Sie oder er kann eine Bedienstete oder einen Bediens-
teten der Gemeinde mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe dauerhaft betrauen. 
Ist die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte verhin-
dert, erfolgt die Vertretung durch die allgemeine Stellvertretung, wenn sie oder 
er nicht eine andere Bedienstete oder einen anderen Bediensteten benennt. 
Ist die betraute Person verhindert, nimmt die Hauptverwaltungsbeamtin oder 
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der Hauptverwaltungsbeamte die Vertretung wahr, wenn sie oder er die Ver-
hinderungsvertretung der betrauten Person nicht auf eine andere Bedienstete 
oder einen anderen Bediensteten dauerhaft übertragen hat.

(2) Weitere Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinde in der Gesellschafter-
versammlung oder in dem der Gesellschafterversammlung entsprechenden 
Organ dürfen nur in Ausnahmefällen bestimmt werden. Sie werden gemäß den 
§§ 40 und 41 für die Dauer der Wahlperiode aus der Mitte der Gemeindever-
tretung bestimmt und üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Mitglieder 
aus. Für sie gilt § 12 Absatz 1 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes 
entsprechend.

(3) Die Gemeindevertretung kann den Vertreterinnen und Vertretern der 
Gemeinde in der Gesellschafterversammlung oder in dem der Gesellschafterver-
sammlung entsprechenden Organ Richtlinien und Weisungen erteilen.

(4) Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie Absatz 2 Satz 2 und 3 gelten für den Aufsichts-
rat oder ein vergleichbares Organ entsprechend. Die weiteren Mitglieder des Auf-
sichtsrates können auch Bedienstete der Gemeinde oder sachkundige Dritte sein.

(5) Soweit Bedienstete der Gemeinde bestimmt werden, soll die für das Finanz-
wesen oder die für den betroffenen Fachbereich zuständige Person berücksich-
tigt werden.

(6) Die Mitglieder des Aufsichtsrates sollen über die zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung der Aufgaben erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und fach-
liche Eignung verfügen. Sofern dies nicht der Fall ist, soll die Gemeinde für die 
erforderliche Qualifi zierung Sorge tragen.

(7) Im Gesellschaftsvertrag ist zu regeln, dass der Beteiligungsverwaltung 
gemäß § 98 ein aktives Teilnahmerecht entsprechend § 30 Absatz 3 Satz 1 
bei den Aufsichtsratssitzungen eingeräumt wird, soweit dem nicht im Einzelfall 
besondere Gründe, die durch Mehrheitsbeschluss des Aufsichtsrates festgestellt 
werden müssen, entgegenstehen.

(8) Werden Vertreterinnen oder Vertreter der Gemeinde aus ihrer Tätigkeit haft-
bar gemacht, so hat ihnen die Gemeinde den Schaden zu ersetzen, es sei denn, 
dass sie ihn vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt haben. Auch in diesem 
Fall ist die Gemeinde schadensersatzpfl ichtig, wenn die Vertreterinnen oder Ver-
treter auf Weisung gehandelt haben.

(9) Die Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinde haben die Hauptverwaltungs-
beamtin oder den Hauptverwaltungsbeamten über alle Angelegenheiten von 
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hungsweise die Gemeindevertretung kann von der Hauptverwaltungsbeamtin 
oder dem Hauptverwaltungsbeamten jederzeit Auskunft verlangen. § 29 und 
§ 54 Absatz 2 bleiben unberührt. Die Unterrichtungspfl icht und das Auskunfts-
recht bestehen nur, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

(10) Vergütungen aus einer Tätigkeit als Vertreterin oder Vertreter der Gemeinde 
in Unternehmen sind an die Gemeinde abzuführen, soweit sie über das Maß 
einer angemessenen Aufwandsentschädigung hinausgehen. Die angemessene 
Höhe soll in der Hauptsatzung oder in einer gesonderten Satzung bestimmt wer-
den.

§ 98
Beteiligungsverwaltung

Die Gemeinde soll zur Steuerung ihrer Beteiligungen eine mit hierzu qualifi zier-
tem Personal ausgestattete Stelle einrichten, die insbesondere folgende Aufga-
ben wahrzunehmen hat:

1. die Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften dieses Kapitels durch die Unter-
nehmen,

2. die Steuerung der Beteiligungen zur Erreichung strategischer und fi nanzieller 
Ziele der Gemeinde,

3. die Information der Gemeindevertretung, insbesondere die Vorbereitung des 
Beteiligungsberichtes und des Konsolidierungsberichtes, und

4. die Betreuung, Unterstützung und Beratung der Vertreterinnen und Vertreter 
der Gemeinde in den Organen der Unternehmen in Angelegenheiten von 
grundsätzlicher rechtlicher oder fi nanzieller Bedeutung sowie die Gewähr-
leistung ihrer Qualifi zierung und Weiterbildung im Rahmen des aus dieser 
Tätigkeit resultierenden Bedarfs in handels- und gesellschaftsrechtlichen 
Fragen.

§ 99
Verbot von Monopolmissbrauch

Bei Unternehmen, für die kein Wettbewerb gleichartiger Unternehmen besteht, 
dürfen der Anschluss und die Belieferung nicht davon abhängig gemacht werden, 
dass auch andere Leistungen oder Lieferungen abgenommen werden.
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§ 100
Anzeige- und Genehmigungspfl ichten

(1) Entscheidungen der Gemeinde über

1. die Gründung oder Übernahme eines Unternehmens in privater Rechtsform 
nach § 92 Absatz 2 Nummer 3 und 4 sowie die wesentliche Erweiterung des 
Gegenstandes eines solchen Unternehmens oder einer kommunalen Anstalt, 
soweit keine Genehmigungspfl icht nach Absatz 2 besteht, und

2. die Umwandlung eines Unternehmens in eine andere Rechtsform

sind der Kommunalaufsichtsbehörde unter Nachweis der gesetzlichen Voraus-
setzungen anzuzeigen.

(2) Einer Genehmigung durch die Kommunalaufsichtsbehörde bedürfen Ent-
scheidungen der Gemeinde über

1. die Errichtung einer kommunalen Anstalt,
2. die Umwandlung eines kommunalen Unternehmens in eine kommunale 

Anstalt und
3. die Änderung der Anstaltssatzung, soweit der Bestand der übertragenen 

pfl ichtigen Selbstverwaltungsaufgaben, Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung nach 
Weisung oder Auftragsangelegenheiten verändert wird.

Abschnitt 5
Prüfungswesen

§ 101
Rechnungsprüfungsamt

(1) Kreisfreie Städte haben für die örtliche Prüfung ein Rechnungsprüfungsamt 
einzurichten. Andere amtsfreie Gemeinden können ein Rechnungsprüfungsamt 
einrichten, wenn hierfür ein Bedarf besteht und die Kosten in angemessenem 
Verhältnis zum Umfang der Verwaltung stehen. Sie können sich eines anderen 
Rechnungsprüfungsamtes bedienen.

(2) In den Gemeinden, die kein Rechnungsprüfungsamt eingerichtet haben und 
sich nicht eines anderen Rechnungsprüfungsamtes bedienen, obliegt die Prü-
fung dem Rechnungsprüfungsamt des Landkreises auf Kosten der Gemeinde.

(3) Das Rechnungsprüfungsamt ist der Gemeindevertretung unmittelbar verant-
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devertretung, der Hauptausschuss und die Hauptverwaltungsbeamtin oder der 
Hauptverwaltungsbeamte haben das Recht, dem Rechnungsprüfungsamt Prü-
fungsaufträge zu erteilen. Die Gemeindevertretung kann eine Rechnungsprü-
fungsordnung beschließen. Das Rechnungsprüfungsamt ist bei der Beurteilung 
der Prüfungsvorgänge unabhängig und insoweit an Weisungen nicht gebunden.

(4) Die Gemeindevertretung bestellt die Leiterin oder den Leiter und die Prüfe-
rinnen und Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes und beruft sie ab. Die Leiterin 
oder der Leiter und die Prüferinnen und Prüfer dürfen eine andere Stellung in 
der Verwaltung der Gemeinde nur innehaben, wenn dies mit ihren Prüfungs-
aufgaben vereinbar ist. Die Leiterin oder der Leiter und die Prüferinnen und 
Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes dürfen Zahlungen durch die Gemeinde 
weder anordnen noch ausführen.

(5) Die Leiterin oder der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes soll Beamtin auf 
Lebenszeit oder Beamter auf Lebenszeit sein. Sie oder er darf nicht mit der 
Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten, der Kämme-
rin oder dem Kämmerer, der Kassenverwalterin oder dem Kassenverwalter 
oder der Stellvertretung in einem die Befangenheit nach § 22 begründenden 
Verhältnis stehen. Entsteht ein Hinderungsgrund nachträglich, sind die Amts-
geschäfte anderweitig zu verteilen.

§ 102
Örtliche Prüfung

(1) Die örtliche Prüfung erstreckt sich auf das Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen einer Gemeinde einschließlich der Wirtschaftsführung und des 
Rechnungswesens ihrer Eigenbetriebe. In diesem Rahmen hat das Rechnungs-
prüfungsamt insbesondere folgende Prüfungen vorzunehmen:

1. die Prüfung des Jahresabschlusses nach den §§ 80 und 85 Absatz 2, des 
Gesamtabschlusses nach § 81 und der gemeinsamen Bilanz nach § 84 
Absatz 1 Satz 2,

2. die Prüfung der Vorgänge in der Finanzbuchhaltung zur Vorbereitung der 
Prüfung des Jahresabschlusses,

3. die Prüfung der Zahlungsabwicklung und der Liquiditätsplanung der 
Gemeinde und ihrer Eigenbetriebe sowie die Vornahme der Kassenprüfun-
gen,

4. die Prüfung von Vergaben,
5. die Prüfung der Verwaltung auf Ordnungsmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und 

Wirtschaftlichkeit,
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6. die Prüfung des Einsatzes der Programme zur Ermittlung von Ansprüchen 
und Zahlungsverpfl ichtungen, für die Finanzbuchhaltung und die Zahlungs-
abwicklung sowie zur elektronischen Speicherung von Büchern und Belegen,

7. die Prüfung der Verwendung von kommunalen Zuwendungen und Garantie-
verpfl ichtungen bei übertragenen Aufgaben, soweit sich die Gemeinde eine 
solche vorbehalten hat.

Dem Rechnungsprüfungsamt obliegt im Rahmen der Prüfung der wirtschaftli-
chen Betätigung auch die Einsichtnahme gemäß § 54 Absatz 1 des Haushalts-
grundsätzegesetzes bei Unternehmen nach § 92 Absatz 2 Nummer 2 bis 4, 
soweit sich die Gemeinde eine solche vorbehalten hat.

(2) Die Gemeindevertretung kann dem Rechnungsprüfungsamt im Rahmen des 
Absatzes 1 Satz 1 weitere Prüfungsaufgaben übertragen.

(3) Das Rechnungsprüfungsamt kann sich einer Wirtschaftsprüferin, eines 
Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bedienen. § 104 
Absatz 1 bis 3 bleibt unberührt. In den Fällen, in denen das Rechnungsprü-
fungsamt die örtliche Prüfung gemäß § 101 Absatz 2 für andere Gemeinden 
durchführt, kann die Gemeinde eine Wirtschaftsprüferin, einen Wirtschafts-
prüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vorschlagen. Dem Vorschlag 
der Gemeinde soll gefolgt werden. Nach drei aufeinanderfolgenden Prüfungen 
durch eine Wirtschaftsprüferin, einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft ist die Jahresabschlussprüfung durch das Rechnungs-
prüfungsamt selbst durchzuführen.

§ 103
Prüfungsverfahren

(1) Das Rechnungsprüfungsamt bestimmt Art und Umfang der im Einzelfall erfor-
derlichen Prüfungshandlungen nach pfl ichtgemäßem Ermessen. Dem Rech-
nungsprüfungsamt sind auf Verlangen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen 
vorzulegen, die für eine Prüfung erforderlich sind.

(2) Über das Ergebnis der Prüfung hat das Rechnungsprüfungsamt einen 
Prüfungsbericht zu erstellen. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung sind 
zu beschreiben. Der Prüfungsbericht ist der Hauptverwaltungsbeamtin oder 
dem Hauptverwaltungsbeamten vorzulegen. Die Hauptverwaltungsbeamtin 
oder der Hauptverwaltungsbeamte hat die notwendigen Folgerungen aus 
den Prüfungsergebnissen zu ziehen. Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der 
Hauptverwaltungsbeamte gibt den Prüfungsbericht der Gemeindevertretung 
unverzüglich bekannt.
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Prüfung des Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses

(1) Die Prüfung des Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses hat sich 
darauf zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften und die sie ergänzenden 
ortsrechtlichen Vorschriften eingehalten worden sind. Es ist auch zu prüfen, 
ob Risiken, die die stetige Aufgabenerfüllung und die Haushaltswirtschaft der 
Gemeinde gefährden, zutreffend dargestellt sind.

(2) Der Jahresabschluss der Gemeinde ist insbesondere daraufhin zu prüfen, ob

1. der Haushaltsplan eingehalten ist,
2. die Bilanz und die Ergebnis-, Finanz- und Teilrechnungen ein zutreffendes 

Bild über die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung unter Berücksichtigung 
der besonderen gemeindehaushaltsrechtlichen Bestimmungen vermitteln 
und

3. die gesetzlichen und satzungsgemäßen Vorschriften bei der Verwendung 
von Erträgen, Einzahlungen, Aufwendungen und Auszahlungen sowie bei 
der Verwaltung und des Nachweises des Inventars eingehalten worden sind.

In die Prüfung des Jahresabschlusses ist die Buchführung mit einzubeziehen. 
Die Entscheidungen und Verwaltungsvorgänge aus übertragenen Aufgaben mit 
erheblicher fi nanzieller Bedeutung sind einzubeziehen, auch wenn die Zahlungs-
vorgänge durch den Träger der Aufgabe selbst vorgenommen werden.

(3) Der Gesamtabschluss ist insbesondere daraufhin zu prüfen, ob

1. er ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Gesamt-
vermögens-, Gesamtertrags-, und Gesamtfi nanzlage der Gemeinde unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ergibt und

2. der Konsolidierungsbericht die Chancen und Risiken für die künftige Entwick-
lung der Gemeinde zutreffend darstellt.

(4) Die Ergebnisse der Prüfung sind zusammengefasst in einem Prüfungsbericht 
darzustellen. Der Prüfungsbericht hat eine Bewertung zum Jahresabschluss und 
zum Gesamtabschluss der Gemeinde einschließlich des Vorschlags zur Entlas-
tung der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten zu ent-
halten. Der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten ist 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der Prüfungsbericht ist zusammen mit 
der Stellungnahme der Gemeindevertretung unverzüglich vorzulegen.
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§ 105
Überörtliche Prüfung

(1) Die überörtliche Prüfung des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens 
der Gemeinde sowie der Wirtschaftsführung und des Rechnungswesens ihrer 
Sondervermögen erstreckt sich darauf, ob

1. die Rechtsvorschriften und die zur Erfüllung von Aufgaben ergangenen Wei-
sungen eingehalten sind (Ordnungsprüfung), wobei dies auch auf verglei-
chender Basis geschehen kann, und

2. die zweckgebundenen Zuwendungen bestimmungsgemäß verwendet wur-
den (Verwendungsprüfung).

(2) Auf Antrag der Gemeinde kann die zuständige Prüfungsbehörde auch in 
Organisations- und Wirtschaftlichkeitsfragen beraten. Die Kosten der Beratung 
hat die Gemeinde auf Nachweis zu erstatten.

(3) Prüfungsbehörde für die überörtliche Prüfung ist die oder der für die Kommu-
nalaufsicht über die Gemeinde zuständige Landrätin oder Landrat als allgemeine 
untere Landesbehörde. Sie wird vom Rechnungsprüfungsamt des Landkreises 
wahrgenommen. Ist das für Inneres zuständige Ministerium Kommunalaufsichts-
behörde, erfolgt die überörtliche Prüfung durch das kommunale Prüfungsamt bei 
dem für Inneres zuständigen Ministerium.

(4) Die Prüfungsbehörden nach Absatz 3 sind bei der Durchführung ihrer Auf-
gaben unabhängig und an Weisungen nicht gebunden.

(5) Die Ergebnisse der Prüfung gemäß Absatz 1 sollen zusammengefasst in 
einem Prüfungsbericht dargestellt werden. Dieser ist der Gemeinde und der 
zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde zuzuleiten. Die Hauptverwaltungsbe-
amtin oder der Hauptverwaltungsbeamte legt den Prüfungsbericht und die dazu 
erarbeitete Stellungnahme der Gemeindevertretung zur Kenntnisnahme vor.

§ 106
Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben

(1) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind zu prüfen (Jahresabschluss-
prüfung). In die Prüfung des Jahresabschlusses ist die Buchführung einzubezie-
hen. Ferner sind zu prüfen:

1. die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, wobei auch zu prüfen ist, ob 
das Unternehmen wirtschaftlich geführt wird,



Brandenburgische Kommunalverfassung 99

BbgKVerf2. die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie die Liquidität und 
Rentabilität,

3. die verlustbringenden Geschäfte und die Ursache der Verluste, wenn diese 
Geschäfte und die Ursache sich nicht nur unerheblich auf die Vermögens- 
und Ertragslage ausgewirkt haben,

4. die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen 
Jahresfehlbetrages.

(2) Für die Zuständigkeit gilt § 105 Absatz 3 entsprechend. Die zuständige 
Stelle kann sich zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung einer Wirt-
schaftsprüferin, eines Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft bedienen. Die Gemeinde kann eine Wirtschaftsprüferin, einen Wirt-
schaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vorschlagen. Dem 
Vorschlag der Gemeinde soll gefolgt werden. Die zuständige Stelle kann zulas-
sen, dass der Eigenbetrieb im Einvernehmen mit ihr eine Wirtschaftsprüferin, 
einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft unmittelbar 
mit der Prüfung beauftragt.

(3) Über die Prüfung ist schriftlich oder durch elektronischen Schriftformersatz zu 
berichten. Die Kosten der Jahresabschlussprüfung trägt der Eigenbetrieb. Eine 
Befreiung von der Jahresabschlussprüfung ist zulässig. Sie kann befristet und 
mit Aufl agen verbunden werden.

Abschnitt 6
Ermächtigungen

§ 107
Ausführung von Vorschriften des Gemeindewirtschaftsrechts, 

Verordnungsermächtigung

(1) Das für Inneres zuständige Mitglied der Landesregierung kann im Einverneh-
men mit dem für Finanzen zuständigen Mitglied der Landesregierung zur Durch-
führung dieses Gesetzes durch Rechtsverordnung regeln:

1. Inhalt und Gestaltung des Haushaltsplans und seiner Anlagen,
2. allgemeine Planungs- und Steuerungsgrundsätze, insbesondere die Veran-

schlagung von Erträgen und Einzahlungen, Aufwendungen und Auszahlun-
gen sowie Verpfl ichtungsermächtigungen, die Bildung von Budgets, den Aus-
weis von Zielen und Kennzahlen sowie die Kosten- und Leistungsrechnung,

3. die Deckungsgrundsätze, den Haushaltsausgleich sowie die Abdeckung von 
Fehlbeträgen und die Verwendung von Überschüssen sowie die dauernde 
Leistungsfähigkeit,
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4. die Haushaltsbewirtschaftung und Berichtspfl ichten, die transparente, diskri-
minierungsfreie und wirtschaftliche Vergabe von Aufträgen sowie die Stun-
dung, die Niederschlagung und den Erlass von Ansprüchen und die Behand-
lung von Kleinbeträgen,

5. Buchführung, Inventar und Inventur,
6. den Ansatz, die Bewertung und den Übergang des Vermögens und der 

Schulden sowie die Bildung, Inanspruchnahme und Verwendung von Rück-
lagen und Rückstellungen,

7. Inhalt und Gestaltung des Jahresabschlusses und seiner Anlagen,
8. Inhalt und Gestaltung des Gesamtabschlusses und seiner Anlagen,
9. die Bedingungen für Geldanlagen und ihre Sicherung, das Kreditwesen, die 

Voraussetzungen für den Abschluss kreditähnlicher Rechtsgeschäfte und 
Lieferungs- und Leistungsverträge, die Übernahme von Bürgschaften und 
Gewährleistungen für Dritte,

10. die Aufgaben und die Organisation der Gemeindekasse, deren Beaufsich-
tigung und Prüfung, die Abwicklung des Zahlungsverkehrs, die Einrichtung 
von Gebühren- und Portokassen bei einzelnen Dienststellen der Gemeinde 
sowie die Gewährung von Handvorschüssen,

11. den Aufbau und die Verwaltung, die Wirtschaftsführung, das Rechnungswe-
sen und die Prüfung der Eigenbetriebe, deren Freistellung von diesen Vor-
schriften sowie das Wahlverfahren zur Aufstellung des Vorschlags der Ver-
sammlung der Beschäftigten für die Wahl von Beschäftigten als Mitglieder 
des Werksausschusses und ihrer Stellvertretung, ferner das Verfahren zur 
Bestimmung der Nachfolge im Falle des Ausscheidens dieser Mitglieder oder 
Stellvertretung vor Ablauf der Wahlzeit der Gemeindevertretung,

12. das Verfahren bei der Errichtung, Umwandlung, Änderung und Aufl ösung 
einer kommunalen Anstalt und deren Aufbau, die Verwaltung, die Wirt-
schaftsführung, das Rechnungs- und Prüfungswesen der kommunalen 
Anstalt sowie zum Zwecke der Erprobung oder zur Verringerung im Einzelfall 
nicht erforderlicher Standards die Freistellung von den für die kommunalen 
Anstalten geltenden Vorschriften und

13. den Umfang und das Verfahren des örtlichen und überörtlichen Prüfungswesens.

(2) Das für Inneres zuständige Ministerium erlässt die erforderlichen Verwal-
tungsvorschriften. Die Gemeinde ist verpfl ichtet, Muster zu verwenden, die das 
für Inneres zuständige Ministerium aus Gründen der Vergleichbarkeit der Haus-
halte für verbindlich erklärt hat, insbesondere für

1. die Haushaltssatzung, die Nachtragshaushaltssatzung und das Haushalts-
sicherungskonzept,

2. die Gliederung des Haushaltsplans sowie seiner Bestandteile und Anlagen und
3. den Jahresabschluss und den Gesamtabschluss sowie deren Bestandteile 

und Anlagen.
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Aufsicht

§ 108
Grundsatz

Die Aufsicht ist so auszuüben, dass die Rechte der Gemeinden geschützt und 
die Erfüllung ihrer Pfl ichten gesichert werden. Sie hat die Entschlusskraft und 
Verantwortungsbereitschaft der Gemeinden zu fördern sowie Erfahrungen bei 
der Lösung kommunaler Aufgaben zu vermitteln.

§ 109
Kommunalaufsicht

Die Aufsicht in Selbstverwaltungsangelegenheiten (Kommunalaufsicht) hat im 
öffentlichen Interesse sicherzustellen, dass die Verwaltung der Gemeinden im 
Einklang mit den Gesetzen erfolgt. Sie ist Rechtsaufsicht.

§ 110
Kommunalaufsichtsbehörden

(1) Die Kommunalaufsicht über die kreisangehörigen Städte und Gemeinden 
führt die Landrätin oder der Landrat als allgemeine untere Landesbehörde.

(2) Die Kommunalaufsicht über die kreisfreien Städte führt das für Inneres 
zuständige Ministerium. Es ist zugleich oberste Kommunalaufsichtsbehörde.

(3) Leistet die Landrätin oder der Landrat als Kommunalaufsichtsbehörde einer 
ihr oder ihm mit Fristsetzung erteilten Weisung keine Folge, so kann an ihrer 
oder seiner Stelle die oberste Kommunalaufsichtsbehörde die erforderlichen 
Maßnahmen treffen.

(4) Die Kommunalaufsichtsbehörden sind verpfl ichtet, andere Behörden bei ihren 
Entscheidungen zu beteiligen, soweit deren Belange berührt werden.

§ 111
Genehmigungen, Verordnungsermächtigung

(1) Satzungen, Beschlüsse und andere Maßnahmen der Gemeinde, die der 
Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde bedürfen, werden erst mit der 
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Genehmigung wirksam.

(2) Hat die Kommunalaufsichtsbehörde bei Geschäften des bürgerlichen Rechts-
verkehrs die Genehmigung versagt und ist die Versagung noch nicht bestands- 
oder rechtskräftig, so ist der andere Teil zum Rücktritt berechtigt.

(3) Das für Inneres zuständige Mitglied der Landesregierung kann im Einverneh-
men mit den Mitgliedern der Landesregierung, deren Geschäftsbereiche berührt 
sind, durch Rechtsverordnung Beschlüsse, Rechtsgeschäfte und andere Maß-
nahmen der Gemeinde, die der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde 
bedürfen, von der Genehmigung allgemein oder unter bestimmten Vorausset-
zungen freistellen und kann stattdessen die vorherige Anzeige an die Kommunal-
aufsichtsbehörde vorschreiben.

(4) Rechtsgeschäfte, die gegen die Verbote der §§ 77 oder 99 verstoßen, sind 
nichtig.

(5) Die Bestimmungen über den Anspruch auf Schadensersatz wegen schuld-
los rechtswidriger Schadenszufügung nach dem Gesetz zur Regelung der 
Staatshaftung in der Deutschen Demokratischen Republik - Staatshaftungsge-
setz - vom 12. Mai 1969 (GBl. I Nr. 5 S. 34), das zuletzt durch das Gesetz vom 
3. September 1997 (GVBl. I S. 104) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, fi nden keine Anwendung, wenn die Kommunalaufsichtsbehörde auf 
Antrag der Gemeinde nach diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes eine 
Genehmigung erteilt oder eine Ausnahme zulässt.

§ 112
Unterrichtungsrecht

Die Kommunalaufsichtsbehörde kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben jeder-
zeit über die Angelegenheiten der Gemeinde unterrichten. Sie kann an Ort und 
Stelle prüfen und besichtigen und Berichte, Niederschriften der Gemeindever-
tretung und der Ausschüsse sowie Akten und sonstige Unterlagen anfordern 
oder einsehen.

§ 113
Beanstandungsrecht

(1) Die Kommunalaufsichtsbehörde kann rechtswidrige Beschlüsse und Maß-
nahmen der Gemeinde beanstanden und verlangen, dass sie innerhalb einer 
angemessenen Frist aufgehoben werden. Sie kann ferner verlangen, dass das 
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angemessenen Frist rückgängig gemacht wird. Die beanstandeten Beschlüsse 
und Maßnahmen dürfen nicht ausgeführt werden.

(2) Die Kommunalaufsichtsbehörde kann vor einer Beanstandung anordnen, 
dass ein Beschluss oder eine Maßnahme der Gemeinde bis zur Ermittlung des 
Sachverhaltes, längstens jedoch zwei Monate ausgesetzt wird (einstweilige 
Beanstandung).

§ 114
Aufhebungsrecht

Kommt die Gemeinde einer Beanstandung gemäß § 113 innerhalb der gesetzten 
Frist nicht nach, so kann die Kommunalaufsichtsbehörde die von ihr beanstan-
deten Beschlüsse und Maßnahmen aufheben und verlangen, dass das aufgrund 
dieser Beschlüsse und Maßnahmen Veranlasste innerhalb einer angemessenen 
Frist rückgängig gemacht wird.

§ 115
Anordnungsrecht

Erfüllt die Gemeinde ihre rechtlichen Pfl ichten nicht, kann die Kommunalauf-
sichtsbehörde anordnen, dass die Gemeinde innerhalb einer angemessenen 
Frist das Erforderliche veranlasst und durchführt.

§ 116
Ersatzvornahme

Kommt die Gemeinde einem Verlangen gemäß § 113 Absatz 1 Satz 2, § 114 
oder einer Anordnung gemäß § 115 innerhalb der festgesetzten Frist nicht nach, 
kann die Kommunalaufsichtsbehörde anstelle und auf Kosten der Gemeinde die 
erforderlichen Maßnahmen selbst durchführen oder die Durchführung einem 
Dritten übertragen.

§ 117
Bestellung einer oder eines Beauftragten

(1) Die Kommunalaufsichtsbehörde kann auf Kosten der Gemeinde eine Beauf-
tragte oder einen Beauftragten bestellen, soweit und solange
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1. ein Gemeindeorgan seine rechtlichen Pfl ichten nicht erfüllt oder rechtlich 
oder tatsächlich an der Ausübung seiner Befugnisse gehindert ist,

2. die Erfüllung der gemeindlichen Aufgaben die Bestellung erfordert und
3. Maßnahmen nach den §§ 113 bis 116 nicht zulässig oder nicht ausreichend 

sind oder die Gemeinde stärker beeinträchtigen.

(2) Die oder der Beauftragte nimmt alle oder einzelne Aufgaben eines oder meh-
rerer Gemeindeorgane auf Kosten der Gemeinde wahr.

(3) Gemeindeorgan im Sinne dieser Vorschrift ist jede Stelle der Gemeinde, die 
aufgrund einer Rechtsvorschrift Aufgaben der Gemeinde wahrnimmt.

§ 118
Zwangsvollstreckung

(1) Zur Einleitung der Zwangsvollstreckung gegen die Gemeinde wegen einer 
Geldforderung bedarf die Gläubigerin oder der Gläubiger einer Zulassungs-
verfügung der Kommunalaufsichtsbehörde, es sei denn, dass es sich um die 
Verfolgung dinglicher Rechte handelt. Die Kommunalaufsichtsbehörde hat die 
Zulassungsverfügung zu erteilen, soweit es sich nicht um Vermögensgegen-
stände handelt, die für den geordneten Gang der Verwaltung oder die Versor-
gung der Bevölkerung unentbehrlich sind oder deren Veräußerung ein über-
wiegendes öffentliches Interesse entgegensteht. In der Zulassungsverfügung 
sind der Zeitpunkt der Zwangsvollstreckung und die Vermögensgegenstände, 
in die vollstreckt werden darf, zu bestimmen.

(2) Über das Vermögen einer Gemeinde fi ndet ein Insolvenzverfahren nicht statt.

§ 119
Rechtsmittel

Die Gemeinde kann gegen die Kommunalaufsichtsbehörde eine verwaltungsge-
richtliche Anfechtungs- oder Verpfl ichtungsklage ohne Durchführung eines Vor-
verfahrens erheben. Entsprechendes gilt für die Gläubigerin oder den Gläubiger 
bei der Versagung der Zulassungsverfügung nach § 118. Anfechtungsklagen der 
Gemeinde gegen Maßnahmen der Kommunalaufsichtsbehörde haben keine auf-
schiebende Wirkung.
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Verbot von Eingriffen anderer Stellen

Andere Behörden und Stellen als die Kommunalaufsichtsbehörden sind zu Ein-
griffen in die kommunale Selbstverwaltung nach den §§ 112 bis 117 nicht befugt. 
Das Unterrichtungsrecht nach § 112 steht auch Behörden zu, denen durch 
Gesetz eine Rechtsaufsichtsbefugnis über Gemeinden übertragen worden ist. 
Die Kommunalaufsichtsbehörde unterstützt diese Behörden unter Anwendung 
der in den §§ 113 bis 117 festgelegten Befugnisse.

§ 121
Aufsicht im Bereich der Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung

(1) Bei Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung werden die Aufsichtsbehör-
den durch die hierfür geltenden Gesetze oder aufgrund dieser Gesetze bestimmt 
(Sonderaufsicht).

(2) Soweit keine andere Festlegung erfolgt, kann die Sonderaufsichtsbehörde 
unter Fristsetzung Weisungen erteilen, um die gesetzmäßige Erfüllung der Auf-
gaben zu sichern. Zudem kann sie

1. das Unterrichtungsrecht nach § 112 ausüben,
2. allgemeine Weisungen erteilen, um die gleichmäßige Durchführung der Auf-

gabe zu sichern,
3. unter Fristsetzung besondere Weisungen im Bereich der Gefahrenabwehr 

erteilen, wenn das Verhalten der Gemeinde zur Erledigung der Pfl ichtauf-
gaben zur Erfüllung nach Weisung nicht geeignet erscheint oder überörtliche 
Interessen gefährden kann.

(3) Führt die Gemeinde eine Weisung nach Absatz 2 Satz 1 oder Satz 2 Num-
mer 3 nicht innerhalb der bestimmten Frist durch, so kann die Sonderaufsichts-
behörde anstelle und auf Kosten der Gemeinde die Befugnisse der Gemeinde 
selbst ausüben oder die Durchführung einem Dritten übertragen.

(4) Die Kommunalaufsichtsbehörde unterstützt die Sonderaufsichtsbehörden 
bei der Durchführung ihrer gesetzlichen Aufgaben unter Anwendung der in den 
§§ 113 bis 117 festgelegten Befugnisse, wenn die Befugnisse der Sonderauf-
sichtsbehörde nicht ausreichen.
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§ 122
Aufsicht im Bereich der Auftragsangelegenheiten

(1) Bei Auftragsangelegenheiten werden die Aufsichtsbehörden durch die hierfür 
geltenden Gesetze oder aufgrund dieser Gesetze bestimmt (Fachaufsicht).

(2) Die Fachaufsicht erstreckt sich auf die rechtmäßige und zweckmäßige Wahr-
nehmung der Aufgaben. Soweit keine andere Festlegung erfolgt, können sich die 
Fachaufsichtsbehörden in Ausübung der Fachaufsicht nach § 112 unterrichten, 
fachliche Weisungen erteilen und bei Nichtbefolgung einer Weisung, bei Gefahr 
im Verzuge oder aufgrund besonderer gesetzlicher Ermächtigung die Befugnisse 
der zu beaufsichtigenden Stelle selbst auf deren Kosten ausüben.

Teil 2
Der Landkreis

§ 123
Wesen und Aufgaben des Landkreises

(1) Der Landkreis ist Gemeindeverband und Gebietskörperschaft.

(2) Der Landkreis erfüllt in seinem Gebiet in eigener Verantwortung alle die 
Leistungsfähigkeit der kreisangehörigen Gemeinden und Ämter übersteigen-
den öffentlichen Aufgaben, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist und 
die Aufgaben nicht durch kommunale Zusammenarbeit erfüllt werden. Er för-
dert die kreisangehörigen Gemeinden und Ämter bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben, ergänzt durch sein Wirken die Selbstverwaltung der Gemeinden und 
Ämter und trägt zu einem gerechten Ausgleich der unterschiedlichen Belastun-
gen der Gemeinden und Ämter bei. Er fördert insbesondere die wirtschaftliche, 
ökologische, soziale und kulturelle Entwicklung seines Gebietes zum Wohle 
der Einwohnerinnen und Einwohner.

(3) Der Landkreis kann Einrichtungen und Aufgaben, die die kreisangehörigen 
Gemeinden freiwillig übernommen haben, von diesen mit Zustimmung der 
Gemeindevertretung übernehmen. Stimmen die beteiligten Gemeinden einer 
Übernahme nicht zu, so kann die Übernahme erfolgen, wenn sie notwendig ist, 
um einem Bedürfnis der Kreiseinwohnerinnen und Kreiseinwohner in einer dem 
öffentlichen Wohl entsprechenden Weise zu genügen. Die Bedingungen der 
Übernahme werden von den Beteiligten vereinbart. Kommt eine Vereinbarung 
nicht zustande, so setzt das für Inneres zuständige Ministerium auf Antrag eines 
Beteiligten die Bedingungen der Übernahme durch Bescheid fest.
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öffentliche Einrichtungen, kann der Kreistag mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der gesetzlichen Anzahl seiner Mitglieder mit Wirkung gegenüber den kreisange-
hörigen Gemeinden und Ämtern beschließen, dass diese Aufgabe für die durch 
die Einrichtung versorgten Teile des Landkreises zu seiner ausschließlichen 
Zuständigkeit gehört, wenn Gründe des öffentlichen Wohls das erfordern.

(5) Der Landkreis soll Aufgaben, die er wahrnimmt, den kreisangehörigen Gemein-
den oder kommunalen Zusammenschlüssen überlassen, wenn dies gesetzlich 
zulässig ist, die Aufgabe in einer dem öffentlichen Wohl entsprechenden Weise 
erfüllt werden kann und hierdurch die zweckmäßige Erfüllung der Aufgaben des 
Landkreises im Übrigen nicht gefährdet wird. Absatz 3 Satz 3 und 4 gilt entspre-
chend.

§ 124
Gebiet des Landkreises

Das Gebiet des Landkreises besteht aus der Gesamtheit der nach geltendem 
Recht zum Landkreis gehörenden Gemeinden und gemeindefreien Gebiete. 
Über Grenzstreitigkeiten entscheidet die Kommunalaufsichtsbehörde.

§ 125
Gebietsänderung

Aus Gründen des öffentlichen Wohls kann das Gebiet eines Landkreises oder 
einer kreisfreien Stadt nach Maßgabe des § 126 geändert werden. Im Übrigen ist 
eine gesetzliche Regelung erforderlich.

§ 126
Verfahren der Gebietsänderung

(1) Im Falle des Wechsels einer kreisangehörigen Gemeinde in einen anderen 
Landkreis wird das Verfahren durch den Antrag einer unmittelbar beteiligten 
Gebietskörperschaft beim für Inneres zuständigen Ministerium eingeleitet. Die 
beteiligten Landkreise schließen nach Anhörung der Gemeindevertretung der 
betroffenen Gemeinde einen Gebietsänderungsvertrag ab. Der Gebietsände-
rungsvertrag ist jeweils mit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder 
des Kreistages zu beschließen. § 7 Absatz 1 gilt entsprechend. Der Gebietsände-
rungsvertrag bedarf der Genehmigung des für Inneres zuständigen Ministeriums. 
Die Vereinbarung und die Genehmigung sind durch das für Inneres zuständige 
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Ministerium im Amtsblatt für Brandenburg öffentlich bekannt zu machen. Die 
Vereinbarung tritt, wenn kein späterer Zeitpunkt bestimmt ist, am Tag nach 
der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Die beteiligten Landkreise haben 
nach den für ihre Satzungen geltenden Vorschriften auf die erfolgte öffentliche 
Bekanntmachung hinzuweisen.

(2) Zusammenschlüsse und Grenzänderungen kreisangehöriger Gemeinden, 
die das Gebiet mehrerer Landkreise betreffen, richten sich nach den §§ 6 bis 8. 
Genehmigungsbehörde ist das für Inneres zuständige Ministerium. Der Gebietsän-
derungsvertrag bedarf der Zustimmung der Kreistage der betroffenen Landkreise. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten auch bei Beteiligung einer kreisfreien Stadt. Im Falle der 
Neubildung bestimmen die Bürgerinnen und Bürger der neu gebildeten Gemeinde 
durch Bürgerentscheid, zu welchem Landkreis die neu gebildete Gemeinde gehört. 
§ 15 Absatz 6 Satz 2 und 4 und Absatz 8 gilt entsprechend. Kommt ein Bürgerent-
scheid nicht zustande, entscheidet die Genehmigungsbehörde.

§ 127
Name

(1) Der Landkreis führt einen Namen. Der Kreistag kann mit einer Mehrheit von 
drei Vierteln der gesetzlichen Anzahl seiner Mitglieder den bisherigen Kreisna-
men ändern. Die Änderung des Namens eines Landkreises bedarf der Genehmi-
gung des für Inneres zuständigen Ministeriums. § 9 Absatz 5 gilt entsprechend.

(2) Landkreise, die Teile des angestammten Siedlungsgebietes des sorbischen/
wendischen Volkes umfassen, können nach Beschluss des Kreistages einen 
zweisprachigen Namen in deutscher und niedersorbischer Sprache tragen. Der 
Beschluss bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Anzahl der Mit-
glieder des Kreistages.

§ 128
Sitz

Die Bestimmung des Kreissitzes erfolgt durch Gesetz.

§ 129
Haushaltssatzung des Landkreises

(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung soll mit den amtsfreien Gemeinden und 
Ämtern frühzeitig erörtert werden. Er ist mit seinen Anlagen nach vorheriger 
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Entwurf können kreisangehörige Gemeinden innerhalb einer Frist von einem 
Monat nach Beginn der Auslegung Einwendungen erheben. In der öffentlichen 
Bekanntgabe der Auslegung ist auf die Frist hinzuweisen. Außerdem ist die Stelle 
anzugeben, bei der die Einwendungen zu erheben sind. Über die Einwendungen 
beschließt der Kreistag in öffentlicher Sitzung.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Nachtragshaushaltssatzungen, die nach dem 30. Juni 
des Haushaltsjahres beschlossen werden.

§ 130
Kreisumlage

(1) Soweit die sonstigen Finanzmittel des Landkreises den für die Aufgaben-
erfüllung notwendigen Finanzbedarf nicht decken, ist eine Umlage nach den 
hierfür geltenden Vorschriften von den kreisangehörigen Gemeinden und den 
Verbandsgemeinden zu erheben (Kreisumlage). Der Landkreis hat vor der 
Festsetzung des Hebesatzes der Kreisumlage den Finanzbedarf der umla-
gepfl ichtigen Gemeinden zu ermitteln und gleichrangig mit dem eigenen zu 
berücksichtigen. Die Daten zum Finanzbedarf der umlagepfl ichtigen Gemein-
den sind dem Kreistag vor der Beschlussfassung über die Haushaltssatzung 
zur Kenntnis zu geben.

(2) Die Hebesätze für die Kreisumlage nach Absatz 1 sind für jedes Haushalts-
jahr in der Haushaltssatzung neu festzusetzen.

(3) Handelt es sich um Einrichtungen oder Leistungen des Landkreises, die aus-
schließlich in besonders großem oder in besonders geringem Maße einzelnen 
Teilen des Landkreises zur Verfügung gestellt werden, so kann der Kreistag eine 
ausschließliche Belastung oder eine nach dem Umfang näher zu bestimmende 
Mehr- oder Minderbelastung dieser Landkreisteile beschließen. Absatz 2 gilt ent-
sprechend.

(4) Der Landkreis kann den infolge der Mitgliedschaft in einem Verkehrsverbund 
oder in einer Verkehrsgemeinschaft von ihm aufzubringenden Umlagebetrag in 
entsprechender Anwendung des Absatzes 3 auf die kreisangehörigen Gemein-
den umlegen.

(5) Gegen eine Forderung aus der Kreisumlage ist die Aufrechnung nur mit unbe-
strittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen zulässig.



110 Brandenburgische Kommunalverfassung

Bb
gK

Ve
rf

§ 131
Anwendung von Rechtsvorschriften

(1) Auf die Landkreise sind die Vorschriften des Teils 1 dieses Gesetzes, die 
für die amtsfreien Gemeinden gelten, entsprechend anwendbar; soweit für 
kreisfreie Städte besondere Vorschriften gelten, sind diese anwendbar. Dies 
gilt nicht, soweit in diesem Teil oder in anderen Rechtsvorschriften eine abwei-
chende Regelung getroffen wird. § 1 Absatz 1 Satz 4 (Begriff der Gemeinde), § 5 
Absatz 2 (Unzulässigkeit gleichlautender Namen), § 16 Absatz 3 (Weiterleitung 
von Anträgen), die §§ 45 bis 48 (Ortsteilrecht) sowie § 56 Absatz 2 Satz 2 (Amts-
bezeichnung der oder des Ersten Beigeordneten) fi nden keine Anwendung. An 
die Stelle der Stadtverordnetenversammlung, der Stadtverordneten, des Haupt-
ausschusses und der Oberbürgermeisterin oder des Oberbürgermeisters treten 
der Kreistag, die Kreistagsabgeordneten, der Kreisausschuss und die Landrätin 
oder der Landrat.

(2) Vorschriften, die aufgrund des Teils 1 erlassen wurden, gelten für die Land-
kreise entsprechend, soweit nicht in diesen oder anderen Rechtsvorschriften 
abweichende Regelungen getroffen oder die Landkreise von der Anwendung 
ausgenommen werden.

§ 132
Die Landrätin oder der Landrat als allgemeine untere Landesbehörde

(1) Die Landrätin oder der Landrat ist allgemeine untere Landesbehörde im 
Gebiet ihres oder seines Landkreises. Sie oder er hat darauf hinzuwirken, dass 
die im Landkreis tätigen Landesbehörden in einer dem Gemeinwohl dienlichen 
Weise zusammenarbeiten.

(2) Die Landrätin oder der Landrat führt die Rechts-, Sonder- und Fachaufsicht 
über die kreisangehörigen Gemeinden und Ämter sowie die Aufsicht über Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist. Ist in einer von der Landrätin oder dem Landrat als 
Aufsichtsbehörde zu entscheidenden Angelegenheit der Landkreis als Selbstver-
waltungskörperschaft beteiligt, so tritt die oberste Rechts-, Sonder- oder Fach-
aufsichtsbehörde an ihre oder seine Stelle. Diese entscheidet darüber, ob ein 
solcher Fall vorliegt.

(3) Die Landrätin oder der Landrat hat bei der Wahrnehmung der Aufgaben der 
allgemeinen unteren Landesbehörde die Entscheidungen der Landesregierung 
zu beachten. Sie oder er hat über alle Vorgänge zu berichten, die für die Landes-
regierung von Bedeutung sind. Zu diesem Zweck kann sie oder er sich bei den 
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nicht gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, zur Auskunft verpfl ichtet.

(4) Die Landrätin oder der Landrat untersteht der Dienstaufsicht des für Inneres 
zuständigen Ministeriums, soweit Aufgaben der allgemeinen unteren Landesbe-
hörde betroffen sind. Die Landrätin oder der Landrat ist in allen Angelegenheiten 
der allgemeinen unteren Landesbehörde ausschließlich den ihr oder ihm über-
geordneten staatlichen Behörden verantwortlich.

(5) Die für die Erfüllung der Aufgaben der allgemeinen unteren Landesbehörde 
erforderlichen Dienstkräfte und die erforderliche Sachausstattung sind von den 
Landkreisen zur Verfügung zu stellen. Bei der Durchführung dieser Aufgaben 
kann das Land der Landrätin oder dem Landrat im Benehmen mit ihr oder ihm 
Landesbedienstete zuteilen. Diese können im Einzelfall mit Zustimmung des 
Kreisausschusses auch in der Selbstverwaltung des Landkreises beschäftigt 
werden.

(6) Die von der Landrätin oder dem Landrat als allgemeine untere Landesbe-
hörde festgesetzten Gebühren und Auslagen stehen dem Landkreis zu.

(7) Mit Zustimmung der obersten Fachaufsichtsbehörde kann die Landrätin oder 
der Landrat zur Erfüllung der Aufgaben als allgemeine untere Landesbehörde 
eine andere Landrätin oder Oberbürgermeisterin oder einen anderen Landrat 
oder Oberbürgermeister durch Vereinbarung mit der Durchführung einzelner 
Aufgaben beauftragen. Die Zustimmung bedarf des Einvernehmens mit dem für 
Landesorganisation zuständigen Ministerium. Die Sätze 1 und 2 gelten für die 
Änderung oder Beendigung der Vereinbarung nach Satz 1 entsprechend.

Teil 3
Das Amt

§ 133
Stellung und Struktur der Ämter

(1) Die Ämter sind Körperschaften des öffentlichen Rechts, die aus in der Regel 
aneinandergrenzenden Gemeinden desselben Landkreises bestehen. Soweit in 
Rechtsvorschriften der Gemeindeverband als Sammelbegriff verwendet wird, 
gelten auch die Ämter als Gemeindeverbände.

(2) Jedes Amt soll nicht weniger als 5 000 Einwohnerinnen und Einwohner 
haben. Das Amt besteht aus mindestens drei Gemeinden.
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(3) Bei der Änderung, Aufl ösung oder dem Zusammenschluss von Ämtern sind 
örtliche Zusammenhänge, im Besonderen Wege-, Verkehrs-, Schul- und Wirt-
schaftsverhältnisse, aber auch kirchliche, kulturelle und geschichtliche Beziehun-
gen soweit wie möglich zu berücksichtigen.

§ 134
Änderung, Aufl ösung und Zusammenschluss der Ämter

(1) Die Gemeinden können unter den Voraussetzungen des § 133 nach Bera-
tung durch die Kommunalaufsichtsbehörde ein Amt ändern oder aufl ösen oder 
bestehende Ämter zusammenschließen. Die Einzelheiten der Änderung oder 
des Zusammenschlusses, insbesondere der Name und der Sitz der Verwaltung, 
oder der Aufl ösung des Amtes sind in einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
zwischen den Gemeinden in entsprechender Anwendung des § 7 zu regeln. 
Auf die Hauptverwaltungsbeamtinnen und Hauptverwaltungsbeamten ist § 7 
Absatz 5 Satz 1, 2 und 4 entsprechend anzuwenden. Die Vereinbarung zur Ände-
rung, Aufl ösung oder zum Zusammenschluss des Amtes muss in den Gemein-
devertretungen beschlossen werden. Sie bedarf der Genehmigung durch das 
für Inneres zuständige Ministerium. Dieses kann die Genehmigung versagen, 
wenn die Vereinbarung den Maßstäben dieses Gesetzes oder dem öffentlichen 
Wohl widerspricht. Die Vereinbarung und die Genehmigung sind durch das für 
Inneres zuständige Ministerium im Amtsblatt für Brandenburg öffentlich bekannt 
zu machen. Die Vereinbarung tritt, wenn kein späterer Zeitpunkt bestimmt ist, am 
Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Die beteiligten Gemeinden 
haben nach den für ihre Satzungen geltenden Vorschriften auf die erfolgte öffent-
liche Bekanntmachung hinzuweisen.

(2) Im Falle von genehmigten Gemeindestrukturänderungen, die zur Änderung 
eines Amtes oder mehrerer Ämter führen, passt die Amtsdirektorin oder der 
Amtsdirektor des abgebenden Amtes die öffentlich-rechtliche Vereinbarung an 
und macht sie im Amtsblatt für Brandenburg öffentlich bekannt.

(3) Bei einem Zusammenschluss mehrerer amtsangehöriger Gemeinden zu 
einer neuen amtsfreien Gemeinde und der Aufl ösung des betreffenden Amtes 
nimmt die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor bis zum Beginn der Amtszeit der 
hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters der 
neuen amtsfreien Gemeinde das Amt der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder 
des hauptamtlichen Bürgermeisters der neu gebildeten Gemeinde wahr. Soweit 
ein Zusammenschluss nach Satz 1 zur Aufl ösung mehrerer Ämter führt, ist in 
dem Gebietsänderungsvertrag nach § 6 Absatz 3 festzulegen, welche Amtsdi-
rektorin oder welcher Amtsdirektor das Amt der hauptamtlichen Bürgermeisterin 
oder des hauptamtlichen Bürgermeisters im Sinne von Satz 1 wahrnimmt.
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BbgKVerf(4) Das für Inneres zuständige Ministerium kann die Änderung, Aufl ösung oder den 
Zusammenschluss von Ämtern aus Gründen des Gemeinwohls nach den Maßstä-
ben dieses Gesetzes anordnen. Die Beurteilung, ob Gründe des Gemeinwohls für 
eine Anordnung vorliegen, richtet sich ausschließlich nach diesem Gesetz.

§ 135
Aufgaben der Ämter

(1) Das Amt ist Träger der ihm durch oder aufgrund eines Gesetzes übertragenen 
Weisungsaufgaben.

(2) Das Amt verwaltet und unterstützt die amtsangehörigen Gemeinden. Es berät 
sie bei der Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben und wirkt auf deren Erfül-
lung hin.

(3) Das Amt besorgt die Kassen- und Rechnungsführung und die Vorbereitung 
der Aufstellung der Haushaltspläne sowie deren Durchführung für die amtsan-
gehörigen Gemeinden. Dazu gehören auch die Veranschlagung und Erhebung 
der Gemeindeabgaben. Soweit ein Amt ein Rechnungsprüfungsamt eingerichtet 
hat oder sich eines anderen Rechnungsprüfungsamtes bedient, obliegt diesem 
Rechnungsprüfungsamt auch die örtliche Prüfung der amtsangehörigen Gemein-
den.

(4) Das Amt nimmt die Aufgabe der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Haupt-
verwaltungsbeamten in amtsangehörigen Gemeinden durch die Amtsdirektorin 
oder den Amtsdirektor wahr. Ist das Amt selbst oder sind mehrere dem Amt 
angehörende Gemeinden an einem gerichtlichen Verfahren oder in Rechts- und 
Verwaltungsgeschäften beteiligt, ist außer in den Fällen des § 97 Absatz 1 die 
ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche Bürgermeister gesetz-
liche Vertreterin oder gesetzlicher Vertreter der amtsangehörigen Gemeinde, 
soweit nicht die Gemeindevertretung für einzelne Rechtsgeschäfte oder einen 
bestimmten Kreis von Rechtsgeschäften eine Befreiung des Amtes vom Verbot 
des Insichgeschäfts beschließt; Stellvertretungen im Sinne des § 57 Absatz 2 
Satz 2 sind die Stellvertretungen der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters nach § 52.

(5) Das Amt erfüllt eine einzelne Selbstverwaltungsaufgabe der amtsangehörigen 
Gemeinde nur dann an deren Stelle, wenn die Gemeindevertretungen mehrerer 
Gemeinden des Amtes die Aufgabe vor dem 16. Oktober 2018 auf das Amt über-
tragen haben. Die Übertragung von weiteren Aufgaben der amtsangehörigen 
Gemeinden auf das Amt wird wirksam, nachdem das Amt die beabsichtigte Über-
tragung dem für Inneres zuständigen Mitglied der Landesregierung angezeigt 
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hat und dieses nicht innerhalb eines Zeitraumes von vier Wochen nach Zugang 
der Anzeige der Übertragung widersprochen hat. Eines Annahmebeschlusses 
des Amtsausschusses bedarf es nicht. Ist eine Übertragung erfolgt, haben die 
Mitglieder des Amtsausschusses, deren Gemeinden von der Übertragung nicht 
betroffen sind, in den übertragenen Angelegenheiten kein Stimmrecht.

(6) Jede Gemeinde kann die Rückübertragung einer nach Absatz 5 übertrage-
nen Selbstverwaltungsaufgabe binnen einer angemessenen Frist verlangen, 
wenn sich die Verhältnisse, die der Übertragung zugrunde lagen, so wesentlich 
geändert haben, dass der Gemeinde ein Festhalten an der Übertragung nicht 
weiter zugemutet werden kann. Die Rückübertragung bedarf der Zustimmung 
der Kommunalaufsichtsbehörde, wenn der Amtsausschuss mit der Rücküber-
tragung nicht einverstanden ist. Die Rückübertragung einer einzelnen nach 
Absatz 5 übertragenen Selbstverwaltungsaufgabe ist auch ohne das Vorliegen 
der Voraussetzungen von Satz 1 zulässig, wenn die Gemeindevertretungen aller 
Gemeinden, die die betreffende Aufgabe übertragen haben, und der Amtsaus-
schuss dies beschließen. Bei der Entscheidung über die Rückübertragung sind 
die Mitglieder aller im Amtsausschuss vertretenen Gemeinden stimmberechtigt. 
Soweit erforderlich, erfolgt in den Fällen der Rückübertragung eine Auseinander-
setzung in entsprechender Anwendung der für Gebietsänderungen der Gemein-
den geltenden Vorschriften. Das Amt hat Rückübertragungen nach Satz 1 oder 3 
sowie den Wegfall oder die Erledigung von übertragenen Aufgaben unverzüglich 
dem für Inneres zuständigen Mitglied der Landesregierung anzuzeigen.

(7) Das Amt haftet für Schäden, die amtsangehörigen Gemeinden dadurch ent-
stehen, dass Bedienstete oder Organwalter des Amtes bei der Wahrnehmung 
von Aufgaben für die amtsangehörigen Gemeinden schuldhaft die ihnen oblie-
genden Pfl ichten verletzen. § 25 Absatz 3 Satz 1 gilt entsprechend.

§ 136
Zusammensetzung und Arbeitsweise des Amtsausschusses

(1) Der Amtsausschuss besteht aus den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern 
der amtsangehörigen Gemeinden und nach Maßgabe des Absatzes 2 aus weite-
ren Mitgliedern. Die weiteren Mitglieder und ihre Stellvertretungen werden nach 
§ 40 oder § 41 gewählt. Ist die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehren-
amtliche Bürgermeister Mitglied einer Fraktion, so erhöht sich zur Berechnung 
der Sitzverteilung die Anzahl der weiteren Mitglieder um eins. Das Amtsmandat 
der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters 
wird ihrer oder seiner Fraktion zugewiesen. Diese muss sich das Amtsmandat 
der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters 
auf die Anzahl ihrer Sitze anrechnen lassen.
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tere Mitglieder in den Amtsausschuss. Ihre Anzahl beträgt in Gemeinden

1. von 601 bis 1 500 Einwohnerinnen und Einwohnern ein,
2. von 1 501 bis 3 000 Einwohnerinnen und Einwohnern zwei,
3. von 3 001 bis 5 000 Einwohnerinnen und Einwohnern drei,
4. von 5 001 bis 7 000 Einwohnerinnen und Einwohnern vier und
5. ab 7 001 Einwohnerinnen und Einwohnern fünf.

Für die Anzahl der weiteren Mitglieder ist die Einwohnerzahl maßgebend, die der 
letzten allgemeinen Wahl zu den Gemeindevertretungen zugrunde gelegen hat. 
Bei Gebietsänderungen ist die Einwohnerzahl maßgebend, die der letzten fort-
geschriebenen Bevölkerungszahl entspricht, welche mindestens sechs Monate 
vor dem Wirksamwerden der Gebietsänderung von dem Amt für Statistik Berlin-
Brandenburg veröffentlicht wurde.

(3) Die von den Gemeinden zu entsendenden Vertreterinnen und Vertreter müs-
sen binnen 60 Tagen nach dem Tag der Wahl zu den Gemeindevertretungen 
bestellt werden. Der Amtsausschuss muss binnen weiterer 14 Tage zu seiner 
ersten Sitzung zusammentreten. Bis zum Zusammentreten des neuen Amtsaus-
schusses bleibt der bisherige Amtsausschuss tätig.

(4) Das weitere Mitglied, das seinen Sitz in der Gemeindevertretung verliert, 
scheidet aus dem Amtsausschuss aus. Scheidet ein weiteres Mitglied aus dem 
Amtsausschuss aus, so geht der Sitz auf die in der Reihenfolge erste Vertreterin 
oder den in der Reihenfolge ersten Vertreter über.

(5) Die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor ist verpfl ichtet, an den Sitzungen 
des Amtsausschusses teilzunehmen. Sie oder er hat ein aktives Teilnahmerecht. 
§ 22 gilt entsprechend. Die beamtenrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.

(6) Der Amtsausschuss kann zur Vorbereitung seiner Beschlüsse und zur Kon-
trolle der Verwaltung aus seiner Mitte ständige oder zeitweilige Ausschüsse 
bilden. Die Ausschüsse können dem Amtsausschuss Empfehlungen geben. 
Anzahl, Bezeichnung und Aufgabe der Ausschüsse legt der Amtsausschuss 
durch Beschluss fest. Das Verfahren zur Besetzung von Ausschüssen des Amts-
ausschusses regelt die Geschäftsordnung des Amtes.

§ 137
Widerspruchsrecht

(1) Die Gemeindevertretung einer amtsangehörigen Gemeinde kann einem 
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Beschluss des Amtsausschusses widersprechen, wenn der Beschluss die 
Gemeinde betrifft und das Wohl der Gemeinde gefährdet. Der Widerspruch 
muss binnen drei Wochen nach Zugang des Beschlusses bei der ehrenamt-
lichen Bürgermeisterin oder dem ehrenamtlichen Bürgermeister schriftlich oder 
elektronisch erhoben und begründet werden; war die ehrenamtliche Bürger-
meisterin oder der ehrenamtliche Bürgermeister bei der Beschlussfassung 
anwesend, beginnt die Frist am Tage nach der Beschlussfassung. Der Wider-
spruch hat aufschiebende Wirkung gegenüber allen Gemeinden und führt zur 
Aufhebung des Beschlusses, wenn der Amtsausschuss den Widerspruch nicht 
binnen eines Monats zurückweist. Der Zurückweisungsbeschluss bedarf der 
Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder des Amts-
ausschusses.

(2) Wird der Widerspruch der amtsangehörigen Gemeinde durch die Amtsdi-
rektorin oder den Amtsdirektor gemäß § 140 Absatz 1 in Verbindung mit § 55 
beanstandet, erstreckt sich die aufschiebende Wirkung der Beanstandung auch 
auf den Beschluss des Amtsausschusses, dem der Widerspruch gilt. Die Fristen 
nach Absatz 1 Satz 2 und 3 werden bis zum Abschluss des Beanstandungsver-
fahrens gehemmt.

§ 138
Amtsdirektorin, Amtsdirektor

(1) Hauptverwaltungsbeamtin oder Hauptverwaltungsbeamter des Amtes ist 
die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor. Sie oder er nimmt auch die Aufgaben 
des Amtes nach § 135 Absatz 4 Satz 1 wahr. Sie oder er ist hauptamtliche 
Beamtin auf Zeit oder hauptamtlicher Beamter auf Zeit und wird vom Amtsaus-
schuss für die Dauer von acht Jahren gewählt. Sie oder er muss mindestens 
die Befähigung für den gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienst oder eine 
vergleichbare Qualifi kation besitzen und eine ausreichende Erfahrung für die-
ses Amt nachweisen.

(2) Die Stelle der Amtsdirektorin oder des Amtsdirektors ist öffentlich auszu-
schreiben. Der Amtsausschuss darf frühestens sechs Monate vor Freiwerden 
der Stelle die Amtsdirektorin oder den Amtsdirektor wählen. Bei der Wieder-
wahl der Amtsdirektorin oder des Amtsdirektors kann der Amtsausschuss 
durch Beschluss von der Ausschreibung der Stelle absehen. Der Beschluss 
bedarf der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder und darf frühestens 
sechs Monate vor Ablauf der Amtszeit gefasst werden. Die Ernennung erfolgt 
durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Amtsausschusses; diese 
oder dieser unterzeichnet die Ernennungsurkunde der Amtsdirektorin oder des 
Amtsdirektors.
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BbgKVerf(3) Der Antrag auf Abwahl kann nur von der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl 
der Mitglieder des Amtsausschusses gemeinsam und eigenhändig unterschrie-
ben gestellt werden. Zwischen dem Zugang des Antrags bei der oder dem 
Vorsitzenden des Amtsausschusses und der Sitzung des Amtsausschusses 
muss eine Frist von mindestens sechs Wochen liegen. Über den Antrag ist 
ohne Aussprache abzustimmen. Der Beschluss über die Abwahl bedarf einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder.

(4) Die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor kann nicht gleichzeitig Bürger-
meisterin oder Bürgermeister oder Mitglied der Gemeindevertretung einer amt-
sangehörigen Gemeinde sein. Die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor hat in 
den Sitzungen der Gemeindevertretungen der amtsangehörigen Gemeinden 
und ihrer Ausschüsse ein aktives Teilnahmerecht. § 22 gilt entsprechend.

§ 139
Amtsumlage, Mehr- oder Minderbelastung

(1) Soweit die sonstigen Finanzmittel des Amtes den für die Aufgabenerfüllung 
notwendigen Finanzbedarf nicht decken, ist eine Umlage von den amtsangehöri-
gen Gemeinden zu erheben (Amtsumlage).

(2) Erbringt das Amt Leistungen, die ausschließlich oder in besonders großem 
oder besonders geringem Maße einzelnen amtsangehörigen Gemeinden zur 
Verfügung gestellt werden, so kann der Amtsausschuss für diese amtsangehö-
rigen Gemeinden eine ausschließliche Belastung oder eine nach dem Umfang 
näher zu bestimmende Mehr- oder Minderbelastung beschließen.

(3) Die Amtsumlage und der Umfang der Belastung sowie der zugrunde gelegte 
Verteilungsschlüssel sind für jedes Haushaltsjahr in der Haushaltssatzung neu 
festzusetzen; für die Festsetzung und Aufrechnung gelten die Vorschriften über 
die Kreisumlage entsprechend.

§ 140
Anwendung von Rechtsvorschriften

(1) Auf die Ämter sind die Vorschriften des Teils 1 dieses Gesetzes, die für die 
kreisangehörigen amtsfreien Gemeinden gelten, entsprechend anwendbar. 
Dies gilt nicht, soweit in diesem Teil oder in anderen Rechtsvorschriften eine 
abweichende Regelung getroffen wird. § 1 Absatz 1 und 2 (Gemeinden), § 5 
Absatz 2 (Unzulässigkeit gleichlautender Namen), § 9 (Name und Bezeichnung), 
§ 32 (Fraktionen) sowie die §§ 49 und 50 Absatz 1 und 4 (Hauptausschuss) 
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fi nden keine Anwendung. Das Amt selbst hat keine Ortsteile. Die Vorschriften der 
§§ 45 bis 48 bleiben für die Ortsteile in amtsangehörigen Gemeinden unberührt. 
§ 55 Absatz 1 gilt mit der Maßgabe, dass die Beanstandung von Beschlüssen 
der Gemeindevertretung innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Zugang 
der Niederschrift der Sitzung der Gemeindevertretung bei der Verwaltung des 
Amtes schriftlich oder elektronisch gegenüber der oder dem Vorsitzenden der 
Gemeindevertretung erfolgen muss. Bei der entsprechenden Anwendung der 
Vorschriften des Teils 1 dieses Gesetzes nach Satz 1 und 2 tritt an die Stelle 
der Gemeindevertretung und des Hauptausschusses der Amtsausschuss, an die 
Stelle der Gemeindevertreterinnen und -vertreter treten die Mitglieder des Amts-
ausschusses, an die Stelle der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des haupt-
amtlichen Bürgermeisters tritt die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor.

(2) Vorschriften, die aufgrund des Teils 1 dieses Gesetzes für die Gemeinden 
erlassen wurden, gelten für die Ämter entsprechend, soweit nicht in diesem 
Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften abweichende Regelungen getroffen 
oder die Ämter von der Anwendung ausgenommen werden.

Teil 4
Einschränkung von Grundrechten; Übergangsrecht

§ 141
Einschränkung von Grundrechten

Durch § 31 Absatz 3, § 34 Absatz 2, § 36 Absatz 3 und 4, § 42 Absatz 1 und 3 
sowie § 43 Absatz 2 werden das Grundrecht auf informationelle Selbstbestim-
mung (Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes) 
und das Grundrecht auf Datenschutz (Artikel 11 Absatz 1 der Verfassung des 
Landes Brandenburg) eingeschränkt. Durch § 18 Absatz 2 sowie § 23 Absatz 1 
wird das Grundrecht der Berufsfreiheit (Artikel 49 Absatz 1 der Verfassung des 
Landes Brandenburg) eingeschränkt.

§ 142
Überleitungs- und Übergangsvorschriften, Verordnungsermächtigung

(1) Städte, denen nach bis zum 8. Juni 2024 geltenden Recht der Status einer 
Mittleren kreisangehörigen Stadt verliehen worden ist, behalten diesen Status. 
Das für Inneres zuständige Mitglied der Landesregierung kann den Status durch 
Rechtsverordnung entziehen, wenn die Stadt dies beantragt oder wenn die Ein-
wohnerzahl von 25 000 unterschritten wird. § 1 Absatz 3 Satz 2 gilt entspre-
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Gemeinde bestimmt wird.

(2) § 5 Absatz 2 gilt nur für gleichlautende Namen von bewohnten Gemeinde-
teilen sowie der im Gemeindegebiet befi ndlichen öffentlichen Straßen, Wege, 
Plätze und Brücken, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes entstehen.

(3) Sofern in einer Gemeinde zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
ein männlicher Gleichstellungsbeauftragter benannt ist, hat die Gemeinde die 
geschlechtsspezifi schen Vorgaben des § 18 erst bei der nächsten Benennung 
der Gleichstellungsbeauftragten zu berücksichtigen.

(4) Berufl iche Tätigkeiten, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bereits ausgeübt wurden und dem Vertretungsverbot gemäß § 23 unterfallen, 
sind unverzüglich, spätestens jedoch bis zum 31. Dezember 2025 zu beenden.

(5) Die Ahndung von Zuwiderhandlungen mit einem Ordnungsgeld richtet sich 
nach bisherigem Recht, wenn die Zuwiderhandlung vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes begangen wurde.

(6) Im Falle der Wiederwahl von Beigeordneten und Amtsdirektorinnen oder 
Amtsdirektoren, die dasselbe Amt jeweils am 27. September 2008 innehatten, 
sind die Qualifi kationsanforderungen des bis dahin geltenden Rechts maßgeb-
lich, soweit dies günstiger ist.

(7) Der Gesamtabschluss gemäß § 81 ist erstmals spätestens für das Haushalts-
jahr 2025 zu erstellen.

(8) Die Verpfl ichtung zum Ausgleich des außerordentlichen Ergebnisses des 
Ergebnishaushaltes gemäß § 62 Absatz 6 gilt erstmals für das Haushaltsjahr 
2027. Mit dem Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2027 ist eine Rücklage 
aus Überschüssen des Gesamtergebnisses zu führen. Die bisherigen Rücklagen 
aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses und des außerordentlichen 
Ergebnisses sind zu saldieren. Fehlbeträge aus dem außerordentlichen Ergebnis 
können einmalig mit dem Basisreinvermögen verrechnet werden. Fehlbeträge 
aus dem außerordentlichen Ergebnis, die nicht verrechnet werden, unterliegen 
nicht der Ausgleichsverpfl ichtung gemäß § 62 Absatz 6.

(9) Ergibt sich bei der Aufstellung späterer Jahresabschlüsse, dass in der Eröff-
nungsbilanz Vermögensgegenstände, Sonderposten oder Schulden fehlerhaft 
angesetzt worden sind oder der Ansatz zu Unrecht unterblieb, so ist der Wert-
ansatz zu berichtigen oder nachzuholen, wenn es sich um einen wesentlichen 
Betrag handelt. Die Eröffnungsbilanz gilt dann als geändert. Eine Berichtigung 
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kann letztmalig im Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2024 vorgenommen 
werden. Vorherige Jahresabschlüsse sind nicht zu berichtigen.

(10) Soweit in § 95 Absatz 4 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
vom 18. Dezember 2007 (GVBl.  I S. 286), die zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 30. Juni 2022 (GVBl. I Nr. 18 S. 6) geändert worden ist, auf Vorschriften 
des Teils 1 Kapitel 1, 2 und 4 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), die zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 30. Juni 2022 (GVBl. I Nr. 18 S. 6) geändert worden ist, verwiesen wird, 
gelten diese Vorschriften bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 fort.
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Abschnitt 1
Verwaltungsmodelle auf der gemeindlichen Ebene

§ 1
Träger von hauptamtlichen Verwaltungen auf der Gemeindeebene

Träger einer hauptamtlichen Verwaltung auf der gemeindlichen Ebene können

1. amtsfreie Gemeinden (Teil 1 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg),

2. Ämter (Teil 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg),
3. Verbandsgemeinden (Abschnitt 2) und
4. mitverwaltende Gemeinden (Abschnitt 3)

sein.

Abschnitt 2
Verbandsgemeinde

§ 2
Stellung und Struktur der Verbandsgemeinde

(1) Die Verbandsgemeinde ist ein gebietskörperschaftlicher Gemeindeverband, 
der aus aneinandergrenzenden Gemeinden desselben Landkreises besteht. Sie 
erfüllt neben den verbandsgemeindeangehörigen Gemeinden (Ortsgemeinden) 
öffentliche Aufgaben der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der folgenden Vor-
schriften. Sie verwaltet ihre Angelegenheiten selbst in eigener Verantwortung.

(2) Die Verbandsgemeinde besteht aus mindestens zwei Ortsgemeinden.

§ 3
Bildung, Änderung und Aufl ösung von Verbandsgemeinden

(1) Gemeinden eines Landkreises, die unmittelbar aneinandergrenzen, können 
nach Beratung durch die untere Kommunalaufsichtsbehörde eine Verbandsge-
meinde bilden, ändern oder aufl ösen. Die Einzelheiten der Bildung oder Ände-
rung, insbesondere der Name und der Sitz der Verwaltung, oder der Aufl ösung 
der Verbandsgemeinde sind in einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwi-
schen den Gemeinden in entsprechender Anwendung des § 7 der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), 
die zuletzt durch das Gesetz vom 29. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 15, 19) geändert 
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worden ist, zu regeln. In der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung kann geregelt 
werden, dass die Verbandsgemeinde einen zweisprachigen Namen in deutscher 
und niedersorbischer Sprache trägt, wenn einzelne Gemeinden nach Satz 1 zum 
angestammten Siedlungsgebiet des sorbischen/wendischen Volkes gehören. 
Gehören alle Gemeinden nach Satz 1 zum angestammten Siedlungsgebiet des 
sorbischen/wendischen Volkes, gilt § 9 Absatz 4 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg entsprechend. Die Vereinbarung zur Bildung, Änderung 
oder Aufl ösung der Verbandsgemeinde muss in den Gemeindevertretungen 
beschlossen werden. Sie bedarf der Genehmigung durch das für Inneres zustän-
dige Ministerium. Die Vereinbarung ist durch das für Inneres zuständige Ministe-
rium im Amtsblatt für Brandenburg öffentlich bekannt zu machen. Die Vereinba-
rung tritt, wenn kein späterer Zeitpunkt bestimmt ist, am Tag nach der öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft. Die beteiligten Gemeinden haben nach den für ihre 
Satzungen geltenden Vorschriften auf die erfolgte öffentliche Bekanntmachung 
hinzuweisen.

(2) In der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nach Absatz 1 sind insbesondere 
Regelungen über die vorläufi ge Vertretung der Bevölkerung der neugebildeten 
Verbandsgemeinde durch Mitglieder der Gemeindevertretungen der Gemein-
den, die die Verbandsgemeinde bilden, in der vorläufi gen Verbandsgemeinde-
vertretung bis zur Neuwahl zu treffen; § 7 Absatz 2 Satz 2 bis 5 und Absatz 4 
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gilt entsprechend. Darüber 
hinaus soll eine Aufl istung des Vermögens und der Schulden, die den Aufgaben 
gemäß § 4 Absatz 1 bis 4 zuzuordnen sind und entschädigungslos im Zuge der 
Rechtsnachfolge gemäß § 4 Absatz 6 Satz 1 gesetzlich übergehen, beigefügt 
werden oder es ist in der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung eine abweichende 
Regelung zum Übergang von Vermögen und Schulden zu treffen. § 84 der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg fi ndet entsprechende Anwendung.

(3) Bei der Bildung einer Verbandsgemeinde unter Übertritt einer Hauptverwal-
tungsbeamtin oder eines Hauptverwaltungsbeamten nimmt diese oder dieser 
bis zum Beginn der Amtszeit der Verbandsgemeindebürgermeisterin oder des 
Verbandsgemeindebürgermeisters das Amt der Verbandsgemeindebürgermeis-
terin oder des Verbandsgemeindebürgermeisters der gebildeten Verbandsge-
meinde wahr. Führt die Bildung einer Verbandsgemeinde zum Übertritt mehrerer 
Hauptverwaltungsbeamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamter, ist in der öffent-
lich-rechtlichen Vereinbarung festzulegen, welche der bisherigen Hauptverwal-
tungsbeamtinnen oder welcher Hauptverwaltungsbeamte das Amt nach Satz 1 
wahrnimmt.

(4) Eine bislang amtsfreie Gemeinde wird mit der Bildung einer Verbandsge-
meinde in eine Ortsgemeinde umgewandelt. Die Gemeindevertretung einer Orts-
gemeinde nach Satz 1 wählt die neue ehrenamtliche Bürgermeisterin oder den 
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neuen ehrenamtlichen Bürgermeister für den Rest der laufenden Wahlperiode. 
Die Amtszeit der oder des Neugewählten beginnt mit der Annahme der Wahl. Mit 
Beginn der Amtszeit der neu gewählten ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des neu gewählten ehrenamtlichen Bürgermeisters, die oder der in entsprechen-
der Anwendung des § 33 Absatz 1 und des § 51 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg kraft ihres oder seines Amtes 
den Vorsitz in der Gemeindevertretung führt, verliert die oder der bisherige Vor-
sitzende der Gemeindevertretung dieses Amt. In der ersten Sitzung der Gemein-
devertretung nach diesem Wechsel im Vorsitz der Gemeindevertretung sind die 
stellvertretenden Vorsitzenden der Gemeindevertretung neu zu wählen.

(5) Im Fall von genehmigten Gemeindestrukturänderungen, die zur Änderung 
einer Verbandsgemeinde oder mehrerer Verbandsgemeinden führen, passt die 
jeweilige Verbandsgemeindebürgermeisterin oder der jeweilige Verbandsge-
meindebürgermeister die öffentlich-rechtliche Vereinbarung an und macht sie im 
Amtsblatt für Brandenburg öffentlich bekannt.

(6) Bei einem Zusammenschluss mehrerer Ortsgemeinden zu einer neuen amts-
freien Gemeinde unter Aufl ösung der Verbandsgemeinde nimmt die Verbands-
gemeindebürgermeisterin oder der Verbandsgemeindebürgermeister bis zum 
Beginn der Amtszeit der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtli-
chen Bürgermeisters der neuen amtsfreien Gemeinde das Amt der hauptamt-
lichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters der neugebil-
deten Gemeinde wahr. Soweit ein Zusammenschluss nach Satz 1 zur Aufl ösung 
mehrerer Verbandsgemeinden führt, ist in dem Gebietsänderungsvertrag nach 
§ 6 Absatz 3 Satz 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg fest-
zulegen, welche Verbandsgemeindebürgermeisterin oder welcher Verbands-
gemeindebürgermeister das Amt der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des 
hauptamtlichen Bürgermeisters im Sinne von Satz 1 vorübergehend wahrnimmt.

(7) Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung nach Absatz 1 bedarf der Genehmigung 
durch das für Inneres zuständige Ministerium. Dieses kann die Genehmigung 
versagen, wenn die Vereinbarung den Maßstäben dieses Gesetzes oder dem 
öffentlichen Wohl widerspricht. Das für Inneres zuständige Ministerium kann die 
Genehmigung der Bildung, Änderung oder Aufl ösung einer Verbandsgemeinde 
insbesondere versagen, wenn dadurch für einzelne angrenzende Gemeinden, 
die nicht in die Bildung oder Änderung der Verbandsgemeinde mit eingebunden 
werden sollen, der Fortbestand oder die Bildung einer eigenen leistungsfähigen 
Verwaltung gefährdet ist. Gleiches gilt, wenn durch die Bildung, Änderung oder 
Aufl ösung einer Verbandsgemeinde die Verwaltungskraft eines danach nur noch 
teilweise fortbestehenden Amtes oder einer nur noch teilweise fortbestehenden 
Verbandsgemeinde gefährdet würde.
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(8) Das für Inneres zuständige Ministerium kann die Änderung oder Aufl ösung 
von Verbandsgemeinden aus Gründen des Gemeinwohls nach den Maßstäben 
dieses Gesetzes anordnen.

§ 4
Aufgaben der Verbandsgemeinde

(1) Die Verbandsgemeinde ist in ihrem Gebiet Trägerin der durch Gesetz oder 
Verordnung dem Amt übertragenen Aufgaben, soweit in diesem oder anderen 
Gesetzen oder aufgrund eines Gesetzes nicht abweichend geregelt.

(2) Die Verbandsgemeinde ist anstelle der Ortsgemeinden Trägerin der folgen-
den Aufgaben:

1. die nach dem Brandenburgischen Schulgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. August 2002 (GVBl. I S. 78), das zuletzt durch Artikel 30 
des Gesetzes vom 8. Mai 2018 (GVBl. I Nr. 8 S. 22) geändert worden ist, den 
Gemeinden oder Gemeindeverbänden mit Ausnahme der den Landkreisen 
übertragenen Aufgaben,

2. Bau und Unterhaltung von zentralen Sport-, Spiel- und Freizeitanlagen, die 
mehreren Ortsgemeinden dienen,

3. Bau und Unterhaltung überörtlicher Sozialeinrichtungen, soweit nicht freie 
gemeinnützige Träger solche errichten,

4. die Flächennutzungsplanung gemäß § 203 Absatz 2 des Baugesetzbuches in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) 
mit der Maßgabe, dass die endgültige Entscheidung der Verbandsgemeinde 
über die Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung des Flächen-
nutzungsplans der Zustimmung der Ortsgemeinden bedarf; die Zustimmung 
gilt als erteilt, wenn mehr als die Hälfte der Ortsgemeinden zugestimmt hat 
und in diesen mehr als zwei Drittel der Einwohnerinnen und Einwohner der 
Verbandsgemeinde wohnen; sofern Änderungen oder Ergänzungen des 
Flächennutzungsplans die Grundsätze der Gesamtplanung nicht berühren, 
bedürfen sie nur der Zustimmung derjenigen Ortsgemeinden, die selbst oder 
als Nachbargemeinden von den Änderungen oder Ergänzungen berührt wer-
den; kommt die Zustimmung nicht zustande, so entscheidet die Verbandsge-
meindevertretung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl 
ihrer Mitglieder,

5. die nach dem Kindertagesstättengesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27. Juni 2004 (GVBl. I S. 384), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 11) geändert worden ist, den Gemeinden 
übertragenen Aufgaben, einschließlich des Rechts nach § 12 Absatz 1 Satz 2 
des Kindertagesstättengesetzes,
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6. die Aufgaben nach dem Schiedsstellengesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. November 2000 (GVBl. I S. 158; 2001 I S. 38), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. März 2018 (GVBl. I Nr. 4 S. 3) geändert 
worden ist,

7. die gesetzliche Verpfl ichtung zur Hilfe in Verwaltungsangelegenheiten 
gemäß § 16 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg.

Die Verbandsgemeinde kann zudem anstelle der Ortsgemeinden die Aufgaben 
der Tourismusförderung und der Wirtschaftsförderung erfüllen, soweit sie von 
überörtlicher Bedeutung sind.

(3) Die Verbandsgemeinde erfüllt eine einzelne Selbstverwaltungsaufgabe der 
Ortsgemeinden nur dann an deren Stelle, wenn die Gemeindevertretungen 
mehrerer Ortsgemeinden die Aufgabe auf die Verbandsgemeinde übertragen 
und die Verbandsgemeindevertretung zustimmt. Der Antrag der Ortsgemeinde 
und die Zustimmung der Verbandsgemeindevertretung bedürfen jeweils der 
Zustimmung von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Ortsge-
meindevertretung und der Verbandsgemeindevertretung. Die Übertragung wird 
wirksam, nachdem die Verbandsgemeinde die beabsichtigte Übertragung der 
unteren Kommunalaufsichtsbehörde angezeigt hat und diese nicht innerhalb 
eines Zeitraums von vier Wochen nach Zugang der Anzeige der Übertragung 
widersprochen hat.

(4) Soweit amtsangehörige Gemeinden weitere Aufgaben nach § 135 Absatz 
5 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg auf das Amt übertragen 
haben, kann abweichend von Absatz 3 in der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
nach § 3 Absatz 1 zur Bildung der Verbandsgemeinde vorgesehen werden, dass 
die Verbandsgemeinde Trägerin dieser Aufgaben für die betroffenen Ortsgemein-
den wird.

(5) Jede Ortsgemeinde kann die Rückübertragung einer nach Absatz 3 oder 
Absatz 4 übertragenen Selbstverwaltungsaufgabe binnen einer angemessenen 
Frist verlangen, wenn sich die Verhältnisse, die der Übertragung zugrunde lagen, 
so wesentlich geändert haben, dass der Ortsgemeinde ein Festhalten an der 
Übertragung nicht weiter zugemutet werden kann. Die Rückübertragung bedarf 
der Zustimmung der Kommunalaufsichtsbehörde, wenn die Verbandsgemeinde-
vertretung mit der Rückübertragung nicht einverstanden ist. Die Rückübertragung 
einer einzelnen nach Absatz 3 oder 4 übertragenen Selbstverwaltungsaufgabe 
ist auch ohne das Vorliegen der Voraussetzungen von Satz 1 zulässig, wenn die 
Gemeindevertretungen aller Ortsgemeinden, die die betreffende Aufgabe über-
tragen haben, und die Verbandsgemeindevertretung dies beschließen. Bei der 
Entscheidung über die Rückübertragung sind alle Mitglieder der Verbandsge-
meindevertretung stimmberechtigt. Soweit erforderlich, erfolgt in den Fällen der 
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Rückübertragung eine Auseinandersetzung in entsprechender Anwendung der 
für Gebietsänderungen der Gemeinden geltenden Vorschriften. Die Verbands-
gemeinde hat Rückübertragungen nach Satz 1 oder 3 sowie den Wegfall oder 
die Erledigung von übertragenen Aufgaben unverzüglich der zuständigen Kom-
munalaufsichtsbehörde anzuzeigen.

(6) Für die in den Absätzen 1 bis 4 genannten Aufgaben ist die Verbandsge-
meinde Rechtsnachfolgerin des Amtes oder der an der Verbandsgemeinde 
beteiligten Gemeinden, soweit gesetzlich oder in der öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung nach § 3 Absatz 1 nichts anderes bestimmt ist; § 107 des Brandenbur-
gischen Schulgesetzes bleibt unberührt. Die Verbandsgemeinde tritt als Rechts-
nachfolgerin in die Verträge ein, die die an der Verbandsgemeinde beteiligten 
Gemeinden vor der Verbandsgemeindebildung in ihrer Funktion als Trägerinnen 
der Aufgaben nach den Absätzen 1, 2 und 3 abgeschlossen haben oder die ein 
Amt vor der Verbandsgemeindebildung als Trägerin der Aufgaben nach den 
Absätzen 1 und 4 abgeschlossen hat, soweit gesetzlich oder in der öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung nach § 3 Absatz 1 nichts anderes bestimmt ist.

(7) Die Verbandsgemeinde verwaltet und unterstützt die Ortsgemeinden. Sie 
berät die Ortsgemeinden bei der Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben und 
wirkt auf deren Erfüllung hin. Zwischen Verbandsgemeinde und Ortsgemeinden 
gilt das Gebot gegenseitiger Rücksichtnahme und vertrauensvoller Zusammen-
arbeit.

(8) Soweit eine bislang große kreisangehörige Stadt mit der Bildung einer Ver-
bandsgemeinde nach § 3 Absatz 4 Ortsgemeinde wird, führt die Verbandsge-
meinde die durch Gesetz, aufgrund eines Gesetzes oder auf Antrag der großen 
kreisangehörigen Stadt übertragenen Aufgaben für die betroffene Ortsgemeinde 
entsprechend deren Beschlussfassung in deren Namen durch; die Aufgaben-
trägerschaft der betroffenen Ortsgemeinde für diese Aufgaben bleibt unberührt. 
Die Vorbereitung der Beschlüsse der Gemeindevertretung der betroffenen Orts-
gemeinde erfolgt in diesen Fällen durch die Verbandsgemeindebürgermeisterin 
oder den Verbandsgemeindebürgermeister im Benehmen mit der jeweiligen 
ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder dem jeweiligen ehrenamtlichen Bürger-
meister.

(9) Die Verbandsgemeinde haftet für Schäden, die Ortsgemeinden dadurch 
entstehen, dass Bedienstete oder Organwalter der Verbandsgemeinde bei der 
Wahrnehmung von Aufgaben für die Ortsgemeinden schuldhaft die ihnen oblie-
genden Pfl ichten verletzen. § 25 Absatz 3 Satz 1 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg gilt entsprechend.

(10) Verbandsgemeinden, die ganz oder teilweise zum angestammten Sied-
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lungsgebiet des sorbischen/wendischen Volkes nach dem Sorben/Wenden-
Gesetz vom 7. Juli 1994 (GVBl. I S. 294), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 11. Februar 2014 (GVBl. I Nr. 7) geändert worden ist, gehören, wenden 
die in den jeweiligen Ortsgemeinden getroffene Regelungen zur Wahrung der 
Interessen des sorbischen/wendischen Volkes nach § 6 des Sorben/Wenden-
Gesetzes und § 2 Absatz 2 Satz 3 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg sinngemäß an.

§ 5
Personalüberleitung

(1) Beamtinnen und Beamte der Gemeinden, die eine Verbandsgemeinde bil-
den, treten gemäß § 31 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes vom 3. April 2009 
(GVBl. I S. 26), das zuletzt durch das Gesetz vom 29. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 17) 
geändert worden ist, in Verbindung mit § 16 Absatz 1 und 4 erste Alternative des 
Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Juni 2017 (BGBl. I S. 1570) geändert worden ist, in 
den Dienst der Verbandsgemeinde über. Die hauptamtlichen Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister und die Beigeordneten der bisherigen Gemeinden können 
zu Beigeordneten der neu gebildeten Verbandsgemeinde bestellt werden. § 59 
Absatz 1 und 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg fi ndet bis 
zum Ablauf der Amtszeit übergetretener Beamtinnen und Beamter auf Zeit keine 
Anwendung.

(2) Im Übrigen richtet sich die Rechtsstellung der übergetretenen Beamtinnen 
und Beamten nach § 18 des Beamtenstatusgesetzes, die der Versorgungsemp-
fängerinnen und Versorgungsempfänger nach § 19 des Beamtenstatusgesetzes, 
sofern in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. § 50 des Brandenburgi-
schen Besoldungsgesetzes vom 20. November 2013 (GVBl. I Nr. 32 S. 2, Nr. 34), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Mai 2018 (GVBl. I Nr. 7 S. 17) 
geändert worden ist, fi ndet Anwendung. Beamtinnen und Beamte auf Zeit, die 
bei Anwendung des § 18 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes die Vorausset-
zungen des § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Brandenburgischen Beamten-
versorgungsgesetzes vom 20. November 2013 (GVBl. I Nr. 32 S. 77), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 29. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 14 S. 29) geändert 
worden ist, nicht erfüllen und deshalb aufgrund der Umbildung nicht in den einst-
weiligen Ruhestand versetzt werden können, gelten als abgewählt und erhalten 
bis zum Ablauf ihrer Amtszeit Besoldung und Versorgung nach den für abge-
wählte Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte auf Zeit geltenden Vorschriften. Soweit 
die Bildung der Verbandsgemeinde einen Wechsel des Dienstortes zur Folge 
hat, gilt der Übertritt in den Dienst der Verbandsgemeinde als Versetzung im 
Sinne der umzugskostenrechtlichen und trennungsgeldrechtlichen Vorschriften.
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(3) Die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 
Gemeinden, die eine Verbandsgemeinde bilden, gehen kraft Gesetzes auf die 
neu gebildete Verbandsgemeinde über. Die Verbandsgemeinde tritt in die Rechte 
und Pfl ichten aus den im Zeitpunkt der Personalüberleitung bestehenden Arbeits-
verhältnissen ein; diese werden mit der Verbandsgemeinde fortgesetzt. Die bis 
zum Tag vor dem Übergang der Arbeitsverhältnisse erworbene Rechtsstellung 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, insbesondere im Hinblick auf erreichte 
tarifrechtlich maßgebliche Zeiten, bleibt gewahrt. Den betroffenen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern ist der gesetzliche Übergang der Arbeitsverhältnisse, 
der Eintritt der Verbandsgemeinde in die Rechte und Pfl ichten aus den bestehen-
den Arbeitsverhältnissen, deren Fortsetzung mit dem neuen Arbeitgeber und die 
Wahrung ihrer erworbenen Rechtsstellung schriftlich oder durch elektronischen 
Schriftformersatz zu bestätigen. Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend.

(4) Betriebsbedingte Kündigungen aus Gründen, die im Zusammenhang mit der 
Bildung der Verbandgemeinde stehen, sind für einen in der öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung nach § 3 Absatz 1 zu bestimmenden Zeitraum ab dem Übergang 
des jeweiligen Arbeitsverhältnisses ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Ände-
rungskündigungen, die wegen eines Wechsels des Arbeitsortes erforderlich wer-
den. Das Recht zur Kündigung aus anderen Gründen bleibt unberührt.

(5) Absatz 3 Satz 1, 2 und 5 sowie die Absätze 4 und 6 gelten für Ausbildungs-
verhältnisse der Auszubildenden entsprechend. Die Verbandsgemeinde stellt 
sicher, dass Beamtinnen und Beamte auf Probe nach Bildung der Verbands-
gemeinde weiter verwendet werden können und Beamtinnen und Beamte auf 
Widerruf die Gelegenheit erhalten, ihren Vorbereitungsdienst zu beenden und 
die Prüfung abzulegen.

(6) Die personalverwaltenden Stellen der an der Bildung einer Verbandsge-
meinde beteiligten Gemeinden können zur Vorbereitung der künftigen Personal-
struktur der Verbandsgemeinde ohne Einwilligung der Beschäftigten folgende 
personenbezogene Daten aus den Personalakten übermitteln, soweit dies zur 
Vorbereitung der Überleitung erforderlich ist:

1. Name, Vorname, Geburtsdatum, Geschlecht,
2. Familienstand, Anzahl der Kinder unter 18 Jahren im Haushalt, tatsächliche 

Betreuung oder Pfl ege mindestens eines Kindes unter 18 Jahren oder eines 
sonstigen pfl egebedürftigen Angehörigen,

3. Wohnort, Dienstort, Mobilität,
4. Bildungsabschluss und sonstige Qualifi kationen,
5. Amtsbezeichnung, Besoldungsgruppe, Entgeltgruppe,
6. bisherige berufl iche Tätigkeiten seit dem 3. Oktober 1990 und Dauer der 

Zugehörigkeit zum bisherigen Dienstherrn oder Arbeitgeber,
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7. Umfang der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit,
8. Vorliegen einer Schwerbehinderung oder einer gleichgestellten Behinderung, 

Erwerbsminderung durch Dienstunfall oder Berufskrankheit,
9. Vorliegen einer Altersteilzeitvereinbarung oder -bewilligung.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für die Fälle, dass eines oder meh-
rere Ämter beziehungsweise eine oder mehrere Verbandsgemeinden beteiligt 
sind.

(8) Wird eine Verbandsgemeinde geändert oder aufgelöst, sind in der hier-
für nach § 3 Absatz 1 erforderlichen öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
Personalüberleitungsbestimmungen in entsprechender Anwendung der 
Absätze 1 bis 7 zu treffen.

§ 6
Verbandsgemeindevertretung

(1) Die Verbandsgemeindevertretung besteht aus den ehrenamtlich tätigen 
Verbandsgemeindevertreterinnen und Verbandsgemeindevertretern und der 
hauptamtlich tätigen Verbandsgemeindebürgermeisterin oder dem hauptamt-
lich tätigen Verbandsgemeindebürgermeister als stimmberechtigtes Mitglied. 
Die ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen oder Bürgermeister der Ortsgemeinden 
können, auch wenn sie keine gewählten Verbandsgemeindevertreterinnen oder 
Verbandsgemeindevertreter sind, an den Sitzungen der Verbandsgemeindever-
tretung und an den Sitzungen der Ausschüsse der Verbandsgemeindevertretung, 
in denen Belange ihrer Ortsgemeinde berührt werden, teilnehmen. Ihnen steht 
insoweit bezogen auf ihre Ortsgemeinde ein aktives Teilnahmerecht zu.

(2) Die Verbandsgemeindevertreterinnen und die Verbandsgemeindevertreter 
werden am Tag der landesweiten Kommunalwahlen in allgemeiner, unmittelba-
rer, freier, gleicher und geheimer Wahl von den Bürgerinnen und Bürgern der 
Verbandsgemeinde für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Die Regelungen des 
Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 9. Juli 2009 (GVBl. I S. 326), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 29. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 16 S. 2) geändert worden ist, und der Branden-
burgischen Kommunalwahlverordnung vom 4. Februar 2008 (GVBl. II S. 38), die 
zuletzt durch Artikel 2 Absatz 7 des Gesetzes vom 4. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 26 
S. 4) geändert worden ist, für die unmittelbaren Wahlen der Gemeindevertre-
tungen in den Gemeinden fi nden entsprechende Anwendung, soweit in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

(3) Beamtinnen und Beamte sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die im 
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Dienst der Verbandsgemeinde stehen, können nicht zugleich

1. Mitglied der Verbandsgemeindevertretung sein; dies gilt nicht für die Ver-
bandsgemeindebürgermeisterin und den Verbandsgemeindebürgermeister,

2. der Gemeindevertretung einer der Ortsgemeinden angehören.

Im Übrigen gilt § 12 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes entspre-
chend.

(4) Die Gemeinden, die eine Verbandsgemeinde bilden, können in der öffent-
lich-rechtlichen Vereinbarung nach § 3 Absatz 1 für einen Zeitraum von bis zu 
zwei Wahlperioden bestimmen, dass die gesetzliche Höchstzahl der Wahlkreise 
abweichend von § 20 Absatz 3 und 4 des Brandenburgischen Kommunalwahl-
gesetzes und gleichzeitig die gesetzliche Anzahl der Verbandsgemeindevertrete-
rinnen und Verbandsgemeindevertreter abweichend von § 6 Absatz 2 Nummer 1 
des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes um bis zu 50 Prozent erhöht 
werden kann.

(5) Die Wahlkreise können abweichend von § 21 Absatz 2 Satz 2 des Branden-
burgischen Kommunalwahlgesetzes mit Rücksicht auf die Grenzen einzelner 
oder sämtlicher Ortsgemeinden oder Ortsteile unterschiedlich groß sein; § 21 
Absatz 3 Satz 2 und 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes gilt ent-
sprechend.

§ 7
Erstmalige Wahl der Verbandsgemeindevertretung

(1) Die erstmalige Wahl der Verbandsgemeindevertretung fi ndet innerhalb von 
sechs Monaten nach Wirksamwerden der Bildung der Verbandsgemeinde nach 
§ 3 Absatz 1 statt. Die Aufsichtsbehörde bestimmt rechtzeitig den Wahltag. Die 
Wahlleiterin oder der Wahlleiter der Verbandsgemeinde macht spätestens am 
92. Tag vor der Wahl den Wahltag und die Wahlzeit öffentlich bekannt.

(2) Die erstmalige Wahl der Verbandsgemeindevertretung fi ndet für den Rest 
der allgemeinen Wahlperiode statt. Findet die erstmalige Wahl der Verbands-
gemeindevertretung 48 Monate nach dem Tag der letzten landesweiten Kom-
munalwahlen statt, so endet die Wahlperiode erst mit dem Ende der nächsten 
allgemeinen Wahlperiode.

(3) Abweichend von Absatz 1 kann in der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
nach § 3 Absatz 1 die Fortdauer der vorläufi gen Vertretung der Verbandsge-
meinde bis zum Ablauf der allgemeinen Wahlperiode bestimmt werden.
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(4) Für die Vorbereitung und Durchführung der erstmaligen Wahl der Verbands-
gemeindevertretung fi nden die Regelungen des Brandenburgischen Kommunal-
wahlgesetzes und der Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung für die 
unmittelbaren Wahlen der Gemeindevertretungen in den Gemeinden und die 
ergänzenden Vorschriften des § 94 Absatz 1 der Brandenburgischen Kommunal-
wahlverordnung für die erstmalige Wahl der Vertretung nach der Bildung einer 
neuen Gemeinde entsprechend Anwendung.

§ 8
Widerspruchsrecht

Die Gemeindevertretung einer Ortsgemeinde kann einem Beschluss der Ver-
bandsgemeindevertretung widersprechen, wenn der Beschluss die Ortsge-
meinde betrifft und deren Wohl gefährdet. Der Widerspruch muss binnen drei 
Wochen nach Zugang des Beschlusses bei der ehrenamtlichen Bürgermeisterin 
oder dem ehrenamtlichen Bürgermeister schriftlich oder elektronisch erhoben 
und begründet werden. Der Widerspruch hat aufschiebende Wirkung gegenüber 
allen Ortsgemeinden und führt zur Aufhebung des Beschlusses, wenn die Ver-
bandsgemeindevertretung den Widerspruch nicht binnen eines Monats zurück-
weist; der Zurückweisungsbeschluss bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln der 
gesetzlichen Anzahl der Mitglieder der Verbandsgemeindevertretung.

§ 9
Verbandsgemeindebürgermeisterin oder Verbandsgemeindebürgermeister

(1) Hauptverwaltungsbeamtin oder Hauptverwaltungsbeamter der Verbandsge-
meinde ist die Verbandsgemeindebürgermeisterin oder der Verbandsgemeinde-
bürgermeister. Sie oder er ist hauptamtliche Beamtin auf Zeit oder hauptamtlicher 
Beamter auf Zeit, ihr oder ihm obliegt die Leitung der Verbandsgemeindeverwal-
tung sowie die rechtliche Vertretung und Repräsentanz der Verbandsgemeinde.

(2) Die Verbandsgemeindebürgermeisterin oder der Verbandsgemeindebürger-
meister wird in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl von 
den Bürgerinnen und Bürgern der Verbandsgemeinde für die Dauer von acht 
Jahren gewählt. Die Regelungen des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes und der Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung für die unmittelbaren 
Wahlen der hauptamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in den amts-
freien Gemeinden gelten entsprechend, soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist.

(3) Die Verbandsgemeindebürgermeisterin oder der Verbandsgemeindebürger-
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meister kann nicht zugleich ehrenamtliche Bürgermeisterin oder ehrenamtlicher 
Bürgermeister einer Ortsgemeinde sein.

(4) Die Verbandsgemeindebürgermeisterin oder der Verbandsgemeindebürger-
meister nimmt die Aufgabe der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwal-
tungsbeamten für die Ortsgemeinden wahr. Ist die Verbandsgemeinde selbst oder 
sind mehrere Ortsgemeinden an einem gerichtlichen Verfahren oder an Rechts- 
und Verwaltungsgeschäften beteiligt, obliegt außer in den Fällen des § 97 Absatz 1 
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg der ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder dem ehrenamtlichen Bürgermeister die gesetzliche Vertretung der 
Ortsgemeinde, soweit nicht die Gemeindevertretung für einzelne Rechtsgeschäfte 
oder einen bestimmten Kreis von Rechtsgeschäften eine Befreiung der Verbands-
gemeindebürgermeisterin oder des Verbandsgemeindebürgermeisters vom Verbot 
des Insichgeschäfts beschließt; Stellvertreterin oder Stellvertreter im Sinne des 
§ 57 Absatz 2 Satz 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg sind die 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters nach § 52 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg.

§ 10
Erstmalige Wahl der Verbandsgemeindebürgermeisterin oder 

des Verbandsgemeindebürgermeisters

(1) Die erstmalige Wahl der Verbandsgemeindebürgermeisterin oder des Ver-
bandsgemeindebürgermeisters fi ndet innerhalb von sechs Monaten nach Wirk-
samwerden der Bildung der Verbandsgemeinde statt; § 7 Absatz 1 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann in der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
nach § 3 Absatz 1 bestimmt werden, dass die vorläufi ge Vertretung der Ver-
bandsgemeinde mit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl ihrer Mitglieder aus 
dem Kreis der Hauptverwaltungsbeamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamten 
sowie Beigeordneten der bisherigen amtsfreien Gemeinden und der durch die 
Neubildung aufgelösten Ämter binnen acht Wochen nach Wirksamwerden der 
Verbandsgemeindebildung eine hierzu bereite Person zur Verbandsgemeinde-
bürgermeisterin oder zum Verbandsgemeindebürgermeister der Verbandsge-
meinde wählt; § 7 Absatz 3 Satz 6 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg gilt entsprechend.

(3) Die Regelungen des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes und der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung für die unmittelbaren Wahlen 
der hauptamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in den amtsfreien 
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Gemeinden sowie die ergänzenden Vorschriften des § 94 Absatz 2 der Branden-
burgischen Kommunalwahlverordnung für die erstmalige Wahl der hauptamtli-
chen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters nach der Bildung 
einer neuen Gemeinde gelten entsprechend.

§ 11
Wahlbehörde

Wahlbehörde ist die Verbandsgemeindebürgermeisterin oder der Verbandsge-
meindebürgermeister oder die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwal-
tungsbeamte, die oder der nach § 3 Absatz 3 dieses Amt wahrnimmt.

§ 12
Wahlleiterin oder Wahlleiter

(1) Für die Vorbereitung und Durchführung der kommunalen Wahlen und Abstim-
mungen auf der Verbandsgemeindeebene beruft die Verbandsgemeindevertretung 
eine Wahlleiterin oder einen Wahlleiter und eine Stellvertreterin oder einen Stellver-
treter; die §§ 15 und 16 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes und die 
§§ 2 bis 4 der Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung gelten entsprechend.

(2) Die Gemeindevertretung einer Ortsgemeinde kann beschließen, dass der 
Verbandsgemeindevertretung die Aufgabe übertragen wird, für die Ortsgemeinde 
eine Wahlleiterin oder einen Wahlleiter und eine Stellvertreterin oder einen Stell-
vertreter zu berufen. Haben mehrere Ortsgemeinden einen solchen Beschluss 
gefasst, so kann die Verbandsgemeindevertretung für diese Ortsgemeinden 
auch insgesamt oder für mehrere von ihnen jeweils eine gemeinsame Wahlleite-
rin oder einen gemeinsamen Wahlleiter nebst Stellvertreterin oder Stellvertreter 
berufen. Im Übrigen fi nden die §§ 14 bis 16 des Brandenburgischen Kommunal-
wahlgesetzes und § 1 der Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung sinn-
gemäß Anwendung.

(3) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter der Verbandsgemeinde kann zugleich zur 
Wahlleiterin oder zum Wahlleiter einzelner oder mehrerer Ortsgemeinden berufen 
werden. Satz 1 gilt für die Stellvertreterin oder den Stellvertreter entsprechend.

§ 13
Haushaltswirtschaft

(1) Die Verbandsgemeinde besorgt das Haushalts-, Kassen- und Rechnungs-
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wesen gemäß Teil 1 Kapitel 3 Abschnitt 1, 2 und 4 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg für die Ortsgemeinden.

(2) Soweit eine Verbandsgemeinde ein Rechnungsprüfungsamt eingerichtet 
hat oder sich eines anderen Rechnungsprüfungsamtes bedient, obliegt diesem 
Rechnungsprüfungsamt auch die örtliche Prüfung der Ortsgemeinden gemäß 
§ 102 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg.

§ 14
Finanzen

(1) Die Verbandsgemeinde nimmt am kommunalen Finanzausgleich nach Maß-
gabe des Brandenburgischen Finanzausgleichgesetzes vom 29. Juni 2004 
(GVBl. I S. 262), das zuletzt durch das Gesetz vom 15. März 2016 (GVBl. I 
Nr. 10) geändert worden ist, teil.

(2) Soweit die sonstigen Finanzmittel der Verbandsgemeinde den für die Aufga-
benerfüllung notwendigen Finanzbedarf nicht decken, ist eine Umlage von den 
Ortsgemeinden zu erheben (Verbandsgemeindeumlage).

(3) Handelt es sich um Einrichtungen oder Leistungen der Verbandsgemeinde, 
die ausschließlich oder in besonders großem oder besonders geringem Maß ein-
zelnen Ortsgemeinden zustattenkommen, so kann die Verbandsgemeindever-
tretung für diese Ortsgemeinden eine ausschließliche Belastung oder eine nach 
dem Umfang näher zu bestimmende Mehr- oder Minderbelastung beschließen.

(4) Die Verbandsgemeindeumlage ist für jedes Haushaltsjahr neu festzusetzen; 
§ 130 Absatz 5 sowie § 139 Absatz 3 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg gelten entsprechend.

§ 15
Anwendung von Rechtsvorschriften

(1) Auf die Verbandsgemeinden sind die Vorschriften des Teils 1 der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg, die für die kreisangehörigen amtsfreien 
Gemeinden gelten, entsprechend anwendbar. Dies gilt nicht, soweit in diesem 
Gesetz oder in anderen Rechtsvorschriften eine abweichende Regelung getrof-
fen wird. § 1 Absatz 1, § 2 und § 5 Absatz 2 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg fi nden keine Anwendung. Die Verbandsgemeinde selbst 
hat keine Ortsteile. Die Vorschriften der §§ 45 bis 48 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg bleiben für die Ortsteile in Ortsgemeinden unberührt. 
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§ 55 Absatz  1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gilt mit der 
Maßgabe, dass die Beanstandung von Beschlüssen der Gemeindevertretung 
einer Ortsgemeinde innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Zugang der 
Niederschrift der Sitzung der Gemeindevertretung der Ortsgemeinde bei der Ver-
waltung der Verbandsgemeinde schriftlich oder elektronisch gegenüber der oder 
dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung der Ortsgemeinde erfolgen muss. 
Bei der entsprechenden Anwendung der Vorschriften des Teils 1 der Kommu-
nalverfassung des Landes Brandenburg nach Satz 1 und 2 tritt an die Stelle 
der Gemeindevertretung die Verbandsgemeindevertretung und an die Stelle der 
Gemeindevertreterinnen oder Gemeindevertreter treten die Verbandsgemein-
devertreterinnen oder Verbandsgemeindevertreter, an die Stelle der hauptamt-
lichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters tritt die Ver-
bandsgemeindebürgermeisterin oder der Verbandsgemeindebürgermeister.

(2) Auf die Ortsgemeinden sind die Vorschriften des Teils 1 der Kommunalverfas-
sung des Landes Brandenburg, die für die amtsangehörigen Gemeinden gelten, 
entsprechend anwendbar. Dies gilt nicht, soweit in diesem Gesetz oder in ande-
ren Rechtsvorschriften eine abweichende Regelung getroffen wird.

(3) Vorschriften, die aufgrund des Teils 1 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg für die Gemeinden erlassen wurden, gelten für die Verbandsge-
meinde entsprechend, soweit nicht in diesen oder anderen Rechtsvorschriften 
abweichende Regelungen getroffen oder die Verbandsgemeinden von der 
Anwendung ausgenommen werden.

(4) Vorschriften, die für Ämter und amtsfreie Gemeinden erlassen wurden, gelten 
für die Verbandsgemeinde entsprechend, soweit nicht in diesen oder anderen 
Rechtsvorschriften abweichende Regelungen getroffen oder die Verbandsge-
meinden von der Anwendung ausgenommen werden.

Abschnitt 3
Mitverwaltung

§ 16
Stellung und Struktur der Mitverwaltung

(1) Die Mitverwaltung ist eine Organisationsform ohne eigene Rechtspersönlich-
keit von aneinandergrenzenden Gemeinden desselben Landkreises, bei der die 
mitverwaltende Gemeinde für die mitverwalteten Gemeinden die Aufgaben der 
hauptamtlichen Verwaltung wahrnimmt.

(2) Die mitverwalteten Gemeinden haben jeweils eine ehrenamtliche Bürger-
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meisterin oder einen ehrenamtlichen Bürgermeister und eine Gemeindever-
tretung. Die mitverwaltende Gemeinde hat eine hauptamtliche Bürgermeisterin 
oder einen hauptamtlichen Bürgermeister und eine Gemeindevertretung. Die 
hauptamtliche Bürgermeisterin oder der hauptamtliche Bürgermeister der mit-
verwaltenden Gemeinde nimmt im Wege der horizontalen Organleihe auch die 
Funktion der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten für 
die mitverwalteten Gemeinden wahr. Die hauptamtliche Bürgermeisterin oder der 
hauptamtliche Bürgermeister der mitverwaltenden Gemeinde kann nicht gleich-
zeitig Bürgermeisterin oder Bürgermeister oder Mitglied der Gemeindevertretung 
einer der mitverwalteten Gemeinden sein. Die hauptamtliche Bürgermeisterin 
oder der hauptamtliche Bürgermeister hat in den Sitzungen der Gemeinde-
vertretungen der mitverwalteten Gemeinden und ihrer Ausschüsse ein aktives 
Teilnahmerecht. § 22 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gilt 
entsprechend.

(3) § 12 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes gilt mit der Maßgabe 
entsprechend, dass auch die Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, die im Dienst der mitverwaltenden Gemeinde stehen, 
nicht zugleich Bürgermeisterin oder Bürgermeister oder Mitglied der Gemeinde-
vertretung einer der mitverwalteten Gemeinden sein können.

(4) Wahlbehörde der mitverwaltenden Gemeinde und der mitverwalteten 
Gemeinden ist die hauptamtliche Bürgermeisterin oder der hauptamtliche Bür-
germeister der mitverwaltenden Gemeinde.

§ 17
Bildung, Änderung und Aufl ösung der Mitverwaltung

(1) Gemeinden eines Landkreises, die unmittelbar aneinandergrenzen, können 
nach Beratung durch die untere Kommunalaufsichtsbehörde eine Mitverwaltung 
vereinbaren, ändern oder aufl ösen. Die Rechtsverhältnisse der Mitverwaltung 
sind in einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen den Gemeinden zu 
regeln (Mitverwaltungsvereinbarung). Die Vereinbarung zur Bildung, Änderung 
oder Aufl ösung der jeweiligen Mitverwaltung muss in den Gemeindevertretun-
gen der beteiligten Gemeinden beschlossen werden. In der Vereinbarung kann 
bestimmt werden, dass die hauptamtlichen Bürgermeisterinnen oder hauptamt-
lichen Bürgermeister oder Beigeordneten der zukünftig mitverwalteten Gemein-
den zu Beigeordneten der mitverwaltenden Gemeinde bestellt werden. Sie 
bedarf der Genehmigung durch das für Inneres zuständige Ministerium. Dieses 
kann die Genehmigung versagen, wenn die Vereinbarung den Maßstäben dieses 
Gesetzes oder dem öffentlichen Wohl widerspricht. Die Vereinbarung ist durch 
das für Inneres zuständige Ministerium im Amtsblatt für Brandenburg öffentlich 
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bekannt zu machen. Die Mitverwaltungsvereinbarung tritt, wenn kein späterer 
Zeitpunkt bestimmt ist, am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
Die beteiligten Gemeinden haben nach den für ihre Satzungen geltenden Vor-
schriften auf die erfolgte öffentliche Bekanntmachung hinzuweisen.

(2) Entschließt sich eine bislang amtsfreie Gemeinde, sich von einer anderen 
amtsfreien Gemeinde mitverwalten zu lassen, so wird die bislang amtsfreie 
Gemeinde in eine mitverwaltete Gemeinde umgewandelt. Die Gemeindevertre-
tung einer mitverwalteten Gemeinde nach Satz 1 wählt die ehrenamtliche Bür-
germeisterin oder den ehrenamtlichen Bürgermeister für den Rest der laufenden 
Wahlperiode. Die Amtszeit der oder des Neugewählten beginnt mit der Annahme 
der Wahl. Mit Beginn der Amtszeit der neu gewählten ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder des neu gewählten ehrenamtlichen Bürgermeisters, die oder der 
in entsprechender Anwendung des § 33 Absatz 1 und des § 51 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg kraft Amtes den 
Vorsitz in der Gemeindevertretung führt, verliert die oder der bisherige Vorsit-
zende der Gemeindevertretung dieses Amt. In der ersten Sitzung der Gemeinde-
vertretung nach diesem Wechsel im Vorsitz der Gemeindevertretung sind die 
Stellvertreter der oder des Vorsitzenden der Gemeindevertretung neu zu wählen.

(3) Bei einem Zusammenschluss der an der Mitverwaltung beteiligten Gemein-
den zu einer neuen amtsfreien Gemeinde und gleichzeitiger Aufl ösung der Mit-
verwaltung nimmt die hauptamtliche Bürgermeisterin oder der hauptamtliche 
Bürgermeister der mitverwaltenden Gemeinde bis zum Beginn der Amtszeit der 
hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters der 
neuen amtsfreien Gemeinde das Amt der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder 
des hauptamtlichen Bürgermeisters der neugebildeten Gemeinde wahr. Soweit 
ein Zusammenschluss nach Satz 1 mit der Aufl ösung mehrerer Gemeinden, 
Ämter oder Verbandsgemeinden mit Hauptverwaltungsbeamtinnen oder Haupt-
verwaltungsbeamten verbunden ist, ist in dem Gebietsänderungsvertrag nach 
§ 6 Absatz 3 Satz 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg fest-
zulegen, welcher der Hauptverwaltungsbeamteninnen oder Hauptverwaltungs-
beamten das Amt der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen 
Bürgermeisters im Sinne von Satz 1 wahrnimmt.

(4) Das für Inneres zuständige Ministerium kann die Genehmigung der Bildung, 
Änderung oder Aufl ösung einer Mitverwaltung insbesondere versagen, wenn 
dadurch für einzelne angrenzende Gemeinden, die nicht in die Bildung oder 
Änderung der Mitverwaltung mit eingebunden werden sollen, der Fortbestand 
oder die Bildung einer eigenen leistungsfähigen Verwaltung gefährdet ist. Glei-
ches gilt, wenn durch die Bildung, Änderung oder Aufl ösung einer Mitverwaltung 
die Verwaltungskraft eines danach nur noch teilweise fortbestehenden Amtes 
oder einer nur noch teilweise fortbestehenden Verbandsgemeinde gefährdet 
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würde oder eine Regelung zur anteiligen Überleitung des Personals zwischen 
den Dienstherrn oder den Arbeitgebern nicht getroffen wurde. Die Regelung zur 
anteiligen Überleitung des Personals ist von der Gemeindevertretung der mit-
verwaltenden Gemeinde, dem Amtsausschuss oder der Verbandsgemeindever-
tretung zu beschließen.

(5) In Fällen, in denen es zur Aufl ösung eines Amtes nach § 134 Absatz 4 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg kommt, kann das für Inneres 
zuständige Ministerium auf Antrag des Amtes eine Mitverwaltung von bisher die-
sem Amt zugehörigen Gemeinden, die für sich keine neue hauptamtliche Verwal-
tung fi nden, aus Gründen des Gemeinwohls bei Vorliegen eines zustimmenden 
Beschlusses der Gemeindevertretung der künftigen mitverwaltenden Gemeinde 
anordnen. Im Fall von Gemeindezusammenschlüssen nach § 6 Absatz 3 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg kann das für Inneres zuständige 
Ministerium auf Antrag einer beteiligten Gemeinde die Änderung oder Aufl ösung 
einer Mitverwaltung aus Gründen des Gemeinwohls anordnen. Die Anordnung 
hat die örtlichen Zusammenhänge, im Besonderen Wege-, Verkehrs-, Schul- 
und Wirtschaftsverhältnisse, aber auch kirchliche, kulturelle und geschichtliche 
Beziehungen so weit wie möglich zu berücksichtigen. Die Beurteilung, ob Gründe 
des Gemeinwohls für eine Anordnung vorliegen, richtet sich ausschließlich nach 
diesem Gesetz und der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg. Vor 
einer Anordnung nach Satz 1 oder Satz 2 sind die betroffenen Gemeinden zu 
hören, und es muss Einvernehmen mit dem für Kommunales zuständigen Aus-
schuss des Brandenburger Landtages hergestellt sein.

(6) Im Fall von genehmigten Gemeindestrukturänderungen, die zur Änderung oder 
Aufl ösung einer Mitverwaltung führen, passt die hauptamtliche Bürgermeisterin 
oder der hauptamtliche Bürgermeister der mitverwaltenden Gemeinde die Mitver-
waltungsvereinbarung an und macht sie im Amtsblatt für Brandenburg öffentlich 
bekannt.

§ 18
Mitverwaltungsvereinbarung

(1) In der Mitverwaltungsvereinbarung nach § 17 Absatz 1 sind insbesondere 
die Beteiligten und der Beginn der Mitverwaltung zu regeln. Darüber hinaus soll 
eine Aufl istung von Vermögen und Schulden, die entschädigungslos im Zuge der 
Rechtsnachfolge gemäß § 19 Absatz 2 Satz 1 gesetzlich übergehen, beigefügt 
werden oder es ist in der Mitverwaltungsvereinbarung eine abweichende Rege-
lung zum Übergang von Vermögen und Schulden zu treffen. § 84 der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg fi ndet entsprechende Anwendung.
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(2) In der Mitverwaltungsvereinbarung können Regelungen zum Kostenersatz 
vereinbart werden.

(3) Für den Fall der Beendigung der Mitverwaltung sollen bereits Regelungen für 
eine Rückübertragung getroffen werden.

(4) Zur Vermeidung zukünftiger gerichtlicher Streitigkeiten können die beteiligten 
Gemeinden eine Schiedsklausel vereinbaren.

§ 19
Aufgabenverteilung in der Mitverwaltung

(1) Die mitverwaltende Gemeinde ist anstelle der mitverwalteten Gemeinden 
Trägerin der Auftragsangelegenheiten. Selbstverwaltungsaufgaben und Pfl icht-
aufgaben zur Erfüllung nach Weisung führt die mitverwaltende Gemeinde für die 
mitverwalteten Gemeinden in deren Namen als hauptamtliche Verwaltung durch 
(Mitverwaltung); die Aufgabenträgerschaft der mitverwalteten Gemeinden für 
diese Aufgaben bleibt unberührt, soweit in der Mitverwaltungsvereinbarung keine 
abweichenden Regelungen getroffen werden.

(2) Für die Auftragsangelegenheiten ist die mitverwaltende Gemeinde Rechts-
nachfolgerin der mitverwalteten Gemeinden, soweit gesetzlich oder in der öffent-
lich-rechtlichen Vereinbarung nach § 17 Absatz 1 nichts anderes bestimmt ist. 
Die mitverwaltende Gemeinde tritt als Rechtsnachfolgerin in die Verträge ein, die 
die mitverwalteten Gemeinden vor Bildung der Mitverwaltung als Trägerinnen der 
Auftragsangelegenheiten abgeschlossen haben, soweit gesetzlich oder in der 
Mitverwaltungsvereinbarung nichts anderes bestimmt ist.

(3) Bei Selbstverwaltungsaufgaben und Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung nach 
Weisung mit Selbstverwaltungscharakter bereitet die mitverwaltende Gemeinde 
durch ihre Hauptverwaltungsbeamtin oder ihren Hauptverwaltungsbeamten im 
Benehmen mit der jeweiligen ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder dem jewei-
ligen ehrenamtlichen Bürgermeister die Beschlüsse der Gemeindevertretungen 
der mitverwalteten Gemeinden vor und führt sie nach deren Beschlussfassung 
durch. Auf dem Gebiet der Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung ohne 
Selbstverwaltungscharakter trifft die mitverwaltende Gemeinde durch ihre Haupt-
verwaltungsbeamtin oder ihren Hauptverwaltungsbeamten die Entscheidungen 
für die mitverwaltete Gemeinde in deren Namen als hauptamtliche Verwaltung.

(4) In gerichtlichen Verfahren und in Rechts- und Verwaltungsgeschäften ver-
tritt die mitverwaltende Gemeinde die mitverwaltete Gemeinde. Ist die mitver-
waltende Gemeinde selbst oder sind mehrere an der Mitverwaltung beteiligte 
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Gemeinden an einem gerichtlichen Verfahren oder an Rechts- und Verwaltungs-
geschäften beteiligt, ist außer in den Fällen des § 97 Absatz 1 der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder 
der ehrenamtliche Bürgermeister gesetzliche Vertreterin oder gesetzlicher Ver-
treter der mitverwalteten Gemeinde, soweit nicht die Gemeindevertretung für 
einzelne Rechtsgeschäfte oder einen bestimmten Kreis von Rechtsgeschäften 
eine Befreiung der mitverwaltenden Gemeinde vom Verbot des Insichgeschäfts 
beschließt; Stellvertreter im Sinne des § 57 Absatz 2 Satz 2 der Kommunalver-
fassung des Landes Brandenburg sind die Stellvertreter der ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters nach § 52 der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg.

(5) Die an der Mitverwaltung beteiligten Gemeinden und ihre Organe arbeiten 
unter Beachtung ihrer jeweiligen Verantwortungsbereiche vertrauensvoll zusam-
men. Sie unterrichten sich gegenseitig über alle Beschlüsse der Gemeindever-
tretungen und alle Entscheidungen der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des 
hauptamtlichen Bürgermeisters von grundsätzlicher Bedeutung.

§ 20
Personalüberleitung

(1) Beamtinnen und Beamte der Gemeinden, deren Aufgaben nach Maßgabe des 
§ 19 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 durch die mitverwaltende Gemeinde anstelle der 
mitverwalteten Gemeinde wahrgenommen werden, treten gemäß § 31 Absatz 1 
des Landesbeamtengesetzes in Verbindung mit § 16 Absatz 1 und 4 letzte Alter-
native des Beamtenstatusgesetzes in den Dienst der mitverwaltenden Gemeinde 
über. Satz 1 fi ndet auch Anwendung, wenn eine Wahrnehmung der Aufgaben 
nach Maßgabe des § 19 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 erfolgt. Die hauptamtlichen 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister und die Beigeordneten der mitverwalteten 
Gemeinden können zu Beigeordneten der mitverwaltenden Gemeinde bestellt 
werden. § 59 Absatz 1 und 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
fi ndet bis zum Ablauf der Amtszeit übergetretener Beamtinnen und Beamter auf 
Zeit keine Anwendung.

(2) Im Übrigen richtet sich die Rechtsstellung der übergetretenen Beamtinnen 
und Beamten nach § 18 des Beamtenstatusgesetzes, die der Versorgungsemp-
fängerinnen und Versorgungsempfänger nach § 19 des Beamtenstatusgesetzes, 
sofern in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. § 50 des Brandenburgi-
schen Besoldungsgesetzes fi ndet Anwendung. Beamtinnen und Beamte auf 
Zeit, die bei Anwendung des § 18 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes die 
Voraussetzungen des § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Brandenburgischen 
Beamtenversorgungsgesetzes nicht erfüllen und deshalb aufgrund der Umbil-
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dung nicht in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden können, gelten als 
abgewählt und erhalten bis zum Ablauf ihrer Amtszeit Besoldung und Versorgung 
nach den für abgewählte Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte auf Zeit geltenden 
Vorschriften. Soweit die Bildung einer Mitverwaltung einen Wechsel des Dienst-
ortes zur Folge hat, gilt der Übertritt in den Dienst der mitverwaltenden Gemeinde 
als Versetzung im Sinne der umzugskostenrechtlichen und trennungsgeldrecht-
lichen Vorschriften.

(3) Die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der mitver-
walteten Gemeinden gehen kraft Gesetzes auf die mitverwaltende Gemeinde 
über. Die mitverwaltende Gemeinde tritt in die Rechte und Pfl ichten aus den im 
Zeitpunkt der Personalüberleitung bestehenden Arbeitsverhältnisse ein; diese 
werden mit der mitverwaltenden Gemeinde fortgesetzt. Die bis zum Tag vor dem 
Übergang der Arbeitsverhältnisse erworbene Rechtsstellung der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer, insbesondere im Hinblick auf erreichte tarifrechtlich 
maßgebliche Zeiten, bleibt gewahrt. Den betroffenen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern ist der gesetzliche Übergang der Arbeitsverhältnisse, der Eintritt 
der mitverwaltenden Gemeinde in die Rechte und Pfl ichten aus den bestehen-
den Arbeitsverhältnissen, deren Fortsetzung mit dem neuen Arbeitgeber und die 
Wahrung ihrer erworbenen Rechtsstellung schriftlich oder durch elektronischen 
Schriftformersatz zu bestätigen. Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend.

(4) § 5 Absatz 4 bis 7 gilt entsprechend.

(5) Wird die Mitverwaltung geändert oder aufgelöst, sind in der hierfür nach 
§ 17 Absatz 1 abzuschließenden Mitverwaltungsvereinbarung Personalüber-
leitungsbestimmungen in entsprechender Anwendung der Absätze 1 bis 4 zu 
treffen.

(6) Soweit bei der Bildung einer Mitverwaltung Gemeinden beteiligt sind, die nicht 
über eine eigene Verwaltung verfügen, sind Regelungen zur Personalüberleitung 
in einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu treffen.

§ 21
Mitverwaltungsausschuss

(1) Für die Mitverwaltung ist ein gemeinsames Organ der beteiligten Gemeinden 
zu bilden (Mitverwaltungsausschuss).

(2) Der Mitverwaltungsausschuss besteht aus der hauptamtlichen Bürgermeis-
terin oder dem hauptamtlichen Bürgermeister der mitverwaltenden Gemeinde, 
den ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen oder Bürgermeistern der mitverwalteten 
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Gemeinden und den weiteren Mitgliedern nach Absatz 3, mit der Maßgabe, dass 
keine Gemeinde mehr als 50 Prozent aller Stimmen haben darf.

(3) Gemeinden mit mehr als 600 Einwohnerinnen und Einwohnern bestellen wei-
tere Mitglieder in den Mitverwaltungsausschuss. Ihre Anzahl beträgt in Gemein-
den

1. von 601 bis 1 500 Einwohnerinnen und Einwohnern eins,
2. von 1 501 bis 3 000 Einwohnerinnen und Einwohnern zwei,
3. von 3 001 bis 5 000 Einwohnerinnen und Einwohnern drei,
4. von 5 001 bis 7 000 Einwohnerinnen und Einwohnern vier und
5. ab 7 001 Einwohnerinnen und Einwohnern fünf.

Für die Anzahl der weiteren Mitglieder ist die Einwohnerzahl maßgebend, die der 
letzten allgemeinen Wahl zu den Gemeindevertretungen zugrunde gelegen hat. 
Bei Gebietsänderungen ist die Einwohnerzahl maßgebend, die der letzten fort-
geschriebenen Bevölkerungszahl entspricht, welche mindestens sechs Monate 
vor dem Wirksamwerden der Gebietsänderung von dem Amt für Statistik Berlin-
Brandenburg veröffentlicht wurde.

(4) Jedes Mitglied im Mitverwaltungsausschuss hat eine Stimme. Die Vertreterin-
nen oder Vertreter einer Gemeinde können im Mitverwaltungsausschuss nur ein-
heitlich abstimmen; eine uneinheitliche Stimmabgabe ist ungültig. Die Gemein-
devertretung der mitverwalteten oder der mitverwaltenden Gemeinde kann ihren 
Vertreterinnen oder Vertretern im Mitverwaltungsausschuss insoweit Richtlinien 
und Weisungen erteilen.

(5) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Mitverwaltungsausschusses ist die 
hauptamtliche Bürgermeisterin oder der hauptamtliche Bürgermeister der mitver-
waltenden Gemeinde. Der Mitverwaltungsausschuss benennt aus seiner Mitte 
die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden und 
mindestens eine weitere Vertreterin oder einen weiteren Vertreter.

(6) Auf den Mitverwaltungsausschuss sind die §§ 27 bis 31, 33 bis 43 Absatz 2 
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg entsprechend anwendbar. 
Dies gilt nicht, soweit in diesem Gesetz oder in anderen Rechtsvorschriften eine 
abweichende Regelung getroffen wird. § 36 Absatz 1 und § 39 Absatz 3 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gelten mit der Maßgabe, dass 
die Bekanntmachung nach den Regelungen für die jeweilige Gemeindevertre-
tung erfolgt.
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§ 22
Zuständigkeiten des Mitverwaltungsausschusses

(1) Der Mitverwaltungsausschuss nimmt die nach § 28 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1, 5, 7 und 12 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg den 
Gemeindevertretungen vorbehaltenen Zuständigkeiten sowohl für die mitverwal-
tende als auch die mitverwalteten Gemeinden wahr.

(2) Der Mitverwaltungsausschuss soll im Interesse einer effektiven Verwaltungs-
durchführung bei mehreren mitverwalteten Gemeinden auf möglichst gleichlau-
tende Beschlüsse hinwirken.

§ 23
Widerspruchsrecht gegen Entscheidungen des Mitverwaltungsausschusses

Die Gemeindevertretung einer der beteiligten Gemeinden kann einem Beschluss 
des Mitverwaltungsausschusses widersprechen, wenn der Beschluss die 
Gemeinde betrifft und das Wohl der Gemeinde gefährdet. Der Widerspruch 
muss binnen drei Wochen nach Zugang des Beschlusses bei der Bürgermeiste-
rin oder dem Bürgermeister schriftlich oder elektronisch erhoben und begründet 
werden. War die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister bei der Beschluss-
fassung anwesend, beginnt die Frist am Tag nach der Beschlussfassung. Der 
Widerspruch hat aufschiebende Wirkung gegenüber allen an der Mitverwaltung 
beteiligten Gemeinden und führt zur Aufhebung des Beschlusses, wenn der Mit-
verwaltungsausschuss den Widerspruch nicht binnen eines Monats zurückweist. 
Der Zurückweisungsbeschluss bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetz-
lichen Anzahl der Mitglieder des Mitverwaltungsausschusses.

§ 24
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen sowie Kostenersatz

(1) Die mitverwaltende Gemeinde und die mitverwalteten Gemeinden verfügen 
als jeweils fortbestehende eigenständige juristische Personen des öffentlichen 
Rechts über ein eigenes Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen gemäß den 
Regelungen des Teils 1 Kapitel 3 Abschnitt 1, 2 und 4 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg.

(2) Die Erhebung der Kreisumlage wird von der Mitverwaltung nicht berührt.

(3) Die mitverwaltende Gemeinde besorgt das Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen für die mitverwalteten Gemeinden.
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(4) Soweit die mitverwaltende Gemeinde ein Rechnungsprüfungsamt einge-
richtet hat oder sich eines anderen Rechnungsprüfungsamtes bedient, obliegt 
diesem Rechnungsprüfungsamt auch die örtliche Prüfung der mitverwalteten 
Gemeinden.

(5) Für die hauptamtliche Verwaltung der mitverwalteten Gemeinden sind der 
mitverwaltenden Gemeinde die Kosten zu erstatten.

§ 25
Anwendung von Rechtsvorschriften

(1) Auf die mitverwaltenden Gemeinden sind die Vorschriften des Teils 1 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg, die für die kreisangehörigen 
amtsfreien Gemeinden gelten, entsprechend anwendbar. Soweit diese auf die 
Einwohnerzahl einer kreisangehörigen amtsfreien Gemeinde abstellen, ist die 
Summe der Einwohnerzahlen der mitverwaltenden Gemeinde und aller mitver-
walteten Gemeinden maßgeblich. Dies gilt nicht, soweit in diesem Gesetz oder in 
anderen Rechtsvorschriften eine abweichende Regelung getroffen wird.

(2) Auf die mitverwalteten Gemeinden sind die Vorschriften des Teils 1 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg, die für die amtsangehörigen 
Gemeinden gelten, entsprechend anwendbar. Dies gilt nicht, soweit in diesem 
Gesetz oder in anderen Rechtsvorschriften eine abweichende Regelung getrof-
fen wird.

(3) Vorschriften, die aufgrund des Teils 1 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg für die Gemeinden erlassen wurden, gelten für die mitverwaltenden 
und die mitverwalteten Gemeinden entsprechend, soweit nicht in diesen oder 
anderen Rechtsvorschriften abweichende Regelungen getroffen oder die mitver-
walteten und mitverwaltenden Gemeinden von der Anwendung ausgenommen 
werden.

(4) Vorschriften, die für Ämter und amtsfreie Gemeinden erlassen wurden, gelten 
für die mitverwaltende Gemeinde und die mitverwaltete Gemeinde entsprechend, 
soweit nicht in diesem Gesetz oder in anderen Rechtsvorschriften abweichende 
Regelungen getroffen oder die mitverwaltende Gemeinde oder die mitverwaltete 
Gemeinde von der Anwendung ausgenommen werden; § 19 Absatz 1 Satz 1 bleibt 
unberührt.
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Abschnitt 4
Beobachtungspfl icht

§ 26
Beobachtungspfl icht

Die Landesregierung beobachtet bis einschließlich 31. Dezember 2024 die 
tatsächlichen Auswirkungen der Einführung der Verbandsgemeinde und der 
Mitverwaltung, dokumentiert ihre Bewertungen in geeigneter Form, um gege-
benenfalls daraus entsprechenden Nachbesserungsbedarf abzuleiten, und 
erstattet dem Landtag Bericht.



148 



Nichtamtliche Inhaltsübersicht 149

G
em

StrÄ
ndFördG

Gesetz zu fi nanziellen Hilfen und zur 
Schaffung von Ausnahmeregelungen 

zur Erleichterung von freiwilligen 
Zusammenschlüssen zur Vergrößerung der 
Strukturen auf gemeindlicher Ebene und zur 
Verringerung der Anzahl der hauptamtlichen 
Verwaltungen auf der gemeindlichen Ebene 

(Gemeindestrukturänderungsförderungs-
gesetz – GemStrÄndFördG)

vom 15. Oktober 2018
(GVBl.I/18, [Nr. 22], S.17)

zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 5. März 2024
(GVBl.I/24, [Nr. 10], S.78)

NICHTAMTLICHE INHALTSÜBERSICHT

Abschnitt 1
Anwendungsbereich

§ 1 Anwendungsbereich, Begriffsbestimmung

Abschnitt 2
Finanzhilfen

§ 2 Einmalkostenpauschale
§ 3 Teilentschuldung
§ 4 Bereitstellung von Haushaltsmitteln des Landes



150 Nichtamtliche Inhaltsübersicht

G
em

St
rÄ

nd
Fö

rd
G

Abschnitt 3
(aufgehoben)

Abschnitt 4
Sonstige Ausnahmeregelungen zur Erleichterung von freiwilligen 

Gemeindestrukturänderungen

§ 12 Regelung unterschiedlicher Steuersätze in Gemeindestrukturänderungs-
verträgen

§ 13 Verzicht auf Neuwahlen von kommunalen Wahlbeamtinnen und Wahlbe-
amten

§ 14 Wechsel einer bisher amtsfreien Gemeinde in ein bestehendes Amt



Gemeindestrukturänderungsförderungsgesetz 151

G
em

StrÄ
ndFördG

Abschnitt 1
Anwendungsbereich

§ 1
Anwendungsbereich, Begriffsbestimmung

Dieses Gesetz gilt für alle Gemeindestrukturänderungen. Gemeindestruktur-
änderungen im Sinne dieses Gesetzes sind Gebietsänderungen gemäß § 6 
Absatz 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 18. Dezember 
2007 (GVBl. I S. 286), die zuletzt durch das Gesetz vom 29. Juni 2018 (GVBl. I 
Nr. 15, 19) geändert worden ist, und Änderungen, Aufl ösungen oder Zusammen-
schlüsse von Ämtern gemäß § 134 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg sowie die Bildung, Änderung oder Aufl ösung einer Verbandsgemeinde 
oder Mitverwaltung nach § 3 Absatz 1 und § 17 Absatz 1 des Verbandsgemeinde- 
und Mitverwaltungsgesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I Nr. 22 S. 2).

Abschnitt 2
Finanzhilfen

§ 2
Einmalkostenpauschale

(1) Auf Antrag kann nach Bestandskraft der Genehmigung einer freiwilligen

1. Bildung oder Änderung einer amtsfreien oder mitverwalteten Gemeinde 
gemäß § 6 Absatz 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
oder

2. Bildung oder Änderung einer Verbandsgemeinde gemäß § 3 Absatz 1 des 
Verbandsgemeinde- und Mitverwaltungsgesetzes oder

3. Bildung einer Mitverwaltung gemäß § 17 Absatz 1 des Verbandsgemeinde- 
und Mitverwaltungsgesetzes

unter Wegfall mindestens einer hauptamtlichen Verwaltung eine Einmalkosten-
pauschale vom für Inneres zuständigen Ministerium gewährt werden. Wird ein 
Amt unter Wegfall mindestens einer hauptamtlichen Verwaltung durch Aufnahme 
einer Gemeinde oder mehrerer Gemeinden gemäß § 134 Absatz 1 der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg geändert oder werden bestehende 
Ämter gemäß § 134 Absatz 1 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg zusammengeschlossen, gilt Satz 1 entsprechend. Wird aus einem Amt eine 
amtsfreie Gemeinde gebildet, kann auf Antrag nach Bestandskraft der Genehmi-
gung des freiwilligen Zusammenschlusses eine Einmalkostenpauschale vom für 
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Inneres zuständigen Ministerium gewährt werden. Wird aus einem Amt eine Ver-
bandsgemeinde gebildet, kann auf Antrag nach Bestandskraft der Genehmigung 
der freiwilligen Bildung einer Verbandsgemeinde eine Einmalkostenpauschale 
vom für Inneres zuständigen Ministerium gewährt werden.

(2) Die Einmalkostenpauschale in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Num-
mer 1 und 2 und des Absatzes 1 Satz 2 beträgt ab einer Zuständigkeit der neuen 
hauptamtlichen Verwaltung für 6 000 Einwohnerinnen und Einwohner 400 000 Euro 
oder ab einer Zuständigkeit der neuen hauptamtlichen Verwaltung für 7 000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner 500 000 Euro, jeweils multipliziert mit der Zahl der 
insgesamt reduzierten Anzahl hauptamtlicher Verwaltungen. Im Fall des Absat-
zes 1 Satz 1 Nummer 3 beträgt die Einmalkostenpauschale 300 000 Euro je weg-
fallender hauptamtlicher Verwaltung. Werden unter Wegfall einer hauptamtlichen 
Verwaltung mehr als eine hauptamtliche Verwaltung in den Fällen des Absat-
zes 1 gebildet, wird die Einmalkostenpauschale nach dem Verhältnis der auf die 
neu gebildeten hauptamtlichen Verwaltungen übergehenden Bevölkerungszahl 
der wegfallenden hauptamtlichen Verwaltung geteilt. In den Fällen des Absatzes 
1 Satz 3 und 4 beträgt die Einmalkostenpauschale 300 000 Euro. Die Gewährung 
einer Einmalkostenpauschale im Fall des Absatzes 1 Satz 2 schließt die Gewäh-
rung einer Einmalkostenpauschale im Fall des Absatzes 1 Satz 4 aus.

(3) Die Einmalkostenpauschale nach Absatz 2 Satz 2 ist regelmäßig zurückzu-
fordern, wenn die Mitverwaltung innerhalb von fünf Jahren aufgelöst wird. Von 
einer Rückforderung kann insbesondere dann abgesehen werden, wenn sich 
mit Wirksamwerden der Aufl ösung der Mitverwaltung die Zahl der hauptamtli-
chen Verwaltungen durch Bildung einer amtsfreien Gemeinde oder Verbands-
gemeinde nicht erhöht.

(4) Maßgebende Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner ist der Durchschnitt 
der letzten zwölf vom Amt für Statistik Berlin-Brandenburg veröffentlichten 
monatlich fortgeschriebenen Bevölkerungszahlen vor der Genehmigung der der 
freiwilligen Bildung oder Änderung in den Fällen des Absatzes 1 zugrunde liegen-
den öffentlich-rechtlichen Vereinbarung.

(5) Empfänger der Einmalkostenpauschale nach Absatz 2 Satz 1 und 4 ist der 
Träger der neuen hauptamtlichen Verwaltung. Empfänger der Einmalkostenpau-
schale nach Absatz 2 Satz 2 ist die mitverwaltende Gemeinde treuhänderisch für 
die mitverwaltende und die mitverwalteten Gemeinden.

(6) Der Antrag auf Gewährung der Einmalkostenpauschale ist von den in den 
Fällen des Absatzes 1 beteiligten Gebietskörperschaften gemeinsam mit dem 
Antrag auf Genehmigung der der freiwilligen Bildung oder Änderung in den Fäl-
len des Absatzes 1 zugrunde liegenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu 
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stellen. Dem Antrag ist eine zwischen den beteiligten Gebietskörperschaften ver-
einbarte Planung der Mittelverwendung beizufügen. Die Verwendung ist durch 
einen einfachen Verwendungsnachweis durch den Empfänger nachzuweisen.

(7) Die Mittel können für investive und nicht investive Maßnahmen verwendet 
werden.

§ 3
Teilentschuldung

(1) Empfänger nach § 2 Absatz 5 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 Satz 1 bis 3 
können darüber hinaus für die an der Gemeindestrukturveränderung beteiligten 
Gemeinden, Ämter, Verbandsgemeinden und Ortsgemeinden Zuweisungen 
zum Abbau der Kassenkredite zum Stichtag 31. Dezember 2017 erhalten. Die 
Zuweisungen dürfen den Kassenkreditbestand zum 31. Dezember des Jahres 
vor der Gemeindestrukturänderung im Sinne des § 1 nicht überschreiten. Bei 
mehrmaligen Gemeindestrukturveränderungen werden Kassenkreditbestände 
nur einmalig für eine Zuweisung berücksichtigt.

(2) Die Höhe der Zuweisungen beträgt 40 Prozent des Kassenkreditbestandes 
nach Absatz 1 und darf einen Maximalbetrag von 3 Millionen Euro nicht über-
schreiten.

(3) Die Entschuldungshilfen sind ergebnisneutral sowie im Finanzhaushalt und in 
der Finanzrechnung zu verbuchen. Als Gegenkonto in der Bilanz ist das Basis-
reinvermögen zu verwenden.

§ 4
Bereitstellung von Haushaltsmitteln des Landes

(1) Für die Finanzierung der Einmalkostenpauschale nach § 2 und der Teilent-
schuldung nach § 3 werden Landesmittel in Höhe von 28 000 000 Euro zur Ver-
fügung gestellt.

(2) Leistungen nach den §§ 2 und 3 werden bis zum Erreichen der Obergrenze 
nach Absatz 1 gewährt. Zur Gewährleistung der Obergrenze wird auf die zeitliche 
Reihenfolge der rechtlichen Umorganisation der Verwaltungen abgestellt.

(3) Das für Kommunales zuständige Ministerium erlässt eine Verwaltungsvor-
schrift über die Verwendung und Verteilung der Mittel nach § 3.
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Abschnitt 3
(aufgehoben)

Abschnitt 4
Sonstige Ausnahmeregelungen zur Erleichterung von freiwilligen 

Gemeindestrukturänderungen

§ 12
Regelung unterschiedlicher Steuersätze in 

Gemeindestrukturänderungsverträgen

An einer Gemeindeneubildung oder Eingliederung nach § 6 Absatz 3 der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg beteiligte Gemeinden können im 
Gebietsänderungsvertrag die Fortgeltung und schrittweise Angleichung von 
Steuersätzen, höchstens jedoch für einen Zeitraum von fünf Jahren ab dem 
Wirksamwerden der Gemeindeneugliederung, regeln, soweit durch Gesetz oder 
Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist.

§ 13
Verzicht auf Neuwahlen von kommunalen Wahlbeamtinnen und 

Wahlbeamten

(1) Hat die Gemeindevertretung beschlossen, Verhandlungen über den Zusam-
menschluss oder eine andere Körperschaftsumbildung mit einer anderen 
Gemeinde aufzunehmen, so kann sie auch beschließen, auf eine erforderliche 
Wahl der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten für 
einen festzulegenden Zeitraum von längstens zwei Jahren nach dem Ablauf 
der Amtszeit oder dem Ausscheiden aus dem Amt vorläufi g zu verzichten. Der 
Beschluss über den vorläufi gen Verzicht ist mindestens fünf Monate vor Ablauf 
der Amtszeit oder vor Beginn des Ruhestandes der Amtsinhaberin oder des 
Amtsinhabers oder innerhalb eines Monats nach dem vorzeitigen Ausscheiden 
aus dem Amt zu fassen. Auf Antrag der Gemeinde kann der gemäß Satz 1 fest-
gelegte Zeitraum durch die oberste Kommunalaufsichtsbehörde einmalig um 
bis zu zwölf Monate verlängert werden, wenn die nach Satz 1 geplante Körper-
schaftsumbildung innerhalb des Verlängerungszeitraumes voraussichtlich abge-
schlossen sein wird.

(2) Der Beschluss der Gemeindevertretung nach Absatz 1 kann verbunden 
werden mit einem Beschluss über die Fortführung des Amtes im Beamtenver-
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hältnis auf Zeit durch die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber mit ihrer oder 
seiner Zustimmung. Die Zustimmung zur Fortführung des Amtes nach Ablauf 
der ursprünglichen Amtszeit ist schriftlich oder durch elektronischen Schriftform-
ersatz gegenüber der Gemeindevertretung als Dienstvorgesetzte zu erklären. 
Einer Ernennung bedarf es nicht. Die Fortführung des Amtes endet, wenn das 
Amt infolge der Körperschaftsumbildung wegfällt oder eine Nachfolgerin oder 
ein Nachfolger das Amt antritt. Die Amtsinhaberin oder der Amtsinhaber, die 
oder der nach Zusammenschluss oder Körperschaftsumbildung nicht erneut zur 
Beamtin auf Zeit oder zum Beamten auf Zeit ernannt wird, tritt mit Ablauf der 
fortgeführten Amtszeit nach Maßgabe des § 122 Absatz 3 des Landesbeamten-
gesetzes vom 3. April 2009 (GVBl. I S. 26), das zuletzt durch das Gesetz vom 
29. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 17) geändert worden ist, in den Ruhestand, ohne dass 
es der Erklärung der Bereitschaft für eine Wiederwahl bedarf; § 122 Absatz 6 des 
Landesbeamtengesetzes fi ndet Anwendung. Für eine Amtsinhaberin oder einen 
Amtsinhaber, die oder der in der neuen Gebietskörperschaft erneut in das Beam-
tenverhältnis auf Zeit berufen wird, gilt § 122 Absatz 4 Satz 2 des Landesbeam-
tengesetzes entsprechend. Wird ein Beschluss nach Satz 1 nicht gefasst oder 
die Zustimmung nach Satz 2 nicht erklärt, tritt die Rechtsfolge des § 122 Absatz 3 
des Landesbeamtengesetzes mit Ablauf der Amtszeit bei Vorliegen der sonstigen 
Voraussetzungen auch ohne Bereitschaftserklärung für eine Wiederwahl ein.

(3) Wenn der Beschluss der Gemeindevertretung nach Absatz 1 Satz 1 oder die 
Entscheidung der obersten Kommunalaufsichtsbehörde nach Absatz 1 Satz 3 
aufgehoben wird oder die für den vorläufi gen Wahlverzicht festgelegte Zeitdauer 
abgelaufen ist, so wird die Nachfolgerin oder der Nachfolger des Hauptverwal-
tungsbeamten oder der Hauptverwaltungsbeamtin innerhalb von sechs Mona-
ten gewählt. Die Wahl kann bis zu drei weitere Monate später stattfi nden, wenn 
dadurch die gemeinsame Durchführung mit einer anderen Wahl ermöglicht wird.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für einen Amtsausschuss, der Verhandlungen über 
den Zusammenschluss mit einem anderen Amt oder einer amtsfreien Gemeinde 
oder die Umbildung zur Verbandsgemeinde oder die Vereinbarung einer Mitver-
waltung beschlossen hat, entsprechend.

§ 14
Wechsel einer bisher amtsfreien Gemeinde in ein bestehendes Amt

(1) Eine bislang amtsfreie Gemeinde wird mit der Aufnahme in ein bestehendes 
Amt in eine amtsangehörige Gemeinde umgewandelt.

(2) Die Gemeindevertretung der amtsangehörigen Gemeinde nach Absatz 1 
wählt die neue ehrenamtliche Bürgermeisterin oder den neuen ehrenamtlichen 
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Bürgermeister für den Rest der laufenden Wahlperiode. Die Amtszeit der oder 
des Neugewählten beginnt mit der Annahme der Wahl.

(3) Mit Beginn der Amtszeit der neu gewählten ehrenamtlichen Bürgermeisterin 
oder des neu gewählten ehrenamtlichen Bürgermeisters nach Absatz 2, die oder 
der gemäß § 33 Absatz 1 und § 51 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg kraft ihres oder seines Amtes den Vorsitz 
in der Gemeindevertretung führt, verliert die oder der bisherige Vorsitzende der 
Gemeindevertretung dieses Amt. In der ersten Sitzung der Gemeindevertretung 
nach diesem Wechsel im Vorsitz der Gemeindevertretung sind die Stellvertreter 
des Vorsitzenden der Gemeindevertretung neu zu wählen.
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Verordnung über die öffentliche 
Bekanntmachung von Satzungen und 
sonstigen ortsrechtlichen Vorschriften 

in den Gemeinden, Verbandsgemeinden, 
Ämtern und Landkreisen

(Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmV)

vom 1. Dezember 2000 
(GVBl.II/00, [Nr. 24], S.435)

zuletzt geändert durch Verordnung vom 25. Juni 2024
(GVBl.II/24, [Nr. 43])

Auf Grund des § 5 Abs. 3 Satz 3 der Gemeindeordnung vom 15. Oktober 1993 
(GVBl. I S. 398), des § 5 Abs. 3 Satz 3 der Landkreisordnung vom 15. Oktober 
1993 (GVBl. I S. 398, 433) und des § 4 Abs. 4 der Amtsordnung vom 15. Okto-

ber 1993 (GVBl. I S. 398, 450) verordnet der Minister des Innern

NICHTAMTLICHE INHALTSÜBERSICHT
§ 1 Öffentliche Bekanntmachung von Satzungen und sonstigen ortsrechtli-

chen Vorschriften
§ 2 Ersatzbekanntmachung
§ 3 Notbekanntmachung
§ 4 Amtliches Bekanntmachungsblatt
§ 5 Aushang
§ 5a Bekanntmachung im Internet
§ 6 Vollzug der Bekanntmachung
§ 7 Übergangsregelungen
§ 8 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten
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§ 1
Öffentliche Bekanntmachung von Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen 

Vorschriften

(1) Satzungen und sonstige ortsrechtliche Vorschriften der Gemeinden, Ämter, 
Verbandsgemeinden und Landkreise werden, soweit keine sondergesetzlichen 
Bestimmungen bestehen, von dem Hauptverwaltungsbeamten (hauptamtlicher 
Bürgermeister, Amtsdirektor, Verbandsgemeindebürgermeister oder Landrat) 
in ihrem vollen Wortlaut bekannt gemacht. In der Bekanntmachung ist auf 
eine aufsichtsbehördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigenden 
Behörde und des Datums hinzuweisen. Der Bekanntmachung der Bekanntma-
chungsanordnung bedarf es außer im Falle des § 2 Abs. 2 nicht. Die Bekannt-
machungsanordnung ist durch den Hauptverwaltungsbeamten in den Akten zu 
vermerken, zu datieren und schriftlich oder durch elektronischen Schriftform-
ersatz zu unterzeichnen.

(2) Die Bekanntmachungen erfolgen

1. bei amtsfreien Gemeinden und Ämtern durch Veröffentlichung im amtlichen 
Bekanntmachungsblatt der Gemeinde oder des Amtes, an dessen Stelle das 
amtliche Bekanntmachungsblatt des Landkreises gewählt werden kann,

2. bei amtsangehörigen Gemeinden durch Veröffentlichung im amtlichen 
Bekanntmachungsblatt des Amtes, an dessen Stelle das amtliche Bekannt-
machungsblatt des Landkreises tritt, sofern das Amt dies für seine Bekannt-
machung gewählt hat,

3. bei Ortsgemeinden und Verbandsgemeinden durch Veröffentlichung im amt-
lichen Bekanntmachungsblatt der Verbandsgemeinde, an dessen Stelle das 
amtliche Bekanntmachungsblatt des Landkreises tritt, sofern die Verbands-
gemeinde dies für ihre Bekanntmachung gewählt hat,

4. bei mitverwalteten Gemeinden durch Veröffentlichung im amtlichen Bekannt-
machungsblatt der mitverwaltenden Gemeinde, an dessen Stelle das amt-
liche Bekanntmachungsblatt des Landkreises tritt, sofern die mitverwaltende 
Gemeinde dies für ihre Bekanntmachung gewählt hat, und

5. bei kreisfreien Städten und Landkreisen durch Veröffentlichung im amtlichen 
Bekanntmachungsblatt der kreisfreien Stadt oder des Landkreises.

(3) Satzungen oder sonstige ortsrechtliche Vorschriften können anstelle der 
Veröffentlichung im amtlichen Bekanntmachungsblatt durch Abdruck in einem 
oder mehreren in der Hauptsatzung hierfür allgemein bestimmten, mindestens 
einmal monatlich erscheinenden periodischen Druckwerken oder nach Maß-
gabe des § 5a im Internet bekannt gemacht werden. Sie können in Gemein-
den, Verbandsgemeinden und Ämtern mit bis zu 10 000 Einwohnern anstelle 
der Veröffentlichung im amtlichen Bekanntmachungsblatt auch durch Aushang 
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in Bekanntmachungskästen bekannt gemacht werden. In der Hauptsatzung 
sind die genauen Standorte der Bekanntmachungskästen zu bestimmen. 
Bekanntmachungen des Amtes nach Satz 2 müssen auch in den Bekannt-
machungskästen der amtsangehörigen Gemeinden erfolgen; amtsangehörige 
Gemeinden und Ämter können gemeinsame Bekanntmachungskästen nutzen. 
Bekanntmachungen der Verbandsgemeinde nach Satz 2 müssen auch in den 
Bekanntmachungskästen der Ortsgemeinden erfolgen; Ortsgemeinden und 
Verbandsgemeinden können gemeinsame Bekanntmachungskästen nutzen. 
Maßgebend für die Einwohnerzahl nach Satz 2 ist die vom Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg veröffentlichte Zahl per 30. Juni des Vorjahres.

(4) Die Form der öffentlichen Bekanntmachung ist im Einzelnen durch die Haupt-
satzung zu bestimmen.

(5) Die Vorschriften für Satzungen gelten für den Flächennutzungsplan entspre-
chend.

§ 2
Ersatzbekanntmachung

(1) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung, so kann 
die öffentliche Bekanntmachung nach § 1 für diese Teile dadurch ersetzt werden, 
dass sie zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprechzeiten ausge-
legt werden. Die Ersatzbekanntmachung ist nur zulässig, wenn der Inhalt dieser 
Teile zugleich in der Satzung in groben Zügen umschrieben wird.

(2) Die Ersatzbekanntmachung wird von dem Hauptverwaltungsbeamten ange-
ordnet. Die Anordnung muss genaue Angaben über Ort und Dauer der Ausle-
gung enthalten und zusammen mit der Satzung veröffentlicht werden.

§ 3
Notbekanntmachung

Ist eine rechtzeitige Bekanntmachung in der durch die Hauptsatzung festgeleg-
ten Form infolge höherer Gewalt oder anderer unabänderbarer Ereignisse nicht 
möglich, so kann die öffentliche Bekanntmachung in anderer geeigneter Weise 
durchgeführt werden. Die Form der Notbekanntmachung bedarf keiner Bestim-
mung in der Hauptsatzung. Die Bekanntmachung ist in der durch die Hauptsat-
zung festgelegten Form zu wiederholen, sobald die Umstände dies zulassen.
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§ 4
Amtliches Bekanntmachungsblatt

(1) Das amtliche Bekanntmachungsblatt ist von der amtsfreien Gemeinde oder 
der Verbandsgemeinde oder vom Amt oder vom Landkreis herauszugeben. Es 
kann gemeinsam von mehreren amtsfreien Gemeinden, von mehreren Ämtern, 
von mehreren Verbandsgemeinden und von amtsfreien Gemeinden, Verbands-
gemeinden und Ämtern desselben Landkreises herausgegeben werden. Das 
amtliche Bekanntmachungsblatt muss in seinem Titel die Bezeichnung „Amts-
blatt” führen und den Geltungsbereich bezeichnen. Neben der Bezeichnung nach 
Satz 3 kann im Titel eine zusätzliche Bezeichnung aufgenommen werden. Im 
Titel eines amtlichen Bekanntmachungsblattes eines Amtes können neben dem 
Amt auch dessen amtsangehörige Gemeinden aufgeführt werden. Im Titel eines 
amtlichen Bekanntmachungsblattes einer Verbandsgemeinde können neben der 
Verbandsgemeinde auch deren Ortsgemeinden aufgeführt werden. Im Titel eines 
amtlichen Bekanntmachungsblattes einer mitverwaltenden Gemeinde können 
neben der mitverwaltenden Gemeinde die mitverwaltete Gemeinde oder die mit-
verwalteten Gemeinden aufgeführt werden. Das amtliche Bekanntmachungsblatt 
ist namentlich in der Hauptsatzung zu bezeichnen; Bestandteil der namentlichen 
Bezeichnung ist der Titel und die gegebenenfalls gewählte zusätzliche Bezeich-
nung. Auf der Titelseite des amtlichen Bekanntmachungsblattes können auch 
gemeinsam oder einzeln

1. bildliche oder zeichnerische Darstellungen,
2. ein Inhaltsverzeichnis, das eine Übersicht über die Inhalte des amtlichen und 

des nichtamtlichen Teils des amtlichen Bekanntmachungsblattes gibt,

abgedruckt werden.

(2) Das amtliche Bekanntmachungsblatt muss

1. in ausreichender Aufl age nach Bedarf erscheinen,
2. den Ausgabetag angeben,
3. jahrgangsweise fortlaufend nummeriert sein sowie
4. die Bezugsmöglichkeiten und -bedingungen angeben.

(3) Enthält das amtliche Bekanntmachungsblatt neben öffentlichen Bekanntma-
chungen und sonstigen amtlichen Mitteilungen (amtlicher Teil) auch ortsspezi-
fi sche Nachrichten und Hinweise auf Veranstaltungen (nichtamtlicher Teil), so 
kann für diesen Teil abweichend von Absatz 1 Satz 1 ein anderer Herausgeber 
verantwortlich sein. Bei Nachrichten sind die Grundsätze der Gleichbehandlung 
und der Neutralität zu beachten. Der amtliche Teil ist dem nichtamtlichen Teil 
voranzustellen.
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(4) Das amtliche Bekanntmachungsblatt darf Anzeigen nur enthalten, wenn 
es nicht vom Herausgeber selbst verlegt wird und wenn der Verleger, der für 
die Anzeigen Verantwortliche oder der Anzeigenwerber nicht Bedienstete der 
Gemeinde, des Amtes oder des Landkreises sind.

(5) Sofern das amtliche Bekanntmachungsblatt einen nichtamtlichen Teil 
(Absatz 3) und Anzeigen (Absatz 4) enthält, fi nden die Bestimmungen des Lan-
despressegesetzes und des Wettbewerbsrechts Anwendung.

§ 5
Aushang

(1) Aushänge nach § 1 Abs. 3 müssen jederzeit allgemein zugänglich sein.

(2) Die Dauer des Aushangs beträgt 14 Tage (Aushangfrist). Hierbei werden der 
Tag des Anschlags und der Tag der Abnahme nicht mitgerechnet. Der Tag des 
Anschlags ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem 
ausgehängten Schriftstück durch die handschriftliche Unterschrift des jeweiligen 
Bediensteten zu vermerken.

§ 5a
Bekanntmachung im Internet

(1) Die Bekanntmachung im Internet erfolgt durch Bereitstellung auf einer Inter-
netseite unter Angabe des Bereitstellungstages. Die Internetseite ist in der 
Hauptsatzung zu bestimmen. Satzungen und sonstige ortsrechtliche Bestim-
mungen, die nach Satz 1 bekannt gemacht werden, sind für die Dauer ihrer 
Geltung in einem ständig und dauerhaft verfügbaren und lesbaren Format im 
Internet bereitzustellen und in der bekannt gemachten Fassung durch technische 
und organisatorische Maßnahmen zu sichern. Eine aus technischen Gründen 
bedingte, nur vorübergehende Unterbrechung der Verfügbarkeit der Internetseite 
ist unbeachtlich. § 3 bleibt unberührt.

(2) Die Bereitstellung im Internet darf nur auf einer ausschließlich in Verantwor-
tung der Gemeinde, des Amtes, der Verbandsgemeinde oder des Landkreises 
betriebenen Internetseite erfolgen; die bekanntmachende Körperschaft darf sich 
jedoch zur Einrichtung und Pfl ege dieser Internetseite eines Dritten bedienen. 
Abweichend von Satz 1 können amtsangehörige Gemeinden die Internetseite 
des Amtes, Ortsgemeinden die Internetseite der Verbandsgemeinde und mit-
verwaltete Gemeinden die Internetseite der mitverwaltenden Gemeinde in der 
Hauptsatzung bestimmen.
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(3) Jeder hat das Recht, im Internet bekannt gemachte Satzungen oder sonstige 
ortsrechtliche Vorschriften während der Sprechzeiten der Verwaltung in Papier-
form einzusehen und sich gegen Kostenerstattung entsprechende Ausdrucke 
fertigen zu lassen. Das Nähere kann die Hauptsatzung regeln.

§ 6
Vollzug der Bekanntmachung

(1) Die Bekanntmachung einschließlich einer Ersatzbekanntmachung nach § 2 
ist mit der Ausgabe des amtlichen Bekanntmachungsblattes vollzogen, in den 
Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 1 mit der Ausgabe des periodischen Druckwerkes; 
sind mehrere periodische Druckwerke bestimmt, so gilt die Bekanntmachung 
mit Ablauf des Tages vollzogen, an dem das letzte Druckwerk mit der Bekannt-
machung erscheint. Im Falle des § 3 Satz 1 ist die öffentliche Bekanntmachung 
mit Ablauf des Tages vollzogen, an dem die Öffentlichkeit die Möglichkeit hatte, 
davon Kenntnis zu nehmen. Im Falle des § 5 ist die Bekanntmachung mit Ablauf 
der Aushangfrist vollzogen. Im Falle des § 5a ist die Bekanntmachung mit der 
Bereitstellung im Internet vollzogen.

(2) Über den Vollzug der Bekanntmachung ist ein Nachweis zu den Akten zu nehmen.

§ 7
Übergangsregelungen

Gemeinden, die an der Bildung, Änderung oder Aufl ösung einer Verbandsge-
meinde oder der Bildung, Änderung oder Aufl ösung einer Mitverwaltung beteiligt 
sind, haben ihre Hauptsatzung entsprechend den Anforderungen dieser Verord-
nung innerhalb von drei Monaten nach Wirksamwerden der Bildung, Änderung 
oder Aufl ösung anzupassen; es sei denn, dass die Änderung aus rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen bereits zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Bildung, Änderung oder Aufl ösung erforderlich ist. Bis zum Zeitpunkt der Anpas-
sung können die beteiligten Gemeinden Satzungen und ortsrechtliche Vorschrif-
ten nach der bislang geltenden Hauptsatzungsregelung bekannt machen.

§ 8
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Bekanntmachungsverordnung vom 25. April 1994 (GVBl. II S. 314), geändert 
durch die Verordnung vom 12. November 1994 (GVBl. II S. 970), außer Kraft.
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Verordnung zur Regelung des 
Verfahrens der Anhörung der Bürger bei 

Gebietsänderungen
(Anhörungsverordnung – AnhV)

vom 3. Januar 2002
(GVBl.II/02, [Nr. 03], S.99) 

zuletzt geändert durch Artikel 47 des Gesetzes vom 5. März 2024
(GVBl.I/24, [Nr. 9], S.22)

Auf Grund des § 9 Abs. 8 Satz 3 der Gemeindeordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. I S. 154) verordnet der Minister 

des Innern:

NICHTAMTLICHE INHALTSÜBERSICHT
§ 1 Anwendungsbereich
§ 2 Anhörungsberechtigte
§ 3 Anhörungsbehörde; Mitwirkung
§ 4 Anhörungsgegenstand
§ 5 Anhörung durch Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme
§ 6 Versammlung der Bürger; Briefl iche Befragung
§ 7 Kosten
§ 8 In-Kraft-Treten; Außer-Kraft-Treten
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§ 1
Anwendungsbereich

(1) Eine Anhörung der Bürger erfolgt

1. vor einer Gebietsänderung durch Gesetz oder durch Rechtsverordnung 
gemäß § 6 Abs. 6 Satz 1 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg und

2. vor einer Gebietsänderung durch Vertrag nach § 6 Abs. 2 oder Abs. 3 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg.

(2) Eine Anhörung nach Absatz 1 Nr. 2 entfällt, soweit ein Bürgerentscheid nach 
§ 6 Abs. 5 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg in Verbindung mit 
§ 15 Abs. 5 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg durchgeführt wird.

§ 2
Anhörungsberechtigte

(1) Anzuhören sind die Bürger, die in dem von einer Gebietsänderung unmittelbar 
betroffenen Gebiet wohnen (Anhörungsberechtigte).

(2) Werden einzelne Grundstücke einer anderen Gemeinde zugeordnet, sind die 
Anhörungsberechtigten die Bürger, die diese Grundstücke bewohnen.

(3) Wird eine Gemeinde durch Gesetz aufgelöst, sind die Anhörungsberechtigten 
die Bürger der aufzulösenden Gemeinde.

(4) Schließen sich Gemeinden durch Vertrag zu einer Gemeinde zusammen, 
sind die Anhörungsberechtigten die Bürger der sich zusammenschließenden 
oder anzugliedernden Gemeinden.

(5) Bürger aus anderen als aus den in den Absätzen 2 bis 4 genannten Gebieten 
sind anhörungsberechtigt, wenn sie durch die Gebietsänderung in besonderer 
Weise betroffen sind; die Anhörungsbehörde ordnet die Anhörung an.

§ 3
Anhörungsbehörde; Mitwirkung

(1) Der Landrat als allgemeine untere Landesbehörde ist Anhörungsbehörde bei 
Anhörungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1. Dies gilt nicht, sofern durch Gebietsände-
rungen Landkreisgrenzen verändert oder Gebietsteile einer kreisfreien Stadt an 
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eine andere Gemeinde abgetreten werden. In diesen Fällen führt das Ministerium 
des Innern die Anhörung durch. Amtsfreie Gemeinden und Ämter, in denen eine 
Anhörung nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 durchgeführt wird, sind zur Mitwirkung bei der 
Vorbereitung und Durchführung der Anhörung verpfl ichtet.

(2) Der hauptamtliche Bürgermeister oder der Amtsdirektor ist Anhörungsbe-
hörde in Verfahren der Anhörung nach § 1 Abs. 1 Nr. 2.

§ 4
Anhörungsgegenstand

(1) Die Anhörungsberechtigten sind zum wesentlichen Inhalt der Gebietsände-
rung, insbesondere zu Umfang und Zeitpunkt der Gebietsänderung zu hören. 
Beabsichtigte Regelungen über das neue Ortsrecht, die Rechtsnachfolge und die 
vorläufi ge Vertretung der Bürger der einzugliedernden Gemeinde oder Gemein-
deteile können Gegenstand der Anhörung sein.

(2) Im Rahmen einer Anhörung können verschiedene Möglichkeiten einer 
Gebietsänderung vorgestellt werden.

§ 5
Anhörung durch Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme

(1) Die Anhörung erfolgt regelmäßig, indem den Anhörungsberechtigten Gele-
genheit gegeben wird, schriftlich oder durch elektronischen Schriftformersatz zu 
dem Gebietsänderungsvorhaben gegenüber der Anhörungsbehörde Stellung zu 
nehmen. Dazu sind die Unterlagen über das Vorhaben öffentlich auszulegen.

(2) Die amtsfreien Gemeinden und Ämter haben die Unterlagen über das 
Gebietsänderungsvorhaben mit Erläuterungen, Karten oder anderen das Vor-
haben begründenden Unterlagen für die Dauer eines Monats öffentlich auszu-
legen. Die Anhörungsbehörde kann die Auslegungsdauer auf drei Wochen ver-
kürzen. Die Auslegung soll in den Räumlichkeiten der Verwaltung der amtsfreien 
Gemeinde oder des Amtes durchgeführt werden.

(3) Ort und Dauer der Auslegung sowie die Tageszeit, in der die Unterlagen ein-
gesehen werden können, sind spätestens eine Woche vor Beginn der Auslegung 
ortsüblich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, 
dass die Anhörungsberechtigten die Möglichkeit haben, während der Dauer 
der Auslegung schriftlich oder durch elektronischen Schriftformersatz zu dem 
Gebietsänderungsvorhaben Stellung zu nehmen.



166 Anhörungsverordnung

A
nh

V

§ 6
Versammlung der Bürger; Briefl iche Befragung

(1) Anstelle der Anhörung nach § 5 kann den Anhörungsberechtigten auch 
Gelegenheit zur Stellungnahme in einer Versammlung der Bürger oder über 
eine briefl iche Befragung gegeben werden. Die Entscheidung darüber ist in den 
Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 durch das Ministerium des Innern oder die von ihm 
bestimmte Behörde, in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 2 durch die Gemeindever-
tretung zu treffen. § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Bran-
denburg fi ndet keine Anwendung.

(2) Die Anberaumung der Versammlung der Bürger zur Anhörung über die 
Gebietsänderung ist spätestens eine Woche vor Durchführung unter Angabe der 
zu erörternden Angelegenheit ortsüblich bekannt zu machen. Die Anhörungsbe-
hörde nach § 3 ist zuständig für die Einberufung und Durchführung der Versamm-
lung der Bürger. Sie übt auch das Hausrecht aus.

(3) Beginn und Dauer der briefl ichen Befragung sind spätestens eine Woche 
vor Befragungsbeginn ortsüblich bekannt zu machen. Der Befragungszeitraum 
beträgt einen Monat. Die Anhörungsbehörde nach § 3 kann die Dauer der brief-
lichen Befragung auf drei Wochen verkürzen. Sie hat sicherzustellen, dass jeder 
Anhörungsberechtigte einen Befragungszettel und einen Befragungsumschlag 
erhält. Der Befragungszettel enthält den Inhalt des Gebietsänderungsvorha-
bens in zusammengefasster Form und mögliche Entscheidungsvorschläge mit 
jeweils einem Kreis für die Kennzeichnung. Der Befragungsumschlag ist mit der 
Anschrift der Anhörungsbehörde zu versehen. Die Befragungsunterlagen sind 
so rechtzeitig zu versenden, dass diese den Anhörungsberechtigten spätestens 
zwei Wochen vor dem letzten Tag der Durchführung der Befragung zugehen. Im 
Befragungszeitraum ist sicherzustellen, dass die Unterlagen über das Gebiets-
änderungsvorhaben mit Erläuterungen, Karten oder anderen das Vorhaben 
begründenden Unterlagen eingesehen werden können. Ort und Tageszeit, in der 
die Unterlagen eingesehen werden können, sind gemeinsam mit der Bekannt-
machung nach Satz 1 ortsüblich bekannt zu machen.

§ 7
Kosten

(1) Die Kosten für Anhörungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 trägt das Land.

(2) Die Kosten für Anhörungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 tragen die Gemeinden, in 
denen die Anhörungen durchgeführt werden.
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§ 8
In-Kraft-Treten; Außer-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Verordnung vom 29. Dezember 1995 (GVBl. 1996 II S. 50) außer Kraft.
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Gesetz über die Kommunalwahlen im Land 
Brandenburg

(Brandenburgisches Kommunalwahlgesetz 
– BbgKWahlG)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juli 2009
(GVBl.I/09, [Nr. 14], S.326)

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Juli 2023
(GVBl.I/23, [Nr. 17], S.21)

INHALTSÜBERSICHT

Abschnitt 1
Allgemeines und Wahlsystem

§ 1 Geltungsbereich
§ 2 (weggefallen)
§ 3 Begriffsbestimmungen
§ 4 Wahlperiode
§ 5 Wahlsystem
§ 6 Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter
§ 7 Wahltag; Wahlzeit

Abschnitt 2
Wahlberechtigung; Wählbarkeit

§ 8 Sachliche Voraussetzungen der Wahlberechtigung
§ 9 Ausschluss vom Wahlrecht
§ 10 Förmliche Voraussetzungen der Wahlberechtigung
§ 11 Wählbarkeit
§ 12 Unvereinbarkeit (Inkompatibilität)
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Abschnitt 3
Vorbereitung der Wahl

Unterabschnitt 1
Wahlleitung

§ 13 Wahlbehörden
§ 14 Gliederung der Wahlorgane
§ 15 Wahlleiterin und Wahlleiter
§ 16 Wahlausschuss
§ 17 Berufung der Wahlvorsteherinnen und Wahlvorsteher
§ 18 Wahlvorstand
§ 18a Auszählungsvorstand
§ 19 Zentrale Wahlaufgaben

Unterabschnitt 2
Wahlkreise und Wahlbezirke

§ 20 Wahlkreise
§ 21 Abgrenzung der Wahlkreise
§ 22 Wahlbezirke und Wahllokale

Unterabschnitt 3
Wahlberechtigtenverzeichnisse und Wahlscheine

§ 23 Wahlberechtigtenverzeichnis
§ 24 Einspruch gegen das Wahlberechtigtenverzeichnis und Beschwerde
§ 25 Ausstellung eines Wahlscheines

Unterabschnitt 4
Wahlbekanntmachung

§ 26 Wahlbekanntmachung der Wahlleiterin oder des Wahlleiters

Unterabschnitt 5
Wahlvorschläge

§ 27 Einreichung der Wahlvorschläge
§ 28 Inhalt der Wahlvorschläge
§ 28a Unterstützungsunterschriften
§ 29 Wahlanzeige
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§ 30 Beschränkungen hinsichtlich der Wahlvorschläge
§ 31 Vertrauensperson
§ 32 Listenvereinigungen
§ 33 Bestimmung der Bewerbenden
§ 33a Sonderregelungen im Falle einer Pandemie oder anderen Notlage
§ 34 Rücktritt und Tod von Bewerbenden
§ 35 Änderung und Zurückziehung von Wahlvorschlägen
§ 36 Vorprüfung der Wahlvorschläge; Mängelbeseitigung
§ 37 Zulassung der Wahlvorschläge; Rechtsbehelf
§ 38 Bekanntgabe der Wahlvorschläge

Unterabschnitt 6
Stimmzettel

§ 39 Herstellung und Inhalt der Stimmzettel

Abschnitt 4
Wahlhandlung und Feststellung des Wahlergebnisses

§ 40 Wahrung des Wahlgeheimnisses
§ 41 Öffentlichkeit
§ 42 Unzulässige Wahlpropaganda; unzulässige Veröffentlichung von Befragungen
§ 43 Stimmabgabe
§ 44 Briefwahl
§ 45 Ungültige Stimmen; Zurückweisung von Wahlbriefen; Auslegungsregeln
§ 46 Feststellung des Wahlergebnisses in den Wahlbezirken
§ 47 Feststellung des Wahlergebnisses in den Wahlkreisen
§ 48 Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlgebiet mit einem Wahlkreis
§ 49 Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlgebiet mit mehreren Wahlkreisen
§ 50 Bekanntgabe des Wahlergebnisses
§ 51 Erwerb der Mitgliedschaft in der Vertretung

Abschnitt 5
Absage der Wahl, Nachwahl, Wiederholungswahl und einzelne Neuwahl

§ 52  Absage der Wahl; Nachwahl
§ 53 Wiederholungswahl
§ 54 Einzelne Neuwahl
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Abschnitt 6
Wahlprüfung

§ 55 Wahleinspruch
§ 56 Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl
§ 57 Inhalt der Entscheidung
§ 58 Zustellung der Entscheidung und Rechtsbehelf

Abschnitt 7
Ausscheiden und Nachrücken von Vertreterinnen und Vertretern

§ 59 Verlust der Rechtsstellung einer Vertreterin oder eines Vertreters
§ 60 Berufung von Ersatzpersonen
§ 61 Ausscheiden von Ersatzpersonen
§ 62 Folgen eines Partei- oder Vereinigungsverbotes

Abschnitt 8
Unmittelbare Wahl der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sowie 

Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister

§ 63 Entsprechende Anwendung von Vorschriften
§ 64 Wahltag; Wahlzeit
§ 65 Wählbarkeit
§ 66 (weggefallen)
§ 67 Wahlberechtigtenverzeichnis für die Stichwahl
§ 68 Wahlschein
§ 69 Einreichung der Wahlvorschläge
§ 70 Inhalt der Wahlvorschläge
§ 71 Tod von Bewerbenden
§ 72 Wahl
§ 73 Amtszeit der ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister
§ 74 Amtszeit der hauptamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 

sowie Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister
§ 75 Stimmzettel
§ 76 Stimmabgabe
§ 77 Feststellung des Ergebnisses
§ 78 Annahme der Wahl
§ 79 Wahleinspruch
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§ 80 Beschluss der Vertretung; Rechtsbehelf
§ 81 Abwahl
§ 82 Verlust der Rechtsstellung einer Bürgermeisterin oder eines Bürgermeis-

ters oder einer Oberbürgermeisterin oder eines Oberbürgermeisters

Abschnitt 9
Unmittelbare Wahl der Landrätinnen und Landräte

§ 83 Wahl und Abwahl der Landrätinnen und Landräte

Abschnitt 10
Unmittelbare Wahl der Ortsbeiräte sowie Ortsvorsteherinnen und Ortsvor-

steher

§ 84 Anwendbarkeit von Vorschriften
§ 85 Wahltag und Wahlzeit
§ 86 Wahlberechtigung, Wählbarkeit und Inkompatibilität
§ 87 Wahlorgane
§ 88 Wahlgebiet, Wahlkreis und Wahlbezirk
§ 89 Bestimmung der Bewerbenden
§ 90 Wahlprüfung
§ 91 Rechtsfolgen von abgesagten oder gescheiterten Wahlen

Abschnitt 11
Gemeinsame Schlussvorschriften

§ 92 Ehrenamtliche Mitwirkung
§ 93 Ordnungswidrigkeiten
§ 94 Kosten
§ 95 Statistik
§ 96 Maßgebende Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner
§ 97 Durchführung des Gesetzes
§ 98 Fristen und Termine sowie Schriftform
§ 98a Veröffentlichung von Wahldaten im Internet
§ 98b Einschränkung eines Grundrechts
§ 99 (außer Kraft getreten)
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Abschnitt 1
Allgemeines und Wahlsystem

§ 1
Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt für die unmittelbaren Wahlen

1. der Gemeindevertretungen in den Gemeinden, 
2. der Stadtverordnetenversammlungen in den kreisangehörigen und kreis-

freien Städten, 
3. der Kreistage in den Landkreisen, 
4. der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in den kreisangehörigen Städten 

und Gemeinden, 
5. der Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister in den kreisfreien Städ-

ten, 
6. der Landrätinnen und Landräte in den Landkreisen und 
7. der Ortsbeiräte sowie Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher.

§ 2
(aufgehoben)

§ 3
Begriffsbestimmungen

(1) Vertretung im Sinne dieses Gesetzes ist in den Gemeinden die Gemeindever-
tretung, in den kreisangehörigen und kreisfreien Städten die Stadtverordneten-
versammlung und in den Landkreisen der Kreistag.

(2) Vertreterinnen und Vertreter im Sinne dieses Gesetzes sind die Gemeinde-
vertreterinnen und Gemeindevertreter, die Stadtverordneten und die Kreistags-
abgeordneten.

(3) Für die Wahl der Gemeindevertretung bildet die Gemeinde, für die Wahl der 
Stadtverordnetenversammlung die kreisangehörige oder kreisfreie Stadt, für 
die Wahl des Kreistages der Landkreis, für die Wahl der Bürgermeisterin oder 
des Bürgermeisters die kreisangehörige Stadt oder Gemeinde, für die Wahl der 
Oberbürgermeisterin oder des Oberbürgermeisters die kreisfreie Stadt und für 
die Wahl der Landrätin oder des Landrates der Landkreis das Wahlgebiet.
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§ 4
Wahlperiode

Die Vertretungen der Gemeinden, der Städte und der Landkreise werden auf fünf 
Jahre gewählt. Die Wahlperiode endet mit dem Zusammentritt der neugewählten 
Vertretung, spätestens jedoch mit Ablauf des 30. Tages nach dem Tag der all-
gemeinen Kommunalwahlen. Die Vertretung tritt spätestens am 30. Tag nach 
der Wahl zusammen.

§ 5
Wahlsystem

(1) Die Vertreterinnen und Vertreter werden nach den Grundsätzen einer mit der 
Personenwahl verbundenen Verhältniswahl gewählt. Wird nur ein Wahlvorschlag 
oder werden ausschließlich Einzelwahlvorschläge zugelassen, ist nach den 
Grundsätzen der Mehrheits- und Persönlichkeitswahl zu wählen; das Wahlgebiet 
bildet einen Wahlkreis.

(2) Jede wahlberechtigte Person hat zu den Wahlen der Gemeindevertretungen, 
der Stadtverordnetenversammlungen und der Kreistage je drei Stimmen.

(3) Die wählende Person kann einer oder einem Bewerbenden bis zu drei Stim-
men geben. Sie kann ihre Stimmen auch Bewerbenden verschiedener Wahlvor-
schläge geben.

§ 6
Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter

(1) Die Vertretung besteht aus 

1. der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister, 
2. der Oberbürgermeisterin oder dem Oberbürgermeister oder 
3. der Landrätin oder dem Landrat 

sowie den Vertreterinnen und Vertretern.

(2) Die Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter beträgt 

1. in Gemeinden und kreisangehörigen Städten:
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Zahl der
Einwohnerinnen und
Einwohner

Zahl der
Vertreterinnen
und Vertreter

bis zu 700 8
mehr als 700 bis zu 1 500 10
mehr als 1 500 bis zu 2 500 12
mehr als 2 500 bis zu 5 000 16
mehr als 5 000 bis zu 10 000 18
mehr als 10 000 bis zu 15 000 22
mehr als 15 000 bis zu 25 000 28
mehr als 25 000 bis zu 35 000 32
mehr als 35 000 bis zu 45 000 36
mehr als 45 000 40

2. in kreisfreien Städten und Landkreisen:

Zahl der
Einwohnerinnen und
Einwohner

Zahl der
Vertreterinnen
und Vertreter

bis zu    100 000 46
mehr als 100 000 bis zu 150 000 50
mehr als  150 000 56

(3) Durch Hauptsatzung kann in Gemeinden oder Städten bis zu 2 500 
Einwohnerinnen und Einwohnern die Anzahl der nach Absatz 2 zu wählenden 
Vertreterinnen und Vertreter um zwei, in Gemeinden oder Städten mit 2 501 
bis zu 15 000 Einwohnerinnen und Einwohnern um zwei oder vier sowie in 
Gemeinden oder Städten mit mehr als 15 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
und in Landkreisen um zwei, vier oder sechs verringert werden. Der Beschluss 
bedarf der Zustimmung von mehr als der Hälfte der gesetzlichen Mitglieder der 
Vertretung und gilt für die folgenden Wahlen, die mehr als ein Jahr nach der 
Bekanntmachung der Hauptsatzungsregelung stattfi nden.

§ 7
Wahltag; Wahlzeit

(1) Die Wahlen zu den Gemeindevertretungen, Stadtverordnetenversammlungen 
und Kreistagen fi nden in der Zeit zwischen dem 1. März und dem 31. Oktober 
jedes fünften auf das Jahr 2009 folgenden Jahres statt. Das für Kommunal-
wahlrecht zuständige Mitglied der Landesregierung bestimmt durch Rechts-
verordnung für die allgemeinen Neuwahlen der Vertretungen einheitlich für alle 
Gemeinden und Landkreise den Wahltag und die Wahlzeit.
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(2) Wahltag muss ein Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag sein.

Abschnitt 2
Wahlberechtigung; Wählbarkeit

§ 8
Sachliche Voraussetzungen der Wahlberechtigung

Wahlberechtigt ist, wer am Wahltag

1. Deutsche oder Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grund-
gesetzes ist (Deutsche oder Deutscher) oder die Staatsangehörigkeit eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzt (Unionsbürgerin 
oder Unionsbürger),

2. das 16. Lebensjahr vollendet hat,
3. im Wahlgebiet

a. den ständigen Wohnsitz hat oder
b. sich sonst gewöhnlich aufhält und keine Wohnung in der Bundesrepublik 

Deutschland hat sowie
4. nicht nach § 9 vom Wahlrecht ausgeschlossen ist.

Bei Inhaberinnen und Inhabern von Hauptwohnungen und Nebenwohnungen 
wird der ständige Wohnsitz am Ort der melderechtlichen Hauptwohnung ver-
mutet.

§ 9
Ausschluss vom Wahlrecht

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer infolge Richterspruchs in der Bundes-
republik Deutschland das Wahlrecht nicht besitzt.

§ 10
Förmliche Voraussetzungen der Wahlberechtigung

(1) Wählen kann nur die wahlberechtigte Person, die in ein Wahlberechtigtenver-
zeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. Eine wahlberechtigte Person 
ohne Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland wird am Ort ihres gewöhn-
lichen Aufenthaltes auf Antrag in das Wahlberechtigtenverzeichnis eingetragen. 
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Eine wahlberechtigte Person, deren Hauptwohnung außerhalb des Wahlgebietes 
liegt, wird am Ort der Nebenwohnung auf Antrag in das Wahlberechtigtenver-
zeichnis eingetragen, wenn sie hier einen ständigen Wohnsitz im Sinne des Bür-
gerlichen Gesetzbuches hat. Die wahlberechtigte Person hat zu versichern, dass 
sie bei keiner anderen Wahlbehörde die Eintragung in das Wahlberechtigtenver-
zeichnis beantragt hat.

(2) Eine im Wahlberechtigtenverzeichnis eingetragene Person kann nur in dem 
Wahlbezirk wählen, in dessen Wahlberechtigtenverzeichnis sie eingetragen ist.

(3) Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl des Wahlkreises, für den der 
Wahlschein ausgestellt ist, entweder durch Stimmabgabe in einem beliebigen 
Wahlbezirk dieses Wahlkreises oder durch Briefwahl teilnehmen.

§ 11
Wählbarkeit

(1) Wählbar sind alle wahlberechtigten Personen, die am Wahltag ihr 18. Lebens-
jahr vollendet haben und seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. § 8 Satz 2 und § 10 Absatz 1 
Satz 2 bis 4 gelten entsprechend.

(2) Nicht wählbar ist eine Deutsche oder ein Deutscher, wenn

1. sie oder er infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
2. sie oder er sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus befi ndet oder
3. sie oder er infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

(3) Nicht wählbar ist eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger, wenn

1. sie oder er eine der Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllt oder
2. sie oder er infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im 

Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

§ 12
Unvereinbarkeit (Inkompatibilität)

(1) Beamtinnen und Beamte oder Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
(Bedienstete), die im Dienst einer in den Nummern 1 bis 3 genannten Körper-
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schaften stehen, können in den folgenden Fällen nicht zugleich einer Vertretung 
angehören:

1. Sie können nicht zugleich der Vertretung ihrer Anstellungskörperschaft ange-
hören. Dies gilt nicht für
a. hauptamtliche Bürgermeisterinnen und Bürgermeister,
b. Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister oder
c. Landrätinnen und Landräte.

2. Stehen sie im Dienst eines Amtes, so können sie nicht zugleich der Vertre-
tung einer der amtsangehörigen Gemeinden angehören.

3. Bedienstete des Landes oder eines Landkreises, die vorbereitend oder ent-
scheidend unmittelbar Aufgaben der Kommunal-, Sonder- oder Fachauf-
sicht über Gemeinden, Ämter oder Landkreise wahrnehmen, können nicht 
zugleich der Vertretung einer beaufsichtigten Gemeinde, dem Amtsaus-
schuss eines beaufsichtigten Amtes oder der Vertretung eines beaufsichtig-
ten Landkreises angehören.

(2) Leitende Bedienstete, die im Dienst einer in den Nummern 1 bis 6 genannten 
Körperschaften stehen, können in den folgenden Fällen nicht zugleich einer Ver-
tretung angehören:

1. Stehen sie im Dienst eines Landkreises, so können sie nicht zugleich der 
Vertretung einer Gemeinde dieses Landkreises angehören.

2. Stehen sie im Dienst einer Gemeinde oder eines Amtes, so können sie nicht 
zugleich der Vertretung des Landkreises angehören, dem die Gemeinde oder 
das Amt angehört.

3. Stehen sie im Dienst eines Zweckverbandes, so können sie nicht zugleich 
der Vertretung einer Mitgliedskörperschaft angehören.

4. Stehen sie im Dienst einer kommunalen Anstalt des öffentlichen Rechts, so 
können sie nicht zugleich der Vertretung einer Trägerkörperschaft angehören.

5. Stehen sie im Dienst einer Sparkasse, bei der der Landkreis oder die 
Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen Gebietskörperschaften mittels 
eines Zweckverbandes Gewährträger ist, so können sie nicht zugleich der 
Vertretung des Landkreises oder der Gemeinde angehören.

6. Stehen sie im Dienst einer sonstigen Körperschaft des öffentlichen Rechts, 
so können sie nicht zugleich der Vertretung einer Mitgliedskörperschaft ange-
hören, die in einem beschließenden Kollegialorgan der Körperschaft mehr 
als die Hälfte der Stimmen hat.

Leitende Bedienstete im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 und 2 sind hauptamtliche 
Beamtinnen und Beamte auf Zeit, Amtsleiterinnen und Amtsleiter sowie Inha-
berinnen und Inhaber vergleichbarer Ämter sowie ihre Vertretungen. Leitende 
Bedienstete im Sinne des Satzes 1 Nummer 3 bis 6 sind hauptamtliche Verband-
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vorsteherinnen und Verbandsvorsteher, Vorstandsmitglieder, Verwaltungsleite-
rinnen und Verwaltungsleiter, Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer sowie 
Inhaberinnen und Inhaber vergleichbarer Ämter sowie ihre Vertretungen. Satz 
1 Nummer 1 und 2 gilt nicht für leitende Bedienstete, die bei einer öffentlichen 
Einrichtung oder einem Eigenbetrieb beschäftigt sind.

(3) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einer rechtsfähigen Gesellschaft des 
privaten Rechts, an der die Gemeinde, das Amt, die Stadt oder der Landkreis 
mehrheitlich beteiligt ist, können, soweit sie allein oder mit anderen ständig 
berechtigt sind, das Unternehmen in seiner Gesamtheit zu vertreten, wie Vor-
standsmitglieder, stellvertretende Vorstandsmitglieder, Geschäftsführerinnen 
und Geschäftsführer, stellvertretende Geschäftsführerinnen und stellvertretende 
Geschäftsführer oder Prokuristinnen und Prokuristen, nicht zugleich der Vertre-
tung dieser Gemeinde, der diesem Amt angehörenden Gemeinde, dieser Stadt 
oder dieses Landkreises angehören. Die mehrheitliche Beteiligung erfasst die 
Gewährträgerschaft und neben den Fällen einer Kapitalbeteiligung mit einem 
Anteil von mehr als 50 vom Hundert auch die Fälle, in denen die Gebietskörper-
schaft aufgrund ihrer Stimmenmehrheit in Aufsichts- und Kontrollorganen oder in 
sonstiger Weise entscheidenden Einfl uss auf die Unternehmensführung besitzt.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für

1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
a. die überwiegend körperliche Arbeit verrichten oder
b. die Arbeiterinnen oder Arbeiter im herkömmlichen Sinne sind,

2. Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie
3. Beamtinnen und Beamte, die während der Dauer des Ehrenamtes ohne 

Dienstbezüge beurlaubt sind; dies gilt für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer des öffentlichen Dienstes oder einer rechtsfähigen Gesellschaft des 
privaten Rechts entsprechend.

Abschnitt 3
Vorbereitung der Wahl

Unterabschnitt 1
Wahlleitung

§ 13
Wahlbehörden

(1) Die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen ist Aufgabe der Ämter und 



Brandenburgisches Kommunalwahlgesetz 181

BbgKW
ahlG

amtsfreien Gemeinden, Landkreise und kreisfreien Städte, soweit in diesem 
Gesetz oder in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften 
nicht etwas anderes bestimmt ist.

(2) Wahlbehörden sind die Amtsdirektorinnen und Amtsdirektoren, die Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister der amtsfreien Gemeinden sowie die Oberbür-
germeisterinnen und Oberbürgermeister.

§ 14
Gliederung der Wahlorgane

(1) Wahlorgane sind

1. die Wahlleiterin oder der Wahlleiter und der Wahlausschuss für das Wahl-
gebiet,

2. die Wahlvorsteherin oder der Wahlvorsteher und der Wahlvorstand für jeden 
Wahlbezirk.

(2) Die Vertretung einer amtsangehörigen Gemeinde kann beschließen, dass 
dem Amtsausschuss die Aufgabe übertragen wird, für die Gemeinde eine Wahl-
leiterin oder einen Wahlleiter und eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter zu 
berufen. Haben mehrere amtsangehörige Gemeinden desselben Amtes einen 
solchen Beschluss gefasst, so kann der Amtsausschuss für diese Gemeinden 
auch insgesamt oder für mehrere von ihnen jeweils eine gemeinsame Wahllei-
terin oder einen gemeinsamen Wahlleiter und eine Stellvertreterin oder einen 
Stellvertreter berufen. Die vom Amtsausschuss berufene Wahlleiterin oder der 
vom Amtsausschuss berufene Wahleiter übernimmt die Aufgabe der Wahlleiterin 
oder des Wahlleiters der Gemeinden und beruft die beisitzenden Mitglieder des 
gemeinsamen Wahlausschusses; im Übrigen fi nden die §§ 15 und 16 sinngemäß 
Anwendung.

§ 15
Wahlleiterin und Wahlleiter

(1) Die Vertretung beruft aus den wahlberechtigten Personen für das jeweilige 
Wahlgebiet eine Wahlleiterin oder einen Wahlleiter; § 14 Absatz 2 bleibt unbe-
rührt. Das Amt der Wahlleiterin oder des Wahlleiters ist neu zu besetzen, wenn 
die Inhaberin oder der Inhaber des Amtes ausscheidet.

(2) Eine Bedienstete oder ein Bediensteter des Amtes, der amtsfreien Gemeinde 
oder des Landkreises kann auch dann zur Wahlleiterin oder zum Wahlleiter beru-
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fen werden, wenn er nicht im Wahlgebiet wohnt.

(3) Die Berufung der Wahlleiterin oder des Wahlleiters ist der Aufsichtsbehörde 
anzuzeigen. Die Aufsichtsbehörde kann der Berufung widersprechen, wenn 
begründete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die berufene Person nicht in der 
Lage ist, das Amt der Wahlleiterin oder des Wahlleiters ordnungsgemäß wahr-
zunehmen. Sie kann eine Wahlleiterin oder einen Wahlleiter bestimmen, wenn 
die Vertretung es unterlässt, eine geeignete Wahlleiterin oder einen geeigneten 
Wahlleiter zu berufen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für die Stellvertreterin oder den Stellvertreter 
der Wahlleiterin oder des Wahlleiters.

§ 16
Wahlausschuss

(1) Für das Wahlgebiet wird ein Wahlausschuss gebildet. Der Wahlausschuss 
besteht aus der Wahlleiterin oder dem Wahleiter als der oder dem Vorsitzenden, 
der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter der oder des Vorsitzenden und fünf 
beisitzenden Mitgliedern. Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter beruft die beisit-
zenden Mitglieder auf Vorschlag der im Wahlgebiet vertretenen Parteien, poli-
tischen Vereinigungen und Wählergruppen aus den wahlberechtigten Personen 
des Wahlgebietes; § 14 Absatz 2 bleibt unberührt.

(2) Der Wahlausschuss fasst seine Beschlüsse mit Stimmenmehrheit in öffentli-
cher Sitzung. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden 
den Ausschlag.

(3) Der Wahlausschuss ist beschlussfähig, wenn außer der oder dem Vorsitzen-
den mindestens zwei weitere Mitglieder anwesend sind.

(4) Über jede Sitzung des Wahlausschusses wird eine Niederschrift gefertigt.

(5) Der Wahlausschuss kann seine Beschlüsse abändern, wenn ein begründeter 
Anlass besteht und der jeweilige Stand des Wahlverfahrens dieses erlaubt. Eine 
Abänderung der Feststellung des Wahlergebnisses muss binnen einer Woche 
nach der ersten Beschlussfassung erfolgen.

(6) Der Wahlausschuss besteht auch nach der Wahl, längstens bis zum Ablauf 
der Wahlperiode, fort. Für ausgeschiedene beisitzende Mitglieder sind neue Mit-
glieder in den Wahlausschuss zu berufen.
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§ 17
Berufung der Wahlvorsteherinnen und Wahlvorsteher

Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter der Gemeinde beruft für jeden Wahlbezirk 
eine Wahlvorsteherin oder einen Wahlvorsteher und eine Stellvertreterin oder 
einen Stellvertreter; § 15 Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 18
Wahlvorstand

(1) Für jeden Wahlbezirk wird ein Wahlvorstand gebildet. Der Wahlvorstand 
besteht aus der Wahlvorsteherin oder dem Wahlvorsteher als der oder dem Vor-
sitzenden, der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter der oder des Vorsitzenden 
und drei bis sieben beisitzenden Mitgliedern, die die Wahlleiterin oder der Wahl-
leiter der Gemeinde beruft. Die Mitglieder des Wahlvorstandes sind möglichst 
aus dem Kreis der Wahlberechtigten der Gemeinde und der Bediensteten des 
Amtes oder der amtsfreien Gemeinde zu berufen. Bei der Berufung der beisit-
zenden Mitglieder sind Vorschläge der im Wahlgebiet vertretenen Parteien, poli-
tischen Vereinigungen und Wählergruppen möglichst zu berücksichtigen.

(2) Der Wahlvorstand fasst seine Beschlüsse mit Stimmenmehrheit in öffentlicher 
Sitzung. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den 
Ausschlag.

(3) Der Wahlvorstand ist beschlussfähig, wenn außer der oder dem Vorsitzen-
den mindestens zwei weitere Mitglieder anwesend sind, soweit sich aus diesem 
Gesetz oder aus den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun-
gen nicht etwas anderes ergibt.

§ 18a
Auszählungsvorstand

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter kann bei landesweiten Kommunalwahlen 
für die Zeit nach dem Wahltag weitere Wahlvorstände berufen und ihnen die Fort-
setzung der Ermittlung der Wahlergebnisse einzelner oder mehrerer Wahlbezirke 
einschließlich der Briefwahl übertragen. Die Bildung der gemeindlichen Auszäh-
lungsvorstände bedarf der Zustimmung der Wahlbehörde. Die Bildung der Aus-
zählungsvorstände für die nach § 46 Absatz 4 Satz 3 für Kreiswahlen gebildeten 
Briefwahlvorstände bedarf der Zustimmung der Landrätin oder des Landrates.

(2) Die Auszählungsvorstände setzen am Tag nach der Wahl die Ermittlung der 
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Wahlergebnisse der Wahlbezirke und der Briefwahl im Auszählungsraum fort.

(3) Jedes Mitglied eines allgemeinen Wahlvorstandes oder Briefvorstandes kann 
auch in einen Auszählungsvorstand berufen werden. Bedienstete des Amtes, 
der amtsfreien Gemeinde oder des Landkreises können auch dann in den Aus-
zählungsvorstand berufen werden, wenn sie nicht im Wahlgebiet wohnen. § 18 
Absatz 1 Satz 4 fi ndet keine Anwendung.

§ 19
Zentrale Wahlaufgaben

(1) Die oder der gemäß § 11 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes berufene Landeswahlleiterin oder Landeswahlleiter nimmt 
bei den Wahlen nach § 1 zentrale Wahlaufgaben wahr. Ihr oder ihm obliegen die 
ihr oder ihm durch dieses Gesetz und aufgrund dieses Gesetzes übertragenen 
Aufgaben. Sie oder er kann im Einzelfall Regelungen treffen, die für den einheit-
lichen oder für den ordnungsgemäßen Ablauf der Wahlen von Bedeutung sind, 
zu einer Erleichterung des Wahlablaufes beitragen oder eine zeitnahe Ermittlung, 
Feststellung oder Veröffentlichung vorläufi ger oder endgültiger Wahlergebnisse 
absichern.

(2) Der gemäß § 11 Absatz 1 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes gebil-
dete Landeswahlausschuss nimmt bei den Wahlen nach § 1 die ihm durch dieses 
Gesetz und aufgrund dieses Gesetzes übertragenen Aufgaben wahr.

Unterabschnitt 2
Wahlkreise und Wahlbezirke

§ 20
Wahlkreise

(1) Die Wahl wird in Wahlkreisen durchgeführt.

(2) Gemeinden mit bis zu 500 Einwohnerinnen und Einwohnern bilden einen 
Wahlkreis.

(3) Gemeinden mit mehr als 500 bis zu 1 500 Einwohnerinnen und Einwohnern 
können das Wahlgebiet in zwei Wahlkreise, Gemeinden mit mehr als 1 500 bis zu 
2 500 Einwohnerinnen und Einwohnern in bis zu drei Wahlkreise und Gemeinden 
mit mehr als 2 500 bis 35 000 Einwohnerinnen und Einwohnern in bis zu vier 
Wahlkreise einteilen.
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(4) Alle übrigen Wahlgebiete sind in mehrere Wahlkreise einzuteilen. Die Min-
dest- und Höchstzahl der in einer kreisangehörigen Gemeinde, kreisfreien Stadt 
oder einem Landkreis zu bildenden Wahlkreise bemisst sich wie folgt nach der 
Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner:

Zahl der
Einwohnerinnen und
Einwohner

Mindestzahl der 
Wahlkreise

Höchstzahl der 
Wahlkreise

mehr als 35 000
bis zu 75 000

2 5

mehr als 75 000
bis zu 150 000

3 7

mehr als  150 000 4 9

(5) Bei einem Zusammenschluss von Gemeinden kann in der öffentlich-recht-
lichen Vereinbarung nach § 6 Absatz 3 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg für einen Zeit raum von bis zu zwei Wahlperioden vorgesehen 
werden, dass die gesetzliche Höchstzahl der Wahlkreise abweichend von den 
Absätzen 3 und 4 und gleichzeitig die gesetzliche Anzahl der Vertreterinnen und 
Vertreter abweichend von § 6 Absatz 2 Nummer 1 um bis zu 50 vom Hundert 
erhöht werden kann.

§ 21
Abgrenzung der Wahlkreise

(1) In Wahlgebieten, in denen mehrere Wahlkreise zu bilden sind oder gebildet 
werden können, beschließt die Vertretung deren Zahl und Abgrenzung, frühes-
tens 35 Monate nach dem Tage der letzten allgemeinen Kommunalwahlen; dies 
gilt nicht, wenn vorgezogene Kommunalwahlen stattfi nden oder die Vertretung 
außerhalb der allgemeinen Kommunalwahlen neu gewählt wird. Die Wahlleiterin 
oder der Wahlleiter teilt die Zahl und Abgrenzung der Wahlkreise der für das 
Wahlgebiet zuständigen Aufsichtsbehörde mit.

(2) Bei der Abgrenzung der Wahlkreise sind die örtlichen Verhältnisse und der 
räumliche Zusammenhang zu wahren. Die Abweichung von der durchschnittli-
chen Bevölkerungszahl der Wahlkreise soll nicht mehr als 25 vom Hundert nach 
oben oder nach unten betragen; Abweichungen von mehr als 25 vom Hundert 
bedürfen der Zustimmung der Aufsichtsbehörde. Bei der Abgrenzung der Wahl-
kreise für die Wahl zu den Kreistagen sollen die Grenzen der Gemeinden und 
Ämter möglichst eingehalten werden.

(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 2 können die Wahlkreise in einem Wahl-
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gebiet, das die Gebiete der an einem Gemeinde zusammenschluss nach § 6 
Absatz 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg beteiligten 
Gemeinden umfasst, oder in einem Wahlgebiet einer Gemeinde, die bereits 
einen Gemeindezusammenschluss nach § 6 Absatz 3 der Kommunalverfas-
sung des Landes Brandenburg vollzogen hat, mit Rücksicht auf die Grenzen 
einzelner oder sämtlicher Ortsteile unterschiedlich groß sein. Jeder Wahlkreis 
muss mindestens so groß sein, dass die Zahl der Einwohnerinnen und Einwoh-
ner im Wahlkreis, vervielfältigt mit der Zahl der im Wahlgebiet zu wählenden 
Vertreterinnen und Vertreter und geteilt durch die Zahl der Einwohnerinnen und 
Einwohner im Wahlgebiet, mindestens den Wert 3 erreicht. Die Einteilung des 
Wahlgebietes in unterschiedlich große Wahlkreise bedarf der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde.

§ 22
Wahlbezirke und Wahllokale

(1) Jeder Wahlkreis bildet zur Stimmabgabe mindestens einen Wahlbezirk.

(2) Die Wahlbehörde kann bei Bedarf das Wahlgebiet in mehrere Wahlbezirke 
von angemessener Größe einteilen. Kein Wahlbezirk soll mehr als 1 500 Einwoh-
nerinnen und Einwohner umfassen. Die Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner 
eines Wahlbezirkes darf nicht so gering sein, dass erkennbar wird, wie einzelne 
wahlberechtigte Personen gewählt haben.

(3) Die Wahlbehörde bestimmt für jeden Wahlbezirk ein geeignetes Wahllokal. 
Das Wahllokal muss so ausgestattet sein, dass das Wahlgeheimnis gewahrt 
wird. Die Wahllokale sollen nach den örtlichen Verhältnissen so ausgewählt 
werden, dass allen Wahlberechtigten, insbesondere behinderten und anderen 
Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigung, die Teilnahme an der Wahl möglichst 
erleichtert wird. Die Wahlbehörden teilen frühzeitig und in geeigneter Weise mit, 
welche Wahllokale barrierefrei sind.

(4) Finden Wahlen zu Gemeindevertretungen und Stadtverordnetenversamm-
lungen kreisangehöriger Städte und zu den Kreistagen gleichzeitig statt oder 
werden sie mit anderen Wahlen oder Abstimmungen verbunden, so müssen die 
Wahlbezirke und Wahllokale für sämtliche Wahlen und Abstimmungen dieselben 
sein.



Brandenburgisches Kommunalwahlgesetz 187

BbgKW
ahlG

Unterabschnitt 3
Wahlberechtigtenverzeichnisse und Wahlscheine

§ 23
Wahlberechtigtenverzeichnis

(1) Die Wahlbehörden führen für jeden Wahlbezirk ein Verzeichnis der wahlbe-
rechtigten Personen.

(2) Jeder wahlberechtigten Person ist durch die zuständige Wahlbehörde spä-
testens bis zum 21. Tag vor der Wahl eine schriftliche Benachrichtigung über ihre 
Eintragung in das Wahlberechtigtenverzeichnis zu übermitteln.

(3) Jede wahlberechtigte Person hat das Recht, an den Werktagen vom 20. bis 
zum 16. Tag vor der Wahl während der allgemeinen Öffnungszeiten die Rich-
tigkeit oder Vollständigkeit der zu ihrer Person im Wahlberechtigtenverzeich-
nis eingetragenen Daten zu überprüfen. Zur Überprüfung der Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen 
Personen haben wahlberechtigte Personen während des in Satz 1 genannten 
Zeitraumes nur dann ein Recht auf Einsicht in das Wahlberechtigtenverzeich-
nis, wenn sie Tatsachen glaubhaft machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Wahlberechtigtenverzeichnisses ergeben kann. 
Das Recht zur Überprüfung nach Satz 2 besteht nicht hinsichtlich der Daten 
von wahlberechtigten Personen, für die im Melderegister eine Auskunftssperre 
nach § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist.

§ 24
Einspruch gegen das Wahlberechtigtenverzeichnis und Beschwerde

Wer das Wahlberechtigtenverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, 
kann schriftlich oder zur Niederschrift Einspruch gegen das Wahlberechtigten-
verzeichnis einlegen. Der Einspruch ist innerhalb der Einsichtsfrist nach § 23 
Absatz 3 Satz 1 bei der Wahlbehörde einzulegen. Die Wahlbehörde entschei-
det binnen drei Tagen über den Einspruch. Gegen die Entscheidung der Wahl-
behörde kann innerhalb von zwei Tagen nach Bekanntgabe bei ihr Beschwerde 
an die Kreiswahlleiterin oder den Kreiswahlleiter erhoben werden. Die Kreis-
wahlleiterin oder der Kreiswahlleiter entscheidet spätestens am vierten Tag vor 
der Wahl über die Beschwerde.
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§ 25
Ausstellung eines Wahlscheines

Eine wahlberechtigte Person erhält auf Antrag bei der zuständigen Wahlbehörde 
einen Wahlschein. Der Antrag ist von der wahlberechtigten Person selbst oder 
durch eine bevollmächtigte Person zu stellen.

Unterabschnitt 4
Wahlbekanntmachung

§ 26
Wahlbekanntmachung der Wahlleiterin oder des Wahleiters

Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter gibt die Anzahl der zu wählenden Vertrete-
rinnen und Vertreter, die Anzahl und Abgrenzung der Wahlkreise, die Höchstzahl 
der auf einem Wahlvorschlag zu benennenden Bewerbenden sowie die Anzahl 
der erforderlichen Unterstützungsunterschriften, gegebenenfalls gegliedert nach 
Wahlkreisen, spätestens am 92. Tag vor der Wahl öffentlich bekannt.

Unterabschnitt 5
Wahlvorschläge

§ 27
Einreichung der Wahlvorschläge

(1) Wahlvorschläge können von Parteien, von politischen Vereinigungen, von 
Wählergruppen und von Einzelbewerbenden eingereicht werden.

(2) Die Wahlvorschläge sind bis zum 66. Tag vor der Wahl, 12 Uhr, bei der 
zuständigen Wahlleiterin oder dem zuständigen Wahlleiter einzureichen.

(3) Eine Partei, eine politische Vereinigung, eine Wählergruppe oder eine Einzel-
bewerbende oder ein Einzelbewerbender kann

1. in einer Gemeinde mit einem einzigen Wahlkreis nur einen Wahlvorschlag für 
das gesamte Wahlgebiet (wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag),

2. in einer Gemeinde mit 501 bis zu 35 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
mit mehreren Wahlkreisen entweder einen wahlgebietsbezogenen Wahlvor-
schlag oder mehrere Wahlvorschläge für einzelne Wahlkreise, und zwar in 
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jedem Wahlkreis nur einen Wahlvorschlag (wahlkreisbezogener Wahlvor-
schlag),

3. in einer Gemeinde mit mehr als 35 000 Einwohnerinnen und Einwohnern, in 
einer kreisfreien Stadt oder in einem Landkreis nur wahlkreisbezogene Wahl-
vorschläge, und zwar in jedem Wahlkreis nur einen Wahlvorschlag,

einreichen. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 entscheidet bei einer Partei 
oder politischen Vereinigung der für das Wahlgebiet zuständige Gebietsvorstand, 
wenn ein solcher Vorstand nicht besteht, der Vorstand der nächsthöheren Glie-
derung, und bei Wählergruppen die oder der Vertretungsberechtigte über die 
Einreichung eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlages oder von wahlkreis-
bezogenen Wahlvorschlägen.

(4) Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge derselben Partei, politischen Vereini-
gung oder Wählergruppe gelten auf der Ebene des Wahlgebietes als verbunden.

§ 28
Inhalt der Wahlvorschläge

(1) Der Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
darf mehrere Bewerbende enthalten. Die Zahl der auf einem Wahlvorschlag 
enthaltenen Bewerbenden darf die Zahl der zu wählenden Vertreterinnen und 
Vertreter im Wahlgebiet nicht mehr als 50 vom Hundert übersteigen. In Wahl-
gebieten mit mehreren Wahlkreisen ähnlicher Größe (§ 21 Absatz 2 Satz 2) wird 
die Höchstzahl der auf einem wahlkreisbezogenen Wahlvorschlag zu benennen-
den Bewerbenden so ermittelt, dass die Zahl der im Wahlgebiet insgesamt zu 
wählenden Vertreterinnen und Vertreter durch die Zahl der Wahlkreise geteilt 
wird; die Höchstzahl der auf einem solchen Wahlvorschlag zu benennenden 
Bewerbenden darf diese Zahl nicht mehr als 50 vom Hundert übersteigen. In 
Wahlgebieten mit mehreren Wahlkreisen unterschiedlicher Größe (§ 21 Absatz 
3) wird die Höchstzahl der auf einem wahlkreisbezogenen Wahlvorschlag zu 
benennenden Bewerbenden für jeden Wahlkreis nach den folgenden Sätzen 5 
und 6 ermittelt. Die Zahl der im Wahlgebiet insgesamt zu wählenden Vertreterin-
nen und Vertreter wird durch die Zahl der Wahlkreise geteilt. Der auf diese Weise 
ermittelte Wert, vervielfacht mit der Bevölkerungszahl des jeweiligen Wahlkrei-
ses, wird durch die durchschnittliche Bevölkerungszahl sämtlicher Wahlkreise 
geteilt; die Höchstzahl der auf einem wahlkreisbezogenen Wahlvorschlag für 
den betreffenden Wahlkreis zu benennenden Bewerbenden darf diese Zahl nicht 
mehr als 50 vom Hundert übersteigen. Die Reihenfolge der Bewerbenden (§ 33 
Absatz 1 bis 5) muss aus dem Wahlvorschlag ersichtlich sein.

(2) Der Wahlvorschlag muss enthalten
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1. Namen, Vornamen, Beruf oder Tätigkeit, Tag der Geburt, Geburtsort, Staats-
angehörigkeit und die Anschrift einer jeden und eines jeden Bewerbenden in 
erkennbarer Reihenfolge,

2. den vollständigen Namen der Partei oder politischen Vereinigung sowie die 
geläufi ge Kurzbezeichnung in Buchstaben; der im Wahlvorschlag angege-
bene Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem Namen 
übereinstimmen, den diese im Lande führt,

3. den Namen der Wählergruppe, wenn der Wahlvorschlag von einer Wähler-
gruppe eingereicht wird, und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese. Aus dem Namen muss hervorgehen, dass es sich um eine Wäh-
lergruppe handelt. Der Name und die Kurzbezeichnung einer Wählergruppe 
müssen in allen Wahlkreisen des Wahlgebietes übereinstimmen und dürfen 
nicht den Namen von Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren 
Kurzbezeichnungen enthalten,

4. den Namen des Wahlgebietes und bei wahlkreisbezogenen Wahlvorschlä-
gen auch die Bezeichnung des Wahlkreises.

(3) Der Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden (Einzelwahlvor-
schlag) darf nur den Namen dieser oder dieses Bewerbenden enthalten; Absatz 2 
Nummer 1 und 4 bleibt unberührt.

(4) Die Bewerbenden auf dem Wahlvorschlag einer Partei dürfen nicht Mitglied 
einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag an der Wahl 
teilnimmt.

(5) In einem Wahlvorschlag darf nur aufgenommen werden, wer die Zustimmung 
dazu schriftlich erklärt hat.

(6) Wahlvorschläge von Parteien oder politischen Vereinigungen müssen von 
mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes der 
Partei oder politischen Vereinigung, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein. Hat die Partei oder politische Vereinigung keinen Vorstand 
auf der Ebene des Wahlgebietes, so ist der Wahlvorschlag von mindestens zwei 
Mitgliedern des nächsthöheren Gebietsvorstandes, darunter der oder dem Vor-
sitzenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, persönlich und 
handschriftlich zu unterzeichnen. Wahlvorschläge von Wählergruppen sind von 
der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe persönlich und hand-
schriftlich zu unterzeichnen. Einzelwahlvorschläge sind von der oder dem Einzel-
bewerbenden persönlich und handschriftlich zu unterzeichnen.

(7) Mit dem Wahlvorschlag ist der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter eine Beschei-
nigung der Wahlbehörde einzureichen, dass die vorgeschlagenen Bewerbenden 



Brandenburgisches Kommunalwahlgesetz 191

BbgKW
ahlG

am Wahltag

1. das 18. Lebensjahr vollendet haben,
2. seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt haben und
3. nicht gemäß § 11 Absatz 2 Nummer 1 oder 2 von der Wählbarkeit ausge-

schlossen sind.

Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustimmung zur Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag erklärt haben (Absatz 5), müssen mit der Beschei-
nigung nach Satz 1 eine Versicherung an Eides statt über ihre Staatsangehörig-
keit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht infolge 
einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung von der Wählbarkeit aus-
geschlossen sind (§ 11 Absatz 3 Nummer 2). Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter 
ist für die Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; sie oder 
er gilt insoweit als Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches.

(8) In der Kommunalwahlverordnung kann bestimmt werden, dass weitere Nach-
weise mit den Wahlvorschlägen einzureichen sind.

§ 28a
Unterstützungsunterschriften

(1) Der wahlgebietsbezogene Wahlvorschlag für die Wahl zur Gemeindevertre-
tung oder Stadtverordnetenversammlung muss in einer Gemeinde oder Stadt mit

1. mehr als 300 bis zu 700 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens 
drei,

2. mehr als 700 bis zu 2 500 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens 
fünf,

3. mehr als 2 500 bis zu 10 000 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindes-
tens zehn und

4. mehr als 10 000 bis zu 35 000 Einwohnerinnen und Einwohnern von min-
destens 20

wahlberechtigten Personen unterzeichnet sein (Unterstützungsunterschriften).

(2) In Wahlgebieten mit mehreren Wahlkreisen muss der wahlkreisbezogene 
Wahlvorschlag in einem Wahlkreis mit

1. bis zu 700 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens drei,
2. mehr als 700 bis zu 2 500 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens fünf,
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3. mehr als 2 500 bis zu 10 000 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindes-
tens zehn,

4. mehr als 10 000 bis zu 35 000 Einwohnerinnen und Einwohnern von min-
destens 20 und

5. mehr als 35 000 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens 30

in dem Wahlkreis wahlberechtigten Personen unterzeichnet sein.

(3) Die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein. 
Jede wahlberechtigte Person kann bei jeder Wahl für das jeweilige Wahlgebiet 
nur einen Wahlvorschlag unterstützen. Die Unterzeichnung des Wahlvorschla-
ges durch die Bewerbenden selbst ist unzulässig. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

(4) Die persönliche, überprüfbare Unterschrift der wahlberechtigten Personen ist 
bis 16 Uhr des 67. Tages vor der Wahl bei der Wahlbehörde zu leisten. Die Unter-
schrift kann auch bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehren-
amtlichen Bürgermeister im Land Brandenburg, vor einer Notarin oder einem 
Notar oder bei einer anderen zur Beglaubigung der Unterschrift ermächtigten 
Stelle auf einer Unterschriftenliste geleistet werden; die Unterschriftenliste muss 
der Wahlbehörde bis 16 Uhr des 67. Tages vor der Wahl vorliegen.

(5) Wahlberechtigte Personen, die wegen einer Behinderung nicht in der Lage 
sind, die Wahlbehörde aufzusuchen, können die Unterzeichnung durch Erklä-
rung vor einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis bis 
16 Uhr des 69. Tages vor der Wahl gestellt werden.

(6) Die Wahlbehörde hat rechtzeitig vor Ablauf der Einreichungsfrist für alle im 
betreffenden Wahlkreis (im Falle eines wahlkreisbezogenen Wahlvorschlages) 
oder im Wahlgebiet (im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlages) wahl-
berechtigten unterzeichnenden Personen die Wahlberechtigung zu bescheinigen.

(7) Unterstützungsunterschriften nach Absatz 1 oder 2 sind nicht erforderlich

1. bei Parteien und politischen Vereinigungen, die am Tag der Bekanntmachung 
des Wahltages aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlages
a. in der zu wählenden Vertretung durch mindestens ein Mitglied oder
b. im Kreistag des jeweiligen Landkreises durch mindestens ein Mitglied 

oder
c. im Landtag durch mindestens einen Mitglied oder
d. im Deutschen Bundestag durch mindestens ein im Land Brandenburg 

gewähltes Mitglied
seit deren letzter Wahl ununterbrochen vertreten sind,
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2. bei Wählergruppen, die am Tag der Bekanntmachung des Wahltages auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlages
a. in der zu wählenden Vertretung durch mindestens ein Mitglied oder
b. im Kreistag des jeweiligen Landkreises durch mindestens ein Mitglied
seit deren letzter Wahl ununterbrochen vertreten sind,

3. bei Einzelbewerbernden, die am Tag der Bekanntmachung des Wahltages 
aufgrund eines Einzelwahlvorschlages Mitglied der zu wählenden Vertretung 
oder des Kreistages des jeweiligen Landkreises sind.

(8) Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche Bürger-
meister der Wahl zur Vertretung der Gemeinde, so ist auch die Partei, politische 
Vereinigung oder Wählergruppe, für die sie oder er bei dieser Wahl antritt, von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach Absatz 1 oder 2 befreit, 
wenn sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum 
ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde gewählt worden ist. Dies gilt auch 
für die Einzelbewerbende oder den Einzelbewerbenden, die oder der aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlages zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum 
ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde gewählt worden ist.

§ 29
Wahlanzeige

(1) Parteien, die sich an der letzten Wahl zum

1. Landtag oder
2. Deutschen Bundestag im Land

nicht mit einem zurechenbaren Wahlvorschlag beteiligt haben, müssen der 
Landeswahlleiterin oder dem Landeswahlleiter spätestens bis 18 Uhr des 
81. Tages vor der Wahl ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich anzeigen und 
zur Feststellung der Parteieigenschaft ihre schriftliche Satzung und ihr schrift-
liches Programm sowie einen Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung 
des Landesvorstandes einreichen; die Landeswahlleiterin oder der Landeswahl-
leiter kann zur Feststellung der Parteieigenschaft weitere Nachweise anfordern. 
Die Anzeige muss den satzungsgemäßen Namen und, sofern vorhanden, die 
satzungsgemäße Kurzbezeichnung der Partei enthalten. Die Anzeige muss von 
mindestens zwei Mitgliedern des Landesvorstandes, darunter der oder dem Vor-
sitzenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein.
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(2) Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter hat die Anzeige nach 
Absatz 1 unverzüglich nach Eingang zu prüfen. Stellt sie oder er Mängel fest, 
so benachrichtigt er unverzüglich den Landesvorstand der Partei und fordert ihn 
auf, behebbare Mängel rechtzeitig zu beseitigen. Nach Ablauf der Anzeigefrist 
können nur noch Mängel an sich gültiger Anzeigen behoben werden. Eine gültige 
Anzeige liegt nicht vor, wenn

1. die Form oder Frist des Absatzes 1 nicht gewahrt ist,
2. der satzungsgemäße Name oder, sofern vorhanden, die satzungsgemäße 

Kurzbezeichnung der Partei fehlt,
3. die nach Absatz 1 erforderlichen gültigen Unterschriften oder die der Anzeige 

beizufügenden Anlagen fehlen oder
4. die Vorstandsmitglieder mangelhaft bezeichnet sind, so dass ihre jeweilige 

Person nicht feststeht.

Nach Entscheidung über die Feststellung der Wahlvorschlagsberechtigung als 
Partei ist jede Mängelbeseitigung ausgeschlossen. Gegen Verfügungen der 
Landeswahlleiterin oder des Landeswahlleiters im Mängel beseitigungsverfahren 
kann der Landesvorstand den Landeswahlausschuss anrufen.

(3) Hat eine Partei keinen Landesvorstand, so treten bei der Anwendung der 
Absätze 1 und 2 die Vorstände der im Land bestehenden nächstniedrigen 
Gebietsverbände (§ 7 Absatz 2 des Par teiengesetzes) an die Stelle des Landes-
vorstandes.

(4) Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter stellt spätestens am 99. Tag 
vor der Wahl für alle Wahlorgane verbindlich fest,

1. welche Parteien sich an der letzten Wahl zum Landtag oder an der letzten 
Wahl zum Deutschen Bundestag im Land mit einem zurechenbaren Wahl-
vorschlag beteiligt haben,

2. welche Parteien und politische Vereinigungen am Tag der Bekanntmachung 
des Wahltages aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlages mit min-
destens einem im Land gewählten Mitglied im Landtag oder im Deutschen 
Bundestag vertreten sind.

Der Landeswahlausschuss stellt spätestens am 72. Tage vor der Wahl für alle 
Wahlorgane verbindlich fest, welche Vereinigungen, die nach Absatz 1 ihre Betei-
ligung angezeigt haben, als Parteien anzuerkennen sind.
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§ 30
Beschränkungen hinsichtlich der Wahlvorschläge

(1) Eine Bewerbende oder ein Bewerbender darf nur in jeweils einem Wahl-
vorschlag für die Wahl der Gemeindevertretung oder der Stadtverordnetenver-
sammlung und die Wahl des Kreistages benannt werden.

(2) Eine Partei, politische Vereinigung oder Wählergruppe darf in jedem Wahl-
kreis nur einen Wahlvorschlag einreichen.

§ 31
Vertrauensperson

(1) Auf dem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertre-
tende Vertrauensperson angegeben sein. Fehlt diese Angabe, so gilt die erste 
unterzeichnende Person nach § 28 Absatz 6 als Vertrauensperson, die zweite als 
stellvertretende Vertrauensperson; bei Listenvereinigungen gilt die erste unter-
zeichnende Person als Vertrauensperson und die erste unterzeichnende Person 
der zweiten an der Listenvereinigung beteiligten Vereinigung als stellvertretende 
Vertrauensperson.

(2) Soweit in diesem Gesetz oder der Kommunalwahlverordnung nichts anderes 
bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauens-
person, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen.

(3) Die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson können 
durch schriftliche Erklärungen an die Wahlleiterin oder den Wahlleiter abberufen 
und durch andere ersetzt werden. Die Erklärungen müssen gemäß § 28 Absatz 6 
unterzeichnet sein.

§ 32
Listenvereinigungen

(1) Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen können gemeinsam 
Wahlvorschläge einreichen (Listenvereinigungen). Sie dürfen sich nur an einer 
Listenvereinigung beteiligen. Listenvereinigungen schließen einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag der Beteiligten aus.

(2) Soweit sich die Vorschriften dieses Gesetzes oder der Kommunalwahlverord-
nung auf Parteien und politische Vereinigungen beziehen, gelten sie sinngemäß 
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für Listenvereinigungen. Zusätzlich gilt Folgendes:

1. Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, ist der 
zuständigen Wahlleiterin oder dem zuständigen Wahlleiter spätestens bis 
12 Uhr des 66. Tages vor der Wahl durch die für das Wahlgebiet zustän-
digen Organe aller an dem Zusammenschluss Beteiligten schriftlich anzu-
zeigen. Bis zur Einreichung der Wahlvorschläge können einzelne Beteiligte 
ihre Erklärung zurücknehmen. Die Regelung über die Wahlanzeige nach 
§ 29 bleibt unberührt.

2. Die Bestimmung der Bewerbenden und ihrer Reihenfolge auf Wahlvorschlä-
gen muss in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung 
erfolgen; § 33 gilt sinngemäß.

3. Listenvereinigungen sind von der Pfl icht zur Beibringung von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 28a Absatz 1 oder 2 befreit, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Parteien, politischen Vereinigungen oder Wähler-
gruppen nach § 28a Absatz 7 von dieser Pfl icht befreit ist.

4. Auf dem Stimmzettel sind bei Listenvereinigungen ferner die Namen der 
daran Beteiligten aufzunehmen.

§ 33
Bestimmung der Bewerbenden

(1) Die Bewerbenden auf Wahlvorschlägen von Parteien oder politischen Vereini-
gungen und ihre Reihenfolge müssen von den zum Zeitpunkt ihres Zusammen-
tretens wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder politischen Vereinigung in 
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl 
hierzu besonders gewählt worden sind. Die Wahlen dürfen frühestens drei Jahre 
nach dem Tage der letzten allgemeinen Kommunalwahlen stattfi nden; dies gilt 
nicht, wenn vorgezogene Kommunalwahlen stattfi nden oder die Vertretung 
außerhalb der allgemeinen Kommunalwahlen neu gewählt wird.

(2) In Wahlgebieten mit mehreren Wahlkreisen sind die Bewerbenden und ihre 
Reihenfolge für den wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlag oder für alle wahl-
kreisbezogenen Wahlvorschläge der Partei oder politischen Vereinigung in einer 
für das Wahlgebiet einheitlichen Versammlung der Mitglieder oder ihrer Delegier-
ten zu bestimmen.

(3) Die für die Wahl zum Kreistag wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder 
politischen Vereinigung oder deren Delegierte können auch die Bewerbenden 
und ihre Reihenfolge für die Wahl zur Vertretung in einer kreisangehörigen Stadt 
oder Gemeinde bestimmen, sofern dort keine Organisation der Partei oder politi-
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schen Vereinigung vorhanden ist. Für die Wahl zur Vertretung in einer amtsange-
hörigen Gemeinde können auch die in dem gesamten Amtsgebiet wahlberech-
tigten Mitglieder oder deren Delegierte die Bewerbenden und ihre Reihenfolge 
bestimmen, sofern in dieser Gemeinde keine Organisation der Partei oder politi-
schen Vereinigung vorhanden ist.

(4) Für die Bestimmung der Bewerbenden auf Wahlvorschlägen von

1. mitgliedschaftlich organisierten Wählergruppen durch deren wahlberechtigte 
Mitglieder gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend,

2. sonstigen Wählergruppen durch deren wahlberechtigte Anhängerinnen und 
Anhänger gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.

(5) Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und Anhänger 
oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei oder politischen Ver-
einigung oder der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe mit einer 
mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündi-
gung zu laden. Jede stimmberechtigte teilnehmende Person der Versammlung 
ist für die geheime Wahl der Bewerbenden und der Delegierten für die Delegier-
tenversammlungen vorschlagsberechtigt. Den Bewerbenden ist Gelegenheit zu 
geben, sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzu-
stellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhänge-
rinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

(6) Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerbenden und die 
Festlegung ihrer Reihenfolge mit Angaben über die Art, den Ort und die Zeit der 
Versammlung, die Form der Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der Wahl ist 
mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben die Leiterin oder der Lei-
ter der Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte teilnehmende 
Personen an Eides statt zu versichern, dass die Anforderungen gemäß Absatz 5 
beachtet worden sind. Für die Abnahme der Versicherung an Eides statt ist die 
Wahlleiterin oder der Wahlleiter zuständig; siw oder er gilt insoweit als Behörde 
im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches.

(7) Das Nähere über die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Versammlun-
gen, die Wahl der Delegierten für die Delegiertenversammlung sowie das Verfah-
ren für die Wahl der Bewerbenden und die Festlegung ihrer Reihenfolge regeln 
die Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen.
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§ 33a
Sonderregelungen im Falle einer Pandemie oder anderen Notlage

(1) Der Landtag kann im Falle einer Pandemie, Epidemie, Naturkatastrophe oder 
einer anderen vergleichbaren unvorhersehbaren Notlage mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder zu den anstehenden kommunalen Wahlen und Abstimmungen fest-
stellen, dass die Durchführung von Versammlungen im Sinne von § 33 wegen 
damit einhergehender Gefahren für Leib oder Leben ganz oder teilweise unzu-
mutbar ist. Trifft der Landtag diese Feststellung, kann von den Bestimmungen 
des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes nach Maßgabe dieser Vor-
schrift abgewichen werden.

(2) Liegen die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 nicht mehr vor, stellt der 
Landtag dies mit der Mehrheit seiner Mitglieder fest. Trifft der Landtag diese 
Feststellung, so kann bei den Wahlen, für die vor dieser Feststellung bereits die 
Wahlbekanntmachung der Wahlleiterin oder des Wahlleiters gemäß § 26 öffent-
lich bekannt gemacht worden ist, von den Abweichungsmöglichkeiten dieser Vor-
schrift weiter Gebrauch gemacht werden.

(3) Eine Anwendung dieser Vorschrift und der nach dieser Vorschrift vorgesehe-
nen Verfahren setzt keine entsprechende Regelung in der Satzung der Partei, 
politischen Vereinigung oder Wählergruppe voraus. Vor dem Inkrafttreten dieser 
Vorschrift getroffene satzungsrechtliche Bestimmungen der Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe stehen der Anwendung dieser Vorschrift nicht 
entgegen.

(4) Den Beschluss über die Möglichkeit zur Abweichung von den Bestimmun-
gen der Satzungen fasst für alle Gliederungen der Partei oder politischen Ver-
einigung im Landkreis oder in der kreisfreien Stadt der für den Landkreis oder 
die kreisfreie Stadt zuständige Gebietsvorstand (Kreisvorstand). Der Beschluss 
des Kreisvorstandes kann durch die Mitglieder- oder Delegiertenversammlung 
(Kreisparteitag, Hauptversammlung) aufgehoben werden. Hat eine Partei oder 
politische Vereinigung keinen Kreisverband, so treten an die Stelle des Kreisvor-
standes die jeweiligen Vorstände der nächstniedrigeren Gebietsverbände und an 
die Stelle der Kreismitglieder- oder Kreisdelegiertenversammlung die jeweiligen 
Mitglieder- oder Delegiertenversammlungen der nächstniedrigeren Gebietsver-
bände. Das Nähere bleibt der Regelung durch Satzung der Partei oder politi-
schen Vereinigung vorbehalten.

(5) Absatz 4 Satz 1 gilt für Wählergruppen mit der Maßgabe entsprechend, dass 
der für das Wahlgebiet zuständige Gebietsvorstand der Wählergruppe über die 
Abweichung von den Bestimmungen der Satzung entscheidet. Hat die Wähler-
gruppe keinen Gebietsvorstand im Sinne des Satzes 1, so trifft die oder der Ver-
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tretungsberechtige die Entscheidung. Die Entscheidung des Gebietsvorstandes 
nach Satz 1 oder der oder des Vertretungsberechtigten nach Satz 2 kann durch 
eine Versammlung der Mitglieder, Delegierten oder Anhängerinnen und Anhän-
ger der Wählergruppe aufgehoben werden.

(6) Versammlungen, die der Aufstellung von Bewerbenden einer Partei, politi-
schen Vereinigung oder Wählergruppe dienen, können ganz oder teilweise mit 
Ausnahme der Schlussabstimmung über einen Wahlvorschlag im Wege der Bild- 
und Tonübertragung oder durch mehrere miteinander im Wege der Bild- und 
Tonübertragung verbundene gleichzeitige Teilversammlungen an verschiede-
nen Orten durchgeführt werden. Für in Präsenz durchgeführte Versammlungen 
kann von der satzungsgemäßen, für die Beschlussfähigkeit der Versammlung 
erforderlichen Mindestzahl an stimmberechtigten Teilnehmenden abgewichen 
werden.

(7) Bei den gemäß Absatz 6 durchgeführten Versammlungen sind das Vor-
schlagsrecht der stimmberechtigten Teilnehmenden, das Vorstellungsrecht der 
Bewerbenden und der Zugang der Stimmberechtigten zu Angaben über Person 
und Programm der Bewerbenden in schriftlicher Form zu gewährleisten. Wenn 
einzelne oder alle Teilnehmenden nur durch einseitige Bild- und Tonübertragung 
an der Versammlung teilnehmen, sind die Wahrnehmung des Vorschlagsrechts 
der stimmberechtigten Teilnehmenden, das Vorstellungsrecht der Bewerbenden 
und die Befragung zumindest schriftlich im Vorfeld, elektronisch oder fernmünd-
lich zu gewährleisten.

(8) Die Wahl von Delegierten für Versammlungen, die der Aufstellung von Bewer-
benden einer Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppen dienen, oder 
die Wahl von Bewerbenden einer Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe kann auch im schriftlichen Verfahren durchgeführt werden. Vorstellung 
und Befragung können dabei zusätzlich unter Nutzung elektronischer Medien 
erfolgen. Das Vorschlagsrecht der stimmberechtigten Teilnehmenden, das Vor-
stellungsrecht der Bewerbenden und der Zugang der Stimmberechtigten zu 
Angaben über Person und Programm der Bewerbenden sind in schriftlicher Form 
zu gewährleisten.

(9) Die Schlussabstimmung über einen Wahlvorschlag kann im Wege der Urnen-
wahl, der Briefwahl oder einer Kombination aus Urnen- und Briefwahl durchge-
führt werden. Dabei ist durch geeignete Vorkehrungen zu gewährleisten, dass 
nur Stimmberechtigte an der Schlussabstimmung teilnehmen, das Wahlgeheim-
nis gewahrt wird und die Stimmabgabe erst nach der Eröffnung des Wahlganges 
auf der Versammlung möglich ist. Soweit die Satzungen der Parteien, politischen 
Vereinigungen und Wählergruppen keine einschlägigen Regelungen zur Abstim-
mung im Wege der Briefwahl enthalten, fi nden die Bestimmungen zur Zurück-
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weisung von Wahlbriefen und die Auslegungsregeln nach § 45 Absatz 3 bis 5 
entsprechende Anwendung.

(10) Versammlungen nach dieser Vorschrift sind der zuständigen Wahlleiterin 
oder dem zuständigen Wahlleiter auf geeignete Weise anzuzeigen. Dies kann 
auch durch einen entsprechenden Vermerk in den von den Wahlvorschlags-
trägern nach den Bestimmungen dieses Gesetzes und der Brandenburgischen 
Kommunalwahlverordnung einzureichenden Unterlagen erfolgen.

(11) § 28a Absatz 1 und 2 sowie § 70 Absatz 5 gelten mit der Maßgabe, dass die 
Zahl der danach für die Direktwahlen erforderlichen Unterstützungsunterschrif-
ten jeweils auf die Hälfte reduziert ist; Zahlenbruchteile werden auf die darüber 
liegende ganze Zahl gerundet. Den Wahlvorschlägen für die unmittelbaren Wah-
len der Ortsbeiräte sowie der Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher sind keine 
Unterstützungsunterschriften beizufügen. Eine Feststellung des Landtages nach 
Absatz 2 Satz 1 ist für die Wahlen, für die vor dieser Feststellung bereits die 
Wahlbekanntmachung der Wahlleiterin oder des Wahlleiters gemäß § 26 öffent-
lich bekannt gemacht worden ist, unbeachtlich.

§ 34
Rücktritt und Tod von Bewerbenden

(1) Eine Bewerbende oder ein Bewerbender auf einem eingereichten Wahlvor-
schlag kann bis zur Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 
Absatz 1) von der Bewerbung zurücktreten. Der Rücktritt ist der Wahlleiterin oder 
dem Wahlleiter schriftlich zu erklären und kann nicht widerrufen werden.

(2) Tritt eine Bewerbende oder ein Bewerbender vor der Entscheidung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge nach § 37 Absatz 1 von der Bewerbung zurück, 
stirbt sie oder er oder verliert sie oder er die Wählbarkeit vor diesem Zeitpunkt, 
so wird sie oder er auf dem Wahlvorschlag gestrichen. Ist außer ihr oder ihm 
keine weitere Person auf dem Wahlvorschlag benannt, so gilt der Wahlvorschlag 
als nicht eingereicht.

(3) Stirbt eine Bewerbende oder ein Bewerbender nach der Entscheidung über 
die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1) oder verliert sie oder er die 
Wählbarkeit nach diesem Zeitpunkt, so ist der Tod oder Verlust der Wählbar-
keit auf die Durchführung der Wahl ohne Einfl uss. Bei der Zuweisung der Sitze 
an die Bewerbenden scheidet die verstorbene oder auch nicht mehr wählbare 
bewerbende Person aus.
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§ 35
Änderung und Zurückziehung von Wahlvorschlägen

(1) Die Benennung von weiteren Bewerbenden auf dem eingereichten Wahl-
vorschlag, die Änderung der gemäß § 33 festgelegten Reihenfolge der Bewer-
benden oder die Streichung von einzelnen Bewerbenden, die nicht gemäß § 34 
Absatz 1 ihren Rücktritt erklärt haben, kann bis zum Ablauf der Einreichungsfrist 
(§ 27 Absatz 2) erfolgen. Im Übrigen kann ein eingereichter Wahlvorschlag bis 
zur Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1) geän-
dert werden.

(2) Eingereichte Wahlvorschläge können bis zur Entscheidung über die Zulas-
sung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1) zurückgezogen werden.

(3) Erklärungen nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 sind bei der Wahlleiterin oder 
dem Wahlleiter schriftlich einzureichen und können nicht widerrufen werden. Sie 
sind nur wirksam, wenn sie gemäß § 28 Absatz 6 unterzeichnet sind und das 
Verfahren nach § 33 eingehalten worden ist.

§ 36
Vorprüfung der Wahlvorschläge; Mängelbeseitigung

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter hat die Wahlvorschläge sofort nach Ein-
gang auf Ordnungsmäßigkeit und Vollständigkeit zu prüfen. Stellt sie oder er 
Mängel fest, die die Gültigkeit eines Wahlvorschlages berühren, so benachrich-
tigt er unverzüglich die Vertrauensperson und fordert sie auf, behebbare Mängel 
rechtzeitig zu beseitigen.

(2) Nach Ablauf der Einreichungsfrist können Mängel in der Zahl und Reihen-
folge der Bewerbenden (§ 28 Absatz 2 Nummer 1 in Verbindung mit § 33 Absatz 
1 bis 5) nicht mehr behoben sowie fehlende Unterstützungsunterschriften nach 
§ 28a Absatz 1 oder 2 nicht mehr beigebracht werden. Das gleiche gilt, wenn die 
oder der Bewerbende mangelhaft bezeichnet ist, so dass ihre oder seine Identität 
nicht feststeht.

(3) Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zur Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1) 
beseitigt werden.
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§ 37
Zulassung der Wahlvorschläge; Rechtsbehelf

(1) Der Wahlausschuss beschließt spätestens am 58. Tag vor der Wahl in öffent-
licher Sitzung über die Zulassung der Wahlvorschläge.

(2) Ein Wahlvorschlag ist zurückzuweisen, wenn er nicht fristgerecht eingereicht 
ist oder den Anforderungen nicht entspricht, die dieses Gesetz und die Kommu-
nalwahlverordnung aufstellen. In Fällen höherer Gewalt oder bei unabwendbaren 
Zufällen kann eine andere Entscheidung getroffen werden. Sie ist der Landes-
wahlleiterin oder dem Landeswahlleiter unverzüglich anzuzeigen. Die Prüfung 
partei- oder organisationsinterner Vorgänge ist ausgeschlossen.

(3) Entspricht der Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung oder Wäh-
lergruppe nur hinsichtlich einzelner Bewerbenden nicht den Anforderungen, so 
werden ihre Namen aus dem Wahlvorschlag gestrichen.

(4) Enthält der Wahlvorschlag mehr Bewerbende als nach § 28 Absatz 1 zulässig 
ist, so sind die über die Höchstzahl hinausgehenden, auf dem Wahlvorschlag 
zuletzt aufgeführten Bewerbenden zu streichen.

(5) Weist der Wahlausschuss einen Wahlvorschlag ganz oder teilweise zurück, 
so können die Vertrauensperson, die Wahlleiterin oder der Wahlleiter sowie die 
Aufsichtsbehörde binnen zwei Tagen nach Verkündung der Entscheidung in der 
Sitzung des Wahlausschusses Beschwerde erheben. Die Wahlleiterin oder der 
Wahlleiter und die Aufsichtsbehörde sind berechtigt, auch gegen die Zulassung 
eines Wahlvorschlages Beschwerde zu erheben.

(6) Zulässige Beschwerden legt die Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter 
dem Kreiswahlausschuss, die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter 
dem Landeswahlausschuss vor; der Kreiswahlausschuss entscheidet bei Wahl-
vorschlägen für Gemeindewahlen in kreisangehörigen Gemeinden, der Landes-
wahlausschuss in allen übrigen Fällen. In der Verhandlung über die Beschwerde 
sind die erschienenen Beteiligten zu hören. Über die Beschwerde ist spätestens 
am 52. Tag vor der Wahl zu entscheiden.

(7) Die Wahlausschüsse können ihre Beschlüsse abändern, wenn ein begründe-
ter Anlass besteht und der jeweilige Stand des Wahlverfahrens dies erlaubt. Die 
Gründe für die Abänderung sind der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahl-
leiter unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

(8) Stellt der Wahlausschuss fest, dass die Anzahl der Bewerbenden in keinem 
Fall ausreicht, um mindestens die Hälfte der nach § 6 Absatz 2 und 3 oder § 20 
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Absatz 5 in Verbindung mit § 6 Absatz 2 vorgesehenen Sitze zu besetzen, so 
sagt die Wahlleiterin oder der Wahlleiter die Wahl ab und macht dies unverzüg-
lich öffentlich bekannt.

§ 38
Bekanntgabe der Wahlvorschläge

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter gibt die zugelassenen Wahlvorschläge 
unverzüglich, spätestens jedoch am 48. Tag vor der Wahl öffentlich bekannt.

(2) Für die Reihenfolge der nach Absatz 1 zu veröffentlichenden Wahlvorschläge 
gilt § 39 Absatz 3 bis 5 entsprechend.

Unterabschnitt 6
Stimmzettel

§ 39
Herstellung und Inhalt der Stimmzettel

(1) Die Stimmzettel und die Umschläge für die Briefwahl werden amtlich herge-
stellt. Für ihre Herstellung und rechtzeitige Übergabe an die Wahlvorstände und 
die Wahlbehörde ist die zuständige Wahlleiterin oder der zuständige Wahlleiter 
verantwortlich.

(2) Die Stimmzettel enthalten die für den Wahlkreis zugelassenen Wahlvor-
schläge mit den Namen der zugelassenen Bewerbenden entsprechend der nach 
§ 33 bestimmten Reihenfolge. Die Reihenfolge der Wahlvorschläge bestimmt 
sich nach den Absätzen 3 bis 5.

(3) Die Reihenfolge der Wahlvorschläge auf dem Stimmzettel richtet sich nach 
der Stimmenzahl, die die Parteien, politischen Vereinigungen, Wählergruppen 
und Einzelbewerbenden bei der letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebietes 
erreicht haben; im Übrigen ist die Reihenfolge alphabetisch.

(4) Finden die Wahl zu den Kreistagen und die Wahl zu den Gemeindevertre-
tungen gleichzeitig statt, so gilt für die an der Wahl zum Kreistag teilnehmenden 
Parteien, politischen Vereinigungen, Wählergruppen und Einzelbewerbenden die 
Reihenfolge, die sich bei ihnen für die Wahl zum Kreistag aus Absatz 3 ergibt, 
auch für die Wahl zu den Gemeindevertretungen in den zum Landkreis gehören-
den Gemeinden. Für die übrigen Wahlvorschläge bestimmt sich die Reihenfolge 
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bei der Wahl zur Gemeindevertretung auch in diesem Fall nach Absatz 3.

(5) Die einheitliche Reihenfolge bei gleichzeitiger Wahl zum Kreistag und zu den 
Gemeindevertretungen (Absatz 4) gilt für diejenigen an der Wahl zum Kreistag 
teilnehmenden Wählergruppen, die mit Wählergruppen in den zum Landkreis 
gehörenden Gemeinden identisch oder mit ihnen organisatorisch zusammen-
geschlossen sind.

Abschnitt 4
Wahlhandlung und Feststellung des Wahlergebnisses

§ 40
Wahrung des Wahlgeheimnisses

(1) Es ist dafür zu sorgen, dass die wählende Person den Stimmzettel unbeob-
achtet kennzeichnen kann. Für die Aufnahme der Stimmzettel sind Wahlurnen zu 
verwenden, die das Wahlgeheimnis sichern.

(2) Eine wahlberechtigte Person, die nicht lesen kann oder wegen einer körper-
lichen Behinderung nicht in der Lage ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen, zu 
falten oder selbst in die Wahlurne zu legen, kann sich einer Person ihres Ver-
trauens bedienen.

§ 41
Öffentlichkeit

(1) Die Wahlhandlung sowie die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnis-
ses sind öffentlich.

(2) Der Wahlvorstand kann im Interesse der Wahlhandlung die Anzahl der im 
Wahllokal anwesenden Personen beschränken. Den anwesenden Personen ist 
jede Einfl ussnahme auf die Wahlhandlung und das Wahlergebnis untersagt.

(3) Der Wahlvorstand kann ferner Personen, die die Ordnung und Ruhe stören, 
aus dem Wahllokal verweisen; es soll ihnen jedoch Gelegenheit zur Stimmab-
gabe gegeben werden.
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§ 42
Unzulässige Wahlpropaganda; unzulässige Veröffentlichung 

von Befragungen

(1) Während der Wahlzeit sind in und an dem Gebäude, in dem sich das Wahl-
lokal befi ndet, sowie unmittelbar vor dem Zugang zu dem Gebäude jede Beein-
fl ussung der wählenden Personen durch Wort, Ton, Schrift oder Bild sowie jede 
Unterschriftensammlung verboten.

(2) Die Veröffentlichung von Befragungen wählender Personen nach der Stimm-
abgabe über den Inhalt ihrer Wahlentscheidung ist vor Schließung der Wahl-
lokale, 18 Uhr, unzulässig.

§ 43
Stimmabgabe

(1) Für die Stimmabgabe werden amtliche Stimmzettel verwendet.

(2) Die wählenden Personen machen durch Ankreuzen oder auf andere Weise 
eindeutig auf den Stimmzetteln kenntlich, welche Bewerbenden sie wählen wol-
len.

(3) Die wählende Person kann einer oder einem Bewerbenden bis zu drei Stim-
men geben. Sie kann ihre Stimmen auch Bewerbenden verschiedener Wahlvor-
schläge geben. Bei der Abgabe ihrer Stimmen ist die wählende Person nicht an 
die Reihenfolge gebunden, in der die Bewerbenden innerhalb eines Wahlvor-
schlages aufgeführt sind.

(4) Gibt die wählende Person weniger als drei Stimmen ab, so wird die Gültigkeit 
der Stimmabgabe dadurch nicht berührt.

(5) Das für Kommunalwahlrecht zuständige Ministerium kann zulassen, dass 
an Stelle von Stimmzetteln amtlich zugelassene Stimmenzählgeräte verwendet 
werden.

§ 44
Briefwahl

(1) Bei der Briefwahl hat die wählende Person den Wahlbrief so rechtzeitig zu 
übersenden, dass dieser spätestens am Wahltag bis 18 Uhr bei der Wahlleiterin 
oder dem Wahlleiter der Gemeinde, in deren oder dessen Zuständigkeitsbereich 
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der Wahlschein ausgestellt worden ist, eingeht.

(2) Der Wahlbrief muss in einem verschlossenen Wahlbriefumschlag enthalten

1. den Wahlschein,
2. in einem verschlossenen Stimmzettelumschlag den Stimmzettel.

(3) Eine wahlberechtigte Person, die nicht lesen kann oder wegen einer körper-
lichen Behinderung nicht in der Lage ist, die Briefwahl persönlich zu vollziehen, 
kann sich der Hilfe einer Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bedienen.

(4) Auf dem Wahlschein hat die wählende Person oder die Hilfsperson gegenüber 
der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter der Gemeinde an Eides statt zu versichern, 
dass der Stimmzettel persönlich oder nach dem erklärten Willen der wählen-
den Person gekennzeichnet worden ist. Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter der 
Gemeinde gilt insoweit als Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches.

(5) Erfolgt keine Anordnung der Kreiswahlleiterin oder des Kreiswahlleiters nach 
§ 46 Absatz 6 und sind deshalb für die Kreiswahlen besondere Wahlvorstände 
zur Feststellung des Briefwahlergebnisses zu bilden, so tritt für diese Wahl an die 
Stelle der Wahlleiterin oder des Wahlleiters der Gemeinde in Absatz 1 und 4 die 
Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter.

§ 45
Ungültige Stimmen; Zurückweisung von Wahlbriefen; Auslegungsregeln

(1) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel

1. nicht amtlich hergestellt oder für einen anderen Wahlkreis gültig ist,
2. keine Kennzeichnung oder mehr als drei Kennzeichnungen enthält,
3. den Willen der wählenden Person nicht zweifelsfrei erkennen lässt,
4. einen Zusatz enthält,
5. einen Vorbehalt enthält oder
6. durchgestrichen, durchgerissen oder durchgeschnitten ist.

(2) Enthält der Stimmzettel weniger als drei Kennzeichnungen, so sind die nicht 
abgegebenen Stimmen als ungültig zu werten.

(3) Die Stimmabgabe einer wählenden Person, die an der Briefwahl teilgenom-
men hat, wird nicht dadurch ungültig, dass sie vor dem oder am Wahltag stirbt 
oder ihr Wahlrecht nach § 9 verliert.
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(4) Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurückzuweisen, wenn

1. der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist,
2. der Wahlbriefumschlag keinen oder keinen gültigen Wahlschein enthält,
3. dem Wahlbriefumschlag kein Stimmzettelumschlag beigefügt ist,
4. weder der Wahlbriefumschlag noch der Stimmzettelumschlag verschlossen 

ist,
5. der Wahlbriefumschlag mehrere Stimmzettelumschläge, aber nicht die glei-

che Anzahl gültiger und mit der vorgeschriebenen Versicherung an Eides 
statt versehener Wahlscheine enthält,

6. die wählende Person oder die Hilfsperson die vorgeschriebene Versicherung 
an Eides statt zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht unterschrieben hat,

7. kein amtlicher Stimmzettelumschlag benutzt worden ist,
8. ein amtlicher Stimmzettelumschlag benutzt worden ist, der offensichtlich in 

einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von den übrigen abweicht 
oder einen deutlich fühlbaren Gegenstand enthält.

(5) Die Einsenderinnen und Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe werden 
nicht als wählende Personen gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben.

§ 46
Feststellung des Wahlergebnisses in den Wahlbezirken

(1) Unmittelbar nach Beendigung der Wahlhandlung ermittelt der Wahlvorstand 
in öffentlicher Sitzung das Wahlergebnis im Wahlbezirk. Festzustellen sind

1. die Zahl der wahlberechtigten Personen,
2. die Zahl der wählenden Personen,
3. die Zahl der gültigen Stimmen,
4. die Zahl der ungültigen Stimmzettel,
5. die Zahlen der für die einzelnen Bewerbenden abgegebenen gültigen Stim-

men sowie
6. die Zahlen der auf den einzelnen Wahlvorschlägen abgegebenen gültigen 

Stimmen.

(2) Bei verbundenen Wahlen ist das Wahlergebnis für jede Wahl getrennt fest-
zustellen.

(3) Der Wahlvorstand entscheidet über die Gültigkeit der abgegebenen Stimmen 
sowie über alle sich bei der Wahlhandlung und bei der Ermittlung und Feststel-
lung des Wahlergebnisses ergebenden Fragen. Der Wahlausschuss hat das 
Recht der Nachprüfung.
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(4) Das Ergebnis der Briefwahl wird in das Wahlergebnis des jeweiligen Wahl-
kreises einbezogen. Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter der Gemeinde bestimmt 
für jede Gemeindewahl, welcher Wahlvorstand im Wahlkreis zusätzlich das 
Ergebnis der Briefwahl ermittelt. Die Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter 
bildet für die Kreiswahlen zur gesonderten Feststellung des Briefwahlergebnis-
ses besondere Wahlvorstände (Briefwahlvorstände).

(5) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter der Gemeinde kann abweichend von 
Absatz 4 Satz 2 eine gesonderte Feststellung des Ergebnisses der Briefwahl 
anordnen, wenn dadurch das Wahlgeheimnis nicht gefährdet wird. Wird das 
Ergebnis der Briefwahl gesondert festgestellt, so sind hierfür besondere Wahl-
vorstände (Briefwahlvorstände) zu bilden.

(6) Die Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter kann für die Kreiswahlen abwei-
chend von Absatz 4 Satz 3 anordnen, dass auf der Gemeindeebene gebildete 
Briefwahlvorstände zusätzlich das Briefwahlergebnis der Kreiswahlen feststel-
len; die Anordnung kann auf einzelne Gemeinden beschränkt werden. Die Anord-
nung bedarf der Zustimmung der hiervon betroffenen Wahlbehörden.

§ 47
Feststellung des Wahlergebnisses in den Wahlkreisen

Der Wahlausschuss ermittelt in öffentlicher Sitzung das Wahlergebnis im Wahl-
kreis. Festzustellen sind

1. die Zahl der wahlberechtigten Personen,
2. die Zahl der wählenden Personen,
3. die Zahl der gültigen Stimmen,
4. die Zahl der ungültigen Stimmzettel,
5. die Zahlen der für die einzelnen Bewerbenden abgegebenen gültigen Stim-

men sowie
6. die Zahlen der auf den einzelnen Wahlvorschlägen abgegebenen gültigen 

Stimmen.

§ 48
Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlgebiet mit einem Wahlkreis

(1) Nach Berichterstattung durch die Wahlleiterin oder den Wahlleiter ermittelt 
der Wahlausschuss das Gesamtergebnis der Wahl. Festzustellen sind

1. die Zahl der wahlberechtigten Personen,
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2. die Zahl der wählenden Personen,
3. die Zahl der gültigen Stimmen,
4. die Zahl der ungültigen Stimmzettel,
5. die Zahlen der auf den einzelnen Wahlvorschlägen abgegebenen gültigen 

Stimmen,
6. die Zahlen der für die einzelnen Bewerbenden abgegebenen gültigen Stim-

men,
7. die Verteilung der Sitze auf die einzelnen Wahlvorschläge,
8. die gewählten Bewerbenden,
9. die Ersatzpersonen sowie ihre Reihenfolge.

(2) Die im Wahlgebiet gemäß § 6 Absatz 2 und 3 oder § 20 Absatz 5 in Verbin-
dung mit § 6 Absatz 2 zu vergebenden Sitze werden entsprechend den folgenden 
Sätzen 2 bis 5 verteilt. Die Gesamtzahl der Sitze, vervielfacht mit der Zahl der 
Stimmen, die ein Wahlvorschlag erhalten hat, wird durch die Stimmenzahl aller 
Wahlvorschläge geteilt. Jeder Wahlvorschlag erhält zunächst so viele Sitze, wie 
ganze Zahlen auf ihn entfallen. Danach zu vergebende Sitze sind den Wahl-
vorschlägen in der Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchteile, die sich bei der 
Berechnung nach Satz 2 ergeben, zuzuteilen. Bei gleichen Zahlenbruchteilen 
entscheidet das Los.

(3) Erhält bei der Verteilung der Sitze nach Absatz 2 der Wahlvorschlag einer 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe, auf den mehr als die Hälfte 
der abgegebenen gültigen Stimmen entfallen ist, nicht mehr als die Hälfte der 
gesetzlich insgesamt zu vergebenden Sitze, so wird ihm von den nach Zahlen-
bruchteilen zu vergebenden Sitzen abweichend von Absatz 2 Satz 4 und 5 ein 
weiterer Sitz (Vorabsitz) zugeteilt. Danach zu vergebende Sitze werden nach 
Absatz 2 Satz 4 und 5 zugeteilt.

(4) Die auf den Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe nach den Absätzen 2 und 3 entfallenden Sitze erhalten die Bewerbenden 
dieses Wahlvorschlages mit den höchsten Stimmenzahlen. Bei gleichen Stim-
menzahlen entscheidet die Reihenfolge auf dem Wahlvorschlag.

(5) Ergibt die Berechnung nach den Absätzen 2 und 3 mehr Sitze für einen 
Wahlvorschlag, als Bewerbende mit Stimmenzahlen auf ihm vorhanden sind, so 
erhalten die übrigen Sitze die Bewerbenden ohne Stimmenzahlen. Sind mehr 
Bewerbende ohne Stimmenzahlen vorhanden, als noch Sitze zu vergeben sind, 
so entscheidet die Reihenfolge auf dem Wahlvorschlag.

(6) Ergibt die Berechnung nach den Absätzen 2 und 3 mehr Sitze für einen Wahl-
vorschlag, als Bewerbende auf ihm vorhanden sind, so bleiben die übrigen Sitze 
bis zum Ablauf der Wahlperiode unbesetzt. Die gesetzliche Mitgliederzahl der 
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Vertretung vermindert sich für die Wahlperiode entsprechend. Die Sonderrege-
lung in Absatz 3 bleibt unberührt.

(7) Ist eine Losentscheidung erforderlich, so zieht die Wahlleiterin oder der Wahl-
leiter das Los. Die Entscheidung durch das Los ist Bestandteil des Wahlverfah-
rens.

(8) Im Falle der Mehrheitswahl (§ 5 Absatz 1 Satz 2) sind abweichend von den 
Absätzen 2 bis 4 die Bewerbenden mit den höchsten Stimmenzahlen in der Rei-
henfolge dieser Zahlen gewählt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das von der 
Wahlleiterin oder dem Wahlleiter zu ziehende Los.

(9) Können mehr als die Hälfte der nach § 6 Absatz 2 und 3 oder § 20 Absatz 5 
in Verbindung mit § 6 Absatz 2 zu vergebenden Sitze nicht besetzt werden, so 
stellt der Wahlausschuss fest, dass die Wahl gescheitert und keine neugewählte 
Vertretung zustande gekommen ist.

§ 49
Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlgebiet mit mehreren Wahlkreisen

(1) Der Wahlausschuss ermittelt aufgrund der Wahlergebnisse das Gesamt-
ergebnis im Wahlgebiet. Festzustellen sind

1. die Zahl der wahlberechtigten Personen,
2. die Zahl der wählenden Personen,
3. die Zahl der gültigen Stimmen,
4. die Zahl der ungültigen Stimmzettel,
5. die Stimmenzahl einer jeden Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-

gruppe im Wahlgebiet sowie die Stimmenzahl eines jeden Einzelwahlvor-
schlages,

6. die Zahlen der für die einzelnen Bewerbenden abgegebenen gültigen Stim-
men,

7. die Verteilung der Sitze auf die jeweiligen Parteien, politischen Vereinigun-
gen, Wählergruppen sowie Einzelwahlvorschläge,

8. die gewählten Bewerbenden,
9. die Ersatzpersonen sowie ihre Reihenfolge.

(2) Die im Wahlgebiet zu vergebenden Sitze werden den Parteien, politischen 
Vereinigungen, Wählergruppen oder Einzelwahlvorschlägen aufgrund ihrer Stim-
menzahl (Absatz 1 Nummer 5) nach dem Verfahren gemäß § 48 Absatz 2 und 3 
zugeteilt.
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(3) Die einer Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe nach Absatz 2 im 
Wahlgebiet zufallenden Sitze werden ihren wahlkreisbezogenen Wahlvorschlä-
gen in den einzelnen Wahlkreisen entsprechend dem Verfahren in § 48 Absatz 2 
zugeteilt. Die Unterverteilung der Sitze nach Satz 1 unterbleibt bei wahlgebiets-
bezogenen Wahlvorschlägen.

(4) Die Zuweisung der nach Absatz 3 auf den Wahlvorschlag einer Partei, politi-
schen Vereinigung oder Wählergruppe entfallenden Sitze an die Bewerbenden 
dieses Wahlvorschlages richtet sich nach § 48 Absatz 4 und 5.

(5) Ergibt die Berechnung nach Absatz 3 Satz 1 mehr Sitze für einen wahlkreis-
bezogenen Wahlvorschlag, als Bewerbende auf ihm vorhanden sind, so erhal-
ten die übrigen Sitze diejenigen Bewerbenden auf den Wahlvorschlägen dieser 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe in den anderen Wahlkreisen, 
die dort keinen Sitz erhalten. Die Sitze werden an diese Bewerbenden in der 
Reihenfolge der höchsten Stimmenzahlen vergeben. Bei gleichen Stimmenzah-
len entscheidet das Los. Ist für eine Partei, politische Vereinigung oder Wähler-
gruppe keine Bewerbende und kein Bewerbender mehr vorhanden, so bleiben 
die übrigen Sitze bis zum Ablauf der Wahlperiode unbesetzt; § 48 Absatz 6 Satz 
2 und 3 gilt entsprechend. Ergibt die Berechnung nach Absatz 3 Satz 2 mehr 
Sitze für einen wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlag, als Bewerbende auf ihm 
vorhanden sind, gilt § 48 Absatz 6 entsprechend.

(6) Für das Losverfahren gilt § 48 Absatz 7 entsprechend.

(7) Können mehr als die Hälfte der nach § 6 Absatz 2 und 3 oder § 20 Absatz 5 in 
Verbindung mit § 6 Absatz 2 zu vergebenden Sitze nicht besetzt werden, so gilt 
§ 48 Absatz 9 entsprechend.

§ 50
Bekanntgabe des Wahlergebnisses

Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter gibt das Wahlergebnis und die Namen der 
gewählten Bewerbenden sowie die Namen der Ersatzpersonen in der festgestell-
ten Reihenfolge unverzüglich öffentlich bekannt.

§ 51
Erwerb der Mitgliedschaft in der Vertretung

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter benachrichtigt die gewählten Bewerben-
den über ihre Wahl mit dem Ersuchen, ihr oder ihm binnen einer Woche schrift-
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lich mitzuteilen, ob sie die Wahl annehmen. Gibt die oder der gewählte Bewer-
bende bis zum Ablauf der gesetzten Frist keine Erklärung ab, so gilt die Wahl mit 
Beginn des folgenden Tages als angenommen. Eine Erklärung unter Vorbehalt 
gilt als Ablehnung. Eine Ablehnung kann nicht widerrufen werden.

(2) Wird eine Person gewählt, die gemäß § 12 Absatz 1 bis 3 an der gleichzei-
tigen Zugehörigkeit zur Vertretung gehindert ist, so weist die Wahlleiterin oder 
der Wahlleiter die betroffene Person in seiner Benachrichtigung nach Absatz 1 
Satz 1 ausdrücklich darauf hin, dass sie die Wahl nur annehmen kann, wenn 
sie nachweist, dass sie die zur Beendigung ihres Dienstverhältnisses erforder-
liche Erklärung abgegeben hat. Weist die betroffene Person dieses vor Ablauf 
der Frist zur Annahme der Wahl (Absatz 1 Satz 1) nicht nach, so gilt die Wahl 
als abgelehnt. Die Beendigung des Dienstverhältnisses ist der Wahlleiterin oder 
dem Wahlleiter spätestens vier Monate nach Annahme der Wahl nachzuweisen. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten bei einem Nachrücken als Ersatzperson entsprechend. 
Stellt die Wahlleiterin oder der Wahlleiter nachträglich einen Unvereinbarkeitstat-
bestand nach § 12 Absatz 1 bis 3 fest und weist die betroffene Person ihr oder 
ihm nicht innerhalb einer Frist von einem Monat nach Bekanntgabe der nachträg-
lichen Feststellung die Beendigung ihres Dienstverhältnisses nach, so scheidet 
sie aus der Vertretung aus.

(3) Eine gewählte Bewerbende oder ein gewählter Bewerbender erwirbt die Mit-
gliedschaft in der Vertretung ab dem Zeitpunkt, an dem ihre oder seine Wahl 
nach Absatz 1 und 2 als angenommen gilt, jedoch

1. im Falle der Neuwahl der Vertretung nicht vor dem Beginn der neuen Wahl-
periode,

2. im Falle der Berufung als Ersatzperson für eine ausgeschiedene Vertreterin 
oder einen ausgeschiedenen Vertreter nicht vor deren oder dessen Aus-
scheiden.

Abschnitt 5
Absage der Wahl, Nachwahl, Wiederholungswahl und einzelne Neuwahl

§ 52
Absage der Wahl; Nachwahl

(1) Wird während der Vorbereitung der Wahl ein offenkundiger, vor der Wahl 
nicht mehr behebbarer Mangel festgestellt, wegen dem die Wahl im Falle ihrer 
Durchführung im Wahlprüfungsverfahren für ungültig erklärt werden müsste, so 
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kann die Aufsichtsbehörde die Wahl im gesamten Wahlgebiet absagen. Die Auf-
sichtsbehörde kann abweichend von Satz 1 die Absage der Wahl auch auf einen 
bestimmten Teil des Wahlgebietes beschränken, wenn der Mangel nur die Durch-
führung der Wahl in diesem Teil des Wahlgebietes unmittelbar berührt und dieser 
Teil des Wahlgebietes höchstens ein Zehntel der Wahlberechtigten umfasst. Die 
Wahlleiterin oder der Wahlleiter macht die Absage der Wahl mit dem Hinweis 
öffentlich bekannt, dass zu einem späteren Zeitpunkt eine Nachwahl stattfi nden 
wird. Die Aufsichtsbehörde bestimmt unverzüglich den Tag der Nachwahl und 
den Umfang, in dem das Wahlverfahren zu erneuern ist.

(2) Eine Nachwahl fi ndet ferner statt

1. in einem Wahlgebiet, wenn die letzte Wahl nach § 37 Absatz 8 abgesagt 
worden oder gemäß § 48 Absatz 9 oder § 49 Absatz 7 gescheitert ist oder in 
einem Wahlkreis kein Wahlvorschlag zur Wahl steht,

2. in einem Wahlgebiet oder in einem Wahlkreis oder in einem Wahlbezirk, 
wenn dort die Wahl infolge höherer Gewalt oder aus sonstigem Grunde nicht 
durchgeführt werden kann.

(3) Die Nachwahl muss im Falle des Absatzes 2 Nummer 2 spätestens vier 
Wochen nach dem Wegfall der Hinderungsgründe, in allen übrigen Fällen spä-
testens fünf Monate nach dem Tage der Hauptwahl stattfi nden. Den Tag der 
Nachwahl bestimmt die Aufsichtsbehörde.

(4) Sobald feststeht, dass eine Nachwahl nach Absatz 2 Nummer 1 stattfi ndet, 
fordert die Wahlleiterin oder der Wahlleiter dazu auf, binnen einer von ihr oder 
ihm zu bestimmenden Frist Wahlvorschläge einzureichen und für die bereits 
zugelassenen Wahlvorschläge gemäß § 35 weitere Bewerbende zu benennen.

(5) Bei der Nachwahl nach Absatz 2 Nummer 2 wird nach den Wahlberechtigten-
verzeichnissen und Wahlvorschlägen der Hauptwahl gewählt.

(6) Findet die Nachwahl nur in einem Teil des Wahlgebietes statt, so wird ent-
sprechend ihrem Resultat das Wahlergebnis für das gesamte Wahlgebiet nach 
den bei der Hauptwahl anzuwendenden Grundsätzen neu festgestellt.

(7) Für die Nachwahl gelten im Übrigen die Vorschriften dieses Gesetzes. Die 
Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter kann im Einzelfall Regelungen zur 
Anpassung an besondere Verhältnisse treffen.
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§ 53
Wiederholungswahl

(1) Wird im Wahlgebiet oder in einem Wahlkreis oder in einem Wahlbezirk die 
Wahl im Wahlprüfungsverfahren für ungültig erklärt, so ist sie in dem in der Ent-
scheidung bestimmten Umfang zu wiederholen (Wiederholungswahl).

(2) Die Wiederholungswahl muss spätestens fünf Monate nach dem rechtskräf-
tigen Abschluss des Wahlprüfungsverfahrens stattfi nden. Den Tag der Wieder-
holungswahl und die für ihre Vorbereitung maßgeblichen Fristen und Termine 
bestimmt die Aufsichtsbehörde.

(3) Findet die Wiederholungswahl binnen sechs Monaten nach der Hauptwahl 
statt, so wird vorbehaltlich einer anderen Entscheidung im Wahlprüfungsverfah-
ren nach den Wahlvorschlägen der Hauptwahl gewählt. Sind seit der Hauptwahl 
mehr als sechs Monate vergangen, so wird die Wiederholungswahl im gesamten 
Wahlgebiet durchgeführt und das Wahlverfahren in allen Teilen erneuert.

(4) Findet die Wiederholungswahl nur in einem Teil des Wahlgebietes statt, so 
wird entsprechend ihrem Resultat das Wahlergebnis für das gesamte Wahlgebiet 
nach den bei der Hauptwahl anzuwendenden Grundsätzen neu festgestellt.

(5) Die Wiederholungswahl fi ndet für den Rest der Wahlperiode statt. Für die 
Wiederholungswahl gelten im Übrigen die Vorschriften dieses Gesetzes. Die 
Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter kann im Rahmen der Wahlprü-
fungsentscheidung Regelungen zur Anpassung des Wiederholungsverfahrens 
an besondere Verhältnisse treffen.

§ 54
Einzelne Neuwahl

(1) Ist mehr als die Hälfte der nach § 6 Absatz 2 und 3 oder § 20 Absatz 5 in 
Verbindung mit § 6 Absatz 2 vorgesehenen Sitze unbesetzt, so ist die Vertretung 
aufzulösen. Die Aufsichtsbehörde nimmt die Aufl ösung vor.

(2) Ist die Vertretung aufgelöst, so fi ndet für das Wahlgebiet eine einzelne Neu-
wahl statt. Den Wahltag bestimmt die Aufsichtsbehörde. Er muss innerhalb der 
nächsten fünf Monate liegen, es sei denn, die einzelne Neuwahl fi ndet innerhalb 
von zwei weiteren Monaten am Tag einer anderen Wahl oder Abstimmung statt.

(3) Bei einzelnen Neuwahlen infolge eines Gemeindezusammenschlusses 
bestimmt die Aufsichtsbehörde den Wahltag und den Tag einer etwa notwendig 
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werdenden Stichwahl, es sei denn, die Wahltermine sind durch den Gebietsän-
derungsvertrag bestimmt worden.

(4) Die einzelne Neuwahl fi ndet für den Rest der Wahlperiode statt. Findet die 
einzelne Neuwahl 48 Monate nach dem Tag der letzten landesweiten Kommu-
nalwahlen statt, so endet die Wahlperiode erst mit dem Ende der nächsten all-
gemeinen Wahlperiode.

(5) Für die einzelne Neuwahl gelten im Übrigen die Vorschriften dieses Gesetzes. 
Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter kann im Einzelfall Regelungen 
zur Anpassung an besondere Verhältnisse treffen.

Abschnitt 6
Wahlprüfung

§ 55
Wahleinspruch

(1) Jede wahlberechtigte Person des Wahlgebietes, jede Partei, politische 
Vereinigung oder Wählergruppe, die einen Wahlvorschlag eingereicht hat, 
jede Einzelbewerbende und jeder Einzelbewerbender, die für das Wahlgebiet 
zuständige Wahlleiterin oder der für das Wahlgebiet zuständige Wahlleiter 
sowie die für das Wahlgebiet zuständige Aufsichtsbehörde können gegen die 
Gültigkeit der Wahl Einspruch erheben (Wahleinspruch) mit der Begründung, 
dass die Wahl nicht den gesetzlichen Vorschriften entsprechend vorbereitet 
oder durchgeführt oder in anderer unzulässiger Weise in ihrem Ergebnis beein-
fl usst worden ist. Ein Wahleinspruch kann nicht darauf gestützt werden, dass 
ein Wahlvorschlag oder eine Bewerbende oder ein Bewerbender zu Unrecht 
zugelassen worden ist.

(2) Der Wahleinspruch ist bei der für das Wahlgebiet zuständigen Wahlleiterin 
oder dem für das Wahlgebiet zuständigen Wahlleiter frühestens am Tag der 
Wahl und spätestens zwei Wochen nach der Bekanntgabe des Wahlergebnisses 
(§ 50) mit Begründung schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu 
erklären; der Wahleinspruch der Wahlleiterin oder des Wahlleiters selbst ist an 
die Vertretung zu richten.

(3) Der Wahleinspruch gegen eine Feststellung oder Entscheidung, die aufgrund 
dieses Gesetzes oder der Kommunalwahlverordnung nach Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses getroffen wird, ist binnen zwei Wochen nach ihrer Bekanntgabe 
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zulässig. Dieses gilt nicht für Feststellungen und Entscheidungen im Wahlprü-
fungsverfahren. Ist die Feststellung oder Entscheidung den einspruchsberech-
tigten Personen zugestellt worden, so beginnt die Wahleinspruchsfrist für sie mit 
dem Tag der Zustellung. Im Übrigen gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Entscheidungen und Maßnahmen, die sich unmittelbar auf das Wahlverfah-
ren beziehen, können nur mit den Rechtsbehelfen, die in diesem Gesetz und 
in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen vorgesehen sind, 
sowie im Wahlprüfungsverfahren angefochten werden.

(5) Der Wahleinspruch hat keine aufschiebende Wirkung.

(6) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter legt die bei ihr oder ihm eingereichten 
Wahleinsprüche mit ihrer oder seiner Stellungnahme unverzüglich der neuge-
wählten Vertretung vor. 

§ 56
Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl

(1) Die Wahlprüfung obliegt der neugewählten Vertretung. Sie entscheidet über 
die Wahleinsprüche sowie über die Gültigkeit der Wahl von Amts wegen. Sie ver-
handelt und beschließt hierüber in öffentlicher Sitzung. Die Vertretung kann dem 
Haupt- oder Kreisausschuss oder einem anderen Ausschuss der Vertretung die 
Aufgabe der Vorprüfung von Wahleinsprüchen übertragen.

(2) In der Verhandlung sind die Beteiligten auf Antrag zu hören. Beteiligt sind 
die Wahlleiterin oder der Wahlleiter, diejenige Person, die den Wahleinspruch 
erhoben hat, und diejenige Vertreterin oder derjenige Vertreter oder diejenige 
Ersatzperson, gegen dessen oder deren Wahl der Wahleinspruch unmittelbar 
gerichtet ist.

(3) Eine Vertreterin oder ein Vertreter, die oder der zu den Beteiligten im Sinne 
des Absatzes 2 Satz 2 zählt, darf an der Beschlussfassung nicht teilnehmen.

§ 57
Inhalt der Entscheidung

(1) Die neugewählte Vertretung trifft nach Ablauf der in § 55 Absatz 2 bezeichne-
ten Frist durch Beschluss folgende Wahlprüfungsentscheidung:

1. Einwendungen gegen die Wahl liegen nicht vor. Die Wahl ist gültig; oder
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2. die Einwendungen gegen die Wahl sind unzulässig oder nicht begründet und 
werden zurückgewiesen. Die Wahl ist gültig; oder

3. die Einwendungen gegen die Wahl sind begründet. Die ihnen zugrunde 
liegenden Tatsachen haben das Wahlergebnis nicht oder nur unwesentlich 
beeinfl usst. Die Wahl ist gültig; oder

4. die Einwendungen gegen die Wahl sind sämtlich oder zum Teil begründet. 
Die den begründeten Einwendungen zugrunde liegenden Tatbestände sind 
so schwerwiegend, dass bei einer einwandfreien Durchführung der Wahl ein 
wesentlich anderes Wahlergebnis zustande gekommen oder festgestellt wor-
den wäre. Es wird

a. das Wahlergebnis neu festgestellt oder berichtigt oder
b. die Wahl ganz oder teilweise für ungültig erklärt.

(2) Bei Wahleinsprüchen nach § 55 Absatz 3 entscheidet die Vertretung durch 
Beschluss,

1. ob die Einwendungen begründet sind,
2. ob die Feststellung oder Entscheidung rechtens ist.

(3) Die Beschlüsse zu Absatz 1 Nummer 2 bis 4 sowie Absatz 2 sind zu begrün-
den.

§ 58
Zustellung der Entscheidung und Rechtsbehelf

(1) Die Wahlprüfungsentscheidung der Vertretung ist den Beteiligten binnen 
einer Frist von zwei Wochen schriftlich mit Begründung und Rechtsbehelfsbeleh-
rung (Absatz 2) zuzustellen, der Aufsichtsbehörde auch dann, wenn sie keinen 
Wahleinspruch erhoben hat.

(2) Gegen die Wahlprüfungsentscheidung der Vertretung ist innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe die Klage vor dem Verwaltungsgericht zulässig. Die 
allgemeinen Vorschriften über das verwaltungsgerichtliche Verfahren fi nden mit 
der Maßgabe Anwendung, dass die Klage gegen die Vertretung zu richten ist 
und ein Widerspruch gegen den Beschluss der Vertretung nicht stattfi ndet. Die 
Wahlleiterin oder der Wahlleiter und die Aufsichtsbehörde sind auch dann klage-
berechtigt, wenn der Wahleinspruch nicht von ihnen erhoben worden ist.

(3) Beschlüsse der Vertretung, die vor der Bestandskraft einer Entscheidung 
über die Ungültigkeit der Wahl gefasst worden sind, werden in ihrer Rechtswirk-
samkeit durch die Ungültigkeitserklärung nicht berührt.
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(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Wahlprüfungsentscheidungen im Sinne 
des § 57 Absatz 1 Nummer 1.

Abschnitt 7
Ausscheiden und Nachrücken von Vertreterinnen und Vertretern

§ 59
Verlust der Rechtsstellung einer Vertreterin oder eines Vertreters

(1) Eine Vertreterin oder ein Vertreter verliert ihren oder seinen Sitz

1. durch Verzicht,
2. durch Wegfall einer Voraussetzung ihrer oder seiner jederzeitigen Wählbar-

keit oder nachträgliche Feststellung des Fehlens einer Wählbarkeitsvoraus-
setzung zur Zeit der Wahl,

3. durch Wegfall der Gründe für ihre oder seine Berufung als Ersatzperson,
4. durch Berichtigung des Wahlergebnisses oder dessen Neufeststellung auf-

grund einer Nachwahl oder Wiederholungswahl,
5. durch eine Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren oder durch eine gericht-

liche Entscheidung, nach der die Wahl der Vertretung oder der Vertreterin 
oder des Vertreters ungültig ist,

6. durch Ablauf der Frist in § 51 Absatz 2 Satz 3 oder 5, wenn der nach dieser 
Regelung erforderliche Nachweis nicht geführt ist,

7. mit ihrer oder seiner Verwendung als Bedienstete oder Bediensteter, wenn 
sie oder er gemäß § 12 Absatz 1 bis 3 nicht zugleich der Vertretung ange-
hören kann und der Nachweis der Beendigung des Dienstverhältnisses nicht 
innerhalb einer Frist von vier Monaten nach Bekanntgabe der Inkompatibili-
tätsfeststellung der Wahlleiterin oder des Wahlleiters geführt wird, oder

8. mit dem Beginn ihrer oder seiner Amtszeit als Bürgermeisterin, Bürgermeis-
ter, Oberbürgermeisterin, Oberbürgermeister, Landrätin oder Landrat, wenn 
sie oder er kraft Amtes Mitglied der Vertretung ist.

Verlustgründe nach § 62 sowie anderen gesetzlichen Vorschriften bleiben unbe-
rührt.

(2) Der Verzicht ist nur wirksam, wenn er der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter 
mündlich zur Niederschrift oder schriftlich erklärt wird. Der Verzicht kann nicht 
widerrufen werden. Der Verzicht kann auf einen Tag in die Zukunft gerichtet sein.

(3) Der Wahlausschuss stellt in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 4, 
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6 und 7 unverzüglich den Verlust der Rechts stellung der Vertreterin oder des 
Vertreters fest, soweit dieser nicht bereits durch rechtskräftigen Richterspruch 
eingetreten ist; der betroffenen Person ist außer in den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 1 Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der Wahlausschuss kann 
diese Aufgabe auf die Wahlleiterin oder den Wahlleiter übertragen.

(4) Gegen die Feststellung nach Absatz 3 sind die in den §§ 55 bis 58 genannten 
Rechtsbehelfe gegeben. Entsprechendes gilt, wenn keine Feststellung getroffen 
wird, obwohl eine der in Absatz 1 Nummer 1 bis 4, 6 und 7 genannten Voraus-
setzungen für den Sitzverlust einer Vertreterin oder eines Vertreters vorliegt. Die 
Vertretung hat über die Einsprüche in der Weise zu beschließen, dass die Fest-
stellung des Wahlausschusses, der Wahlleiterin oder des Wahlleiters bestätigt, 
aufgehoben oder abgeändert wird. Ist der Wahlausschuss, die Wahlleiterin oder 
der Wahlleiter untätig geblieben, so trifft die Vertretung die entsprechende Fest-
stellung.

(5) Durch das Ausscheiden einer Vertreterin oder eines Vertreters wird die 
Rechtswirksamkeit ihrer oder seiner bisherigen Tätigkeit nicht berührt.

§ 60
Berufung von Ersatzpersonen

(1) Die nicht gewählten Bewerbenden des Wahlvorschlages einer Partei, politi-
schen Vereinigung oder Wählergruppe, auf die mindestens ein Sitz entfallen ist, 
sind Ersatzpersonen dieses Wahlvorschlages.

(2) Die Reihenfolge der Ersatzpersonen richtet sich nach der Höhe der auf sie 
entfallenden Stimmenzahlen; bei gleichen Stimmenzahlen entscheidet die Rei-
henfolge auf dem Wahlvorschlag. Bewerbende ohne Stimmenzahlen schließen 
sich an; ihre Reihenfolge bestimmt sich nach der Reihenfolge auf dem Wahl-
vorschlag.

(3) Lehnt eine gewählte Bewerbende oder ein gewählter Bewerbender die Wahl 
ab oder gilt ihre oder seine Wahl als abgelehnt, stirbt eine Vertreterin oder ein 
Vertreter oder verliert sie oder er ihren oder seinen Sitz, so geht der Sitz auf die in 
der Reihenfolge erste Ersatzperson des Wahlvorschlages über, auf dem die aus-
geschiedene Person gewählt worden ist. Wird eine Bewerbende oder ein Bewer-
bender sowohl zur Vertreterin oder zum Vertreter als auch zur Bürgermeisterin, 
zum Bürgermeister, zur Oberbürgermeisterin oder zum Oberbürgermeister der-
selben Gemeinde oder zur Landrätin oder zum Landrat desselben Landkreises 
gewählt und nimmt sie oder er die Wahl zur Bürgermeisterin, zum Bürgermeister, 
zur Oberbürgermeisterin, zum Oberbürgermeister, zur Landrätin oder zum Land-
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rat an, so geht der Sitz auf die erste Ersatzperson des Wahlvorschlages über, auf 
dem die oder der Bewerbende bei der Wahl zur Vertretung gewählt worden ist. Ist 
eine Ersatzperson auf dem wahlkreisbezogenen Wahlvorschlag nicht oder nicht 
mehr vorhanden, so gilt § 49 Absatz 5 entsprechend. Ist für eine Partei, politische 
Vereinigung oder Wählergruppe im Wahlgebiet keine Ersatzperson mehr vorhan-
den, so bleibt der Sitz bis zum Ablauf der Wahlperiode unbesetzt. Das gleiche 
gilt, wenn eine Einzelbewerbende oder ein Einzelbewerbender die Wahl ablehnt 
oder stirbt oder ihren oder seinen Sitz verliert. Die gesetzliche Mitgliederzahl der 
Vertretung vermindert sich für die Wahlperiode entsprechend.

(4) Der Sitz kann nicht auf Ersatzpersonen übergehen, die nach der Wahl aus 
der Partei ausgeschieden oder ausgeschlossen worden sind, wenn die Partei 
das Ausscheiden oder den Ausschluss vor dem Freiwerden des Sitzes der Wahl-
leiterin oder dem Wahlleiter schriftlich mitgeteilt hat.

(5) Im Falle der Mehrheitswahl (§ 5 Absatz 1 Satz 2) sind abweichend von den 
Absätzen 1 bis 3 die nicht gewählten Bewerbenden Ersatzpersonen in der Rei-
henfolge ihrer Stimmenzahlen.

(6) Die Feststellung nach den Absätzen 3 und 4 trifft der Wahlausschuss. Der 
Wahlausschuss kann diese Aufgabe auch auf die Wahlleiterin oder den Wahl-
leiter übertragen.

(7) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter benachrichtigt die Ersatzperson und gibt 
den Übergang des Sitzes öffentlich bekannt. § 51 gilt entsprechend.

(8) Gegen die Feststellung des Wahlausschusses oder der Wahlleiterin oder 
des Wahlleiters sind die in den §§ 55 bis 58 genannten Rechtsbehelfe gegeben. 
Entsprechendes gilt, wenn keine Feststellung getroffen wird, obwohl die Voraus-
setzungen des Absatzes 3 vorliegen. Die Vertretung hat über die Einsprüche 
in der Weise zu beschließen, dass die Feststellung des Wahlausschusses, der 
Wahlleiterin oder des Wahlleiters bestätigt, aufgehoben oder abgeändert wird. 
Ist der Wahlausschuss, die Wahlleiterin oder der Wahlleiter untätig geblieben, so 
trifft die Vertretung die entsprechende Feststellung.

(9) Wird die Feststellung des Wahlausschusses, der Wahlleiterin oder des Wahl-
leiters im Wahlprüfungsverfahren geändert, so wird hierdurch die Rechtswirk-
samkeit der bisherigen Beschlüsse der Vertretung und die bisherige Tätigkeit der 
oder des zu Unrecht als Ersatz person nachgerückten Vertreterin oder Vertreters 
nicht berührt.
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§ 61
Ausscheiden von Ersatzpersonen

(1) Lehnt eine Ersatzperson die Annahme eines Sitzes ab, so scheidet sie als 
Ersatzperson für die Wahlperiode aus. Das gleiche gilt in den Fällen des § 60 
Absatz 4.

(2) Eine Ersatzperson kann jederzeit auf die ihr als Ersatzperson zustehenden 
Rechte verzichten. Sie scheidet damit als Ersatzperson für die Wahlperiode aus. 
Der Verzicht ist der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter schriftlich zu erklären und 
kann nicht widerrufen werden.

(3) Verliert eine Ersatzperson die Wählbarkeit oder wird ihr Fehlen zur Zeit der 
Wahl nachträglich festgestellt, so scheidet sie als Ersatzperson für die Wahl-
periode aus. Das gleiche gilt, wenn eine Ersatzperson von einer Neufeststellung 
oder Berichtigung des Wahlergebnisses betroffen wird.

(4) Die Feststellung, ob die Voraussetzungen nach den Absätzen 1 bis 3 gegeben 
sind, trifft der Wahlausschuss. § 59 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 gilt entsprechend.

§ 62
Folgen eines Partei- oder Vereinigungsverbotes

(1) Wird eine Partei oder die Teilorganisation einer solchen durch das Bundes-
verfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt, verlieren die Vertreterinnen 
und Vertreter ihre Mitgliedschaft in der Vertretung sowie die Ersatzpersonen ihre 
Anwartschaft, sofern sie dieser Partei oder Teilorganisation in der Zeit zwischen 
der Antragstellung (§ 43 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes) und der 
Verkündung der Entscheidung (§ 46 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes) 
angehört haben.

(2) Wird eine politische Vereinigung durch das für Inneres zuständige Mitglied der 
Bundes- oder Landesregierung bestandskräftig verboten, verlieren die Vertrete-
rinnen und Vertreter ihre Mitgliedschaft in der Vertretung sowie die Ersatzperso-
nen ihre Anwartschaft, sofern sie dieser politischen Vereinigung zu irgendeinem 
Zeitpunkt zwischen Zustellung der Entscheidung und dem Eintritt der Unanfecht-
barkeit derselben angehört haben. Satz 1 gilt für mitgliedschaftlich organisierte 
Wählergruppen entsprechend.

(3) Die gemäß den Absätzen 1 und 2 freigewordenen Sitze bleiben unbesetzt. 
Die gesetzliche Mitgliederzahl der Vertretung vermindert sich für die Wahlperiode 
entsprechend.
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(4) Der Wahlausschuss stellt in den Fällen der Absätze 1 und 2 unverzüglich den 
Verlust der Rechtsstellung der von dem Partei- oder Vereinigungsverbot betroffe-
nen Vertreterinnen und Vertreter und den Verlust der Anwartschaft der von dem 
Verbot betroffenen Ersatzpersonen sowie die Anzahl der gemäß Absatz 3 unbe-
setzt bleibenden Sitze fest; § 59 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 gilt entsprechend.

Abschnitt 8
Unmittelbare Wahl der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sowie 

Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister

§ 63
Entsprechende Anwendung von Vorschriften

Auf die Wahl der Bürgermeisterin, des Bürgermeisters, der Oberbürgermeisterin 
oder des Oberbürgermeisters fi nden die Vorschriften der §§ 3, 8 bis 10, 12 bis 
19, 22 bis 25, § 28 Absatz 2 bis 8, § 28a, § 30 Absatz 2, § 31, §32 Absatz 1 und 
Absatz 2 Nummer 2 bis 4, §§ 33 bis 36, § 37 Absatz 1, 2 und 5 bis 7, §§ 38 bis 
42, § 43 Absatz 1 und 5, § 44, § 45 Absatz 1 Nummer 1 und 3 bis 6 und Absatz 3 
bis 5, §46 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 und Absatz 2 bis 5, § 48 Absatz 1 Nummer 1 
bis 4, 6 und 8 und Absatz 7, § 50, § 52 Absatz 1 Satz 1, 3 und 4, Absatz 2 Num-
mer 2, Absatz 3 und 5 bis 7, §53, § 54 Absatz 3 und 5, §§ 55 bis 58 und 62 ent-
sprechend Anwendung, soweit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist.

§ 64
Wahltag; Wahlzeit

(1) Die Wahl sowie eine etwa notwendig werdende Stichwahl fi nden an einem 
Sonntag oder einem gesetzlichen Feiertag statt.

(2) Die Aufsichtsbehörde bestimmt spätestens am 102. Tag vor der Wahl den 
Wahltag, den Tag einer etwa notwendig werdenden Stichwahl und die Wahlzeit, 
soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist oder das für Kommunal-
wahlrecht zuständige Mitglied der Landesregierung nicht durch Rechtsverord-
nung abweichende Regelungen trifft.

(3) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter macht spätestens am 92. Tag vor der 
Wahl den Wahltag, den Tag einer etwa notwendig werdenden Stichwahl und die 
Wahlzeit öffentlich bekannt.
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§ 65
Wählbarkeit

(1) Wählbar zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum ehrenamtlichen Bür-
germeister sind alle wahlberechtigten Personen, die am Wahltag nach § 11 wähl-
bar sind.

(2) Wählbar zur hauptamtlichen Bürgermeisterin, zum hauptamtlichen Bürger-
meister, zur Oberbürgermeisterin oder zum Oberbürgermeister sind alle Perso-
nen, die

1. Deutsche oder Unionsbürgerinnen oder Unionsbürger sind,
2. am Tag der Hauptwahl das 18. Lebensjahr vollendet haben,
3. in der Bundesrepublik Deutschland ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhn-

lichen Aufenthalt haben.

(3) Nicht wählbar zur hauptamtlichen Bürgermeisterin, zum hauptamtlichen Bür-
germeister, zur Oberbürgermeisterin oder zum Oberbürgermeister ist eine Deut-
sche oder ein Deutscher, die oder der

1. nach § 11 Absatz 2 Nummer 1 oder 2 von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist,
2. infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 

öffentlicher Ämter nicht besitzt,
3. aus dem Beamtenverhältnis entfernt, der oder dem das Ruhegehalt aber-

kannt oder gegen die oder den in einem dem Disziplinarverfahren entspre-
chenden Verfahren durch die Europäische Union, in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum eine entsprechende 
Maßnahme verhängt worden ist, in den auf die Unanfechtbarkeit der Maß-
nahme oder Entscheidung folgenden fünf Jahren oder

4. wegen einer vorsätzlichen Tat durch ein deutsches Gericht oder durch die 
rechtsprechende Gewalt eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen 
Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum zu einer Freiheitsstrafe verurteilt worden ist, die 
bei einer Beamtin oder einem Beamten den Verlust der Beamtenrechte zur 
Folge hätte, in den auf die Unanfechtbarkeit der Maßnahme oder Entschei-
dung folgenden fünf Jahren.

(4) Nicht wählbar zur hauptamtlichen Bürgermeisterin, zum hauptamtlichen 
Bürgermeister, zur Oberbürgermeisterin oder zum Oberbürgermeister ist eine 
Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger, die oder der

1. eine der vier Voraussetzungen des Absatzes 3 erfüllt oder
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2. infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im Herkunfts-
mitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

§ 66
(aufgehoben)

§ 67
Wahlberechtigtenverzeichnis für die Stichwahl

Für die Stichwahl wird das Wahlberechtigtenverzeichnis der Hauptwahl fortge-
schrieben.

§ 68
Wahlschein

Wahlberechtigte Personen, die

1. erst für die Stichwahl wahlberechtigt sind oder
2. nicht in das Wahlberechtigtenverzeichnis eingetragen sind und bereits für die 

erste Wahl einen Wahlschein bekommen haben,

erhalten nach Maßgabe der Kommunalwahlverordnung von Amts wegen einen 
Wahlschein für die Stichwahl.

§ 69
Einreichung der Wahlvorschläge

(1) Wahlvorschläge können von Parteien, von politischen Vereinigungen, von 
Wählergruppen und von Einzelbewerbenden eingereicht werden.

(2) Die Wahlvorschläge sind bis zum 66. Tag vor der Wahl, 12 Uhr, bei der 
zuständigen Wahlleiterin oder dem zuständigen Wahlleiter einzureichen.
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§ 70
Inhalt der Wahlvorschläge

(1) Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerbende oder einen Bewerbenden 
enthalten.

(2) Jeder Wahlvorschlag muss die in § 28 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 bezeichneten 
Angaben enthalten; § 28 Absatz 3 fi ndet sinngemäß Anwendung.

(3) In einen Wahlvorschlag darf nur aufgenommen werden, wer die Zustimmung 
dazu schriftlich erklärt hat.

(4) Mit dem Wahlvorschlag ist der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter eine Beschei-
nigung der Wahlbehörde einzureichen, dass die oder der vorgeschlagene Bewer-
bende am Wahltag wählbar ist. Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schrift-
lich ihre Zustimmung zur Benennung als Bewerbende erklärt haben, müssen 
der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter mit der Bescheinigung nach Satz 1 eine 
Versicherung an Eides statt über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, 
dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht infolge einer zivil- oder strafrecht-
lichen Einzelfallentscheidung von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind (§ 65 
Absatz 1 in Verbindung mit § 11 Absatz 3 Nummer 2 oder § 65 Absatz 4 Num-
mer 2); § 28 Absatz 7 Satz 3 gilt entsprechend. Bei den Wahlen der hauptamtli-
chen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sowie Oberbürgermeisterinnen und 
Oberbürgermeister haben die Bewerbenden gegenüber der Wahlbehörde an 
Eides statt zu versichern, dass sie nicht nach § 65 Absatz 3 von der Wählbarkeit 
ausgeschlossen sind. Die Wahlbehörde darf die Wählbarkeit nur bescheinigen, 
wenn ihr die Erklärung nach Satz 3 vorliegt.

(5) In Wahlgebieten mit mehr als 300 Einwohnerinnen und Einwohnern sind dem 
Wahlvorschlag mindestens zweimal so viele Unterstützungsunterschriften beizu-
fügen, wie in dem jeweiligen Wahlgebiet nach § 6 Absatz 2 Vertreterinnen und 
Vertreter zu wählen sind.

(6) Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach Absatz 5 gilt nicht 
fürAmtsinhaberinnen und Amtsinhaber, die sich der Wiederwahl stellen, sowie für 
Einzelbewerbende und Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen 
und Wählergruppen, die eine der in § 28a Absatz 7 genannten Voraussetzungen 
erfüllen.

(7) Die oder der Bewerbende darf bei den Wahlen der Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister sowie Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister nur auf 
einem Wahlvorschlag benannt sein.
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§ 71
Tod von Bewerbenden

(1) Stirbt eine Bewerbende oder ein Bewerbender nach der Zulassung des Wahl-
vorschlages, aber vor der Wahl, so fi ndet die Wahl nicht statt; die Wahl wird zu 
einem Termin nachgeholt, der innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach dem 
Tag der ausgefallenen Wahl liegen soll; den Wahltermin bestimmt die Aufsichts-
behörde.

(2) Im Falle der Benennung einer oder eines neuen Bewerbenden an Stelle der 
oder des verstorbenen Bewerbenden ist das Verfahren nach § 33 einzuhalten; 
der Unterstützungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 bedarf es nicht.

§ 72
Wahl

(1) Die Bürgermeisterin, der Bürgermeister, die Oberbürgermeisterin oder der 
Oberbürgermeister wird unmittelbar von den Bürgerinnen und Bürgern der 
Gemeinde oder Stadt nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl gewählt. Jede 
wahlberechtigte Person hat eine Stimme.

(2) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhalten hat, sofern diese Mehrheit mindestens 15 vom Hundert der wahlberech-
tigten Personen umfasst. Erhält keine Bewerbende und kein Bewerbender diese 
Mehrheit, so fi ndet frühestens am zweiten und spätestens am fünften Sonntag 
nach der Wahl eine Stichwahl unter den beiden Bewerbenden statt, welche bei 
der Wahl die höchsten Stimmenzahlen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das von der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter zu ziehende Los 
darüber, wer für die Stichwahl zugelassen wird. Bei der Stichwahl ist die oder 
der Bewerbende gewählt, die oder der die nach Satz 1 erforderliche Mehrheit 
erhalten hat. Erhält keine Bewerbende und kein Bewerbender diese Mehrheit, so 
wählt in diesem Fall die Vertretung die Bürgermeisterin, den Bürgermeister, die 
Oberbürgermeisterin oder den Oberbürgermeister.

(3) Nimmt nur eine Bewerbende oder nur ein Bewerbender an der Wahl teil oder 
wird nur eine Bewerbende oder nur ein Bewerbender für die Wahl zugelassen 
oder verzichtet eine oder einer der nach Absatz 2 Satz 2 und 3 zugelassenen 
Bewerbenden auf die Teilnahme an der Stichwahl, so fi ndet die Wahl oder die 
Stichwahl mit der oder dem verbliebenen Bewerbenden statt; sie oder er ist 
gewählt, wenn sie oder er die nach Absatz 2 Satz 1 erforderliche Mehrheit erhal-
ten hat. Erhält die oder der Bewerbende diese Mehrheit nicht, so wählt in diesem 
Fall die Vertretung die Bürgermeisterin, den Bürgermeister, die Oberbürgermeis-
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terin oder den Oberbürgermeister.

(4) Das Wahlverfahren einschließlich der Wahlvorbereitung ist zu wiederholen, wenn

1. die oder der einzige Bewerbende vor der Hauptwahl verstirbt oder die Wähl-
barkeit verliert,

2. eine oder einer der zugelassenen Bewerbenden vor der Stichwahl stirbt oder 
die Wählbarkeit verliert,

3. die oder der gewählte Bewerbende die Wahl nicht annimmt oder
4. die Wahl nach § 78 als abgelehnt gilt.

Die Wiederholungswahl einschließlich einer etwa notwendig werdenden Stich-
wahl muss binnen fünf Monaten stattfi nden; § 53 Absatz 2 Satz 2 gilt entspre-
chend. Für die Wiederholungswahl wird vorbehaltlich einer anderen Entschei-
dung der obersten Rechtsaufsichtsbehörde das Wahlberechtigtenverzeichnis der 
ersten Wahl fortgeschrieben. § 68 gilt entsprechend.

(5) Treten alle zugelassenen Bewerbenden vor der Wahl oder Stichwahl zurück 
oder wird kein gültiger Wahlvorschlag eingereicht, so wählt in diesen Fällen die 
Vertretung die Bürgermeisterin, den Bürgermeister, die Oberbürgermeisterin 
oder den Oberbürgermeister.

§ 73
Amtszeit der ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister

(1) Die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche Bürgermeister 
wird zugleich mit der Gemeindevertretung auf fünf Jahre gewählt. Den Wahl-
tag und den Tag einer etwa notwendig werdenden Stichwahl bestimmt das für 
Kommunalwahlrecht zuständige Mitglied der Landesregierung durch Rechts-
verordnung. Die Amtszeit beginnt am Tag nach der Annahme der Wahl, jedoch 
nicht vor dem Beginn der Wahlperiode der neugewählten Gemeindevertretung. 
Die Amtszeit der bisherigen Amtsinhaberin oder des bisherigen Amtsinhabers 
endet mit dem Zusammentritt der neugewählten Gemeindevertretung, spätes-
tens jedoch mit Ablauf des 30. Tages nach dem Tag der allgemeinen Kommu-
nalwahlen.

(2) Scheidet die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche Bür-
germeister vor Ablauf der Amtszeit aus dem Amt, so wählt vorbehaltlich des 
Absatzes 3 die Gemeindevertretung die neue ehrenamtliche Bürgermeiste-
rin oder den neuen ehrenamtlichen Bürgermeister für den Rest der laufen-
den Wahlperiode. Die Amtszeit der oder des Neugewählten beginnt mit der 
Annahme der Wahl.
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(3) Wird die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche Bürger-
meister durch Bürgerentscheid nach § 81 abgewählt, so fi ndet abweichend von 
Absatz 2 eine Neuwahl durch die Bürgerinnen und Bürger der Gemeinde für den 
Rest der Wahlperiode der Gemeindevertretung statt. Der Wahltag muss inner-
halb der nächsten fünf Monate liegen, es sei denn, die Wahl fi ndet innerhalb von 
zwei weiteren Monaten am Tag einer anderen Wahl oder Abstimmung statt. Die 
Amtszeit der oder des Neugewählten beginnt mit der Annahme der Wahl. Findet 
die Neuwahl 48 Monate nach dem Tag der letzten allgemeinen Kommunalwahlen 
statt, so endet die Amtszeit der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters erst mit 
dem Ende der nächsten allgemeinen Wahlperiode.

§ 74
Amtszeit der hauptamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 

sowie Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister

(1) Die hauptamtliche Bürgermeisterin, der hauptamtliche Bürgermeister, die 
Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeister wird als hauptamtliche Beam-
tin auf Zeit oder hauptamtlicher Beamter auf Zeit auf die Dauer von acht Jahren 
gewählt. Der Wahltag soll innerhalb der letzten fünf Monate der Amtszeit der 
bisherigen Amtsinhaberin oder des bisherigen Amtsinhabers liegen. Die Amts-
zeit beginnt am Tag nach der Annahme der Wahl, jedoch nicht vor Ablauf der 
Amtszeit der bisherigen Amtsinhaberin oder des bisherigen Amtsinhabers. Das 
Beamtenverhältnis auf Zeit wird mit Beginn der Amtszeit begründet; einer Ernen-
nung bedarf es nicht.

(2) Endet das Beamtenverhältnis der Bürgermeisterin, des Bürgermeisters, der 
Oberbürgermeisterin oder des Oberbürgermeisters vor dem Ablauf der Amtszeit, 
so fi ndet eine Neuwahl an einem Wahltag statt, der innerhalb der nächsten fünf 
Monate liegen soll; dasselbe gilt, wenn das Ruhen der Rechte und Pfl ichten aus 
dem Beamtenverhältnis wegen der Wahl in eine gesetzgebende Körperschaft 
eintritt; Absatz 1 Satz 1, 3 und 4 gilt entsprechend.

(3) Steht im Fall des Absatzes 2 schon vorher fest, wann das Beamtenverhält-
nis der Bürgermeisterin, des Bürgermeisters, der Oberbürgermeisterin oder des 
Oberbürgermeisters endet, so bestimmt die Aufsichtsbehörde einen möglichst 
noch innerhalb der letzten fünf Monate der Amtszeit der Amtsinhaberin oder des 
Amtsinhabers liegenden Wahltag sowie den Tag einer etwa notwendig werden-
den Stichwahl; Absatz 1 gilt entsprechend.

(4) Die Bestimmung der Bewerbenden (§ 33) darf frühestens zwei Jahre vor dem 
ersten Sonntag des Zeitraumes erfolgen, in dem die Neuwahl stattfi nden soll.
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§ 75
Stimmzettel

(1) Die Stimmzettel enthalten die zugelassenen Wahlvorschläge mit den Namen 
der zugelassenen Bewerbenden. Für die Reihenfolge der Wahlvorschläge gilt 
§ 39 Absatz 3 bis 5 sinngemäß.

(2) Wird nur ein Wahlvorschlag zugelassen, enthalten die Stimmzettel den 
Namen der oder des Bewerbenden und lauten auf „Ja“ und „Nein“. Dies gilt ent-
sprechend, wenn nur eine Bewerbende oder nur ein Bewerbender an der Stich-
wahl teilnimmt.

§ 76
Stimmabgabe

(1) Die wählende Person gibt ihre Stimme in der Weise ab, dass sie auf dem 
Stimmzettel die Bewerbende oder den Bewerbenden, der oder dem sie ihre 
Stimme geben will, durch Ankreuzen oder auf andere Weise zweifelsfrei kennzeich-
net. Ist für die Wahl oder Stichwahl nur eine Bewerbende oder nur ein Bewerbender 
zugelassen, so übt die wählende Person ihr Wahlrecht in der Weise aus, dass sie 
in einem der bei den Worten „Ja“ oder „Nein“ befi ndlichen Kreise ein Kreuz einsetzt 
oder auf andere Weise ihren Willen zweifelsfrei kenntlich macht.

(2) Die abgegebene Stimme ist ungültig, wenn einer der in § 45 Absatz 1 Num-
mer 1, 3 bis 6 genannten Fälle zutrifft oder der Stimmzettel keine oder mehr als 
eine Kennzeichnung enthält.

§ 77
Feststellung des Ergebnisses

(1) Der Wahlausschuss stellt fest, ob eine Bewerbende oder ein Bewerbender bei 
der Wahl gewählt ist oder welche beiden Bewerbenden für die Stichwahl zugelas-
sen sind. Verzichtet eine oder einer der nach § 72 Absatz 2 Satz 2 und 3 zugelas-
senen Bewerbenden auf die Teilnahme an der Stichwahl, stellt der Wahlausschuss 
fest, dass die oder der verbliebene Bewerbende an der Stichwahl teilnimmt.

(2) Bei der Stichwahl stellt der Wahlausschuss fest, welche oder welcher Bewer-
bende gewählt ist. Hat nur eine Bewerbende oder nur ein Bewerbender an der 
Stichwahl teilgenommen, stellt er fest, ob sie oder er die erforderliche Mehrheit 
erhalten hat.
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(3) Scheidet eine oder einer der zugelassenen Bewerbenden vor der Stichwahl 
durch Tod oder Verlust der Wählbarkeit aus, oder nimmt die oder der gewählte 
Bewerbende die Wahl nicht an, oder gilt die Wahl nach § 78 als abgelehnt, so 
wird in diesen Fällen festgestellt, dass das Wahlverfahren einschließlich der 
Wahlvorbereitung wiederholt wird.

(4) Erhält keiner der beiden an der Stichwahl teilnehmenden Bewerbenden die 
erforderliche Mehrheit oder nimmt nur eine Bewerbende oder nur ein Bewerben-
der an der Wahl oder Stichwahl teil und erreicht sie oder er nicht die erforderliche 
Mehrheit, so wird in diesen Fällen festgestellt, dass die Vertretung die Bürger-
meisterin, den Bürgermeister, die Oberbürgermeisterin oder den Oberbürger-
meister wählt.

§ 78
Annahme der Wahl

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter verständigt die oder den zur Bürgermeis-
terin, zum Bürgermeister, zur Oberbürgermeisterin oder zum Oberbürgermeister 
gewählten Bewerbenden schriftlich von ihrer oder seiner Wahl und fordert sie 
oder ihn auf, binnen einer Woche schriftlich zu erklären, ob sie oder er die Wahl 
annimmt. Die Wahl kann nur vorbehaltlos angenommen werden; der Annahme-
erklärung beigefügte Vorbehalte oder Bedingungen sind unwirksam. Wird inner-
halb der Frist keine schriftliche Erklärung abgegeben, gilt die Wahl als abgelehnt.

(2) § 51 Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 79
Wahleinspruch

Gegen die Gültigkeit der Wahl kann auch die oder der Bewerbende eines zurück-
gewiesenen Wahlvorschlages nach Maßgabe des § 55 Einspruch erheben. 
Findet eine Stichwahl statt, kann frühestens am Tag der Stichwahl Einspruch 
erhoben werden.

§ 80
Beschluss der Vertretung; Rechtsbehelf

(1) Die Vertretung hat über die Gültigkeit der Wahl und über Einsprüche nach den 
§§ 55 und 79 in folgender Weise zu entscheiden:
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1. Einwendungen gegen die Wahl liegen nicht vor. Die Wahl ist gültig; oder
2. die Einwendungen gegen die Wahl sind unzulässig oder nicht begründet und 

werden zurückgewiesen. Die Wahl ist gültig; oder
3. die Einwendungen gegen die Wahl sind begründet. Die ihnen zugrunde 

liegenden Tatsachen haben das Wahlergebnis nicht oder nur unwesentlich 
beeinfl usst. Die Wahl ist gültig; oder

4. war die oder der gewählte Bewerbende nicht wählbar oder sind die den 
begründeten Einwendungen zugrunde liegenden Tatbestände so schwerwie-
gend, dass bei einer einwandfreien Durchführung der Wahl ein wesentlich 
anderes Wahlergebnis zustande gekommen oder festgestellt worden wäre 
oder führt die Neufeststellung des Wahlergebnisses dazu, dass keine Bewer-
bende und kein Bewerbender gewählt ist, oder die Stichwahl nicht mit den 
beiden Bewerbenden mit den höchsten Stimmenzahlen durchgeführt worden 
ist, so ist die Wahl ungültig.

(2) Die Klage nach § 58 steht auch der oder dem Bewerbenden zu, die oder der 
nach § 79 Einspruch erhoben hat.

(3) Amtshandlungen der Bürgermeisterin, des Bürgermeisters, der Oberbürger-
meisterin oder des Oberbürgermeisters, die vor der Bestandskraft einer Ent-
scheidung über die Ungültigkeit der Wahl vorgenommen worden sind, werden in 
ihrer Rechtswirksamkeit durch die Ungültigkeitserklärung nicht berührt.

§ 81
Abwahl

(1) Die oder der unmittelbar von den wahlberechtigten Personen oder mittelbar 
von der Vertretung der Gemeinde oder Stadt gewählte Bürgermeisterin, Bür-
germeister, Oberbürgermeisterin oder Oberbürgermeister kann von den wahl-
berechtigten Personen der Gemeinde oder Stadt durch Bürgerentscheid vor 
Ablauf ihrer oder seiner Amtszeit abgewählt werden. Sie oder er ist abgewählt, 
wenn eine Mehrheit der abstimmenden Personen, mindestens jedoch ein Vier-
tel der wahlberechtigten Personen, für die Abwahl der Amtsinhaberin oder des 
Amtsinhabers stimmt. Eine hauptamtliche Bürgermeisterin, ein hauptamtlicher 
Bürgermeister, eine Oberbürgermeisterin oder ein Oberbürgermeister gilt ferner 
als abgewählt, wenn sie oder er binnen einer Woche nach dem Beschluss der 
Vertretung nach Absatz 2 Nummer 2 auf eine Entscheidung über ihre oder seine 
Abwahl durch Bürgerentscheid verzichtet. Der Verzicht ist nur wirksam, wenn 
er der oder dem Vorsitzenden der Vertretung mündlich zur Niederschrift oder 
schriftlich erklärt wird. Der Verzicht kann nicht widerrufen werden.

(2) Zur Einleitung des Bürgerentscheides nach Absatz 1 bedarf es
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1. eines Bürgerbegehrens, das binnen eines Monats vor seiner Einreichung 
unterzeichnet worden ist
a. in Gemeinden bis zu 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern von min-

destes 25 vom Hundert der wahlberechtigten Personen,
b. in Gemeinden von mehr als 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 

bis zu 60 000 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens 20 vom 
Hundert der wahlberechtigen Personen und

c. in Gemeinden mit mehr als 60 000 Einwohnerinnen und Einwohnern von 
mindestens 15 vom Hundert der wahlberechtigten Personen, oder

2. eines von mindestens der Hälfte der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der 
Vertretung unterzeichneten Antrages und eines mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Vertretung zu fassenden 
Beschlusses. Zwischen der Antragstellung und der Beschlussfassung muss 
mindestens ein Monat, dürfen jedoch höchstens drei Monate liegen.

(3) Das Bürgerbegehren nach Absatz 2 Nummer 1 ist schriftlich bei der zustän-
digen Wahlleiterin oder dem zuständigen Wahlleiter einzureichen. Es muss den 
Gegenstand zweifelsfrei erkennen lassen; § 31 gilt entsprechend. Jeder Unter-
schriftsbogen muss enthalten:

1. eine Überschrift, die den Gegenstand des Bürgerbegehrens zweifelsfrei 
erkennen lässt,

2. den Namen, Vornamen, Tag der Geburt und die Anschrift (des ständigen 
Wohnsitzes) der unterzeichnenden wahlberechtigten Person in deutlich les-
barer Form,

3. die handschriftliche Unterschrift der unterzeichnenden wahlberechtigten 
Person,

4. das Datum der Unterschriftsleistung.

(4) Ungültig sind Eintragungen,

1. wenn die Frist des Absatzes 2 Nummer 1 nicht gewahrt ist,
2. die auf Unterschriftsbogen erfolgt sind, die keine ordnungsgemäße Über-

schrift enthalten,
3. wenn die unterzeichnende Person zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung 

nicht wahlberechtigt ist,
4. wenn die Identität der unterzeichnenden wahlberechtigten Person nicht zwei-

felsfrei zu erkennen ist,
5. die nicht zweifelsfrei erkennen lassen, dass die unterzeichnende Person am 

Tag ihrer Unterschriftsleistung das 16. Lebensjahr vollendet hat,
6. bei denen die handschriftliche Unterschriftsleistung der un terzeichnenden 

Person oder das Datum der Unterschriftsleistung fehlt,
7. die einen Vorbehalt enthalten oder
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8. die mehrfach sind.

(5) Bei Bürgerbegehren nach Absatz 2 Nummer 1 ist der maßgebliche Stichtag 
für die Feststellung der Zahl der wahlberechtigten Personen der Tag des Ein-
gangs des Bürgerbegehrens.

(6) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter ermittelt unverzüglich das Ergebnis des 
Bürgerbegehrens. Die Vertretung stellt in öffentlicher Sitzung nach Anhörung der 
Wahlleiterin oder des Wahlleiters fest, ob das Bürgerbegehren zustande gekom-
men ist; sie ist an die Ergebnisermittlung des Wahlleiters nicht gebunden.

(7) Sind die Voraussetzungen nach Absatz 2 für die Durchführung des Bürger-
entscheides gegeben, ist dieser binnen zwei Monaten nach Bekanntgabe der 
Feststellung nach Absatz 6 Satz 2 oder des Beschlusses nach Absatz 2 Nummer 
2 durchzuführen. Die Vertretung bestimmt den Abstimmungstag; § 7 Absatz 2 gilt 
entsprechend. Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter macht den Abstimmungstag 
unverzüglich öffentlich bekannt.

(8) Die Stimmzettel für den Bürgerentscheid müssen die zu entscheidende Frage 
sowie den Namen und Vornamen der Amtsinhaberin oder des Amtsinhabers ent-
halten. Die Frage ist so zu stellen, dass sie mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet 
werden kann.

(9) Der Wahlausschuss stellt das Ergebnis des Bürgerentscheides fest. Die Wahl-
leiterin oder der Wahlleiter unterrichtet die Vertretung und die Amtsinhaberin oder 
unverzüglich über das festgestellte Ergebnis und macht es öffentlich bekannt.

(10) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Durch-
führung des Bürgerentscheides die Vorschriften dieses Gesetzes und der auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen über die Wahl der 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sowie Oberbürgermeisterinnen und 
Oberbürgermeister sinngemäß.

§ 82
Verlust der Rechtsstellung einer Bürgermeisterin oder eines Bürgermeisters 

oder einer Oberbürgermeisterin oder eines Oberbürgermeisters

(1) Die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche Bürgermeister 
verliert ihr oder sein Amt

1. durch Verzicht,
2. durch Wegfall einer Voraussetzung ihrer oder seiner jederzeitigen Wählbar-
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keit oder nachträgliche Feststellung des Fehlens einer Wählbarkeitsvoraus-
setzung zur Zeit der Wahl,

3. durch Berichtigung des Wahlergebnisses oder dessen Neufeststellung auf-
grund einer Nachwahl oder Wiederholungswahl,

4. durch eine Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren oder durch eine gericht-
liche Entscheidung, nach der die Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürger-
meisters ungültig ist,

5. durch Ablauf der in § 78 Absatz 2 in Verbindung mit § 51 Absatz 2 Satz 3 oder 
5 bestimmten Frist, wenn der nach dieser Regelung erforderliche Nachweis 
nicht geführt ist,

6. mit ihrer oder seiner Verwendung als Bedienstete, wenn sie oder er gemäß 
§ 12 Absatz 1 bis 3 nicht zugleich der Vertretung angehören kann und der 
Nachweis der Beendigung des Dienstverhältnisses nicht innerhalb einer Frist 
von vier Monaten nach Bekanntgabe der Inkompatibilitätsfeststellung der 
Wahlleiterin oder des Wahlleiters geführt wird, oder

7. durch Bürgerentscheid nach § 81, wenn die Mehrheit der abstimmenden Per-
sonen, jedoch mindestens ein Viertel der wahlberechtigten Personen, für ihre 
oder seine Abwahl stimmt.

Der Verzicht ist nur wirksam, wenn er der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter oder 
der Amtsdirektorin oder dem Amtsdirektor mündlich zur Niederschrift oder schrift-
lich erklärt wird; § 59 Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(2) Eine hauptamtliche Bürgermeisterin, ein hauptamtlicher Bürgermeister, eine 
Oberbürgermeisterin oder ein Oberbürgermeister verliert ihr oder sein Amt

1. durch Wegfall einer Voraussetzung ihrer oder seiner jederzeitigen Wählbar-
keit oder nachträgliche Feststellung des Fehlens einer Wählbarkeitsvoraus-
setzung zur Zeit der Wahl,

2. durch Berichtigung des Wahlergebnisses oder dessen Neufeststellung auf-
grund einer Nachwahl oder Wiederholungswahl,

3. durch eine Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren oder durch eine gericht-
liche Entscheidung, nach der die Wahl der hauptamtlichen Bürgermeisterin, 
des hauptamtlichen Bürgermeisters, der Oberbürgermeisterin oder des 
Oberbürgermeisters ungültig ist, oder

4. durch Bürgerentscheid nach § 81, wenn die Mehrheit der abstimmenden Per-
sonen, jedoch mindestens ein Viertel der wahlberechtigten Personen, für ihre 
oder seine Abwahl stimmt,

5. durch Verzicht nach § 81 Absatz 1 Satz 3.

Verlustgründe nach anderen gesetzlichen Vorschriften bleiben unberührt.

(3) Der Wahlausschuss stellt in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3, 5 und 6 
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oder des Absatzes 2 Nummer 1 und 2 unverzüglich den Verlust der Rechtsstel-
lung der Bürgermeisterin, des Bürgermeisters, der Oberbürgermeisterin oder 
des Oberbürgermeisters fest, soweit dieser nicht bereits durch rechtskräftigen 
Richterspruch eingetreten ist; der oder dem Betroffenen ist außer in den Fällen 
des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 oder des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 5 Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben. Im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 7 
oder des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 4 oder 5 scheidet die Bürgermeisterin, der 
Bürgermeister, die Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeister mit Ablauf 
des Tages, an dem der Wahlausschuss die für die Abwahl erforderliche Mehrheit 
feststellt oder an dem sie oder er den Verzicht nach § 81 Absatz 1 Satz 3 erklärt, 
aus ihrem oder seinem Amt. § 59 Absatz 3 Satz 2, Absatz 4 und 5 gilt sinngemäß.

(4) In der amtsangehörigen Gemeinde, in der kein Wahlausschuss vorhanden 
ist, nimmt der auf der Ebene des Amtes gebildete Wahlausschuss die Aufgaben 
nach Absatz 3 wahr.

(5) Verliert eine unmittelbar gewählte hauptamtliche Beamtin auf Zeit oder ein 
unmittelbar gewählter hauptamtlicher Beamter auf Zeit nach der Wahl bis zum 
Beginn der Amtszeit die Wählbarkeit, so wird kein Beamtenverhältnis begründet. 
Die Aufsichtsbehörde stellt den Verlust der Wählbarkeit fest. Verliert die oder der 
Gewählte nach dem Beginn der Amtszeit die Wählbarkeit, so gelten die Vorschrif-
ten über die Beendigung des Beamtenverhältnisses.

(6) Die Begründung eines Beamtenverhältnisses auf Zeit ist nichtig, wenn die 
Wahl im Wahlprüfungsverfahren oder durch eine gerichtliche Entscheidung als 
ungültig festgestellt ist; § 7 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes gilt entspre-
chend.

(7) § 80 Absatz 3 gilt entsprechend.

Abschnitt 9
Unmittelbare Wahl der Landrätinnen und Landräte

§ 83
Wahl und Abwahl der Landrätinnen und Landräte

Auf die Wahl und die Abwahl der Landrätin oder des Landrates fi nden die Vor-
schriften des Abschnittes 8 entsprechend Anwendung.
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Abschnitt 10
Unmittelbare Wahl der Ortsbeiräte sowie Ortsvorsteherinnen und 

Ortsvorsteher

§ 84
Anwendbarkeit von Vorschriften

(1) Für die unmittelbare Wahl des Ortsbeirates fi nden die Vorschriften der §§ 4, 
5, 8 bis 11, 13 bis 18a, 22 bis 26, § 27 Absatz 1 bis 3 Nummer 1, § 28 Absatz 1 
Satz 1, 2 und 7 und Absatz 2 bis 8, § 28a Absatz 1 und 3 bis 8, §§30 bis 36, §  37 
Absatz 1 bis 4, 7 und 8, §§ 38 bis 46, 48 und 50 bis 62 sinngemäß Anwendung, 
soweit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist.

(2) Für die unmittelbare Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers fi nden 
die Vorschriften der §§ 8 bis 11, 13 bis 18a, 22 und 31, § 32 Absatz 1 und Absatz 
2 Nummer 2 bis 4, §§ 33, 33a, 35 und 36, § 37 Absatz 1, 2 und 7, §§ 38 und 
40 bis 42, § 43 Absatz 1 und 5, §§44, 50, § 52 Absatz 1 Satz 1, 3 und 4, Absatz 
2 Nummer 2, Absatz 3 und 5 bis 7, § 53, § 54 Absatz 5, § 62, § 64 Absatz 1 und 
3, §§ 67 und 68 in Verbindung mit §§ 23 bis 25, § 69 in Verbindung mit § 27 
Absatz 3 Nummer 1, § 70 in Verbindung mit § 28 Absatz 2 bis 8 und § 28a Absatz 
3 bis 8, § 71 in Verbindung mit § 34, §§ 72 und 73 Absatz 1, § 75 in Verbindung 
mit § 39, § 76 in Verbindung mit § 45 Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 6 und Absatz 
3 bis 5, §77 in Verbindung mit § 46 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 und Absatz 2 bis 5 
und § 48 Absatz 1 Nummer 1 bis 4, 6 und 8 und Absatz 7, § 78 in Verbindung mit 
§ 51 Absatz 2, §§ 79 und 80 in Verbindung mit §§ 55 bis 58 sowie §§ 81 und 82 
sinngemäß Anwendung, soweit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist.

(3) Soweit die §§ 52 bis 54 sinngemäß Anwendung fi nden, bestimmt die Wahl-
leiterin oder der Wahlleiter den Wahltag und tritt im Übrigen in kreisfreien Städten 
die Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeister, in amtsfreien Gemeinden 
die hauptamtliche Bürgermeisterin oder der hauptamtliche Bürgermeister und in 
amtsangehörigen Gemeinden die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor an die 
Stelle der Aufsichtsbehörde.

(4) Wird der Ortsbeirat oder die Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher durch 
eine Bürgerversammlung gewählt, ist das Wahlverfahren durch die Hauptsat-
zung zu regeln. In diesem Falle fi nden die Vorschriften dieses Gesetzes, soweit 
sie das Wahlverfahren regeln, keine unmittelbare Anwendung.
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§ 85
Wahltag und Wahlzeit

(1) Die Wahlberechtigten des Ortsteiles wählen den Ortsbeirat oder die Ortsvor-
steherin oder den Ortsvorsteher am Tag der landesweiten Kommunalwahlen auf 
fünf Jahre.

(2) Findet die Wahl abweichend von Absatz 1 während der allgemeinen Wahlpe-
riode statt, wird der Ortsbeirat oder die Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher für 
den Rest der allgemeinen Wahlperiode gewählt. Abweichend hiervon endet die 
Wahlperiode erst mit dem Ende der nächsten allgemeinen Wahlperiode, wenn 
die Wahl 48 Monate nach dem Tag der letzten landesweiten Kommunalwahlen 
stattfi ndet.

(3) In den Fällen des Absatzes 2 bestimmt die Wahlleiterin oder der Wahlleiter 
den Wahltag und gegebenenfalls auch den Tag einer etwa notwendig werdenden 
Stichwahl.

§ 86
Wahlberechtigung, Wählbarkeit und Inkompatibilität

(1) Wahlberechtigt sind alle Personen, die nach den §§ 8 und 9 wahlberechtigt 
sind und in dem Ortsteil ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt haben. Wählbar sind alle wahlberechtigten Personen, die nach § 11 wählbar 
sind und in dem Ortsteil ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
haben.

(2) Personen, die nach § 12 nicht zugleich Mitglied der Vertretung der Gemeinde 
sein können, und der die hauptamtliche Bürgermeisterin, der hauptamtliche Bür-
germeister, die Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeister der Gemeinde 
können nicht zugleich Mitglied des Ortsbeirates sein oder das Amt der Ortsvor-
steherin oder des Ortsvorstehers ausüben, wenn der betreffende Ortsteil in die-
ser Gemeinde gelegen ist.

§ 87
Wahlorgane

Die Wahlorgane für die Wahl zur Gemeindevertretung oder Stadtverordnetenver-
sammlung sind auch für die Wahl des Ortsbeirates oder Ortsvorstehers zustän-
dig.
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§ 88
Wahlgebiet, Wahlkreis und Wahlbezirk

(1) Wahlgebiet ist das Gebiet des Ortsteiles.

(2) Der Ortsteil bildet einen Wahlkreis.

(3) Für die Stimmabgabe bildet jeder Ortsteil mindestens einen Wahlbezirk.

§ 89
Bestimmung der Bewerbenden

(1) Die für die Wahl zur Gemeindevertretung oder Stadtverordnetenversamm-
lung wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe oder deren Delegierte können auch die Bewerbenden und ihre Reihen-
folge für die Wahl des Ortsbeirates oder die Bewerbende oder den Bewerbenden 
für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers bestimmen, sofern die 
Anzahl der in dem betreffenden Ortsteil wahlberechtigten Mitglieder der Partei, 
politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mit-
gliederversammlung ausreicht. In dem Fall, dass selbst die Anzahl der in der 
Gemeinde oder Stadt wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung 
einer Mitgliederversammlung ausreicht, gilt § 33 Absatz 3 entsprechend.

(2) Sind bei der Wahl des Ortsbeirates drei Mitglieder zu wählen, können auf 
einem Wahlvorschlag abweichend von § 28 Absatz 1 Satz 2 bis zu sechs Bewer-
bende benannt werden.

§ 90
Wahlprüfung

Die Wahlprüfung ist Sache der Gemeindevertretung oder Stadtverordnetenver-
sammlung.

§ 91
Rechtsfolgen von abgesagten oder gescheiterten Wahlen

(1) Wird festgestellt, dass bei der unmittelbaren Wahl der Ortsvorsteherin oder 
des Ortsvorstehers

1. kein gültiger Wahlvorschlag eingereicht oder zugelassen worden ist,
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2. alle zugelassenen Bewerbenden vor der Wahl oder Stichwahl zurückgetreten 
sind,

3. die oder der zugelassene Bewerbende die nach § 72 Absatz 2 Satz 1 erfor-
derliche Mehrheit verfehlt oder bei der Stichwahl keine Bewerbende und kein 
Bewerbender diese Mehrheit erhalten hat oder

4. die oder der gewählte Bewerbende die Wahl nicht gemäß § 78 annimmt,

so wählt die Gemeindevertretung oder Stadtverordnetenversammlung die Orts-
vorsteherin oder den Ortsvorsteher. Stattdessen kann die Gemeindevertretung 
oder Stadtverordnetenversammlung beschließen, dass die Aufgaben des Orts-
vorstehers für den Rest der allgemeinen Wahlperiode von ihr wahrgenommen 
werden.

(2) Scheidet die oder der unmittelbar von den Bürgerinnen und Bürgern des 
Ortsteils oder mittelbar von der Gemeindevertretung oder Stadtverordnetenver-
sammlung gewählte Ortsvorsteherin oder Ortsvorsteher vor Ablauf der Amtszeit 
aus dem Amt, so wählt die Gemeindevertretung oder Stadtverordnetenversamm-
lung die Nachfolgerin oder den Nachfolger der oder des Ausgeschiedenen für 
den Rest der allgemeinen Wahlperiode; Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Dies 
gilt nicht, wenn die oder der Ausgeschiedene von den Bürgerinnen und Bürgern 
des Ortsteils durch Bürgerentscheid abgewählt worden ist.

(3) Wird die Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher durch Bürgerentscheid abge-
wählt, so fi ndet eine Neuwahl durch die Bürgerinnen und Bürger des Ortsteils für 
den Rest der allgemeinen Wahlperiode statt; Absatz 1 und § 73 Absatz 3 Satz 2 
bis 4 gelten entsprechend. Scheidet auch die neu gewählte Ortsvorsteherin oder 
der neu gewählte Ortsvorsteher vorzeitig aus dem Amt, so gelten Satz 1 und 
Absatz 2 entsprechend.

(4) Wird festgestellt, dass bei der Wahl des Ortsbeirates

1. kein gültiger Wahlvorschlag eingereicht oder zugelassen worden ist oder
2. keine hinreichende Anzahl von Bewerbenden zur Wahl steht,

so sagt die Wahlleiterin oder der Wahlleiter die Wahl ab und macht dies öffentlich 
bekannt. Die Nachwahl soll innerhalb der nächsten sechs Monate stattfi nden. 
Eine Nachwahl des Ortsbeirates fi ndet ferner statt, wenn bei der Wahl mehr als 
die Hälfte der zu vergebenden Sitze nicht besetzt werden kann. Scheitert auch 
die Nachwahl, so nimmt die Gemeindevertretung oder Stadtverordnetenver-
sammlung die Aufgaben des Ortsbeirates für den Rest der allgemeinen Wahl-
periode wahr. Stattdessen kann die Gemeindevertretung oder Stadtverordne-
tenversammlung die Mitglieder des Ortsbeirates für den Rest der allgemeinen 
Wahlperiode wählen; § 86 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 gilt entsprechend.
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Abschnitt 11
Gemeinsame Schlussvorschriften

§ 92
Ehrenamtliche Mitwirkung

(1) Die beisitzenden Mitglieder der Wahlausschüsse und die Mitglieder der Wahl-
vorstände üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Zur Übernahme dieser Ehren-
ämter ist vorbehaltlich der Absätze 4 und 5 jede wahlberechtigte Person ver-
pfl ichtet.

(2) Ehrenamtlichen Mitwirkenden in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis ist die 
Zeit, die sie zur Ausübung des Ehrenamtes benötigen, zu gewähren.

(3) Behörden und Einrichtungen des Landes, Gemeinden, Gemeindeverbände 
und der Aufsicht des Landes unterstehende sonstige juristische Personen des 
öffentlichen Rechts sind verpfl ichtet, den Wahlleiterinnen und Wahlleitern auf 
Anforderung Bedienstete zu benennen und für die Mitwirkung in einem Wahl-
organ freizustellen; zwingend erforderliche Tätigkeiten öffentlicher Dienste dür-
fen nicht unterbrochen werden. Die ersuchte Stelle hat die betroffenen Personen 
über die übermittelten Daten und die empfangende Stelle zu benachrichtigen.

(4) Niemand darf in mehr als einem Wahlorgan Mitglied sein. Wahlbewerbende, 
Vertrauenspersonen und stellvertretende Vertrauenspersonen für Wahlvor-
schläge dürfen nicht Wahlleiterin, Wahlleiter, stellvertretende Wahlleiterin oder 
stellvertretender Wahlleiter sein und keine ehrenamtliche Tätigkeit nach Absatz 1 
Satz 1 ausüben. Wahlleiterinnen, Wahlleiter, stellvertretende Wahlleiterinnen und 
stellvertretende Wahlleiter scheiden mit ihrer schriftlichen Zustimmung zur Auf-
nahme in einen Wahlvorschlag (§ 28 Absatz 5 oder § 70 Absatz 3) oder mit ihrer 
Benennung auf einem Wahlvorschlag als Vertrauensperson oder stellvertretende 
Vertrauensperson aus ihrem Amt aus. Satz 3 gilt für die beisitzenden Mitglieder 
der Wahlausschüsse und die Mitglieder der Wahlvorstände entsprechend.

(5) Die Übernahme einer ehrenamtlichen Tätigkeit nach Absatz 1 Satz 1 dürfen 
insbesondere ablehnen

1. die Mitglieder des Europäischen Parlaments, des Deutschen Bundestages, 
des Landtages, der Bundesregierung und der Landesregierung,

2. die im öffentlichen Dienst Beschäftigten, die amtlich mit dem Vollzug der 
Wahl oder mit der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
beauftragt sind,

3. wahlberechtigte Personen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben,
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4. wahlberechtigte Personen, die glaubhaft machen, dass ihnen die Fürsorge 
für ihre Familie die Ausübung des Amtes in besonderem Maße erschwert,

5. wahlberechtigte Personen, die glaubhaft machen, dass sie aus dringenden 
Gründen oder wegen einer Krankheit oder wegen einer Behinderung nicht in 
der Lage sind, das Amt ordnungsgemäß zu führen sowie

6. wahlberechtigte Personen, die sich am Wahltag aus zwingenden Gründen 
außerhalb ihres Wohnortes aufhalten.

(6) Die Wahlbehörde ist befugt, eine Datei von wahlberechtigten Personen anzu-
legen, die zur Tätigkeit in den Wahlvorständen verpfl ichtet und geeignet sind. Zu 
diesem Zweck dürfen folgende Daten verarbeitet werden:

1. Vor- und Familiennamen,
2. Wohnort und Anschrift,
3. Telefonnummern und E-Mail-Adressen,
4. Tag der Geburt sowie
5. bisherige Mitwirkung in Wahlvorständen sowie die jeweils ausgeübte Funktion.

Auf das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grund-
verordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72) ist vor 
jeder Wahl durch öffentliche Bekanntmachung hinzuweisen.

§ 93
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. entgegen § 92 ohne gesetzlichen Grund die Übernahme einer ehrenamt-
lichen Tätigkeit ablehnt oder sich ohne genügende Entschuldigung diesen 
Pfl ichten entzieht oder

2. entgegen § 42 Absatz 2 Ergebnisse von Befragungen von wählenden Per-
sonen nach der Stimmabgabe über den Inhalt der Wahlentscheidung vor 
Schließung der Wahllokale, 18 Uhr, veröffentlicht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 1 kann mit einer Geldbuße 
bis zu 500 Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 2 mit einer Geld-
buße bis zu 50 000 Euro geahndet werden.

(3) Behörde ist bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 1 die Kreis-
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wahlleiterin oder der Kreiswahlleiter, bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
Nummer 2 die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter.

§ 94
Kosten

(1) Die kreisangehörige Stadt oder Gemeinde trägt die ihr entstehenden Kosten 
der Wahlen der Vertretung und der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 
sowie der Ortsteilwahlen. Die kreisfreie Stadt trägt die ihr entstehenden Kosten 
der Wahlen der Stadtverordnetenversammlung und der Oberbürgermeisterin 
oder des Oberbürgermeisters sowie der Ortsteilwahlen. Der Landkreis trägt die 
ihm entstehenden Kosten für die Wahlen des Kreistages und der Landrätin oder 
des Landrates (Kreiswahlen).

(2) Der Landkreis erstattet den kreisangehörigen Gemeinden die durch die Kreis-
wahlen veranlassten notwendigen Ausgaben durch einen festen Betrag je wahl-
berechtigte Person. Ein Teil der Ausgaben kann unabhängig von der Zahl der 
wahlberechtigten Personen durch einen Grundbetrag abgegolten werden. Bei 
der Festsetzung werden laufende personelle und sächliche Kosten sowie Kosten 
für die Benutzung von Räumen und Einrichtungen der Gemeinden nicht berück-
sichtigt. Finden Wahlen oder Abstimmungen auf Gemeinde- und Landkreisebene 
statt, so gelten die Kosten der Gemeinde als je zur Hälfte durch die Wahlen oder 
Abstimmungen auf Gemeinde- und Landkreisebene entstanden. Kommt es bei 
der Festsetzung nicht zu einer einvernehmlichen Regelung, so entscheidet die 
oberste Rechtsaufsichtsbehörde.

(3) Die Kosten des Wahlprüfungsverfahrens, soweit sie bei der Vertretung ent-
stehen, gehören zu den Wahlkosten nach Absatz 1.

(4) Eine Erstattung von Wahlkampfkosten fi ndet nicht statt.

§ 95
Statistik

(1) Die Ergebnisse der Gemeinde- und Kreiswahlen sind vom Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg auszuwerten; das Ergebnis der Auswertung ist zu veröffent-
lichen. Die Wahlbehörden und Wahlorgane übermitteln diesem die dafür erfor-
derlichen Angaben.

(2) Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter kann bestimmen, dass 
in den von ihr oder ihm zu benennenden Wahlbezirken auch Statistiken über 
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Geschlechts- und Altersgliederung der wahlberechtigten und der wählenden 
Personen unter Berücksichtigung der Stimmabgabe für die einzelnen Wahl-
vorschläge aufzustellen sind. Die Trennung der Wahl nach Altersgruppen und 
Geschlechtern ist nur zulässig, wenn die Stimmabgabe der einzelnen wählenden 
Personen dadurch nicht erkennbar wird. Auswertungen für einzelne Wahlbezirke 
dürfen nicht veröffentlicht werden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Ortsteilwahlen.

§ 96
Maßgebende Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner

(1) Soweit nach den Abschnitten 1 bis 9 dieses Gesetzes die Zahl der Einwoh-
nerinnen und Einwohner in Betracht kommt, ist der letzte fortgeschriebene Stand 
der Bevölkerung, welcher vor der Bekanntgabe des Wahltages vom Amt für Sta-
tistik Berlin-Brandenburg veröffentlicht wurde, zugrunde zu legen.

(2) Soweit nach den Vorschriften des Abschnittes 10 die Zahl der Einwohnerin-
nen und Einwohner in Betracht kommt, ist diese von der Meldebehörde nach 
den melderechtlichen Vorschriften zu ermitteln; maßgebend ist der letzte fortge-
schriebene Stand der Bevölkerung, welcher vor der Bekanntgabe des Wahltages 
von der Wahlbehörde festgestellt wurde.

(3) Erfolgt die Einteilung der Wahlkreise nach §§ 20 und 21 vor der Bekanntgabe 
des Wahltages, ist abweichend von den Absätzen 1 und 2 der zu diesem Zeit-
punkt vom Amt für Statistik Berlin-Brandenburg veröffentlichte fortgeschriebene 
Stand der Bevölkerung zugrunde zu legen.

§ 97
Durchführung des Gesetzes

(1) Das für Kommunalwahlrecht zuständige Mitglied der Landesregierung wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung Regelungen zur Durchführung dieses 
Gesetzes, insbesondere über

1. Bildung, Beschlussfähigkeit und Verfahren der Wahlausschüsse und Wahl-
vorstände einschließlich der Briefwahlvorstände, über die Berufung in ein 
Wahlehrenamt, über den Ersatz von Auslagen der Inhaberinnen und Inhaber 
von Wahlehrenämtern sowie die Pauschalierung dieses Auslagenersatzes,

2. die Einteilung der Wahlkreise und Wahlbezirke sowie über die Bekanntgabe 
der Wahlkreise, Wahlbezirke und Wahllokale,
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3. die Bestellung der Wahlleiterinnen und Wahlleiter sowie der Wahlvorsteherin-
nen und Wahlvorsteher,

4. die Ausübung des Wahlrechts durch Personen mit mehreren Wohnungen,
5. die Ausgabe von Wahlscheinen,
6. die einzelnen Voraussetzungen für die Aufnahme in die Wahlberechtigten-

verzeichnisse, insbesondere deren Führung, Berichtigung und Abschluss, 
über den Einspruch und die Beschwerde gegen das Wahlberechtigtenver-
zeichnis sowie über die Benachrichtigung der wahlberechtigten Personen,

7. Art, Einreichung und Form der Wahlvorschläge, über die Aufstellung der 
Bewerbenden, über das Verfahren für ihre Prüfung, Zulassung und Bekannt-
gabe, über die Befugnisse der Vertrauenspersonen sowie über die Unter-
zeichnung von Wahlvorschlägen,

8. Form und Inhalt des Stimmzettels,
9. Wahlschutzvorrichtungen, Wahlurnen, die Stimmabgabe, die Verhinderung 

von Wahlbeeinfl ussung,
10. die Stimmabgabe, auch soweit besondere Verhältnisse besondere Regelun-

gen erfordern,
11. die Briefwahl,
12. die Stimmenzählung, die Zulassung von Stimmenzählgeräten und die 

Stimmabgabe am Stimmenzählgerät,
13. die Auslegungsregeln für die Gültigkeit von Stimmzetteln und Stimmen,
14. die Feststellung der Wahlergebnisse, ihre Weitermeldung und Bekanntgabe, 

die Benachrichtigung der gewählten Bewerbenden sowie die Sicherung und 
Vernichtung der Wahlunterlagen,

15. die Bekanntmachung von Entscheidungen im Wahlprüfungsverfahren,
16. die Erstattung von Wahlkosten,
17. die Zuständigkeit der Ämter bei der Vorbereitung und Durchführung der Wah-

len nach § 1,
18. die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen in Kranken- und Pfl egean-

stalten, Klöstern, Justizvollzugsanstalten sowie ähnlichen Anstalten,
19. die Vorbereitung und Durchführung der Wahl der Bürgermeisterin, des Bür-

germeisters, der Oberbürgermeisterin, des Oberbürgermeisters, der Land-
rätin oder des Landrates einschließlich der Stichwahl sowie der Abwahl,

20. die Vorbereitung und Durchführung der unmittelbaren Ortsteilwahlen,
21. die Durchführung von einzelnen Neuwahlen, Nachwahlen und Wiederho-

lungswahlen sowie die Berufung von Ersatzpersonen; dabei bestimmt das 
für Kommunalwahlrecht zuständige Mitglied der Landesregierung, inwieweit 
Wahlvorschläge geändert oder durch neue ersetzt werden dürfen, wenn die 
Entwicklung seit dem Tag der Hauptwahl dieses erfordert,

22. die Auswertung der Wahl für statistische Zwecke,

zu erlassen.
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(2) In der Kommunalwahlverordnung sind besondere Bestimmungen für verbun-
dene Wahlen und Abstimmungen zu treffen, um insbesondere die gemeinsame 
Benutzung von Wahl- und Abstimmungsunterlagen und die Zusammenarbeit der 
Wahl- und Abstimmungsorgane sicherzustellen.

(3) In der Kommunalwahlverordnung sind besondere Bestimmungen zu treffen, 
in welcher Weise Wahlbekanntmachungen zu veröffentlichen und ob und in wel-
cher Weise amtliche Vordrucke zu verwenden und von Amts wegen zu beschaf-
fen sind. Soweit für die Wahlen oder Abstimmungen gesonderte Vordrucke oder 
Formblätter zu verwenden sind, werden diese vom für Kommunalwahlrecht 
zuständigen Ministerium aufgestellt und im Internet veröffentlicht. 

§ 98
Fristen und Termine sowie Schriftform

(1) Die in diesem Gesetz und in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen vorgesehenen Fristen und Termine verlängern und ändern 
sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonn-
abend, einen Sonntag oder einen gesetzlichen Feiertag fällt. Eine Wiederein-
setzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen.

(2) Das für Kommunalwahlrecht zuständige Mitglied der Landesregierung wird 
ermächtigt, für den Fall einer vorzeitigen Beendigung der Wahlperiode die in 
diesem Gesetz und in der Kommunalwahlverordnung bestimmten Fristen und 
Termine durch Rechtsverordnung abzukürzen.

(3) Soweit in diesem Gesetz und in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen nichts anderes bestimmt ist, müssen vorgeschriebene 
Erklärungen persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein und bei der zustän-
digen Stelle im Original vorliegen. Die elektronische Form ist ausgeschlossen.

§ 98a
Veröffentlichung von Wahldaten im Internet

(1) Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter, die Kreiswahlleiterinnen 
und Kreiswahlleiter sowie die Wahlleiterinnen und Wahlleiter der Städte und 
Gemeinden können den Inhalt der nach diesem Gesetz und der Brandenbur-
gischen Kommunalwahlverordnung vorgeschriebenen öffentlichen Bekanntma-
chungen mit Ausnahme der Anschriften der Bewerbenden zusätzlich im Internet 
veröffentlichen (zusätzliche Internetveröffentlichungen). Dabei sind die Unver-
sehrtheit, Vollständigkeit und Ursprungszuordnung der Veröffentlichung nach 
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dem Stand der Technik zu gewährleisten.

(2) Muster-Stimmzettel dürfen nach Maßgabe des Absatzes 1 Satz 2 bis einen 
Monat nach der Wahl im Internet veröffentlicht werden; sie dürfen nicht die 
Anschriften der Bewerbenden enthalten.

(3) Personenbezogene Daten der zu den in § 1 genannten Wahlen zugelasse-
nen Bewerbenden in zusätzlichen Internetveröffentlichungen von öffentlichen 
Bekanntmachungen nach § 38 Absatz 1 sind spätestens einen Monat nach den 
Wahlen zu löschen. Personenbezogene Daten der Ersatzpersonen in zusätz-
lichen Internetveröffentlichungen von öffentlichen Bekanntmachungen nach § 50 
sind spätestens einen Monat nach Ablauf der Wahlperiode zu löschen.

(4) Die Löschungsfristen nach Absatz 3 gelten nicht für die vorgeschriebenen 
Bekanntmachungen, die in Amtsblättern, Tageszeitungen oder sonstigen Druck-
werken veröffentlicht worden sind, selbst wenn die Druckwerke auch im Internet 
verfügbar sind.

§ 98b
Einschränkung eines Grundrechts

Durch dieses Gesetz wird das Grundrecht auf Datenschutz (Artikel 11 Absatz 1 
der Verfassung des Landes Brandenburg) eingeschränkt.

§ 99
(außer Kraft getreten)



Inhaltsübersicht 247

Kom
H

KV

Verordnung über die Aufstellung und 
Ausführung des Haushaltsplans der 

Kommunen
(Kommunale Haushalts- und 

Kassenverordnung – KomHKV)

vom 27. November 2024
(GVBl.II/24, [Nr. 102])

Auf Grund des § 107 Absatz 1 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), der zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 32 S. 23) geändert worden ist, ver-

ordnet der Minister des Innern und für Kommunales im Einvernehmen mit der 
Ministerin der Finanzen und für Europa:

INHALTSÜBERSICHT

Abschnitt 1
Haushaltsplan

§ 1 Geltungsbereich
§ 2 Begriffsbestimmungen
§ 3 Bestandteile des Haushaltsplans, Anlagen
§ 4 Ergebnishaushalt
§ 5 Finanzhaushalt
§ 6 Teilhaushalte
§ 7 Teilergebnishaushalte
§ 8 Teilfi nanzhaushalte
§ 9 Vorbericht
§ 10 Nachtragshaushaltsplan
§ 11 Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan
§ 12 Haushaltssatzung für zwei Jahre
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Abschnitt 2
Planungs- und Steuerungsgrundsätze

§ 13 Allgemeine Planungsgrundsätze
§ 14 Verpfl ichtungsermächtigungen
§ 15 Investitionen
§ 16 Verfügungsmittel
§ 17 Kosten- und Leistungsrechnung
§ 18 Fremde Finanzmittel

Abschnitt 3
Deckungsgrundsätze, Haushaltsausgleich

§ 19 Grundsatz der Gesamtdeckung
§ 20 Budgets
§ 21 Übertragbarkeit, Planfortschreibung
§ 22 Rücklagen
§ 23 Jahresüberschüsse und Jahresfehlbeträge
§ 24 Dauernde Leistungsfähigkeit

Abschnitt 4
Haushaltsbewirtschaftung und Berichtspfl ichten

§ 25 Bewirtschaftung der Erträge und Forderungen
§ 26 Bewirtschaftung der Planansätze
§ 27 Unterjährige Berichtspfl ichten
§ 28 Vergabe öffentlicher Aufträge
§ 29 Stundung, Niederschlagung und Erlass, Kleinbeträge

Abschnitt 5
Buchführung, Inventar und Inventur

§ 30 Buchführung
§ 31 Buchführung außerhalb der Gemeindeverwaltung
§ 32 Inventar, Inventur
§ 33 Inventurvereinfachungsverfahren
§ 34 Aufbewahrung von Unterlagen, Aufbewahrungsfristen
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Abschnitt 6
Ansatz, Bewertung und Übergang des Vermögens und der Schulden, 

Aufgabenübertragungen und Gemeindestrukturänderungen

§ 35 Vollständigkeit der Ansätze, Verrechnungs- und Bilanzierungsverbote, 
Vermögenstrennung

§ 36 Rückstellungen
§ 37 Allgemeine Bewertungsgrundsätze
§ 38 Wertansätze der Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten
§ 39 Abschreibungen
§ 40 Aufgabenübertragungen und Gemeindestrukturänderungen

Abschnitt 7
Jahresabschluss

§ 41 Allgemeine Grundsätze für die Gliederung
§ 42 Rechnungsabgrenzungsposten
§ 43 Ergebnisrechnung
§ 44 Finanzrechnung
§ 45 Teilrechnungen
§ 46 Bilanz
§ 47 Anhang
§ 48 Lagebericht
§ 49 Anlagenübersicht, Forderungsübersicht, Verbindlichkeitenübersicht
§ 50 Beteiligungsbericht

Abschnitt 8
Gesamtabschluss, Konsolidierungsbericht

§ 51 Gesamtabschluss
§ 52 Gesamtbilanz
§ 53 Gesamtfi nanzrechnung
§ 54 Konsolidierungsbericht

Abschnitt 9
Gemeindekasse und Zahlungsverkehr

§ 55 Aufgaben der Gemeindekasse
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§ 56 Einrichtung und Geschäftsgang der Gemeindekasse
§ 57 Tagesabschluss
§ 58 Verfahren bei Stundung, Niederschlagung, Erlass und Vollstreckung
§ 59 Trennungsgrundsatz
§ 60 Zahlungsanweisungen
§ 61 Sicherheitsstandards
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Abschnitt 1
Haushaltsplan

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für Gemeinden, die ihre Haushaltswirtschaft nach den 
Regeln der doppelten Buchführung für Gemeinden führen. Auf die Verbands-
gemeinden, Landkreise und Ämter sind die Vorschriften dieser Verordnung ent-
sprechend anwendbar.

(2) Soweit auf Treuhandvermögen der Gemeinden, Verbandsgemeinden, Land-
kreise und Ämter gesetzliche Vorschriften über die Haushaltswirtschaft gemäß 
Absatz 1 Anwendung fi nden, gilt diese Verordnung sinngemäß.

(3) Soweit auf Eigenbetriebe der Gemeinden, Verbandsgemeinden, Landkreise 
und Ämter gesetzliche Vorschriften über die Haushaltswirtschaft gemäß Absatz 
1 Anwendung fi nden, gilt diese Verordnung sinngemäß. Dies gilt nicht, soweit 
durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes besondere Regelungen getroffen 
werden.

§ 2
Begriffsbestimmungen

Bei der Anwendung dieser Verordnung sind die nachfolgenden Begriffe zugrunde 
zu legen:

1. Abschreibungen

Betrag, der bei Vermögensgegenständen die eingetretenen Wertminderun-
gen erfasst und der als Aufwand angesetzt wird,

2. Aktiva

Summe des Anlage- und Umlaufvermögens sowie der aktiven Rechnungsab-
grenzungsposten, die in der Bilanz aufgeführt werden und die Verwendung 
des eingesetzten Kapitals nachweisen,

3. Aktivierungsfähige Eigenleistungen

monetärer Wert der von der Gemeinde selbst hergestellten materiellen Ver-
mögensgegenstände für die eigene Aufgabenerledigung,
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4. Anlagevermögen

Teil des Vermögens, das der Gemeinde langfristig zur laufenden Aufgaben-
erfüllung dient,

5. Aufwendungen

zahlungswirksamer und nicht zahlungswirksamer Werteverzehr von Gütern 
und Dienstleistungen,

6. Ausleihungen

Forderungen, die durch die Hingabe von Kapital erworben werden,

7. Auszahlungen

Abfl uss von Bar- oder Buchgeld,

8. Außerplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen

Aufwendungen oder Auszahlungen, für die im Haushaltsplan keine Ermächti-
gung veranschlagt und keine aus den Vorjahren übertragenen Ermächtigun-
gen verfügbar sind,

9. Baumaßnahmen

Ausführung von Neu-, Erweiterungs- und Umbauten sowie deren Instandset-
zung, soweit sie nicht der Unterhaltung baulicher Anlagen dienen,

10. Bilanz

Gegenüberstellung von Aktiva und Passiva zu einem bestimmten Stichtag,

11. Buchführung

lückenlose, betragsmäßige Aufzeichnung aller Geschäftsvorfälle,

12. Budget

vorgegebener Finanzrahmen, der einer Organisationseinheit zur selbststän-
digen und eigenverantwortlichen Bewirtschaftung im Rahmen vorgegebener 
Produktziele und intern festzulegender Budgetregelungen zugewiesen wird,
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13. Eigenkapital

Differenz zwischen Aktiva und der Summe aus den Sonderposten, Rück-
stellungen, Verbindlichkeiten und Rechnungsabgrenzungsposten auf der 
Passivseite der Bilanz,

14. Einzahlungen

Zufl uss von Bar- oder Buchgeld,

15. Erträge

zahlungswirksamer und nicht zahlungswirksamer Wertezuwachs,

16. Finanzmittel

Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und 
Schecks,

17. Fremdkapital

die in der Bilanz auf der Passivseite auszuweisenden Schulden gegenüber 
Dritten,

18. Geschäftsvorfall

Vorgang, der Anlass zu Buchungen ist,

19. Inventar

Verzeichnis der Vermögensgegenstände und der Schulden zu einem 
bestimmten Zeitpunkt,

20. Inventur

Bestandsaufnahme aller Vermögensgegenstände und Schulden zur Erstel-
lung des Inventars,

21. Investition

Verwendung von Finanzmitteln für die Veränderung des Bestandes an mate-
riellen und immateriellen Vermögensgegenständen,
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22. Investitionsförderungsmaßnahme

Gewährung von aktivierbaren Zuwendungen und Darlehen für Investitionen 
Dritter und für Investitionen der Eigenbetriebe gemäß § 35 Absatz 4,

23. Kassenkredite

Kredite zur Sicherung der rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen, soweit 
keine anderen Mittel zur Verfügung stehen,

24. Kennzahlen

Zahlen, die quantitativ messbare Sachverhalte in aussagekräftiger, kompri-
mierter Form wiedergeben,

25. Konsolidierung

Zusammenfassung der Jahresabschlüsse der Gemeinde und der in § 81 
Absatz 1 und 3 der Brandenburgischen Kommunalverfassung genannten 
Aufgabenträger zu einem Gesamtabschluss,

26. Kredite

das unter der Verpfl ichtung der Rückzahlung von Dritten oder von Eigenbe-
trieben aufgenommene Kapital mit Ausnahme der Kassenkredite,

27. Leistung

bewertetes Arbeitsergebnis einer Verwaltungseinheit, das zur Aufgabener-
füllung im Haushaltsjahr erzeugt wird,

28. Passiva

Summe aus Eigenkapital, Sonderposten, Rückstellungen, Verbindlichkeiten 
und passiven Rechnungsabgrenzungsposten, die in der Bilanz abgebildet 
werden und die Herkunft der eingesetzten Mittel nachweisen,

29. Planjahr

Haushaltsjahr, für das der Haushaltsplan aufgestellt wird,
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30. Produkt

abgrenzbare Leistung oder Gruppe von Leistungen, die für Stellen außerhalb 
und innerhalb einer Verwaltungseinheit erbracht werden,

31. Produktbereich

Zusammenfassung von sachlich zusammengehörenden Produktgruppen,

32. Produktbeschreibung

Konkretisierung eines Produktes unter Angaben zur Zielgruppe und zur Auf-
tragsgrundlage,

33. Produktgruppe

Zusammenfassung von sachlich zusammengehörenden Produkten,

34. Produktrahmen

verbindlich vorgegebene Mindestanforderung für die Produkthierarchie zur 
Gliederung des Haushalts,

35. Produktziel

qualitative und quantitative Zielsetzung, die sich auf die Produkte, auf die 
dafür zu erbringenden Leistungen und auf die Leistungsmenge bezieht,

36. Rechnungsabgrenzungsposten

Posten der Bilanz, die der periodengerechten Abgrenzung bereits erfolgter 
Einzahlungen und Auszahlungen dienen und Ertrag oder Aufwand erst in 
folgenden Perioden darstellen,

37. Rücklagen 

Bestandteil des Eigenkapitals; ausgewiesen als Rücklagen aus Überschüs-
sen der Jahresergebnisse oder als Sonderrücklagen,

38. Rückstellungen

Passivposten zur  Erfassung von ungewissen Verbindlichkeiten und Aufwen-
dungen in der Periode ihres Entstehens mit dem angemessenen Wert der  
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noch ungewissen Verpfl ichtung,

39. Schulden

Verpfl ichtungen gegenüber Dritten, zum Beispiel Rückzahlungsverpfl ichtun-
gen aus Kreditaufnahmen und ihnen wirtschaftlich gleichkommende Rechts-
geschäfte, Zahlungsverpfl ichtungen aus dem Bezug von Lieferungen und 
Leistungen, die Aufnahme von Kassenkrediten sowie Rückstellungen,

40. Signatur, Elektronische

Daten in elektronischer Form, die anderen elektronischen Daten beigefügt 
oder logisch mit ihnen verbunden werden und die der Unterzeichner zum 
Unterzeichnen verwendet,

41. Signatur, Fortgeschrittene elektronische

Elektronische Signatur, die die folgenden Anforderungen erfüllt:

a) Sie ist eindeutig dem Unterzeichner zugeordnet

b) sie ermöglicht die Identifi zierung des Unterzeichners

c) sie wird unter Verwendung elektronischer Signaturerstellungsdaten 
erstellt, die der Unterzeichner mit einem hohen Maß an Vertrauen unter 
seiner alleinigen Kontrolle verwendet

d) sie ist so mit den auf diese Weise unterzeichneten Daten verbunden, 
dass eine nachträgliche Veränderung der Daten erkannt wird,

42. Signatur, Qualifi zierte elektronische

Fortgeschrittene elektronische Signatur, die von einer qualifi zierten elektroni-
schen Signaturerstellungseinheit erstellt wurde und auf einem qualifi zierten 
Zertifi kat für elektronische Signaturen beruht,

43. Umlaufvermögen

Vermögensgegenstände, die nicht dazu bestimmt sind, der Tätigkeit der 
Gemeinde dauernd zu dienen und nicht Posten der Rechnungsabgrenzung sind,

44. Überplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen



Kommunale Haushalts- und Kassenverordnung 257

Kom
H

KV

Aufwendungen oder Auszahlungen, die die Ermächtigungen im Haushalts-
plan, zuzüglich der übertragenen Ermächtigungen, übersteigen,

45. Umschuldung

Ablösung von Krediten durch andere Kredite,

46. Verbindlichkeiten

Verpfl ichtungen gegenüber Dritten, die am Bilanzstichtag dem Grunde und 
ihrer Höhe nach feststehen,

47. Verfügungsmittel

Mittel, die der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeam-
ten für dienstliche Zwecke zur Verfügung stehen,

48. Vermögensgegenstände

Bilanzierungsfähige Güter, die einzeln bewertbar und veräußerbar sind,

49. Wirtschaftliches Eigentum

liegt vor, wenn die Gemeinde die tatsächliche Herrschaft über einen Ver-
mögensgegenstand in der Weise ausübt, dass sie den zivilrechtlichen Eigen-
tümer im Regelfall für die gewöhnliche Nutzungsdauer von der Einwirkung 
auf den Vermögensgegenstand wirtschaftlich ausschließen kann und ihr 
dauerhaft Besitz, Gefahr, Nutzen und Lasten aus dem Vermögensgegen-
stand zustehen,

50. Zahlungsmittel

Bargeld und Schecks,

51. Zahlungsverkehr

Annahme von Einzahlungen und Leistung von Auszahlungen,

52. Zuweisungen

Finanzhilfen, die innerhalb des öffentlichen Bereiches geleistet werden,

53. Zuwendungen
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Oberbegriff für Zuweisungen und Zuschüsse,

54. Zuschüsse

Finanzhilfen, die vom öffentlichen Bereich an den unternehmerischen oder 
privaten Bereich geleistet werden und umgekehrt.

§ 3
Bestandteile des Haushaltsplans, Anlagen

(1) Der Haushaltsplan besteht aus

1. dem Ergebnishaushalt,
2. dem Finanzhaushalt,
3. den Teilhaushalten und
4. dem Stellenplan.

(2) Dem Haushaltsplan sind beizufügen:

1. der Vorbericht,
2. eine Übersicht über die dauernde Leistungsfähigkeit,
3. eine Übersicht über die aus Verpfl ichtungsermächtigungen in den einzelnen 

Jahren voraussichtlich fällig werdenden Auszahlungen; werden Auszahlun-
gen in Jahren fällig, auf die sich der mittelfristige Ergebnis- und Finanzplan 
nicht erstreckt, so ist die voraussichtliche Deckung des Auszahlungsbedarfs 
dieser Jahre gesondert darzustellen,

4. eine Übersicht über den voraussichtlichen Stand der Verbindlichkeiten, der 
Rücklagen und der Rückstellungen,

5. eine Übersicht über die Sonderposten und über die veranschlagten Erträge 
aus der Aufl ösung der Sonderposten,

6. eine Übersicht über die veranschlagten Erträge und Aufwendungen aus all-
gemeinen Umlagen,

7. eine Übersicht über die Entwicklung des Gesamtergebnisses und der Rück-
lagen unter Berücksichtigung von Fehlbetragsabdeckungen aus Vorjahren,

8. eine Übersicht über alle veranschlagten Investitionen,
9. die Wirtschaftspläne der Eigenbetriebe, 
10. die Wirtschaftspläne der Unternehmen und Einrichtungen mit eigener 

Rechtspersönlichkeit, an denen die Gemeinde mit mehr als 50 Prozent betei-
ligt ist und 

11. eine Übersicht über die gebildeten Budgets. 
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§ 4
Ergebnishaushalt

(1) Der Ergebnishaushalt enthält mindestens die folgenden Positionen:

1. Steuern und ähnliche Abgaben,
2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen,
3. Sonstige Transfererträge,
4. Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte,
5. Privatrechtliche Leistungsentgelte,
6. Kostenerstattungen und Kostenumlagen,
7. Sonstige ordentliche Erträge,
8. Aktivierte Eigenleistungen,
9. Bestandsveränderungen,
10. Summe der Erträge aus laufender Verwaltungstätigkeit (Nummer 1 bis 9),
11. Personalaufwendungen,
12. Versorgungsaufwendungen,
13. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen,
14. Abschreibungen,
15. Transferaufwendungen,
16. Sonstige ordentliche Aufwendungen,
17. Summe der Aufwendungen aus laufender Verwaltungstätigkeit (Nummer 11 

bis 16),
18. Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit (Saldo aus den Nummern 10 

und 17),
19. Zinsen und sonstige Finanzerträge,
20. Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen,
21. Finanzergebnis (Saldo aus den Nummern 19 und 20),
22. Ordentliches Jahresergebnis (Summe aus den Nummern 18 und 21),
23. Außerordentliche Erträge,
24. Außerordentliche Aufwendungen,
25. Außerordentliches Jahresergebnis (Saldo aus den Nummern 23 und 24),
26. Gesamtergebnis (Summe aus den Nummern 22 und 25).

(2) Unter den Positionen „außerordentliche Erträge“ und „außerordentliche Auf-
wendungen“ sind Erträge und Aufwendungen auszuweisen, die auf unvorherseh-
baren, seltenen und ungewöhnlichen Vorgängen von wesentlicher Bedeutung für 
die Gemeinde im Sinne des § 65 Absatz 2 Nummer 7 der Brandenburgischen 
Kommunalverfassung beruhen sowie Erträge und Aufwendungen aus der Ver-
äußerung von Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten, Bauten und Finanz-
anlagevermögen. 
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§ 5
Finanzhaushalt

Der Finanzhaushalt enthält mindestens die folgenden Positionen:

aus laufender Verwaltungstätigkeit

1. Steuern und ähnliche Abgaben,
2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen,
3. Sonstige Transfereinzahlungen,
4. Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte,
5. Privatrechtliche Leistungsentgelte,
6. Kostenerstattungen und Kostenumlagen,
7. Sonstige Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit,
8. Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen,
9. Summe der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit (Nummer 1 bis 8),
10. Personalauszahlungen,
11. Versorgungsauszahlungen,
12. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen,
13. Transferauszahlungen,
14. Sonstige Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit,
15. Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen,
16. Summe der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit (Nummer 10 

bis 15),
17. Saldo aus den Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungs-

tätigkeit (Nummer 9 und 16),

aus Investitionstätigkeit

18. Einzahlungen aus Investitionszuwendungen,
19. Einzahlungen aus Beiträgen und ähnlichen Entgelten,
20. Einzahlungen aus der Veräußerung von immateriellen Vermögensgegen-

ständen,
21. Einzahlungen aus der Veräußerung von Grundstücken, grundstücksgleichen 

Rechten und Gebäuden,
22. Einzahlungen aus der Veräußerung von übrigem Sachanlagevermögen,
23. Einzahlungen aus der Veräußerung von Finanzanlagevermögen,
24. Sonstige Einzahlungen aus Investitionstätigkeit,
25. Summe der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit (Nummer 18 bis 24),
26. Auszahlungen für Baumaßnahmen,
27. Auszahlungen von aktivierbaren Zuwendungen für Investitionen Dritter,
28. Auszahlungen für den Erwerb von immateriellen Vermögensgegenständen,
29. Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken, grundstücksgleichen 
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Rechten und Gebäuden,
30. Auszahlungen für den Erwerb von übrigem Sachanlagevermögen,
31. Auszahlungen für den Erwerb von Finanzanlagevermögen,
32. Sonstige Auszahlungen aus Investitionstätigkeit,
33. Summe der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit (Nummer 26 bis 32),
34. Saldo aus den Einzahlungen und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 

(Nummer 25 und 33),
35. Finanzmittelüberschuss/Finanzmittelfehlbetrag (Summe aus den Nummern 

17 und 34), 

aus Finanzierungstätigkeit

36. Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten für Investitionen,
37. Sonstige Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit (ohne Kassenkredite),
38. Summe der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit (Nummer 36 und 

37),
39. Auszahlungen für die Tilgung von Krediten für Investitionen,
40. Sonstige Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit (ohne Tilgung von 

Kassenkrediten),
41. Summe der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit (Nummer 39 und 

40),
42. Saldo aus den Einzahlungen und Auszahlungen der Finanzierungstätigkeit 

(Nummer 38 und 41),
43. Veränderung des Bestandes an eigenen Finanzmitteln (Summe der Salden 

aus den Nummern 35 und 42),
44. Bestand an eigenen Finanzmitteln zu Beginn des Haushaltsjahres,
45. Bestand an eigenen Finanzmitteln am Ende des Haushaltsjahres (Summe 

aus den Nummern 43 und 44),
46. Bestand an fremden Finanzmitteln am Ende des Haushaltsjahres,
47. Gesamtbestand an Finanzmitteln am Ende des Haushaltsjahres (Summe 

aus den Nummern 45 und 46).

§ 6
Teilhaushalte

(1) Der Haushalt ist nach dem geltenden Produkt- und Kontenrahmen zu glie-
dern. Für jeden Produktbereich sind ein Teilergebnishaushalt und ein Teilfi nanz-
haushalt aufzustellen, sofern Haushaltsansätze oder Jahresabschlussergeb-
nisse im Zeitraum gemäß § 11 Absatz 1 abzubilden sind.

(2) Unterhalb der Produktbereichsebene können Teilhaushalte nach den vor-
gegebenen Produktgruppen oder nach Produkten gebildet werden. In diesem 
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Fall sind den Teilhaushalten ein für jeden vorgegebenen Produktbereich entspre-
chend § 7 aufgestelltes Summenblatt der Erträge und Aufwendungen sowie ein 
entsprechend § 8 aufgestelltes Summenblatt der Einzahlungen und Auszahlun-
gen voranzustellen.

(3) Teilhaushalte bilden ein Budget. Für funktional begrenzte Aufgabenbereiche 
können mehrere Teilhaushalte durch Vermerk zu einem Budget verbunden wer-
den. Die Budgets sind jeweils einem bestimmten Verantwortungsbereich zuzu-
ordnen.

(4) In jedem Teilhaushalt sind die Produktgruppen, die wesentlichen Produkte 
und ihre Auftragsgrundlage zu beschreiben. Für die wesentlichen Produkte sind 
die zu erreichenden Produktziele vorzugeben; Kennzahlen zur Messung der Ziel-
erreichung sind anzugeben. Die Ziele und Kennzahlen sollen zur Grundlage der 
Gestaltung der Planung, Steuerung und Erfolgskontrolle des jährlichen Haus-
halts gemacht werden.

(5) Soweit in den Teilhaushalten wesentliche Ansätze von Erträgen und Aufwen-
dungen sowie Einzahlungen und Auszahlungen erheblich von den Ansätzen des 
Vorjahres abweichen, ist der Grund hierfür zu erläutern.

§ 7
Teilergebnishaushalte

(1) Die Teilergebnishaushalte sind entsprechend § 4 Absatz 1 aufzustellen, 
soweit die Erträge und die Aufwendungen ihnen zuzuordnen sind. Erträge und 
Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen sind nach Maßgabe des § 17 
Absatz 2 anzugeben.

(2) Für jeden Teilergebnishaushalt ist ein Teilabschluss aus den Erträgen und 
Aufwendungen vor und nach interner Leistungsverrechnung zu bilden.

§ 8
Teilfi nanzhaushalte

(1) In den Teilfi nanzhaushalten sind mindestens die Einzahlungen und Auszah-
lungen im Zusammenhang mit Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men gemäß § 5 Nummer 18 bis 34 auszuweisen.

(2) Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen, die sich über mehrere 
Jahre erstrecken oder oberhalb der gemäß § 65 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 
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der Brandenburgischen Kommunalverfassung in der Haushaltssatzung festzu-
setzenden Wertgrenze liegen, sind einzeln darzustellen und zu erläutern. Dazu 
sind die Verpfl ichtungsermächtigungen und ihre Aufteilung auf die Folgejahre, die 
bisher bereitgestellten Haushaltsmittel und die voraussichtlichen Einzahlungen 
und Auszahlungen für die gesamte Maßnahme anzugeben.

§ 9
Vorbericht

(1) Der Vorbericht hat einen Überblick über den Stand und die Entwicklung der 
kommunalen Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage zu geben.

(2) Für das Haushaltsjahr, für das die Haushaltssatzung erlassen wird und die 
drei nachfolgenden Haushaltsjahre ist darzustellen, wie sich die wichtigsten 
Erträge und Aufwendungen und die Einzahlungen und Auszahlungen aus Inves-
titions- und Finanzierungstätigkeit voraussichtlich entwickeln werden.

(3) Darüber hinaus ist darzustellen:

1. wie sich das Vermögen und die Schulden einschließlich des Bestandes an 
Finanzmitteln und der Inanspruchnahme von Kassenkrediten in den dem 
Planjahr vorangegangenen zwei Haushaltsjahren entwickelt haben,

2. in welchem Umfang Kreditermächtigungen gemäß § 76 Absatz 2 Satz 1 der 
Brandenburgischen Kommunalverfassung in den dem Planjahr vorangegan-
genen zwei Haushaltsjahren in Anspruch genommen worden sind,

3. wie hoch die Belastung des Haushalts durch kreditähnliche Rechtsgeschäfte 
ist, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt,

4. die Höhe von Bürgschaften, sonstigen Haftungsverpfl ichtungen und Sach-
verhalten, aus denen sich künftige fi nanzielle Verpfl ichtungen ergeben kön-
nen, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt,

5. in welchem Umfang der Finanzmittelbestand durch übertragene Ermäch-
tigungen aus den Vorjahren gebunden ist und in welcher Höhe er für die 
Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen zur 
Verfügung steht,

6. der Gesamtbetrag der nicht in der Bilanz ausgewiesenen Pensions- und Bei-
hilfeverpfl ichtungen und

7. der Zeitraum und die Höhe der Aufl ösung der Rückstellungen gemäß § 63.
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§ 10
Nachtragshaushaltsplan

(1) Der Nachtragshaushaltsplan muss für das Haushaltsjahr alle erheblichen 
Änderungen, die im Zeitpunkt seiner Aufstellung bekannt sind, enthalten. Für die 
Änderungen nach Satz 1 gilt § 3 entsprechend.

(2) Bereits entstandene über- oder außerplanmäßige Aufwendungen oder geleis-
tete über- oder außerplanmäßige Auszahlungen können veranschlagt werden.

§ 11
Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan

(1) Der mittelfristige Ergebnis- und Finanzplan umfasst fünf Jahre; das laufende 
Haushaltsjahr, das Planjahr und die folgenden drei Haushaltsjahre. Die Jahres-
abschlussergebnisse des dem Planjahr vorvergangenen Haushaltsjahres sind 
voranzustellen. Wenn der Jahresabschluss noch nicht beschlossen ist, sind die 
Ergebnisse des geprüften Jahresabschlusses voranzustellen. Wenn der Jahres-
abschluss noch nicht geprüft ist, sind die Ergebnisse des aufgestellten Jahresab-
schlusses voranzustellen. Wenn ein Jahresabschluss noch nicht aufgestellt ist, 
sind die Ansätze des vorvergangenen Haushaltsjahres voranzustellen.

(2) Bei der Aufstellung und Fortschreibung des Ergebnis- und Finanzplanes sol-
len die vom Land bekannt gegebenen Orientierungsdaten berücksichtigt werden.

§ 12
Haushaltssatzung für zwei Jahre

(1) Werden in der Haushaltssatzung Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre 
getroffen, sind im Haushaltsplan die Ansätze für Erträge, Einzahlungen, Aufwen-
dungen, Auszahlungen und Verpfl ichtungsermächtigungen für jedes der beiden 
Haushaltsjahre getrennt zu veranschlagen.

(2) Der mittelfristige Ergebnis- und Finanzplan bei einer Haushaltssatzung für 
zwei Jahre umfasst das laufende Haushaltsjahr, die zwei Planjahre und die fol-
genden zwei Haushaltsjahre.

(3) Anlagen nach § 3 Absatz 2 Nummer 9 und 10, die nach der Beschlussfassung 
über einen Haushaltsplan nach Absatz 1 erstellt worden sind, sind der Gemein-
devertretung und der Kommunalaufsichtsbehörde vor Beginn des zweiten Haus-
haltsjahres vorzulegen.
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Abschnitt 2
Planungs- und Steuerungsgrundsätze

§ 13
Allgemeine Planungsgrundsätze

(1) Die Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sind in voller 
Höhe und getrennt voneinander zu veranschlagen, soweit in dieser Verordnung 
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Erträge und Aufwendungen sind in ihrer voraussichtlichen Höhe in dem 
Haushaltsjahr zu veranschlagen, dem sie wirtschaftlich zuzurechnen sind. Die 
Einzahlungen und Auszahlungen sind in Höhe der im Haushaltsjahr voraussicht-
lich eingehenden oder zu leistenden Beträge zu veranschlagen. Erträge und Auf-
wendungen sowie Einzahlungen und Auszahlungen sind sorgfältig zu schätzen, 
soweit sie nicht errechenbar sind.

(3) Mittel zur Deckung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszah-
lungen dürfen als zweckfreie Planansätze (Deckungsreserve) veranschlagt wer-
den, wenn der Haushaltsausgleich gemäß § 62 Absatz 6 der Brandenburgischen 
Kommunalverfassung erreicht ist. Sie sind nicht übertragbar.

§ 14
Verpfl ichtungsermächtigungen

Die Verpfl ichtungsermächtigungen sind in den Teilfi nanzhaushalten maßnahmen-
bezogen zu veranschlagen. Die Höhe und die Notwendigkeit sind zu erläutern. Es 
ist anzugeben, wie sich die Belastungen voraussichtlich auf die künftigen Jahre 
verteilen. Für Investitionen unterhalb der von der Gemeindevertretung gemäß 
§ 65 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 der Brandenburgischen Kommunalverfassung 
festgelegten Wertgrenze können sie zusammengefasst ausgewiesen werden.

§ 15
Investitionen

(1) Bevor Investitionen von erheblicher fi nanzieller Bedeutung veranschlagt 
werden, soll unter mehreren in Betracht kommenden Möglichkeiten durch eine 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, zumindest durch einen Vergleich der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten und der Folgekosten die wirtschaftlichste Lösung 
ermittelt werden. Spätestens zum Beginn der Maßnahmen müssen die in Satz 1 
genannten Nachweise für die wirtschaftlichste Lösung vorliegen.
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(2) Auszahlungen und Verpfl ichtungsermächtigungen für Baumaßnahmen sol-
len erst veranschlagt werden, wenn Kostenberechnungen und Erläuterungen 
vorliegen, aus denen die Art der Ausführung, die gesamten Investitionskosten 
sowie die voraussichtlichen Jahresraten unter Angabe der Kostenbeteiligung 
Dritter und ein Bauzeitplan im Einzelnen ersichtlich sind. Den Unterlagen ist eine 
Schätzung der nach Fertigstellung der Baumaßnahme entstehenden jährlichen 
Haushaltsbelastungen beizufügen. Spätestens zum Beginn der Baumaßnahmen 
müssen die in den Sätzen 1 und 2 genannten Unterlagen vorliegen.

§ 16
Verfügungsmittel

Für die Hauptverwaltungsbeamtin oder den Hauptverwaltungsbeamten können 
im Ergebnishaushalt und den damit verbundenen Auszahlungen des Finanzhaus-
halts Mittel für dienstliche Zwecke, für die sonst keine Aufwendungen veranschlagt 
sind, in angemessener Höhe veranschlagt werden. Der Planansatz darf nicht 
überschritten werden. Die Mittel sind nicht übertragbar und nicht deckungsfähig.

§ 17
Kosten- und Leistungsrechnung

(1) Zur Unterstützung der Verwaltungssteuerung und für die Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit und Leistungsfähigkeit bei der Aufgabenerfüllung ist eine Kosten- 
und Leistungsrechnung zu führen. Den Umfang und die Ausgestaltung bestimmt 
die Gemeinde nach ihren örtlichen Bedürfnissen. 

(2) Interne Leistungen zwischen den Teilergebnishaushalten sind auf der Grund-
lage der Kosten- und Leistungsrechnung darzustellen, soweit dies für Steue-
rungszwecke oder für die Kalkulation von Gebühren, privatrechtlichen Entgelten 
oder Kostenerstattungen erforderlich ist.

§ 18
Fremde Finanzmittel

Im Haushaltsplan werden nicht veranschlagt:

1. durchlaufende Finanzmittel, insbesondere solche, die von der Gemeinde auf 
Grund eines Gesetzes unmittelbar für den Haushalt eines anderen öffentli-
chen Aufgabenträgers ein- oder ausgezahlt werden, einschließlich der ihr zur 
Selbstbewirtschaftung zugewiesenen Mittel sowie
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2. Finanzmittel, die die Kasse des zur Übernahme der Kosten verpfl ichteten 
Aufgabenträgers oder eine andere Kasse, die unmittelbar mit dem zur Über-
nahme der Kosten verpfl ichteten Aufgabenträgers abrechnet, anstelle der 
Gemeindekasse ein- oder auszahlt.

Abschnitt 3
Deckungsgrundsätze, Haushaltsausgleich

§ 19
Grundsatz der Gesamtdeckung

(1) Soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, dienen

1. im Ergebnishaushalt
a) ab dem Haushaltsjahr 2027 die Erträge insgesamt zur Deckung der Auf-

wendungen, 
b) bis einschließlich des Haushaltsjahres 2026 die ordentlichen Erträge 

insgesamt zur Deckung der ordentlichen Aufwendungen und die außer-
ordentlichen Erträge insgesamt zur Deckung der außerordentlichen Auf-
wendungen,

2. die Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit des Finanzhaushalts 
insgesamt zur Deckung der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätig-
keit sowie für die Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit, 

3. die nach Abzug der für die Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 
verbleibenden Finanzmittelüberschüsse aus laufender Verwaltungstätigkeit 
insgesamt zur Deckung der übrigen Auszahlungen des Finanzhaushalts und

4. die Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit und aus der Finanzierungstä-
tigkeit insgesamt zur Deckung der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 
und der Finanzierungstätigkeit.

(2) Einzahlungen aus der Aufnahme von Investitionskrediten und inneren Darle-
hen dürfen für die Deckung von Auszahlungen aus der laufenden Verwaltungstä-
tigkeit nicht verwendet werden. Dies gilt auch für Auszahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit mit Ausnahme der Kredite, die für Umschuldungen aufgenommen 
werden.
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§ 20
Budgets

(1) Soweit in dieser Verordnung oder im Haushaltsplan nichts anderes bestimmt 
ist, sind die Aufwendungen, die zu einem Budget gehören, gegenseitig deckungs-
fähig. Das Gleiche gilt für Auszahlungen sowie Verpfl ichtungsermächtigungen.

(2) Aufwendungen, die nicht nach Absatz 1 deckungsfähig sind, können für 
gegenseitig oder einseitig deckungsfähig erklärt werden, wenn sie sachlich 
zusammenhängen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Zahlungswirksame Aufwendungen eines Budgets können zugunsten von 
Investitionsauszahlungen des Budgets nach § 5 Nummer 26 bis 32 für einseitig 
deckungsfähig erklärt werden.

(4) Es kann bestimmt werden, dass Mehrerträge entsprechende Ansätze für Auf-
wendungen erhöhen oder Mindererträge entsprechende Ansätze für Aufwendun-
gen vermindern. Das Gleiche gilt für Einzahlungen und Auszahlungen.

(5) Ab dem Haushaltsjahr 2027 darf die Bewirtschaftung der Budgets nicht zu 
einer negativen Veränderung des Gesamtergebnisses nach § 4 Absatz 1 Num-
mer 26 sowie des Finanzergebnisses nach § 5 Nummer 35 führen. Planabwei-
chungen nach den Absätzen 1 bis 4 gelten nicht als überplanmäßig.

(6) Bis einschließlich des Haushaltsjahres 2026 darf die Bewirtschaftung der 
Budgets nicht zu einer negativen Veränderung des ordentlichen Jahresergeb-
nisses nach § 4 Absatz 1 Nummer 22 sowie des Finanzergebnisses nach § 5 
Nummer 35 führen. Planabweichungen nach den Absätzen 1 bis 4 gelten nicht 
als überplanmäßig.

§ 21
Übertragbarkeit, Planfortschreibung

(1) Ermächtigungen für Aufwendungen und für Auszahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit sowie aus der Finanzierungstätigkeit sind ganz oder teilweise 
übertragbar, wenn im Haushaltsplan nichts anderes bestimmt ist. Bei unausgegli-
chenem Haushalt kann ein der Haushaltssituation angemessener Teilbetrag der 
Aufwendungen und der Auszahlungen übertragen werden. Werden Aufwendun-
gen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit übertragen, bleiben 
sie längstens bis zum Schluss des folgenden Haushaltsjahres verfügbar und 
erhöhen die Ermächtigungsansätze für das folgende Haushaltsjahr.
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(2) Ermächtigungen für Investitionsauszahlungen bleiben bis zur Fälligkeit der 
letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar, bei Baumaßnahmen und Beschaf-
fungen längstens zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der Bau 
in seinen wesentlichen Teilen in Benutzung genommen werden kann. Werden 
Investitionsmaßnahmen im Haushaltsjahr nicht begonnen, bleiben die Ermäch-
tigungen bis zum Schluss des zweiten dem Haushaltsjahr folgenden Jahres 
verfügbar. Ermächtigungen für die Investitionsauszahlungen von Sicherheitsein-
behalten, die in Folgejahre übertragen werden, bleiben bis zur Inanspruchnahme 
oder bis zur Aufl ösung des Sicherheitseinbehaltes verfügbar.

(3) Sind Erträge oder Einzahlungen auf Grund rechtlicher Verpfl ichtungen zweck-
gebunden, bleiben die Ermächtigungen zur Leistung der entsprechenden Aufwen-
dungen bis zur Erfüllung des Zwecks und die Ermächtigungen zur Leistung der ent-
sprechenden Auszahlungen bis zur Begleichung der letzten Rechnung verfügbar.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Ermächtigungen zu überplan-
mäßigen und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen.

(5) Die mit den übertragenen Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszah-
lungen zusammengehörenden Erträge und Einzahlungen sind nicht neu zu ver-
anschlagen.

§ 22
Rücklagen

(1) Die Gemeinde hat ab dem Haushaltsjahr 2027 eine Rücklage aus Überschüs-
sen des Gesamtergebnisses zu bilden.

(2) Für noch nicht verwendete investive Schlüsselzuweisungen nach dem 
Brandenburgischen Finanzausgleichsgesetz ist eine Sonderrücklage zu bilden. 
Weitere Sonderrücklagen dürfen nur ausgewiesen werden, soweit sie auf Grund 
eines Gesetzes oder einer Verordnung zu bilden sind.

(3) Bis einschließlich des Haushaltsjahres 2026 hat die Gemeinde eine Rücklage 
aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses und eine Rücklage aus Über-
schüssen des außerordentlichen Ergebnisses zu bilden. 

§ 23
Jahresüberschüsse und Jahresfehlbeträge

(1) Übersteigen die Erträge die Aufwendungen, ist der Überschuss, soweit er 
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nicht für den Ausgleich von Fehlbeträgen aus Vorjahren einzusetzen ist, der 
Rücklage aus Überschüssen des Gesamtergebnisses zuzuführen. Im Jahres-
abschluss ist ein verbleibender Fehlbetrag vorzutragen.

(2) Bis einschließlich des Haushaltsjahres 2026 gilt:

1. Übersteigt der Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge den Gesamtbetrag 
der ordentlichen Aufwendungen, ist der Unterschiedsbetrag, soweit er nicht 
zur Abdeckung von Fehlbeträgen des ordentlichen Ergebnisses aus Vor-
jahren benötigt wird, der aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses 
gebildeten Rücklage zuzuführen;

2. kann der Ausgleich der ordentlichen Aufwendungen und der ordentlichen 
Erträge im Ergebnishaushalt unter Berücksichtigung von Fehlbeträgen des 
ordentlichen Ergebnisses aus Vorjahren nicht erreicht werden, sind Mittel der 
Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses für den Haus-
haltsausgleich zu verwenden;

3. soweit ein Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses nach Nummer 2 trotz 
Ausnutzung aller Sparmöglichkeiten und aller Ertragsmöglichkeiten nicht 
erreichbar ist, sind Überschüsse des außerordentlichen Ergebnisses und 
Mittel der Rücklage aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses 
zum Ausgleich zu verwenden;

4. ist in der Planung ein Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses nach den 
Nummern 2 und 3 nicht möglich, ist ein Haushaltssicherungskonzept aufzu-
stellen; im Jahresabschluss ist ein verbleibender Fehlbetrag als Fehlbetrag 
aus ordentlichem Ergebnis vorzutragen;

5. ein Überschuss beim außerordentlichen Ergebnis ist, soweit er nicht zur Abde-
ckung von Fehlbeträgen des außerordentlichen Ergebnisses der Vorjahre oder 
zum Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses benötigt wird, der Rücklage aus 
Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses zuzuführen;

6. kann der Ausgleich der außerordentlichen Aufwendungen und der außer-
ordentlichen Erträge im Ergebnishaushalt unter Berücksichtigung von Fehl-
beträgen des außerordentlichen Ergebnisses aus Vorjahren nicht erreicht 
werden, sind Mittel aus der Rücklage aus Überschüssen des außerordent-
lichen Ergebnisses zu verwenden; im Jahresabschluss ist ein verbleibender 
Fehlbetrag des außerordentlichen Ergebnisses als Fehlbetrag aus außeror-
dentlichem Ergebnis vorzutragen.

§ 24
Dauernde Leistungsfähigkeit

(1) Die Gemeinde hat ihre dauernde Leistungsfähigkeit sicherzustellen.
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(2) Die dauernde Leistungsfähigkeit ergibt sich aus dem der Haushaltswirt-
schaft zu Grunde liegenden fünfjährigen Ergebnis- und Finanzplan gemäß § 11 
Absatz 1. Die dauernde Leistungsfähigkeit liegt grundsätzlich vor, wenn

1. der mittelfristige Ergebnisplan ausgeglichen ist,
2. der Saldo aus den Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit die Auszahlungen für die Tilgung der Kredite deckt,
3. die Zahlungsfähigkeit sichergestellt ist sowie
4. die Summe aus Eigenkapital und Sonderposten die Summe aus Rück-

stellungen, Verbindlichkeiten und passiven Rechnungsabgrenzungsposten 
übersteigt.

Sonstige wesentliche fi nanzielle Risiken, soweit diese nicht bereits veranschlagt 
sind, sind zu berücksichtigen.

Abschnitt 4
Haushaltsbewirtschaftung und Berichtspfl ichten

§ 25
Bewirtschaftung der Erträge und Forderungen

Die Gemeinde hat sicherzustellen, dass die ihr zustehenden Erträge und Einzah-
lungen vollständig erfasst und die Forderungen rechtzeitig eingezogen werden.

§ 26
Bewirtschaftung der Planansätze

(1) Die veranschlagten Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen dürfen in 
Anspruch genommen werden, wenn es die Aufgabenerfüllung erfordert und die 
rechtzeitige Bereitstellung der Finanzmittel gesichert ist. Dabei darf die Finan-
zierung anderer, bereits begonnener Maßnahmen nicht beeinträchtigt werden.

(2) Die Inanspruchnahme der Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen 
sowie der bewilligten über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszah-
lungen ist zu überwachen. Die zur Verfügung stehenden Mittel müssen fortwäh-
rend ausgewiesen werden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für die Inanspruchnahme von Ver-
pfl ichtungsermächtigungen.
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(4) Die Rückzahlung zu viel eingegangener Beträge ist bei den Erträgen und 
Einzahlungen abzusetzen, wenn die Rückzahlung im selben Jahr vorgenommen 
wird, in dem der Betrag eingegangen ist. Dies gilt entsprechend für zu viel aus-
gezahlte Beträge.

(5) Abgaben, abgabeähnliche Entgelte und allgemeine Zuweisungen, die die 
Gemeinde zurückzuzahlen hat, sind auch dann bei den Erträgen und den damit 
in Zusammenhang stehenden Einzahlungen abzusetzen, wenn sie sich auf 
Erträge der Vorjahre beziehen. Satz 1 gilt entsprechend für geleistete Abgaben, 
abgabeähnliche Entgelte und allgemeine Zuweisungen, die an die Gemeinde 
zurückfl ießen.

§ 27
Unterjährige Berichtspfl ichten

(1) Die Gemeindevertretung ist mindestens halbjährlich über den Stand des 
Haushaltsvollzugs einschließlich der Erreichung der Produktziele zu unterrich-
ten. Die Gründe für wesentliche Abweichungen sind zu erläutern.

(2) Die Gemeindevertretung ist unverzüglich zu unterrichten, wenn sich abzeich-
net, dass

1. sich das Planergebnis des Ergebnishaushalts oder des Finanzhaushalts 
wesentlich verschlechtert,

2. sich die Gesamtfi nanzierung einer gemäß § 8 Absatz 2 einzeln zu veran-
schlagenden Investition oder Investitionsförderungsmaßnahme des Finanz-
haushalts wesentlich verschlechtert oder

3. sich die Geschäftslage von verbundenen Unternehmen, Eigenbetrieben 
oder Zweckverbänden, in denen die Gemeinde Mitglied ist, verschlechtert 
und daraus erhebliche wirtschaftliche Risiken für die Gemeinde entstehen 
können.

§ 28
Vergabe öffentlicher Aufträge

(1) Öffentliche Aufträge sind in einem transparenten und diskriminierungsfreien 
Verfahren zu vergeben. Dem Abschluss von Verträgen über Lieferungen und 
Leistungen muss eine öffentliche Ausschreibung oder eine beschränkte Aus-
schreibung mit Teilnahmewettbewerb vorausgehen, sofern nicht die Natur des 
Geschäfts oder besondere Umstände eine Ausnahme rechtfertigen.

(2) Verträge über Bauleistungen, für die der Vierte Teil des Gesetzes gegen Wett-
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bewerbsbeschränkungen nicht gilt, sind nach den Vorschriften der §§ 1 bis 20, 
22 und 24 des ersten Abschnitts der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleis-
tungen Teil A vom 31. Januar 2019 (BAnz AT 19.02.2019 B2), die zuletzt durch 
die Verwaltungsvorschrift vom 6. September 2023 (BAnz AT 25.09.2023 B4) 
geändert worden ist, unter Beachtung der folgenden Maßgaben zu schließen:

1. § 3a Absatz 2 Nummer 1 und Absatz 3 Satz 2 des ersten Abschnitts der Ver-
gabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A fi ndet keine Anwendung;

2. § 9c Absatz 1 Satz 2 des ersten Abschnitts der Vergabe- und Vertragsord-
nung für Bauleistungen Teil A gilt mit der Maßgabe, dass auf Sicherheits-
leistungen für die Vertragserfüllung nicht verzichtet werden muss, wenn die 
Auftragssumme 250 000 Euro ohne Umsatzsteuer unterschreitet.

Dies gilt unbeschadet des Absatzes 1 Satz 1 mit der Maßgabe, dass eine 
beschränkte Ausschreibung auch zulässig ist, wenn der geschätzte Auftragswert 
ohne Umsatzsteuer 1 Million Euro nicht überschreitet, und dass eine freihändige 
Vergabe auch zulässig ist, wenn der geschätzte Auftragswert ohne Umsatzsteuer 
100 000 Euro nicht überschreitet. Bis zum 31. Dezember 2025 gilt darüber hin-
aus, dass eine beschränkte Ausschreibung auch dann zulässig ist, wenn der 
geschätzte Auftragswert ohne Umsatzsteuer 2 Millionen Euro nicht erreicht 
und die Vergabe im Zusammenhang mit der Einrichtung und dem Betrieb einer 
Flüchtlingsunterkunft steht; dies gilt auch für die Einrichtung und den Betrieb der 
durch die vermehrte Aufnahme von Gefl üchteten betroffenen sozialen Infrastruk-
tur, insbesondere Schulen, Kitas, Horte und Jugendfreizeiteinrichtungen.

(3) Verträge über Lieferungen und Dienstleistungen, für die der Vierte Teil des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen nicht gilt, sind nach den Vorschrif-
ten der Unterschwellenvergabeordnung vom 2. Februar 2017 (BAnz AT 07.02.2017 
B1, 08.02.2017 B1) unter Beachtung der folgenden Maßgaben zu schließen:

1. Abweichend von den Vorgaben gemäß § 7 Absatz 1, § 28 Absatz 1 Satz 1, 
§ 29 Absatz 1 und 2, § 38 Absatz 2 bis 7 der Unterschwellenvergabeordnung, 
die die elektronische Information und Kommunikation betreffen, bestimmt der 
öffentliche Auftraggeber darüber, ob er das Vergabeverfahren mithilfe von 
elektronischen Informations- und Kommunikationsmitteln durchführt; soweit 
sich der öffentliche Auftraggeber für eine elektronische Information oder 
Kommunikation entscheidet, gelten die in Halbsatz 1 benannten Vorgaben 
der Unterschwellenvergabeordnung, die jeweilige elektronische Information 
und Kommunikation betreffend;

2. § 22 Absatz 2 Satz 2 der Unterschwellenvergabeordnung gilt mit der Maß-
gabe, dass dem öffentlichen Auftraggeber eine Anwendung freigestellt ist;

3. § 30 der Unterschwellenvergabeordnung gilt mit der Maßgabe, dass dem 
öffentlichen Auftraggeber eine Anwendung freigestellt ist;
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4. § 42 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 der Unterschwellenvergabeordnung gilt 
mit der Maßgabe, dass in Fällen eines Zweifels an Änderungen von Eintra-
gungen des Bieters in seinem Angebot zunächst die Aufklärung angestrebt 
werden kann;

5. § 46 Absatz 1 Satz 1 der Unterschwellenvergabeordnung gilt mit der Maß-
gabe, dass dem öffentlichen Auftraggeber eine Anwendung freigestellt ist;

6. § 50 Satz 2 der Unterschwellenvergabeordnung gilt mit der Maßgabe, dass 
bis zu einem geschätzten Auftragswert von 100 000 Euro dem Wettbewerbs-
grundsatz nach § 50 Satz 1 der Unterschwellenvergabeordnung bereits 
Genüge getan ist, wenn der öffentliche Auftraggeber grundsätzlich mehrere, 
in der Regel drei Unternehmen zur Abgabe eines Angebotes aufgefordert hat.

Dies gilt unbeschadet des Absatzes 1 Satz 1 mit der Maßgabe, dass eine 
beschränkte Ausschreibung oder eine Verhandlungsvergabe auch zulässig 
ist, wenn der geschätzte Auftragswert ohne Umsatzsteuer 100 000 Euro nicht 
überschreitet. Bis zum 31. Dezember 2025 gelten darüber hinaus die folgenden 
Regelungen:

1. Eine beschränkte Ausschreibung ist auch dann zulässig, wenn der geschätzte 
Auftragswert ohne Umsatzsteuer den in der jeweils geltenden Fassung von 
Artikel 4 Buchstabe c der Richtlinie 2014/24/EU des europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche Auftrags-
vergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 
28.3.2014, S. 65; L 410 vom 18.11.2021, S. 200; L 192 vom 21.7.2022, S. 39; 
L, 2023/90063, 3.11.2023), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2023/2495 vom 15. November 2023 (ABl. L, 2023/2495, 16.11.2023) geän-
dert worden ist, festgelegten Schwellenwert nicht erreicht und die Vergabe 
im Zusammenhang mit der Einrichtung und dem Betrieb einer Flüchtlings-
unterkunft steht; dies gilt auch für die Einrichtung und den Betrieb der durch 
die vermehrte Aufnahme von Gefl üchteten betroffenen sozialen Infrastruktur, 
insbesondere Schulen, Kitas, Horte und Jugendfreizeiteinrichtungen.

2. Abweichend von § 14 der Unterschwellenvergabeordnung können bis zu 
einem geschätzten Auftragswert von 3 000 Euro ohne Umsatzsteuer Leistun-
gen ohne die Durchführung eines Vergabeverfahrens beschafft werden; die 
sonstigen Voraussetzungen nach § 14 der Unterschwellenvergabeordnung 
bleiben unberührt.

(4) Öffentliche Aufträge dürfen nicht allein zu dem Zweck aufgeteilt werden, eine 
öffentliche oder beschränkte Ausschreibung zu umgehen.

(5) Bei der Inanspruchnahme von Fördermitteln treten an die Stelle der Absätze 
1 bis 4 die förderrechtlichen Bestimmungen, sofern in diesen Abweichendes 
geregelt ist.
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(6) Verträge über Konzessionen, für die der Vierte Teil des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen nicht gilt, sind nach den Vorschriften des Brandenbur-
gischen Vergabegesetzes zu vergeben.

§ 29
Stundung, Niederschlagung und Erlass, Kleinbeträge

(1) Für die Stundung, die Niederschlagung und den Erlass von Ansprüchen gel-
ten die Bestimmungen der Abgabenordnung entsprechend.

(2) Die Gemeinde kann davon absehen, Ansprüche beizutreiben, wenn die Ein-
ziehung unwirtschaftlich ist, es sei denn, dass die Einziehung aus grundsätz-
lichen Erwägungen oder aufgrund gesetzlicher Vorschriften geboten ist. Mit juris-
tischen Personen des öffentlichen Rechts kann im Falle der Gegenseitigkeit eine 
Vereinbarung abweichend von Satz 1 geschlossen werden.

Abschnitt 5
Buchführung, Inventar und Inventur

§ 30
Buchführung

(1) Die Gemeinde hat Bücher nach den Regeln der doppelten Buchführung 
für Gemeinden zu führen, in denen die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und 
Finanzlage der Gemeinde nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung abgebildet werden. Die Buchführung muss so beschaffen sein, dass sie 
sachverständigen Dritten innerhalb angemessener Zeit einen Überblick über die 
Geschäftsvorfälle und über die wirtschaftliche Lage der Gemeinde vermitteln 
kann. Die Geschäftsvorfälle müssen sich in ihrer Entstehung und Abwicklung 
verfolgen lassen.

(2) Die Eintragungen in Büchern und die sonst erforderlichen Aufzeichnungen 
müssen vollständig, richtig, zeitgerecht, geordnet und nachprüfbar vorgenom-
men werden. Die Bedeutung von verwendeten Abkürzungen, Ziffern, Buchsta-
ben oder Symbolen muss im Einzelfall eindeutig festgelegt sein. Eine Eintragung 
oder eine Aufzeichnung darf nicht in einer Weise verändert werden, dass der 
ursprüngliche Inhalt nicht mehr feststellbar ist. Auch solche Veränderungen dür-
fen nicht vorgenommen werden, deren Beschaffenheit es ungewiss lässt, ob sie 
ursprünglich oder erst später gemacht worden sind.
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(3) Die Bücher sind nach dem geltenden Produkt- und Kontenrahmen zu führen. 
Die Konten des Produkt- und Kontenrahmens können durch die Einrichtung von 
Unterkonten weiter untergliedert werden.

(4) Die Konten der Bilanz, der Ergebnis- und der Finanzrechnung werden in 
einem geschlossenen System geführt. Aus den Buchungen der zahlungswirk-
samen Geschäftsvorfälle sind die Zahlungen für den Ausweis in der Finanzrech-
nung durch eine von der Gemeinde bestimmte Buchungsmethode zu ermitteln. 
Die Ermittlung darf nicht durch eine indirekte Rückrechnung aus dem in der 
Ergebnisrechnung ausgewiesenen Jahresergebnis erfolgen.

(5) Bei der automatisierten Datenverarbeitung (DV-Buchführung) ist unter 
Beachtung der Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung 
von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum 
Datenzugriff (GoBD) sicherzustellen, dass

1. geeignete fachlich geprüfte Programme und freigegebene Verfahren einge-
setzt werden und

2. der Tätigkeitsbereich „Administration von Informationssystemen und auto-
matisierten Verfahren“, der Fachbereich und die Erledigung von Kassenauf-
gaben gegeneinander abgegrenzt und die dafür Verantwortlichen bestimmt 
werden.

§ 31
Buchführung außerhalb der Gemeindeverwaltung

Lässt die Gemeinde nach § 83 der Brandenburgischen Kommunalverfassung die 
Buchführung ganz oder zum Teil von Stellen außerhalb der Gemeindeverwaltung 
besorgen, muss insbesondere gewährleistet sein, dass

1. die Belege vor der Übersendung an die erledigende Stelle registriert werden,
2. die Gemeinde sich durch Stichproben von der ordnungsgemäßen Erledigung 

der Buchungen vergewissert und
3. der Gemeinde rechtzeitig die Tagesabschlüsse und der Jahresabschluss 

übermittelt werden.

Im Übrigen gilt § 62 Absatz 1 Nummer 2 und 3 Buchstabe c bis e entsprechend.
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§ 32
Inventar, Inventur

(1) Die Gemeinde hat für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres ihr Inventar 
nachzuweisen. Materielle Vermögensgegenstände sind durch eine körperliche 
Bestandsaufnahme zu erfassen, soweit in dieser Verordnung nichts anderes 
bestimmt ist.

(2) Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens sowie das sonstige Vor-
ratsvermögen können, wenn sie regelmäßig ersetzt werden und ihr Gesamtwert 
für die Gemeinde von nachrangiger Bedeutung ist, mit einer gleichbleibenden 
Menge und einem gleichbleibenden Wert angesetzt werden, sofern ihr Bestand 
in seiner Größe, seinem Wert und seiner Zusammensetzung nur geringen Ver-
änderungen unterliegt. Jedoch ist in der Regel alle fünf Jahre eine körperliche 
Bestandsaufnahme durchzuführen.

(3) Gleichartige Vermögensgegenstände des Vorratsvermögens sowie andere 
gleichartige oder annähernd gleichwertige bewegliche Vermögensgegenstände 
und Schulden können jeweils zu einer Gruppe zusammengefasst und mit dem 
gewogenen Durchschnittswert angesetzt werden.

(4) Das Verfahren und die Ergebnisse der Inventur sind für sachverständige 
Dritte nachvollziehbar zu dokumentieren.

§ 33
Inventurvereinfachungsverfahren

(1) Bei der Aufstellung des Inventars darf der Bestand der Vermögensgegen-
stände nach Art, Menge und Wert auch mit Hilfe anerkannter mathematisch- 
statistischer Methoden auf Grund von Stichproben ermittelt werden. Das Ver-
fahren muss den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung entsprechen. 
Der Aussagewert des auf diese Weise aufgestellten Inventars muss dem Aus-
sagewert eines auf Grund einer körperlichen Bestandsaufnahme aufgestellten 
Inventars gleichkommen.

(2) Bei der Aufstellung des Inventars bedarf es einer körperlichen Bestands-
aufnahme der Vermögensgegenstände nicht, soweit durch Anwendung eines 
den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung entsprechenden anderen 
Verfahrens gesichert ist, dass der Bestand der Vermögensgegenstände nach 
Art, Menge und Wert auch ohne die körperliche Bestandsaufnahme festgestellt 
werden kann. Jedoch ist in der Regel alle fünf Jahre eine körperliche Bestands-
aufnahme durchzuführen.
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(3) In dem Inventar für den Schluss eines Haushaltsjahres brauchen Vermögens-
gegenstände nicht verzeichnet werden, wenn

1. die Gemeinde ihren Bestand auf Grund einer körperlichen Bestandsauf-
nahme oder auf Grund eines nach Absatz 2 zulässigen anderen Verfahrens 
nach Art, Menge und Wert in einem besonderen Inventar verzeichnet hat, 
das für einen Tag innerhalb der letzten drei Monate vor oder der ersten bei-
den Monate nach dem Schluss des Haushaltsjahres aufgestellt ist, und

2. auf Grund des besonderen Inventars durch Anwendung eines den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Buchführung entsprechenden Fortschreibungs- oder 
Rückrechnungsverfahrens gesichert ist, dass der am Schluss des Haus-
haltsjahres vorhandene Bestand der Vermögensgegenstände für diesen 
Zeitpunkt ordnungsgemäß bewertet werden kann.

(4) Auf eine Erfassung der abnutzbaren, beweglichen Vermögensgegenstände 
des Anlagevermögens, deren Anschaffungs- und Herstellungskosten im Einzel-
nen wertmäßig den Betrag in Höhe von 1 000 Euro ohne Umsatzsteuer nicht 
überschreiten, kann verzichtet werden.

(5) Sofern Vorratsbestände von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen bereits aus 
Lagern abgegeben worden sind, gelten sie als verbraucht.

§ 34
Aufbewahrung von Unterlagen, Aufbewahrungsfristen

(1) Die Bücher, die Unterlagen über die Inventur, die Jahresabschlüsse, die 
Buchungsbelege, die zur Führung oder Aufstellung ergangenen Anweisungen 
oder Organisationsregelungen sowie die Unterlagen über den Zahlungsverkehr 
sind geordnet und sicher aufzubewahren. Soweit begründende Unterlagen nicht 
den Buchungsbelegen beigefügt sind, obliegt ihre Aufbewahrung den anweisen-
den Stellen.

(2) Der Jahresabschluss mit seinen Anlagen ist mindestens zehn Jahre aufzu-
bewahren, soweit keine anderen Aufbewahrungserfordernisse bestehen. Die 
Frist beginnt am 1. Januar des der Beschlussfassung über den Jahresabschluss 
folgenden Haushaltsjahres.
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Abschnitt 6
Ansatz, Bewertung und Übergang des Vermögens und der Schulden, 

Aufgabenübertragungen und Gemeindestrukturänderungen

§ 35
Vollständigkeit der Ansätze, Verrechnungs- und Bilanzierungsverbote, 

Vermögenstrennung

(1) In der Bilanz sind das Anlage- und das Umlaufvermögen, das Eigenkapital, 
die Sonderposten, Rückstellungen und Verbindlichkeiten sowie die Rechnungs-
abgrenzungsposten vollständig auszuweisen. Ein Vermögensgegenstand ist in 
die Bilanz aufzunehmen, wenn die Gemeinde das wirtschaftliche Eigentum daran 
innehat. Immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens, die nicht 
entgeltlich erworben wurden, dürfen nicht aktiviert werden.

(2) Posten der Aktivseite dürfen nicht mit Posten der Passivseite sowie Grund-
stücksrechte nicht mit Grundstückslasten verrechnet werden.

(3) Erhaltene Zuwendungen Dritter für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sowie Beiträge und Baukostenzuschüsse sind als Sonderposten 
auf der Passivseite zwischen dem Eigenkapital und den Rückstellungen anzu-
setzen. Die Aufl ösung der Sonderposten ist entsprechend der Wertentwicklung 
des Vermögensgegenstandes, für den eine Zuwendung gewährt wurde, vorzu-
nehmen. Sonderposten aus investiven Schlüsselzuweisungen nach dem Bran-
denburgischen Finanzausgleichsgesetz können, soweit eine Zuordnung zu ein-
zelnen Vermögensgegenständen nicht oder nur mit unvertretbar hohem Aufwand 
möglich ist, jährlich mit einem Zwanzigstel oder mit einem von der Gemeinde 
ermittelten Bruchteil aufgelöst werden.

(4) Bei geleisteten Zuwendungen, für die kein Vermögensgegenstand zu aktivie-
ren ist, die geleistete Zuwendung jedoch mit einer mehrjährigen Zweckbindung 
oder einer vereinbarten Gegenleistungsverpfl ichtung verbunden ist, ist diese 
Zuwendung als Rechnungsabgrenzungsposten zu aktivieren und über den Zeit-
raum der Zweckbindung oder Gegenleistungsverpfl ichtung aufwandswirksam 
aufzulösen.

§ 36
Rückstellungen

(1) Rückstellungen sind zu bilden für folgende ungewisse Verbindlichkeiten und 
Aufwendungen:
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1. die Pensionsverpfl ichtungen nach den beamtenrechtlichen Bestimmungen,
2. die Beihilfeverpfl ichtungen gegenüber Versorgungsempfängerinnen und Ver-

sorgungsempfängern,
3. die Rekultivierung und Nachsorge von Abfalldeponien,
4. die Sanierung von Altlasten,
5. im Haushaltsjahr unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung, die im fol-

genden Haushaltsjahr nachgeholt werden,
6. ungewisse Verbindlichkeiten im Rahmen des Finanzausgleichs und von 

Steuerschuldverhältnissen,
7. drohende Verpfl ichtungen aus Bürgschaften, Gewährleistungen und anhän-

gigen Gerichtsverfahren sowie
8. sonstige Verpfl ichtungen, die vor dem Bilanzstichtag wirtschaftlich begründet 

wurden und die dem Grunde oder der Höhe nach noch nicht genau bekannt 
sind, sofern der zu leistende Betrag nicht geringfügig ist.

Mitglieder des Kommunalen Versorgungsverbandes Brandenburg dürfen keine 
Rückstellungen nach Satz 1 Nummer 1 und 2 bilden.

(2) Rückstellungen für ungewisse Aufwendungen und Verbindlichkeiten für Lohn- 
und Gehaltszahlungen für Zeiten der Freistellung von der Arbeit im Rahmen von 
Altersteilzeitarbeit und ähnlichen Maßnahmen können gebildet werden.

(3) Für andere Zwecke dürfen Rückstellungen nicht gebildet werden.

(4) Rückstellungen für beamtenrechtliche Pensionsverpfl ichtungen sind zum 
Barwert der erworbenen Versorgungsansprüche nach dem Teilwertverfahren 
anzusetzen. Dabei ist ein Rechnungszinsfuß in der durch § 6a Absatz 3 Satz 3 
des Einkommensteuergesetzes bestimmten Höhe zugrunde zu legen.

(5) Rückstellungen sind nach vernünftiger Beurteilung in angemessener Höhe 
zu bilden, wenn mit einer Inanspruchnahme zu rechnen ist. Sie sind aufzulösen, 
wenn und soweit der Grund für die Bildung entfallen ist.

§ 37
Allgemeine Bewertungsgrundsätze

(1) Die Bewertung der im Jahresabschluss auszuweisenden Aktiva und Passiva 
ist unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vorzuneh-
men. Sie soll dazu führen, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde vermittelt 
wird. Dabei gilt insbesondere:
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1. Die Wertansätze zu Beginn des Haushaltsjahres müssen mit denen der 
Schlussbilanz des Vorjahres übereinstimmen;

2. die Aktiva und Passiva sind zum Abschlussstichtag einzeln zu bewerten;
3. es ist vorsichtig zu bewerten, insbesondere sind alle vorhersehbaren Risiken 

und Verluste, die bis zum Abschlussstichtag entstanden sind, zu berücksich-
tigen, selbst wenn diese erst zwischen dem Abschlussstichtag und dem Tag 
der Aufstellung des Jahresabschlusses bekannt geworden sind; Gewinne 
jedoch nur, wenn sie am Abschlussstichtag realisiert sind;

4. im Haushaltsjahr entstandene Aufwendungen und erzielte Erträge sind unab-
hängig von den Zeitpunkten der entsprechenden Zahlungen im Jahresab-
schluss zu berücksichtigen;

5. die auf den vorhergehenden Jahresabschluss angewandten Bewertungsme-
thoden sollen beibehalten werden.

(2) Von den Grundsätzen des Absatzes 1 darf nur abgewichen werden, soweit 
dies nach der Brandenburgischen Kommunalverfassung und dieser Verordnung 
zulässig ist.

§ 38
Wertansätze der Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten

(1) Vermögensgegenstände sind höchstens mit den Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten vermindert um die Abschreibungen anzusetzen.

(2) Anschaffungskosten sind die Aufwendungen, die geleistet werden, um einen 
Vermögensgegenstand zu erwerben und ihn in einen betriebsbereiten Zustand 
zu versetzen, soweit sie dem Vermögensgegenstand einzeln zugeordnet werden 
können. Zu den Anschaffungskosten gehören auch die Nebenkosten sowie die 
nachträglichen Anschaffungskosten. Minderungen des Anschaffungspreises sind 
abzusetzen.

(3) Herstellungskosten sind die Aufwendungen, die durch den Verbrauch von 
Gütern und die Inanspruchnahme von Diensten für die Herstellung eines Vermö-
gensgegenstandes, seine Erweiterung oder für eine über seinen ursprünglichen 
Zustand hinausgehende wesentliche Verbesserung entstehen. Dazu gehören 
die Materialkosten, die Fertigungskosten und die Sonderkosten der Fertigung. 
Bei der Berechnung der Herstellungskosten sind auch angemessene Teile der 
notwendigen Materialgemeinkosten, der notwendigen Fertigungsgemeinkosten 
und des Wertverzehrs des Anlagevermögens, soweit er durch die Fertigung ver-
anlasst ist, einzurechnen.

(4) Zinsen für Fremdkapital gehören nicht zu den Herstellungskosten. Zinsen 
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für Fremdkapital, das zur Finanzierung der Herstellung eines Vermögensgegen-
standes verwendet wird, dürfen als Herstellungskosten angesetzt werden, soweit 
sie auf den Zeitraum der Herstellung fallen.

(5) Verbindlichkeiten sind mit ihrem Rückzahlungsbetrag zu bewerten.

§ 39
Abschreibungen

(1) Bei Vermögensgegenständen des Anlagevermögens, deren Nutzung zeitlich 
begrenzt ist, sind die Anschaffungs- und Herstellungskosten um planmäßige 
Abschreibungen zu vermindern. Die planmäßige Abschreibung erfolgt grundsätz-
lich in gleichen Jahresraten über die Dauer, in der der Vermögensgegenstand 
voraussichtlich genutzt werden kann (lineare Abschreibung). Ausnahmsweise 
ist eine Abschreibung mit fallenden Beträgen (degressive Abschreibung) oder 
nach Maßgabe der Leistungsabgabe (Leistungsabschreibung) zulässig, wenn 
dies den Werteverzehr sachgerecht abbildet. Maßgeblich ist die wirtschaftliche 
Nutzungsdauer, die auf der Grundlage von Erfahrungswerten und unter Berück-
sichtigung von Beschaffenheit und Nutzung des Vermögensgegenstandes zu 
bestimmen ist. Wird durch die Instandsetzung des Vermögensgegenstandes 
eine Verlängerung der Nutzungsdauer erreicht, ist die Restnutzungsdauer neu 
zu bestimmen; entsprechend ist zu verfahren, wenn in Folge einer voraussicht-
lich dauernden Wertminderung eine Verkürzung eintritt.

(2) Für Vermögensgegenstände nach Absatz 1 ist im Jahr der Anschaffung oder 
Herstellung die zeitanteilig anfallende Abschreibung ab dem Monat der Anschaf-
fung oder Herstellung anzusetzen (ratierliche Abschreibung). Im Jahr ihrer 
Veräußerung ist für diese Vermögensgegenstände die zeitanteilig anfallende 
Abschreibung bis einschließlich des Monats, in dem die Veräußerung erfolgt, 
anzusetzen.

(3) Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten abnutzbarer beweglicher Vermö-
gensgegenstände des Anlagevermögens, die selbstständig genutzt werden kön-
nen und deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten für den einzelnen Vermö-
gensgegenstand einen Betrag in Höhe von 1 000 Euro ohne Umsatzsteuer nicht 
übersteigen, können im Jahr der Anschaffung oder Herstellung in voller Höhe als 
Aufwand erfasst werden oder in einen Sammelposten eingestellt werden, der im 
Haushaltsjahr seiner Bildung und den darauf folgenden vier Haushaltsjahren zu 
jeweils einem Fünftel erfolgswirksam aufgelöst wird. Scheidet ein solcher Vermö-
gensgegenstand aus dem Anlagevermögen aus, wird der Sammelposten nicht 
vermindert. Übt die Gemeinde ihr Wahlrecht nach Satz 1 aus, soll sie es auf 
alle im Haushaltsjahr angeschafften und hergestellten Vermögensgegenstände 
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einheitlich anwenden. Das Wahlrecht kann nur im Jahr des Zugangs des Ver-
mögensgegenstandes ausgeübt werden.

(4) Ohne Rücksicht darauf, ob ihre Nutzung zeitlich begrenzt ist, sind bei Ver-
mögensgegenständen des Anlagevermögens im Falle einer voraussichtlich dau-
ernden Wertminderung außerplanmäßige Abschreibungen vorzunehmen, um die 
Vermögensgegenstände mit ihrem niedrigeren Wert anzusetzen. Stellt sich in 
einem späteren Jahr heraus, dass die Gründe für die Abschreibung nicht mehr 
bestehen, ist der Betrag dieser Abschreibung im Umfang der Werterhöhung unter 
Berücksichtigung der Abschreibungen, die inzwischen vorzunehmen gewesen 
wären, zuzuschreiben.

(5) Bei Vermögensgegenständen des Umlaufvermögens sind Abschreibungen 
vorzunehmen, um diese mit einem niedrigeren Wert anzusetzen, der sich aus 
einem Börsen- oder Marktwert am Abschlussstichtag ergibt. Ist ein Börsen- oder 
Marktwert nicht festzustellen und übersteigen die Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten den Wert, der den Vermögensgegenständen beizulegen ist, so ist 
auf den niedrigeren beizulegenden Stichtagswert abzuschreiben.

§ 40
Aufgabenübertragungen und Gemeindestrukturänderungen

(1) Bei Aufgabenübertragungen und Gemeindestrukturänderungen erfolgt der 
Übergang des Vermögens und der Schulden ergebnisneutral durch Buchung 
gegen das Basisreinvermögen. Bei der Einbuchung von Vermögensgegenstän-
den wird ein entsprechender Sonderposten gebildet. Das übergehende Vermö-
gen und die übergehenden Schulden sind im Anhang zum Jahresabschluss auf-
zuführen. Zu dem Vermögen und den Schulden gehören auch nichtbilanziertes 
Vermögen und nichtbilanzierte Schulden.

(2) Alle Bilanzposten gehen zu den Wertansätzen des Jahresabschlusses vor dem 
Inkrafttreten der Gemeindestrukturänderung oder der Aufgabenübertragung über.

(3) Wertberichtigungen der Bilanzposten und Vereinheitlichungen der Ansatz- 
und Bewertungsgrundsätze können letztmalig im vierten auf die Gemeindestruk-
turänderung oder die Aufgabenübertragung aufzustellenden Jahresabschluss 
erfolgen und sind im Anhang zu dokumentieren. Die Wertberichtigungen erfolgen 
ergebnisneutral durch Buchung gegen das Basisreinvermögen.
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Abschnitt 7
Jahresabschluss

§ 41
Allgemeine Grundsätze für die Gliederung

(1) Die Form der Darstellung, insbesondere die Gliederung der aufeinander fol-
genden Bilanzen, Ergebnisrechnungen und Finanzrechnungen ist beizubehalten, 
soweit nicht in Ausnahmefällen wegen besonderer Umstände Abweichungen erfor-
derlich sind. Die Abweichungen sind im Anhang anzugeben und zu begründen.

(2) In der Bilanz ist zu jedem Posten der entsprechende Betrag des vorherge-
henden Haushaltsjahres anzugeben. Erhebliche Unterschiede sind im Anhang 
anzugeben und zu erläutern.

(3) Fallen Vermögen oder Schulden unter mehrere Posten der Bilanz, so ist die 
Mitzugehörigkeit zu anderen Posten bei dem Posten, unter dem der Ausweis 
erfolgt ist, zu vermerken oder im Anhang anzugeben, wenn dies zur Aufstellung 
eines klaren und übersichtlichen Jahresabschlusses erforderlich ist.

(4) Eine weitere Untergliederung der Posten ist zulässig; dabei ist jedoch die 
vorgeschriebene Gliederung zu beachten. Neue Posten dürfen hinzugefügt wer-
den, wenn ihr Inhalt nicht von einem vorgeschriebenen Posten gedeckt wird. Die 
Ergänzung ist im Anhang anzugeben und zu begründen.

(5) Ein Posten der Bilanz oder eine Position der Ergebnisrechnung und der 
Finanzrechnung, für den oder die kein Betrag auszuweisen ist, muss nicht aufge-
führt werden, es sei denn, dass im Jahresabschluss des Vorjahres unter diesem 
Posten oder dieser Position ein Betrag ausgewiesen wurde.

§ 42
Rechnungsabgrenzungsposten

(1) Als Rechnungsabgrenzungsposten sind auf der Aktivseite vor dem 
Abschlussstichtag geleistete Auszahlungen auszuweisen, soweit sie Aufwand für 
eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. Auf die Ausweisung kann für 
regelmäßig wiederkehrende Geschäftsvorfälle, die einen geringfügigen Umfang 
haben, verzichtet werden. § 35 Absatz 4 bleibt unberührt.

(2) Auf der Passivseite sind als Rechnungsabgrenzungsposten vor dem 
Abschlussstichtag erhaltene Einzahlungen auszuweisen, soweit sie Ertrag für eine 
bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
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(3) Ist der Erfüllungsbetrag einer Verbindlichkeit höher als der Auszahlungs-
betrag, so ist der Unterschiedsbetrag auf der Aktivseite als Rechnungsabgren-
zungsposten aufzunehmen. Der Unterschiedsbetrag ist durch planmäßige jähr-
liche Abschreibungen zu tilgen, die auf die gesamte Laufzeit der Verbindlichkeit 
verteilt werden können.

§ 43
Ergebnisrechnung

(1) In der Ergebnisrechnung sind die dem Haushaltsjahr zuzurechnenden 
Erträge und Aufwendungen gegenüberzustellen. Erträge und Aufwendungen 
dürfen nicht miteinander verrechnet werden, soweit in dieser Verordnung nichts 
anderes bestimmt ist. Für die Gliederung gilt § 4 entsprechend.

(2) Zur Ermittlung des Jahresergebnisses sind die Gesamterträge und Gesamtauf-
wendungen gegenüberzustellen. Den in der Ergebnisrechnung nachzuweisenden 
Ergebnissen sind die Ergebnisse der Rechnung des Vorjahres, die Planansätze 
und die fortgeschriebenen Planansätze des Haushaltsjahres voranzustellen. Ein 
Vergleich der fortgeschriebenen Planansätze mit den Ergebnissen ist anzufügen.

§ 44
Finanzrechnung

(1) In der Finanzrechnung sind die im Haushaltsjahr eingegangenen Einzahlun-
gen und geleisteten Auszahlungen getrennt voneinander auszuweisen. Einzah-
lungen und Auszahlungen dürfen nicht miteinander verrechnet werden, soweit in 
dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist.

(2) Für die Gliederung gilt § 5 entsprechend. Zusätzlich sind die Zahlungen aus 
der Aufnahme und der Tilgung von Kassenkrediten sowie der Bestand an Kas-
senkrediten gesondert auszuweisen. § 43 Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 45
Teilrechnungen

(1) Für jeden der aufgestellten Teilhaushaltspläne sind Teilrechnungen, geglie-
dert in Teilergebnisrechnung und Teilfi nanzrechnung, aufzustellen. § 43 Absatz 2 
gilt entsprechend.

(2) Die Teilrechnungen sind jeweils um Ist-Zahlen zu den in den Teilhaushalts-
plänen ausgewiesenen Produktzielen und Kennzahlen zu ergänzen.
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§ 46
Bilanz

(1) Die Bilanz kann in Kontoform aufgestellt werden.

(2) In der Bilanz sind mindestens die in den Absätzen 3 und 4 bezeichneten 
Posten in der angegebenen Reihenfolge gesondert auszuweisen.

(3) Aktivseite

1 Anlagevermögen
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände
1.2 Sachanlagevermögen
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte
1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte
1.2.3 Grundstücke und Bauten des Infrastrukturvermögens und sonstiger 

Sonderfl ächen
1.2.4 Bauten auf fremdem Grund und Boden
1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler
1.2.6 Fahrzeuge, Maschinen und technische Anlagen
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung
1.2.8 Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau
1.3 Finanzanlagevermögen
1.3.1 Rechte an Eigenbetrieben
1.3.2 Anteile an verbundenen Unternehmen
1.3.3 Mitgliedschaft in Zweckverbänden
1.3.4 Anteile an sonstigen Beteiligungen
1.3.5 Wertpapiere des Anlagevermögens
1.3.6 Ausleihungen
1.3.6.1 an Eigenbetriebe
1.3.6.2 an verbundene Unternehmen
1.3.6.3 an Zweckverbände
1.3.6.4 an sonstige Beteiligungen
1.3.6.5 Sonstige Ausleihungen
2 Umlaufvermögen
2.1 Vorräte
2.1.1 Grundstücke in Entwicklung
2.1.2 Sonstiges Vorratsvermögen
2.1.3 Geleistete Anzahlungen auf Vorräte
2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
2.2.1 Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus Transferleistungen
2.2.1.1 Gebühren
2.2.1.2 Beiträge
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2.2.1.3 Wertberichtigungen auf Gebühren und Beiträge
2.2.1.4 Steuern
2.2.1.5 Transferleistungen
2.2.1.6 Sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen
2.2.1.7 Wertberichtigungen auf Steuern, Transferleistungen und sonstige 

öffentlich-rechtliche Forderungen
2.2.2 Privatrechtliche Forderungen
2.2.2.1 gegenüber dem privaten und dem öffentlichen Bereich
2.2.2.2 gegenüber Eigenbetrieben
2.2.2.3 gegenüber verbundenen Unternehmen
2.2.2.4 gegenüber Zweckverbänden
2.2.2.5 gegenüber sonstigen Beteiligungen
2.2.2.6 Wertberichtigungen auf privatrechtliche Forderungen
2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände
2.3 Wertpapiere des Umlaufvermögens
2.4 Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten 

und Schecks
3 Aktive Rechnungsabgrenzungsposten.

(4) Passivseite

1 Eigenkapital
1.1 Basis-Reinvermögen
1.2 Rücklage aus Überschüssen
1.3 Sonderrücklage
1.3.1 Sonderrücklage aus nicht verwendeten investiven Schlüsselzuweisungen
1.3.2 Sonderrücklagen, die aufgrund eines Gesetzes oder einer Verordnung 

zu bilden sind
1.4 Fehlbetragsvortrag
2 Sonderposten
2.1 Sonderposten aus Zuweisungen der öffentlichen Hand
2.2 Sonderposten aus Beiträgen, Baukosten- und Investitionszuschüssen
2.3 Sonstige Sonderposten 
2.4 erhaltene Anzahlungen auf Sonderposten
3 Rückstellungen
3.1 Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpfl ichtungen
3.2 Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung
3.3 Rückstellungen für die Rekultivierung und Nachsorge von Abfallde-

ponien
3.4 Rückstellungen für die Sanierung von Altlasten
3.5 Sonstige Rückstellungen
4 Verbindlichkeiten
4.1 Anleihen
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4.2 Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen und Investi-
tionsförderungsmaßnahmen

4.3 Verbindlichkeiten aus der Aufnahme von Kassenkrediten
4.4 Verbindlichkeiten aus Rechtsgeschäften, die Kreditaufnahmen wirt-

schaftlich gleichkommen
4.5 Erhaltene Anzahlungen
4.6 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
4.7 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen
4.8 Verbindlichkeiten gegenüber Eigenbetrieben
4.9 Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen
4.10 Verbindlichkeiten gegenüber Zweckverbänden
4.11 Verbindlichkeiten gegenüber sonstigen Beteiligungen
4.12 Sonstige Verbindlichkeiten
5 Passive Rechnungsabgrenzungsposten.

(5) Sofern das Eigenkapital die Fehlbeträge nicht deckt, ist der das Eigenkapital 
übersteigende Fehlbetrag am Schluss der Bilanz auf der Aktivseite unter Num-
mer 4 „Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag“ auszuweisen.

§ 47
Anhang

(1) In den Anhang sind diejenigen Angaben aufzunehmen, die zu den einzelnen 
Posten der Bilanz sowie zu den einzelnen Positionen der Ergebnisrechnung und 
der Finanzrechnung vorgeschrieben sind.

(2) Im Anhang sind insbesondere anzugeben und zu erläutern:

1. die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden und deren 
Abweichungen sowie deren Auswirkungen auf die Vermögens-, Ertrags- und 
Finanzlage der Gemeinde,

2. die angenommene Nutzungsdauer von Vermögensgegenständen und deren 
Veränderung,

3. in welchen Fällen aus welchen Gründen die lineare Abschreibungsmethode 
nicht angewendet wird,

4. Zuschreibungen und außerplanmäßige Abschreibungen mit Begründung, 
Inanspruchnahme des Wahlrechts gemäß § 39 Absatz 3 sowie deren Aus-
wirkungen auf die Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde,

5. die einzelnen Posten der Bilanz und die einzelnen Positionen der Ergeb-
nisrechnung, wobei auf wesentliche Abweichungen zum Vorjahr einzugehen 
ist; außerordentliche Erträge und Aufwendungen sowie das periodenfremde 
Ergebnis hinsichtlich ihres Betrages und ihrer Art, soweit sie für die Beurtei-
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lung der Ertragslage nicht von untergeordneter Bedeutung sind,
6. Angaben über die Einbeziehung von Zinsen für Fremdkapital in die Herstel-

lungskosten,
7. Vermögensgegenstände mit zum Bilanzstichtag noch ungeklärten Eigen-

tumsverhältnissen, inklusive Buchwert und Risikoabschätzung,
8. Angabe und Höhe von Bürgschaften, sonstigen Haftungsverpfl ichtungen, 

Verpfl ichtungen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften und Sachverhalten, 
aus denen sich künftig fi nanzielle Verpfl ichtungen ergeben können, soweit 
diese nicht bereits in der Verbindlichkeitenübersicht angegeben sind,

9. der Gesamtbetrag der nicht in der Bilanz ausgewiesenen Pensions- und Bei-
hilfeverpfl ichtungen.

(3) Dem Anhang sind beizufügen:

1. eine Übersicht der übertragenen Haushaltsermächtigungen,
2. eine Übersicht über das von der Gemeinde bewirtschaftete Treuhandvermö-

gen und über das Stiftungsvermögen,
3. eine Übersicht über den Zeitraum und die Höhe der Aufl ösung der Rück-

stellungen gemäß § 63.

§ 48
Lagebericht

(1) Im Lagebericht sind der Verlauf der Haushaltswirtschaft und die Lage der 
Gemeinde so darzustellen, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen der Vermö-
gens-, Ertrags- und Finanzlage entsprechendes Bild vermittelt wird. Dabei sind 
die wichtigen Ergebnisse des Jahresabschlusses und erhebliche Abweichungen 
der Jahresergebnisse von den fortgeschriebenen Haushaltsansätzen zu erläu-
tern und eine Bewertung der Abschlussrechnungen vorzunehmen.

(2) Der Lagebericht soll Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem 
Schluss des Haushaltsjahres eingetreten sind, und zu erwartende mögliche Risi-
ken von besonderer Bedeutung darstellen.

§ 49
Anlagenübersicht, Forderungsübersicht, Verbindlichkeitenübersicht

(1) In der Anlagenübersicht ist die Entwicklung der Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten des Anlagevermögens, der Abschreibungen und der Buchwerte dar-
zustellen.
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(2) In der Forderungsübersicht sind die Forderungen der Gemeinde, unterteilt in 
Laufzeiten bis zu einem Jahr, von einem bis zu fünf Jahren und von mehr als fünf 
Jahren nachzuweisen.

(3) In der Verbindlichkeitenübersicht sind die Verbindlichkeiten der Gemeinde 
und die Restlaufzeiten, unterteilt in Laufzeiten bis zu einem Jahr, von einem bis 
zu fünf Jahren und von mehr als fünf Jahren nachzuweisen.

§ 50
Beteiligungsbericht

Zur Information der Mitglieder der Gemeindevertretung und der Einwohnerinnen 
und Einwohner hat die Gemeinde einen Bericht über ihre Unternehmen gemäß 
§ 92 Absatz 2 Nummer 2 bis 4 der Brandenburgischen Kommunalverfassung 
sowie ihre mittelbaren Beteiligungen zu erstellen und jährlich fortzuschreiben 
(Beteiligungsbericht). Satz 1 gilt nicht für Sparkassen und Sparkassenverbände. 
Der Beteiligungsbericht enthält anhand der letzten gemäß § 242 des Handels-
gesetzbuches erstellten Jahresabschlüsse der Unternehmen Angaben über:

1. Rahmendaten des Unternehmens, insbesondere
a) Name, Sitz und Gegenstand des Unternehmens,
b) Datum der Unternehmensgründung,
c) die Beteiligungsverhältnisse am Unternehmen und die Beteiligungen des 

Unternehmens,
d) die Organe des Unternehmens und ihre zahlenmäßige Besetzung; bei 

den Vertreterinnen und Vertretern der Gemeinde getrennt nach Mitglie-
dern der Gemeindevertretung, Bediensteten der Gemeinde und sach-
kundigen Dritten;

2. Analysedaten für das jeweilige Berichtsjahr in Gegenüberstellung zu den 
beiden vorherigen Berichtsjahren in Form eines mit Kennzahlen versehenen 
verkürzten Lageberichts, der eine auf das Berichtsjahr bezogene Aussage 
ermöglicht über
a) die Vermögens- und Kapitalstruktur des Unternehmens,
b) die Finanzierung und die Liquidität,
c) die Rentabilität und den Geschäftserfolg und
d) den Personalbestand;

3. die voraussichtliche Entwicklung des Unternehmens unter Beachtung der 
Unternehmensplanung der auf den Berichtszeitraum folgenden Wirtschafts-
jahre;

4. Leistungs- und Finanzbeziehungen der Beteiligungen der Unternehmen 
untereinander und mit der Gemeinde, insbesondere
a) Kapitalzuführungen und -entnahmen,
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b) Gewinnentnahmen und Verlustausgleiche,
c) gewährte Sicherheiten und Gewährleistungen sowie
d) sonstige Finanzbeziehungen, die sich auf die Haushaltswirtschaft der 

Gemeinde unmittelbar oder mittelbar auswirken können.

Abschnitt 8
Gesamtabschluss, Konsolidierungsbericht

§ 51
Gesamtabschluss

Auf den Gesamtabschluss sind die Vorschriften über den Jahresabschluss der 
Gemeinden gemäß Abschnitt 7 entsprechend anzuwenden, soweit nachfolgend 
nichts anderes bestimmt ist und die Gemeindevertretung gemäß § 81 Absatz 9 
der Brandenburgischen Kommunalverfassung nichts anderes beschlossen hat.

§ 52
Gesamtbilanz

(1) In der Gesamtbilanz sind mindestens die in den Absätzen 2 und 3 bezeichne-
ten Posten in der angegebenen Reihenfolge gesondert auszuweisen.

(2) Aktivseite

1 Anlagevermögen
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände
1.2 Sachanlagevermögen
1.2.1 Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich 

der Bauten auf fremdem Grund und Boden
1.2.2 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler
1.2.3 Fahrzeuge, Maschinen und technische Anlagen, Betriebs- und 

Geschäftsausstattung
1.2.4 Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau
1.3 Finanzanlagevermögen
1.3.1 Eigenbetriebe
1.3.2 Anteile an verbundenen Unternehmen
1.3.3 Zweckverbände
1.3.4 Sonstige Beteiligungen
1.3.5 Wertpapiere des Anlagevermögens
1.3.6 Ausleihungen
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2 Umlaufvermögen
2.1 Vorräte
2.2 Forderungen
2.3 Wertpapiere des Umlaufvermögens
2.4 Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten 

und Schecks
3 Aktive Rechnungsabgrenzungsposten.

(3) Passivseite

1 Eigenkapital
1.1 Basis-Reinvermögen/Gezeichnetes Kapital
1.2 Kapitalrücklage
1.3 Rücklagen aus Überschüssen/Gewinnrücklage
1.4 Sonderrücklagen 
1.5 Ergebnisvortrag
1.6 Jahresfehlbetrag/Jahresüberschuss
1.7 Ausgleichsposten für Anteile Dritter
2 Sonderposten
2.1 Sonderposten aus Zuweisungen der öffentlichen Hand
2.2 Sonderposten aus Beiträgen, Baukosten- und Investitionszuschüssen
2.3 Sonstige Sonderposten
3 Rückstellungen
3.1 Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpfl ichtungen
3.2 Steuerrückstellungen
3.3 Sonstige Rückstellungen
4 Verbindlichkeiten
4.1 Anleihen
4.2 Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen und Rechtsgeschäften, die 

Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen
4.3 Erhaltene Anzahlungen
4.4 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
4.5 Übrige Verbindlichkeiten
5 Passive Rechnungsabgrenzungsposten.

§ 53
Gesamtfi nanzrechnung

Auf die Gesamtfi nanzrechnung fi ndet der Deutsche Rechnungslegungsstandard 
Nr. 21 (DRS 21) – Kapitalfl ussrechnung – vom 2. April 2014 (BAnz AT 08.04.2014 
B2) in der vom Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz bekannt 
gemachten Form entsprechende Anwendung.
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§ 54
Konsolidierungsbericht

(1) Im Konsolidierungsbericht ist anhand der letzten Jahresabschlüsse der 
Gemeinde und der gemäß § 81 der Brandenburgischen Kommunalverfassung 
zu konsolidierenden Unternehmen ein Gesamtüberblick über die wirtschaftliche 
und fi nanzielle Lage der Gemeinde darzustellen, so dass ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Gesamtbild der Vermögens-, Ertrags- und Finanz-
lage vermittelt wird.

(2) Außerdem sind, soweit sich dies nicht bereits aus dem nach § 80 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 6 der Brandenburgischen Kommunalverfassung beizufügenden 
Beteiligungsbericht ergibt, insbesondere darzustellen:

1. Erläuterungen des Gesamtabschlusses bestehend aus
a) Informationen zur Abgrenzung des Konsolidierungskreises und zu den 

angewandten Konsolidierungsmethoden,
b) Erläuterungen zu den einzelnen Posten des Gesamtabschlusses sowie 

zu den Nebenrechnungen sowie
c) Einzelangaben zur Zusammensetzung wesentlicher Jahresabschluss-

positionen;
2. Ausblick auf die künftige Entwicklung, insbesondere bestehend aus

a) Angaben über Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem 
Schluss der Konsolidierungsperiode eingetreten sind und

b) Angaben über die erwartete Entwicklung wesentlicher Rahmenbedin-
gungen, insbesondere über die fi nanziellen und wirtschaftlichen Pers-
pektiven und Risiken.

Abschnitt 9
Gemeindekasse und Zahlungsverkehr 

§ 55
Aufgaben der Gemeindekasse

(1) Zu den Kassengeschäften, die die Gemeindekasse zu erledigen hat, gehören

1. der Zahlungsverkehr,
2. die Verwaltung der Finanzmittel,
3. die Buchführung einschließlich der Sammlung der Belege, soweit nicht eine 

andere Stelle ganz oder zum Teil damit beauftragt ist.
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(2) Der Gemeindekasse obliegen darüber hinaus:

1. die Mahnung sowie die Beitreibung von Forderungen und die Einleitung 
der Zwangsvollstreckung, soweit in anderen Vorschriften nichts anderes 
bestimmt ist,

2. die Festsetzung, Stundung, Niederschlagung und der Erlass der aus den 
Maßnahmen nach Nummer 1 resultierenden Nebenforderungen, insbeson-
dere Gebühren, Säumniszuschläge, Verzinsungen und Auslagen.

(3) Soweit eine andere Stelle nach Absatz 1 Nummer 3 ganz oder teilweise mit 
der Buchführung beauftragt wird, obliegt der Gemeindekasse die Erfassung und 
Dokumentation der Zahlungen sowie die Führung und Abstimmung der Konten 
für die liquiden Mittel und für die Finanzrechnung.

(4) Der Gemeindekasse können weitere Aufgaben übertragen werden, soweit 
Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen und die Erledigung der Aufgaben nach 
den Absätzen 1 und 2 nicht beeinträchtigt wird.

§ 56
Einrichtung und Geschäftsgang der Gemeindekasse

(1) Die Gemeindekasse ist so einzurichten, dass

1. sie ihre Aufgaben ordnungsgemäß und wirtschaftlich erledigen kann,
2. Datenverarbeitungseinrichtungen oder -systeme, Automaten für den Zah-

lungsverkehr und andere technische Hilfsmittel nicht unbefugt benutzt wer-
den können und

3. die Zahlungsmittel, die zu verwahrenden Wertgegenstände und die gemäß 
§ 34 aufzubewahrenden Unterlagen sicher aufbewahrt werden können.

(2) Für die Abwicklung des Zahlungsverkehrs können Zahlstellen als Teil der 
Gemeindekasse, Einnahmekassen und Handvorschüsse eingerichtet werden.

(3) Zahlungsverkehr und Buchführung sollen nicht von denselben Bediensteten 
wahrgenommen werden.

(4) Überweisungsaufträge, Abbuchungsaufträge und -vollmachten sowie 
Schecks sind von zwei Bediensteten zu unterzeichnen. Bei Einsatz automatisier-
ter Verfahren können die Unterschriften durch elektronische Signaturen ersetzt 
werden.

(5) Bei Posteingängen in der Gemeinde ist sicherzustellen, dass Zahlungsmittel 
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und Wertsendungen unverzüglich an die Gemeindekasse weitergeleitet werden.

(6) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte hat die Auf-
sicht über die Gemeindekasse. Sie oder er kann die Aufsicht über die Geschäfts-
führung einer oder einem Bediensteten übertragen, die oder der nicht Kassen-
bedienstete oder Kassenbediensteter sein darf.

§ 57
Tagesabschluss

(1) Die Gemeindekasse hat die Konten für die liquiden Mittel und den Saldo der 
Ein- und Auszahlungen am Schluss des Buchungstages oder vor Buchungsbe-
ginn des folgenden Buchungstages mit den Bankkonten und dem Bestand an 
Finanzmitteln abzugleichen. Die Eintragungen sind von den an den Ermittlungen 
beteiligten Beschäftigten und von der Kassenverwalterin oder vom Kassenver-
walter oder einer von ihr oder ihm beauftragten Person zu unterschreiben.

(2) Bei Kassen mit Zahlungsverkehr in unerheblicher Höhe kann die Hauptver-
waltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte in einer Dienstanweisung 
regeln, dass wöchentlich nur ein Abschluss vorgenommen wird.

§ 58
Verfahren bei Stundung, Niederschlagung, Erlass und Vollstreckung

(1) Die Gemeindekasse hat die unverzügliche Vollstreckung der Forderungen zu 
veranlassen, die nicht rechtzeitig oder nicht vollständig beglichen worden sind. Von 
Vollstreckungsmaßnahmen kann sie zunächst absehen, wenn zu erkennen ist, dass

1. die Vollziehung des der Zahlungsanweisung zugrundeliegenden Bescheids 
ausgesetzt wird oder

2. eine Stundung, Niederschlagung oder ein Erlass der Forderung in Betracht 
kommt.

Sie hat in diesen Fällen unverzüglich die Entscheidung der zuständigen Dienst-
stelle herbeizuführen.

(2) Die Gemeindekasse darf unbeschadet des § 55 Absatz 2 Stundung und 
Erlass der Forderung nicht gewähren und über Niederschlagungen nicht ent-
scheiden. Die zuständige Dienststelle hat Stundungen, Niederschlagungen und 
Erlasse der Forderungen der Gemeindekasse unverzüglich schriftlich oder elek-
tronisch mitzuteilen.
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§ 59
Trennungsgrundsatz

(1) Die Freigabe von Buchungen und die Ausführung der Buchungen dürfen nicht 
von derselben Person wahrgenommen werden.

(2) Unterlagen für Buchungen müssen sachlich und rechnerisch geprüft und fest-
gestellt sowie von einer berechtigten Person verantwortlich freigegeben werden.

(3) Zahlungen dürfen, soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, 
nur auf Grund einer den Anforderungen dieser Verordnung entsprechenden Zah-
lungsanweisung angenommen oder geleistet werden.

(4) Die Gemeindekasse hat Zahlungsanweisungen und Buchungsunterlagen 
nach Absatz 2 vor ihrer Ausführung daraufhin zu prüfen, ob diese den Anforde-
rungen nach den Absätzen 2 und 3 entsprechen. Sie darf Zahlungsanweisungen, 
die den genannten Vorschriften nicht entsprechen, erst nach Berichtigung durch 
die anordnende Stelle ausführen. Analog gilt dies für die Vornahme von Buchun-
gen, die nicht zahlungswirksam sind.

§ 60
Zahlungsanweisungen

(1) Die der Gemeindekasse erteilte Zahlungsanweisung muss mindestens ent-
halten:

1. den anzunehmenden oder auszuzahlenden Betrag,
2. den Grund der Zahlung,
3. die zur Zahlung verpfl ichtete oder zum Empfang berechtigte Person,
4. den Fälligkeitstag,
5. die der Einzahlung oder Auszahlung zugrundeliegende Kontierung und das 

Haushaltsjahr,
6. die Bestätigung, dass die Bescheinigung der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit vorliegt,
7. das Datum der Anweisung und
8. die Unterschrift der freigabeberechtigten Person.

Die Bestätigung nach Satz 1 Nummer 6 entfällt, wenn die Feststellung der sach-
lichen und rechnerischen Richtigkeit mit der Zahlungsanweisung verbunden ist.

(2) Eine allgemeine Zahlungsanweisung kann sich auf die Angaben nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, 5, 7 und 8 beschränken. Sie ist zulässig für
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1. Einzahlungen, die dem Grunde nach häufi g anfallen, ohne dass die zur Zah-
lung verpfl ichtete Person oder die Höhe vorher feststehen,

2. regelmäßig wiederkehrende Auszahlungen, für die der Zahlungsgrund und 
die Empfangsberechtigten, nicht aber die Höhe für die einzelnen Fälligkeits-
termine feststehen,

3. geringfügige Auszahlungen, für die sofortige Barzahlung üblich ist und
4. Auszahlungen für Gebühren, Zinsen und ähnliche Aufwendungen, die bei der 

Erledigung der Aufgaben der Gemeindekasse anfallen.

Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte kann für Ein-
zahlungen, die nach Rechtsvorschriften oder allgemeinen Tarifen erhoben wer-
den, eine allgemeine Zahlungsanweisung zulassen, wenn gewährleistet ist, dass 
die Gemeindekasse rechtzeitig vor den Fälligkeitstagen die Unterlagen über die 
anzunehmenden Beträge erhält.

(3) Ist für die Gemeindekasse zu erkennen, dass sie empfangsberechtigt ist, hat 
sie Einzahlungen auch ohne Zahlungsanweisung anzunehmen und zu buchen. 
Die Anweisung ist unverzüglich einzuholen.

(4) Ohne Zahlungsanweisung dürfen angenommen werden

1. Finanzmittel, die die Gemeindekasse von einer anderen Stelle für Auszahlun-
gen für Rechnung dieser Stelle erhält,

2. Einzahlungen, die irrtümlich bei der Gemeindekasse eingezahlt und nach 
Absatz 5 Nummer 2 zurückgezahlt oder weitergeleitet werden, oder

3. Einzahlungen aus Festsetzungen nach § 55 Absatz 2 Nummer 2.

(5) Ohne Zahlungsanweisung dürfen ausgezahlt werden

1. die an eine andere Stelle abzuführenden Finanzmittel, die für deren Rech-
nung angenommen wurden,

2. irrtümlich eingezahlte Beträge, die an die einzahlende Person zurückgezahlt 
oder an die zum Empfang berechtigte Person weitergeleitet werden.

§ 61
Sicherheitsstandards

(1) Um die ordnungsgemäße Erledigung der Aufgaben der Buchführung und des 
Zahlungsverkehrs unter besonderer Berücksichtigung des Umgangs mit Finanz-
mitteln sowie die Verwahrung und Verwaltung von Wertgegenständen sicherzu-
stellen, sind von der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbe-
amten in einer Dienstanweisung nähere Vorschriften unter Berücksichtigung der 
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örtlichen Gegebenheiten zu erlassen. Die Vorschriften müssen inhaltlich hinrei-
chend bestimmt und schriftlich oder elektronisch verfasst sein.

(2) Die Dienstanweisung nach Absatz 1 muss mindestens Bestimmungen ent-
halten über:

1. die Aufbau- und Ablauforganisation mit Festlegungen über
a) sachbezogene Verantwortlichkeiten und die Übertragung weiterer Aufga-

ben,
b) schriftliche Unterschriftsbefugnisse oder deren Ersatz durch elektroni-

sche Signaturen mit Angabe von Form und Umfang,
c) die Befugnis zur Zeichnung von Buchungsunterlagen und Zahlungsan-

weisungen,
d) die Befugnis für die Feststellung der sachlichen und rechnerischen Rich-

tigkeit mit der Maßgabe, dass Feststellung und Freigabe nicht durch die 
gleiche Beschäftigte oder den gleichen Beschäftigten erfolgen darf und 
Beschäftigten, denen die Buchführung oder die Abwicklung des Zah-
lungsverkehrs obliegen, die   Befugnis zur Feststellung nur erteilt werden 
darf, wenn und soweit der zugrundeliegende Sachverhalt nur von ihnen 
beurteilt werden kann,

e) die zentrale oder dezentrale Erledigung des Zahlungsverkehrs mit Festle-
gung einer verantwortlichen Person für die Sicherstellung der Zahlungs-
fähigkeit,

f) die Einrichtung von Zahlstellen, Einnahmekassen und die Gewährung 
von Handvorschüssen,

g) Buchungsverfahren mit und ohne Zahlungsverkehr sowie die Identifi ka-
tion von Buchungen einschließlich der Aufgabenabgrenzung bei teilwei-
ser Beauftragung anderer Stellen mit der Buchführung,

h) die tägliche Abstimmung der Konten mit Ermittlung der Liquidität,
i) die Jahresabstimmung der Konten für den Jahresabschluss,
j) die Behandlung von Kleinbeträgen,
k) die Stundung, Niederschlagung und den Erlass von Ansprüchen der 

Gemeinde und
l) das Mahn- und Vollstreckungsverfahren; 

2. den Einsatz von automatisierter Datenverarbeitung in der Finanzbuchhaltung 
mit Festlegungen über
a) die Freigabe von Verfahren,
b) die Berechtigungen im Verfahren,
c) die Dokumentation der eingegebenen Daten und ihrer Veränderungen,
d) die Identifi kation innerhalb der sachlichen und zeitlichen Buchung,
e) die Nachprüfbarkeit von elektronischen Signaturen,
f) die Sicherung und Kontrolle der Verfahren und
g) die Abgrenzung der Administration von Informationssystemen und auto-
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matisierten Verfahren von der fachlichen Sachbearbeitung und der Erle-
digung von Kassenaufgaben;

3. die Verwaltung der Finanzmittel mit Festlegungen über
a) die Einrichtung und Schließung von Bankkonten,
b) die Unterschriften im Bankverkehr,
c) die Aufbewahrung, Beförderung und Entgegennahme von Zahlungsmit-

teln durch Beschäftigte und Automaten,
d) den Einsatz von Geldkarte, Debitkarte oder Kreditkarte sowie Schecks,
e) die Anlage nicht benötigter Finanzmittel,
f) die Aufnahme und die Rückzahlung von Kassenkrediten sowie
g) den durchlaufenden Zahlungsverkehr und fremde Finanzmittel;

4. die Sicherheit und Überwachung der Buchführung und des Zahlungsverkehrs 
mit Festlegungen über
a) ein Verbot bestimmter Tätigkeiten in Personalunion,
b) die Sicherheitseinrichtungen,
c) die Aufsicht und Kontrolle über Buchführung und Zahlungsverkehr,
d) regelmäßige und unvermutete Prüfungen und
e) die Beteiligung der örtlichen Rechnungsprüfung und der Kassenaufsicht 

an der Festlegung der Sicherheitsstandards;
5. die sichere Verwahrung und die Verwaltung von Wertgegenständen sowie 

von Unterlagen nach den Vorschriften über die Aufbewahrung von Büchern 
und Belegen.

§ 62
Zahlungsverkehr außerhalb der Gemeindeverwaltung

(1) Lässt die Gemeinde nach § 83 der Brandenburgischen Kommunalverfas-
sung den Zahlungsverkehr ganz oder zum Teil durch eine Stelle außerhalb der 
Gemeindeverwaltung besorgen, muss insbesondere gewährleistet sein, dass

1. Zahlungsanweisungen vor Übersendung an die erledigende Stelle registriert 
werden, wenn nicht die Beträge vorher gebucht wurden,

2. Zahlungsanweisungen an die erledigende Stelle nicht unbefugt geändert 
werden können,

3. die erledigende Stelle
a) mindestens monatlich mit der Gemeindekasse abrechnet, wenn nicht 

eine unmittelbare Abrechnung mit einer anderen Stelle angeordnet ist,
b) die Auszahlungsnachweise für die einzelnen Auszahlungen der 

Gemeinde als Belege überlässt oder ihr schriftlich oder elektronisch 
bestätigt, dass die Zahlungen auftragsgemäß geleistet worden sind; im 
letzteren Fall müssen die Auszahlungsnachweise von der erledigenden 
Stelle nach den für die Gemeinde geltenden Vorschriften aufbewahrt und 
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für die Prüfungen bereitgestellt werden,
c) Angelegenheiten, die ihr durch die Erledigung der Kassengeschäfte zur 

Kenntnis gelangen, nicht unbefugt verwertet oder weitergibt,
d) im Falle eines Verschuldens für Schäden der Gemeinde oder Dritter ein-

tritt und
e) den für die Prüfungen bei der Gemeinde zuständigen Prüfungsstellen 

Gelegenheit gibt, die ordnungsgemäße Abwicklung des Zahlungsver-
kehrs an Ort und Stelle zu prüfen.

(2) Die erledigende Stelle muss ihre Nachweise über die Ein- und Auszahlungen 
wie Vorbücher zum Zeitbuch der Gemeinde führen. Die Gemeindekasse hat die 
von der erledigenden Stelle angenommenen Einzahlungen und geleisteten Aus-
zahlungen zusammengefasst in ihre Bücher zu übernehmen und an dem Tage 
zu buchen, an dem die erledigende Stelle mit der Gemeindekasse abrechnet.

Abschnitt 10
Schlussvorschriften

§ 63
Übergangsvorschriften

(1) Von Mitgliedern des Kommunalen Versorgungsverbandes Brandenburg 
gemäß § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 gebildete Rückstellungen sind 
aufzulösen.

(2) Die Aufl ösung der in der Eröffnungsbilanz gebildeten Rückstellungen erfolgt 
ergebnisneutral durch Buchung gegen das Basisreinvermögen. Soweit die Rück-
stellungen ergebniswirksam gebildet wurden, sind sie ergebniswirksam aufzu-
lösen. Sie können einmalig oder über einen längeren Zeitraum aufgelöst werden. 
Der Zeitraum der Aufl ösung darf die Anzahl der Jahre, in denen die Rückstellun-
gen gebildet wurden, nicht überschreiten.

§ 64
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kom-
munale Haushalts- und Kassenverordnung vom 14. Februar 2008 (GVBl. II S. 
14), die zuletzt durch die Verordnung vom 17. August 2023 (GVBl. II Nr. 58) 
geändert worden ist, außer Kraft.
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(2) Die Gemeindehaushaltsverordnung vom 26. Juni 2002 (GVBl. II S. 414), die 
zuletzt durch die Verordnung vom 28. Juni 2010 (GVBl. II Nr. 37) geändert wor-
den ist und die Gemeindekassenverordnung vom 14. Juli 2005 (GVBl. II S. 418) 
treten am 31. Dezember 2024 außer Kraft.
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Verordnung über die Eigenbetriebe der 
Gemeinden 

(Eigenbetriebsverordnung – EigV)

vom 26. März 2009
(GVBl.II/09, [Nr. 11], S.150)

zuletzt geändert durch Verordnung vom 13. September 2024
(GVBl.II/24, [Nr. 81])

Auf Grund des § 107 Absatz 1 Nummer 10 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286) verordnet der 

Minister des Innern im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen:
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Abschnitt 1
Rechtsgrundlagen, Aufbau und Verwaltung

§ 1
Rechtsgrundlagen des Eigenbetriebes

Unternehmen der Gemeinden ohne eigene Rechtspersönlichkeit (§ 92 Absatz 2 
Nummer 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg) werden als 
Eigenbetriebe nach den Vorschriften der Kommunalverfassung des Lan-
des Brandenburg und dieser Verordnung sowie nach den Bestimmungen der 
Betriebssatzung des Eigenbetriebes geführt. Für Eigenbetriebe der Landkreise 
und Ämter gelten die Vorschriften dieser Verordnung entsprechend.

§ 2
Zusammenfassen von Eigenbetrieben

Mehrere Eigenbetriebe einer Gemeinde können zu einem Eigenbetrieb zusam-
mengefasst werden. Eigenbetriebe einer Gemeinde mit gleicher Art und Aufga-
benstellung sollen zu einem Eigenbetrieb zusammengefasst werden.

§ 3
Betriebssatzung

(1) Die Rechtsverhältnisse des Eigenbetriebes sind durch eine gemäß § 93 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg zu erlassende Betriebssatzung 
zu regeln.

(2) In der Betriebssatzung muss mindestens festgelegt sein

1. der Gegenstand und der Name des Eigenbetriebes,
2. die Höhe des Stammkapitals,
3. die Anzahl der Mitglieder der Werkleitung.

(3) Die Betriebssatzung kann vorsehen, dass die personalrechtlichen Befugnisse 
für Beschäftigte von der Werkleitung ausgeübt werden.

(4) Über die Regelungen der Absätze 2 und 3 hinaus kann die Betriebssatzung 
insbesondere regeln, bis zu welchen Wertgrenzen Vermögensgeschäfte und 
andere Angelegenheiten zu den Geschäften der laufenden Betriebsführung des 
Eigenbetriebes gehören, welche Angelegenheiten dem Werksausschuss zur 
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eigenen Entscheidung übertragen werden und dass die Einstellung von dauer-
haft Beschäftigten in einem nach Anzahl und Vergütungsmerkmalen begrenzten 
Umfang ohne Änderung des Wirtschaftsplanes zugelassen wird.

§ 4
Leitung des Eigenbetriebes

(1) Die Gemeindevertretung kann auf Vorschlag der Hauptverwaltungsbeam-
tin oder des Hauptverwaltungsbeamten für den Eigenbetrieb eine Werkleitung 
bestellen. Wird für den Eigenbetrieb keine Werkleitung bestellt, nimmt die 
Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte die nach dieser 
Verordnung der Werkleitung obliegenden Aufgaben wahr; sie oder er kann eine 
Bedienstete oder einen Bediensteten der Gemeinde mit der Wahrnehmung 
beauftragen.

(2) Besteht die Werkleitung aus mehreren Mitgliedern, kann die Gemeindever-
tretung ein Mitglied der Werkleitung zur Ersten Werkleiterin oder zum Ersten 
Werkleiter bestellen. Die Erste Werkleiterin oder der Erste Werkleiter entscheidet 
bei Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Werkleitung, soweit die Betriebs-
satzung nichts anderes bestimmt.

(3) Besteht die von der Gemeindevertretung bestellte Werkleitung nur aus einer 
Person, bestimmt auf deren Vorschlag der Werksausschuss durch Beschluss 
eine Beschäftigte oder einen Beschäftigten des Eigenbetriebes, eine im Eigenbe-
trieb tätige Beamtin oder einen im Eigenbetrieb tätigen Beamten der Gemeinde 
zur Vertretung der Werkleitung im Falle der Verhinderung oder Vakanz. In den 
Fällen des Absatzes 2 regelt die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptver-
waltungsbeamte die Geschäftsverteilung und Vertretung innerhalb der Werklei-
tung mit Zustimmung des Werksausschusses. Im Übrigen bestimmt die Werk-
leitung die innere Organisation des Eigenbetriebes.

(4) Das gesamte Rechnungswesen des Eigenbetriebes ist einheitlich zu leiten. 
Hat der Eigenbetrieb eine Werkleiterin oder einen Werkleiter für kaufmännische 
Angelegenheiten, so ist dieses Mitglied der Werkleitung für das Rechnungswe-
sen verantwortlich.

§ 5
Aufgaben der Werkleitung

(1) Die Werkleitung leitet den Eigenbetrieb selbstständig und ist für seine Führung 
nach kaufmännischen Grundsätzen verantwortlich. Ihr obliegen insbesondere 
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die Geschäfte der laufenden Betriebsführung des Eigenbetriebes. Der Werk-
leitung können durch Satzung weitergehende Befugnisse eingeräumt werden.

(2) Die Werkleitung vollzieht die Beschlüsse der Gemeindevertretung, die Ent-
scheidungen der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten 
und des Werksausschusses in Angelegenheiten des Eigenbetriebes.

(3) Die Werkleitung hat die Hauptverwaltungsbeamtin oder den Hauptverwal-
tungsbeamten und den Werksausschuss über alle wichtigen Angelegenheiten 
des Eigenbetriebes unverzüglich zu unterrichten sowie die gemäß § 20 beste-
henden unterjährigen Berichtspfl ichten zu erfüllen. Soweit die Hauptverwal-
tungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte gemäß § 4 Absatz 1 Satz 2 die 
Aufgaben der Werkleitung selbst wahrnimmt oder durch eine von ihr oder ihm 
beauftragte Bedienstete oder einen von ihr oder ihm beauftragten Bediensteten 
der Gemeinde wahrnehmen lässt, besteht die Unterrichtungspfl icht auch gegen-
über der Gemeindevertretung.

§ 6
Vertretung der Gemeinde in Angelegenheiten des Eigenbetriebes

(1) In den Angelegenheiten des Eigenbetriebes vertritt die Werkleitung die 
Gemeinde, sofern die Kommunalverfassung des Landes Brandenburg oder 
diese Verordnung nichts anderes bestimmen. Besteht die Werkleitung aus meh-
reren Mitgliedern, so nehmen zwei von ihnen gemeinschaftlich die Vertretung 
wahr.

(2) Die Werkleitung kann Beschäftigte des Eigenbetriebes oder im Eigenbetrieb 
tätige Beamtinnen oder Beamte der Gemeinde für einzelne Angelegenheiten und 
für bestimmte Sachgebiete mit der Vertretung des Eigenbetriebes beauftragen. 
Sie soll die zur Vertretung des Eigenbetriebes Berechtigten sowie den Umfang 
ihrer Vertretungsbefugnis ortsüblich bekannt geben.

(3) Erklärungen, die verpfl ichtend wirken sollen, bedürfen der Form des § 57 
Absatz 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg. Sie sind von der 
Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten und einem Mit-
glied der Werkleitung abzugeben. § 57 Absatz 3 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg gilt mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Geschäfte der 
laufenden Verwaltung die Geschäfte der laufenden Betriebsführung des Eigen-
betriebes treten. § 57 Absatz 4 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg gilt entsprechend.
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§ 7
Beschlüsse der Gemeindevertretung

Die Gemeindevertretung entscheidet unbeschadet des § 28 Absatz 2 der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg über

1. die wesentliche Aus- und Umgestaltung des Eigenbetriebes,
2. die allgemeinen Lieferbedingungen, insbesondere die allgemeinen Tarife,
3. den aufgestellten Wirtschaftsplan und die Änderung des Wirtschaftsplanes,
4. die Feststellung des geprüften Jahresabschlusses und die Ergebnisverwen-

dung,
5. die Entlastung der Werkleitung,
6. die Entnahme von Eigenkapital aus dem Eigenbetrieb.

§ 8
Werksausschuss

(1) Für die Angelegenheiten des Eigenbetriebes kann die Gemeindevertretung 
einen Werksausschuss bilden. Für mehrere Eigenbetriebe einer Gemeinde kann 
ein gemeinsamer Werksausschuss gebildet werden. In der Betriebssatzung ist die 
Gesamtzahl der Ausschussmitglieder und die Zahl der sachkundigen Einwohne-
rinnen und Einwohner und Beschäftigten des Eigenbetriebes im Werksausschuss 
zu bestimmen. Die Gemeindevertretung kann dem Werksausschuss durch die 
Betriebssatzung bestimmte Angelegenheiten zur eigenen Entscheidung übertra-
gen. Die Mitglieder des Werksausschusses wählen aus der Reihe der Gemeinde-
vertreterinnen und Gemeindevertreter im Werksausschuss den Vorsitz des Werks-
ausschusses und die Stellvertretung oder Stellvertretungen. § 44 Absatz 9 Satz 1 
und 3 der Kommunalverfassung fi ndet entsprechende Anwendung, soweit diese 
Verordnung nichts anderes bestimmt. Sind dem Werksausschuss nach Satz 4 
Angelegenheiten zur eigenen Entscheidung übertragen, fi ndet § 43 Absatz 4 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg entsprechende Anwendung.

(2) Auf die sachkundigen Einwohnerinnen und Einwohner und die Beschäftig-
ten des Eigenbetriebes im Werksausschuss fi nden die Vorschriften des § 30 
Absatz 1, 2 und 3 Satz 1 und Absatz 4 sowie des § 31 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg entsprechende Anwendung.

(3) Der Werksausschuss wird vom Ausschussvorsitzenden im Benehmen mit der 
Werkleitung einberufen, so oft es die Geschäftslage erfordert. § 44 Absatz 8 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg fi ndet entsprechende Anwen-
dung. Die Werkleitung nimmt an den Sitzungen des Werksausschusses teil. 
Sie hat das Recht, das Wort zu ergreifen, Vorschläge einzubringen, Fragen und 
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Anträge zu stellen und sie zu begründen (aktives Teilnahmerecht). Die Werk-
leitung ist auf Verlangen verpfl ichtet, zu den Beratungs- und Beschlussgegen-
ständen Stellung zu nehmen und Auskünfte zu erteilen.

(4) Beschlüsse des Werksausschusses in Angelegenheiten nach Absatz 1 Satz 4 
oder deren wesentlicher Inhalt sind in ortsüblicher Weise der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen, soweit nicht im Einzelfall aus Gründen des öffentlichen 
Wohls oder zur Wahrung von Rechten Dritter etwas anderes beschlossen wird.

(5) Soweit ein Werksausschuss nicht gebildet wird, nimmt der Hauptausschuss 
die Befugnisse des Werksausschusses nach dieser Verordnung wahr.

§ 9
Stellung der Hauptverwaltungsbeamtin, des Hauptverwaltungsbeamten

(1) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte kann der 
Werkleitung Weisungen erteilen, um die Einheitlichkeit der Gemeindeverwaltung 
zu wahren, die Erfüllung der Aufgaben des Eigenbetriebes zu sichern und Miss-
stände zu beseitigen.

(2) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte muss 
anordnen, dass Maßnahmen der Werkleitung, die sie oder er für rechtswidrig 
hält, unterbleiben oder rückgängig gemacht werden. Sie oder er kann dies anord-
nen, wenn sie oder er der Auffassung ist, dass Maßnahmen für die Gemeinde 
nachteilig sind.

(3) Ist die Werkleitung nach Ausübung ihres pfl ichtgemäßen Ermessens der 
Auffassung, die Verantwortung für die Durchführung einer Weisung der Haupt-
verwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten nicht übernehmen zu 
können, so hat sie sich an den Werksausschuss zu wenden. Wird kein Einver-
nehmen zwischen dem Werksausschuss und der Hauptverwaltungsbeamtin 
oder dem Hauptverwaltungsbeamten erzielt, so ist die Entscheidung des Haupt-
ausschusses herbeizuführen.

Abschnitt 2
Wirtschaftsführung und Rechnungswesen

§ 10
Vermögen des Eigenbetriebes

(1) Der Eigenbetrieb ist als Sondervermögen der Gemeinde gesondert zu verwal-
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ten und nachzuweisen. Auf die Erhaltung des Sondervermögens ist hinzuwirken. 
Dabei sind die Belange der gesamten Gemeindewirtschaft zu berücksichtigen.

(2) Der Eigenbetrieb ist mit einem dem Gegenstand und dem Betriebsumfang 
angemessenen Eigenkapital auszustatten. Sacheinlagen sind angemessen zu 
bewerten.

(3) Bei Eigenbetrieben, die Aufgaben des Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwe-
sens, der Kultur, des Sports, der Erholung und ähnlicher Art wahrnehmen, kann 
abweichend von § 3 Absatz 2 Nummer 2 von der Festsetzung eines Stamm-
kapitals abgesehen werden. Satz 1 gilt entsprechend für Eigenbetriebe, mit 
denen Aufgaben wahrgenommen werden, zu denen die Gemeinde gesetzlich 
verpfl ichtet ist.

§ 11
Maßnahmen zur Erhaltung des Vermögens und der Leistungsfähigkeit

(1) Für die dauernde technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 
Eigenbetriebes ist zu sorgen. Insbesondere sind alle notwendigen Instandhal-
tungsarbeiten rechtzeitig durchzuführen.

(2) Für die technische und wirtschaftliche Fortentwicklung des Eigenbetriebes 
und, soweit die Abschreibungen nicht ausreichen, für Erneuerungen sollen aus 
dem Jahresgewinn Rücklagen gebildet werden. Die Finanzierung umfangreicher 
Investitionen kann, soweit Eigenmittel nicht in ausreichendem Maße zur Verfü-
gung stehen, in Ausnahmefällen auch über Kreditaufnahmen erfolgen. Eigen- 
und Fremdkapital sollen in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen.

(3) Sämtliche Leistungen des Eigenbetriebes sind angemessen zu vergüten. Der 
Eigenbetrieb kann jedoch davon abweichend

1. Wasser für den Brandschutz, für die Reinigung von Straßen und Abwasser-
anlagen sowie für öffentliche Zier- und Straßenbrunnen unentgeltlich oder 
verbilligt liefern,

2. Anlagen für die Löschwasserversorgung unentgeltlich oder verbilligt zur Ver-
fügung stellen,

3. auf die Tarifpreise für die Lieferung von Elektrizität, Gas, Wasser und Wärme 
einen Preisnachlass gewähren, soweit dieser steuerrechtlich anerkannt ist.

(4) Die Gemeinde darf das Eigenkapital unter Berücksichtigung des § 7 Num-
mer 6 und des § 14 Absatz 5 nur vermindern, wenn dadurch die Erfüllung der 
Aufgaben und die zukünftige Entwicklung des Eigenbetriebes nicht beeinträchtigt 
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werden. Vor der Beschlussfassung der Gemeindevertretung ist der Werksaus-
schuss zu hören; die Werkleitung hat schriftlich oder elektronisch Stellung zu 
nehmen.

(5) Der Jahresgewinn soll so hoch sein, dass neben angemessenen Rückla-
gen nach Absatz 2 mindestens eine marktübliche Verzinsung des Eigenkapitals 
erwirtschaftet wird.

(6) Ein Jahresverlust kann auf neue Rechnung vorgetragen werden. Gewinne 
sind vollständig zur Verminderung des Verlustvortrages zu verwenden.

(7) Reichen die liquiden Mittel des Eigenbetriebes nicht aus, um den Liquiditäts-
fehlbetrag einer Rechnungsperiode zu decken, ist dieser Liquiditätsfehlbetrag 
unverzüglich aus Haushaltsmitteln der Gemeinde auszugleichen. Soweit darüber 
hinausgehende Verluste gegeben sind, können diese aus Haushaltsmitteln der 
Gemeinde jederzeit ausgeglichen werden.

§ 12
Zahlungsverkehr

Für den Eigenbetrieb ist eine Sonderkasse einzurichten. Die Anordnung und die 
Ausführung fi nanzwirksamer Vorgänge sind personell und organisatorisch zu 
trennen. Vorübergehend nicht benötigte Kassenbestände der Sonderkasse des 
Eigenbetriebes sollen in Abstimmung mit der Kassenlage der Gemeinde ertrag-
bringend angelegt werden. Wenn die Gemeinde die Mittel vorübergehend bewirt-
schaftet, ist sicherzustellen, dass diese dem Eigenbetrieb bei Bedarf wieder zur 
Verfügung stehen.

§ 13
Wirtschaftsjahr

Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebes ist das Haushaltsjahr der Gemeinde. Wenn 
die Art des Eigenbetriebes es erfordert, kann die Betriebssatzung ein abweichen-
des Wirtschaftsjahr zulassen.

§ 14
Wirtschaftsplan

(1) Der Eigenbetrieb hat für jedes Wirtschaftsjahr vor dessen Beginn einen Wirt-
schaftsplan aufzustellen. Der Wirtschaftsplan besteht aus
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1. den Festsetzungen
a. des Gesamtbetrages der Erträge und Aufwendungen aus dem Erfolgs-

plan,
b. der im Finanzplan enthaltenen Mittelzufl üsse und Mittelabfl üsse jeweils 

aus laufender Geschäftstätigkeit, aus Investitionstätigkeit und aus Finan-
zierungstätigkeit,

c. des Gesamtbetrages der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen 
von Verpfl ichtungen, die künftige Wirtschaftsjahre mit Auszahlungen 
für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen belasten (Verpfl ich-
tungsermächtigungen),

d. des Gesamtbetrages der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitio-
nen und Investitionsfördermaßnahmen (Kreditermächtigung),

2. dem Erfolgsplan (§ 15) und
3. dem Finanzplan (§ 16).

Für die Festsetzungen im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 ist Formblatt 1 
(Anlage 1) zu verwenden.

(2) Dem Wirtschaftsplan sind als Anlagen beizufügen:

1. ein Vorbericht, der einen Überblick über die aktuelle Ertrags-, Finanz- und 
Vermögenslage des Eigenbetriebes gibt und in dem insbesondere darzu-
stellen ist:
a.  der Stand und die voraussichtliche Entwicklung der Erfolgslage des 

Eigenbetriebes sowie Chancen und wesentliche Risiken in der künftigen 
Entwicklung des Eigenbetriebes,

b.  der Stand und die voraussichtliche Entwicklung der Eigenkapitalausstat-
tung und der Liquidität einschließlich des Standes und der bisherigen 
Entwicklung der Inanspruchnahme und Rückzahlung von Liquiditätskre-
diten/Kontokorrent-Verbindlichkeiten und

c.  die vorgesehene Behandlung des erwarteten Jahresergebnisses,
2. eine Übersicht über die aus Verpfl ichtungsermächtigungen voraussichtlich 

fällig werdenden Auszahlungen sowie die Einzahlungen und Auszahlungen, 
die sich auf die Haushaltswirtschaft der Gemeinde auswirken (§ 17),

3. eine Stellenübersicht (§ 18),
4. eine Aufstellung der geplanten Investitionsmaßnahmen, die innerhalb des 

Zeitraums der mittelfristigen Finanzplanung – einschließlich des Planwirt-
schaftsjahres – mit den im Finanzplan aufgeführten Beträgen verbunden 
sind sowie deren Finanzierung einschließlich der fi nanziellen Auswirkungen 
auf die Folgejahre,

5. eine Übersicht der in den Vorjahren genehmigten und davon bereits in 
Anspruch genommenen Kredite für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen.
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(3) Der Wirtschaftsplan ist von der Werkleitung aufzustellen. Er bedarf des 
Beschlusses durch die Gemeindevertretung (§ 7 Nummer 3), ist von der Haupt-
verwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten handschriftlich oder 
durch elektronischen Schriftformersatz zu zeichnen und der zuständigen Kom-
munalaufsichtsbehörde vorzulegen. Der Wirtschaftsplan ist nach den für Satzun-
gen geltenden Vorschriften öffentlich bekannt zu machen. Auf die Bekanntma-
chung von Erfolgsplan, Finanzplan und der Anlagen nach Absatz 2 kann ganz 
oder teilweise verzichtet werden. Die Bestimmungen des § 69 Absatz 5 Satz 3 
und 4 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gelten entsprechend.

(4) Der Wirtschaftsplan ist durch einen Nachtrag zu ändern, wenn

1. das Jahresergebnis sich gegenüber dem Erfolgsplan erheblich verschlech-
tern wird und diese Verschlechterung die Haushaltslage der Gemeinde 
beeinträchtigt oder eine Änderung beim Mittelzufl uss oder beim Mittelabfl uss 
aus der Investitionstätigkeit innerhalb des Finanzplanes bedingt,

2. erheblich höhere Zuführungen der Gemeinde oder höhere Kredite erforder-
lich werden oder

3. weitere Verpfl ichtungsermächtigungen notwendig sind.

Für die Änderung der Festsetzungen gemäß Absatz 1 Nummer 1 ist Formblatt 1 
(Anlage 1) unter Angabe der bisherigen Beträge, der Änderungsbeträge und der 
sich daraus ergebenden neuen Festsetzungen zu verwenden.

(5) Bei der Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan hat die Gemeindever-
tretung unter Berücksichtigung der Finanzplanung zu entscheiden, ob und inwie-
weit dem Haushalt der Gemeinde Finanzierungsmittel zur Verfügung gestellt 
werden sollen, die im Eigenbetrieb aus Entgelten für die Abschreibungen aus 
den Anschaffungs- und Herstellungskosten des Anlagevermögens erwirtschaftet 
werden, soweit sie nicht für Kreditbeschaffungskosten, die ordentliche Tilgung 
von Krediten oder für bevorstehende notwendige Investitionen des Eigenbetrie-
bes benötigt werden.

§ 15
Erfolgsplan

(1) Der Erfolgsplan muss alle voraussehbaren Erträge und Aufwendungen des 
Wirtschaftsjahres enthalten und ist wie die Gewinn- und Verlustrechnung nach 
§ 24 Absatz 1 zu gliedern. Zum Vergleich sind die Zahlen des Erfolgsplanes des 
laufenden Wirtschaftsjahres und die abgerundeten Zahlen der Gewinn- und Ver-
lustrechnung des vorherigen Wirtschaftsjahres anzugeben. § 24 Absatz 3 fi ndet 
entsprechende Anwendung.
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(2) Im Erfolgsplan sind die in Absatz 1 genannten Positionen auch für die drei 
auf das Planwirtschaftsjahr folgenden Wirtschaftsjahre darzustellen (mittelfristige 
Ergebnisplanung).

(3) Die veranschlagten Erträge, Aufwendungen und Zuweisungen an Rücklagen 
sind zu erläutern, insbesondere soweit sie von den Vorjahreszahlen erheblich 
abweichen.

(4) Sind bei der Ausführung des Erfolgsplanes erfolgsgefährdende Mindererträge 
zu erwarten, so hat die Werkleitung die Hauptverwaltungsbeamtin oder den 
Hauptverwaltungsbeamten unverzüglich zu unterrichten. Erfolgsgefährdende 
Mehraufwendungen bedürfen der Zustimmung des Werksausschusses. Bei Eil-
bedürftigkeit genügt die Zustimmung der Hauptverwaltungsbeamtin oder des 
Hauptverwaltungsbeamten, der Werksausschuss ist unverzüglich zu unterrich-
ten. Sind die Mehraufwendungen unabweisbar und waren sie unvorhersehbar, 
tritt an die Stelle der Zustimmung die Unterrichtung der Hauptverwaltungsbeam-
tin oder des Hauptverwaltungsbeamten und des Werksausschusses.

§ 16
Finanzplan

(1) Im Finanzplan sind diejenigen Positionen darzustellen, die den Mittelzufl uss 
und den Mittelabfl uss aus laufender Geschäftstätigkeit, aus Investitionstätigkeit 
und aus Finanzierungstätigkeit berühren. Dabei sind zum Vergleich die Zahlen 
des Finanzplanes des laufenden Wirtschaftsjahres und die abgerundeten Zahlen 
der Finanzrechnung des vorherigen Wirtschaftsjahres anzugeben.

(2) Im Finanzplan sind die in Absatz 1 genannten Positionen auch für die drei 
auf das Planwirtschaftsjahr folgenden Wirtschaftsjahre darzustellen (mittelfristige 
Finanzplanung).

(3 Für die Aufstellung des Finanzplanes einschließlich der mittelfristigen Finanz-
planung ist Formblatt 2 (Anlage 2) zu verwenden. Eine weitere Gliederung der 
Einzahlungen und Auszahlungen ist zulässig.

(4) Bei Eigenbetrieben mit mehr als einem Betriebszweig (Sparte) soll eine 
Finanzplanübersicht erstellt werden, in der die nach den Absätzen 1 bis 3 dar-
zustellenden Positionen nach Betriebszweigen getrennt aufzuführen sind. § 24 
Absatz 3 Satz 2 fi ndet entsprechende Anwendung.
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§ 17
Darstellung von Verpfl ichtungsermächtigungen und Auswirkungen auf die 

Haushaltswirtschaft der Gemeinde

(1) Die Auszahlungen, die aus Verpfl ichtungsermächtigungen voraussichtlich 
fällig werden, sind in einer Übersicht auszuweisen und den im Finanzplan vor-
gesehenen Kreditaufnahmen gegenüberzustellen. Die Darstellung beginnt mit 
dem Planwirtschaftsjahr und erstreckt sich auf den Zeitraum der mittelfristigen 
Finanzplanung. Abweichend von Satz 2 beginnt die Darstellung mit früheren 
Wirtschaftsjahren, wenn in diesen Verpfl ichtungsermächtigungen veranschlagt 
wurden, aus deren Inanspruchnahme noch Auszahlungen fällig werden. Werden 
Auszahlungen aus Verpfl ichtungsermächtigungen in Wirtschaftsjahren fällig, auf 
die sich die mittelfristige Finanzplanung noch nicht bezieht, so hat die Darstellung 
nach Satz 1 auch diese Wirtschaftsjahre zu umfassen.

(2) Die Einzahlungen und Auszahlungen, die sich auf die Haushaltswirtschaft der 
Gemeinde auswirken, sind in einer Übersicht zusammenzustellen. Dabei sind 
zum Vergleich die Zahlen des laufenden Wirtschaftsjahres und die abgerundeten 
Zahlen des vorherigen Wirtschaftsjahres anzugeben und die voraussichtlichen 
Zahlen für die drei auf das Planwirtschaftsjahr folgenden Wirtschaftsjahre dar-
zustellen.

(3) Für die Übersichten nach den Absätzen 1 und 2 ist Formblatt 3 (Anlage 3) 
zu verwenden.

§ 18
Stellenübersicht

(1) Die Stellenübersicht enthält die im Wirtschaftsjahr erforderlichen Stellen 
für Beschäftigte. Dabei sind für alle im Eigenbetrieb nicht nur vorübergehend 
Beschäftigten Stellen auszuweisen. Beamtinnen oder Beamte, die im Eigenbe-
trieb tätig sind, werden im Stellenplan der Gemeinde geführt und sind in der 
Stellenübersicht des Eigenbetriebes nachrichtlich anzugeben.

(2) In der Stellenübersicht ist die Stellenverteilung nach Entgelt- und Besoldungs-
gruppen auszuweisen. Zum Vergleich sind die Zahlen der im laufenden Wirt-
schaftsjahr ausgewiesenen und der tatsächlich besetzten Stellen anzugeben.

(3) Bei Eigenbetrieben mit mehr als einem Betriebszweig (Sparte) soll die Stel-
lenübersicht nach Betriebszweigen gegliedert werden.
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§ 19
Buchführung und Kostenrechnung

(1) Der Eigenbetrieb führt seine Rechnung nach den Regeln der kaufmännischen 
doppelten Buchführung und den handelsrechtlichen Grundsätzen. Die Art der 
Buchungen muss die zwangsläufi ge Fortschreibung der Vermögens- und Schul-
denteile ermöglichen. Die Buchführung muss zusammen mit der Bestandsauf-
nahme die Aufstellung von Jahresabschlüssen gestatten, die den Anforderungen 
nach § 21 Absatz 1 entsprechen. Sie muss ferner regelmäßige Zwischenab-
schlüsse ermöglichen. Eine Anlagenbuchführung muss vorhanden sein.

(2) Die Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches über Buch-
führung, Inventar und Aufbewahrung fi nden Anwendung, soweit sie nicht bereits 
unmittelbar gelten. § 257 Absatz 3 bis 5 des Handelsgesetzbuches fi ndet nur auf 
Handelsbriefe Anwendung.

(3) Im Rechnungswesen der Versorgungsbetriebe sind mindestens der Aufwand 
für Erzeugung und Bezug sowie der Aufwand für Speicherung und für Verteilung 
gesondert zu erfassen.

(4) Einheitskontenrahmen sind anzuwenden, soweit sie für Zwecke der Finanz-
statistik und der Vergleichbarkeit für verbindlich erklärt sind.

(5) Der Eigenbetrieb hat die für Kostenrechnungen erforderlichen Unterlagen zu 
führen und nach Bedarf Kostenrechnungen zu erstellen.

§ 20
Unterjährige Berichtspfl ichten

Die Werkleitung hat die Hauptverwaltungsbeamtin oder den Hauptverwaltungs-
beamten und den Werksausschuss mindestens halbjährlich über die Entwicklung 
der Erträge und Aufwendungen sowie über den Fortgang der im Wirtschaftsplan 
vorgesehenen Investitionen schriftlich oder elektronisch zu unterrichten (Zwi-
schenberichte). In der Betriebssatzung kann eine Frist von weniger als sechs 
Monaten und ein erweiterter Inhalt der Zwischenberichte geregelt werden.

§ 21
Jahresabschluss, Lagebericht

(1) Die Werkleitung hat für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres einen Jah-
resabschluss aufzustellen. Der Jahresabschluss besteht aus der Bilanz (§ 22), 
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der Gewinn- und Verlustrechnung (§ 24), der Finanzrechnung (§ 25) und dem 
Anhang (§ 26). Die allgemeinen Vorschriften, die Vorschriften über den Ansatz, 
die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung, die Bewertung und über den 
Anhang für den Jahresabschluss der großen Kapitalgesellschaften im Dritten 
Buch des Handelsgesetzbuches fi nden entsprechende Anwendung, soweit sich 
aus dieser Verordnung nichts anderes ergibt.

(2) Als Anlage zum Jahresabschluss sind in einem Lagebericht der Geschäfts-
verlauf und die Lage des Eigenbetriebes unter Einbeziehung fi nanzieller Leis-
tungsindikatoren so darzustellen und zu analysieren, dass ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt wird. Im Lagebericht ist insbeson-
dere einzugehen auf

1. die Änderungen im Bestand der zum Eigenbetrieb gehörenden Grundstücke 
und grundstücksgleichen Rechte,

2. die Änderungen im Bestand, in der Leistungsfähigkeit und im Ausnutzungs-
grad der wichtigsten Anlagen,

3. den Stand der im Bau befi ndlichen Anlagen und die geplanten Bauvorhaben,
4. die Entwicklung des Eigenkapitals und der Rückstellungen jeweils unter 

Angabe von Anfangsbestand, Zugängen und Entnahmen,
5. die Umsatzerlöse mittels einer Mengen- und Tarifstatistik des Berichtsjahres 

im Vergleich mit dem Vorjahr,
6. den Personalaufwand mittels einer Statistik über die zahlenmäßige Entwick-

lung der Belegschaft unter Angabe der Gesamtsummen der Löhne, Gehälter 
und Vergütungen, sozialen Abgaben, Aufwendungen für Altersversorgung 
und Unterstützung einschließlich der Beihilfen und der sonstigen sozialen 
Aufwendungen für das Wirtschaftsjahr,

7. Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Wirt-
schaftsjahres eingetreten sind,

8. die voraussichtliche Entwicklung des Eigenbetriebes unter Angabe der 
wesentlichen Chancen und Risiken,

9. die Finanz- und Leistungsbeziehungen des Eigenbetriebes mit der 
Gemeinde, insbesondere
a.  Kapitalzuführungen und -entnahmen,
b.  Gewinnentnahmen und Verlustausgleiche,
c.  gewährte Sicherheiten und Gewährleistungen,
d.  sonstige Finanzbeziehungen, die sich auf die Haushaltswirtschaft der 

Gemeinde unmittelbar beziehungsweise mittelbar auswirken können.

(3) Der Jahresabschluss einschließlich des Lageberichtes ist innerhalb von drei 
Monaten nach Ablauf des Wirtschaftsjahres aufzustellen und von allen Mitglie-
dern der Werkleitung handschriftlich oder durch elektronischen Schriftformersatz 
zu zeichnen. In den Fällen des § 24 Absatz 3 und des § 25 Absatz 3 hat die 
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Werkleitung gleichzeitig die Erfolgsübersicht und die Finanzrechungsübersicht 
zu erstellen und dem Jahresabschluss beizulegen. Der Jahresabschluss und die 
Übersichten nach Satz 2 sind der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptver-
waltungsbeamten zur Kenntnis zuzuleiten.

§ 22
Bilanz

(1) Die Bilanz ist nach Formblatt 4 (Anlage 4) aufzustellen. Eine weitere Glie-
derung ist zulässig. Von der Gliederung kann abgewichen werden, wenn es der 
Gegenstand des Betriebes bedingt. § 268 Absatz 1 bis 3, § 270 sowie § 272 des 
Handelsgesetzbuches fi nden keine Anwendung.

(2) Das Stammkapital ist mit seinem in der Betriebssatzung festgelegten Betrag 
anzusetzen.

§ 23
Behandlung von Zuschüssen

(1) Erhält der Eigenbetrieb oder die Gemeinde für ihren Eigenbetrieb Zuschüsse, 
Beiträge oder Baukostenzuschüsse, sind die Vorschriften der Absätze 2 bis 4 
anzuwenden. Dienen die Zuschüsse, Beiträge oder Baukostenzuschüsse ganz 
oder teilweise einem Betriebszweig (Sparte), auf den die ertragsteuerlichen 
Bestimmungen Anwendung fi nden, können die Vorschriften der Absätze 2 bis 4 
Anwendung fi nden, soweit dies steuerlich anerkannt wird.

(2) Zuschüsse, die der Kapitalstärkung des Eigenbetriebes dienen (Kapital-
zuschüsse), sind dem Eigenkapital zuzuführen, soweit nicht in den Absätzen 
3 und 4 etwas anderes bestimmt ist.

(3) Erhaltene Zuschüsse für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men (Investitionszuschüsse) sowie Beiträge und Baukostenzuschüsse, die der 
Eigenbetrieb auf Grund von Satzungen oder allgemeiner Lieferbedingungen 
erhält, sind als Sonderposten auf der Passivseite zwischen dem Eigenkapital und 
den Rückstellungen anzusetzen. Die Aufl ösung des Sonderpostens ist entspre-
chend der Wertentwicklung des bezuschussten Vermögensgegenstandes vorzu-
nehmen. Soweit eine unmittelbare Zurechnung zu einem Vermögensgegenstand 
nicht erfolgen kann, ist der Sonderposten jährlich mit einem Prozentsatz, der 
dem durchschnittlichen betriebsgewöhnlichen Abschreibungssatz entsprechen 
soll, aufzulösen.
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(4) Zuschüsse der öffentlichen Hand zu den laufenden Betriebskosten des Eigen-
betriebes (Betriebskostenzuschüsse) sind Erträge des laufenden Wirtschaftsjah-
res. Satz 1 gilt entsprechend für Zuschüsse zum Ausgleich von Verlusten im 
Sinne des § 11 Absatz 7 Satz 2 (Verlustausgleichszuschüsse).

§ 24
Gewinn- und Verlustrechnung, Erfolgsübersicht

(1) Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach Formblatt 5 (Anlage 5) aufzustel-
len. Eine weitere Gliederung ist zulässig. Satz 1 fi ndet keine Anwendung, wenn 
der Gegenstand des Betriebes eine abweichende Gliederung bedingt. Diese 
muss der Gliederung gemäß Satz 1 gleichwertig sein.

(2) Bei Versorgungsbetrieben muss der Ertrag aus Energielieferungen (Strom, 
Gas, Wärme) und Wasserlieferungen in jedem Wirtschaftsjahr 365, in Schaltjah-
ren 366 Tage umfassen und auf den Bilanzstichtag abgegrenzt sein.

(3) Eigenbetriebe mit mehr als einem Betriebszweig (Sparte) haben zum Ende 
eines jeden Wirtschaftsjahres eine Erfolgsübersicht aufzustellen. Dabei ist nach 
ertragsteuerpfl ichtigen und nicht ertragsteuerpfl ichtigen Sparten zu trennen; eine 
Zusammenfassung von mehreren ertragsteuerpfl ichtigen Sparten ist möglich. 
Die Erfolgsübersicht ist kein Bestandteil des Jahresabschlusses. Sie ist nach 
Formblatt 6 (Anlage 6) zu gliedern. Eine weitere Gliederung ist zulässig. Gemein-
same Aufwendungen und Erträge sind sachgerecht auf die Sparten aufzuteilen, 
soweit Lieferungen und Leistungen nicht gesondert verrechnet werden.

§ 25
Finanzrechnung

(1) In der Finanzrechnung sind diejenigen Positionen darzustellen, die den Mittel-
zufl uss und Mittelabfl uss aus laufender Geschäftstätigkeit, aus Investitionstätig-
keit und aus Finanzierungstätigkeit im abgelaufenen Wirtschaftsjahr berührten.

(2) Die Finanzrechnung ist wie der Finanzplan (§ 16) zu gliedern.

(3) Wurde für den Eigenbetrieb eine Finanzplanübersicht nach § 16 Absatz 4 
erstellt, so ist zum Ende eines jeden Wirtschaftsjahres eine Finanzrechnungs-
übersicht zu erstellen, die wie die Finanzplanübersicht zu gliedern ist. Die 
Finanzplanübersicht ist kein Bestandteil des Jahresabschlusses.
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§ 26
Anhang, Anlagennachweis

(1) Für die Darstellung im Anhang gilt § 285 Nummer 9 und 10 des Handels-
gesetzbuches mit der Maßgabe, dass die Angaben für die Mitglieder der Werk-
leitung und des Werksausschusses zu machen sind. § 285 Nummer 8 und § 286 
Absatz 2 und 3 des Handelsgesetzbuches fi nden keine Anwendung.

(2) In einem Anlagennachweis ist die Entwicklung der einzelnen Posten des 
Anlagevermögens einschließlich der Finanzanlagen nach den Formblättern 
7 und 8 (Anlagen 7 und 8) darzustellen, wenn der Gegenstand des Betriebes 
keine abweichende Gliederung bedingt. Der Anlagennachweis ist Bestandteil 
des Anhanges.

Abschnitt 3
Jahresabschlussprüfung

§ 27
Pfl icht zur Jahresabschlussprüfung

(1) Der Jahresabschluss und der Lagebericht des Eigenbetriebes sind gemäß 
§ 106 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg zu prüfen (Jahres-
abschlussprüfung).

(2) Sofern die Gemeinde von ihrem Vorschlagsrecht für eine Wirtschaftsprüferin, 
einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft gemäß § 106 
Absatz 2 Satz 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg Gebrauch 
macht, hat sie der für die Prüfung zuständigen Behörde frühzeitig entsprechende 
Vorschläge zu unterbreiten.

(3) Eine Wirtschaftsprüferin oder ein Wirtschaftsprüfer darf nicht mit der Jahres-
abschlussprüfung beauftragt werden, wenn sie oder er selbst oder eine Person, 
mit der sie oder er gemeinsam den Beruf ausübt,

1. Mitglied in der Gemeindevertretung ist,
2. Mitglied in einem Ausschuss ist, in dem Angelegenheiten des Eigenbetriebes 

beraten werden,
3. Beschäftigte oder Beschäftigter der kommunalen Körperschaft ist,
4. bei der Führung der Bücher oder der Aufstellung des zu prüfenden Jahres-

abschlusses mitgewirkt hat.

Eine Beauftragung ist auch ausgeschlossen, wenn eine der Voraussetzungen 
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des Satzes 1 Nummer 1 bis 3 in den letzten zwei Jahren vor dem zu prüfenden 
Wirtschaftsjahr vorgelegen hat. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für eine Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, deren gesetzliche Vertretung oder Gesellschafterin 
oder Gesellschafter eine der dort genannten Voraussetzungen erfüllt.

(4) Für die Jahresabschlussprüfung sind die §§ 317 Absatz 1 und 2 und die 
§§ 321, 322 und 323 des Handelsgesetzbuches entsprechend anzuwenden.

§ 28
Anwendung auf Jahresabschlüsse von Zweckverbänden

Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten entsprechend für die Prüfung der 
Jahresabschlüsse von kommunalen Zweckverbänden, sofern in der Verbands-
satzung bestimmt ist, dass für die Wirtschaftsführung des Zweckverbandes die 
für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften Anwendung fi nden.

§ 29
Abschlussprüfer

(1) Bedient sich die gemäß § 106 Absatz 2 Satz 1 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg zuständige Stelle (Prüfungsbehörde) zur Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung einer Wirtschaftsprüferin, eines Wirtschaftsprüfers 
oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (Abschlussprüfer), so soll dies unter 
Berücksichtigung des Vorschlagsrechtes der Gemeinde gemäß § 106 Absatz 2 
Satz 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg erfolgen. Soweit die 
Prüfungsbehörde den Abschlussprüfer nicht selbst beauftragt, veranlasst sie, 
dass die Gemeinde durch ihren Eigenbetrieb spätestens zwei Monate vor Ablauf 
des Wirtschaftsjahres, auf das sich die Prüfung erstreckt, mit dem Abschluss-
prüfer einen Vertrag über die Vornahme der Jahresabschlussprüfung nach einem 
vom Kommunalen Prüfungsamt bei dem für Inneres zuständigen Ministerium 
herausgegebenen Muster abschließt. Es ist sicherzustellen, dass die Rechte und 
Befugnisse der Prüfungsbehörde bei der Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung nach dieser Verordnung gewahrt bleiben.

(2) Die Bestellung des Abschlussprüfers erfolgt jährlich. Erneute Bestellungen 
sind zulässig.

(3) Vor der Bestellung eines Abschlussprüfers ist zu prüfen, ob Ausschließungs-
gründe entsprechend § 27 Absatz 3 vorliegen. § 319 Absatz 2 und 3 des Handels-
gesetzbuches gilt entsprechend. In dem Vertrag nach Absatz 1 hat der Abschluss-
prüfer zu erklären, dass Ausschließungsgründe nach Satz 1 nicht vorliegen.
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(4) Eine Abberufung des Abschlussprüfers kann ausschließlich durch die Prü-
fungsbehörde erfolgen. Sie ist nur zulässig, wenn dies aus einem in der Person 
des Abschlussprüfers liegenden Grund geboten erscheint, insbesondere wenn 
Besorgnis der Befangenheit besteht.

(5) Für die Durchführung der Jahresabschlussprüfung und für den Prüfungsbe-
richt ist der Abschlussprüfer der Prüfungsbehörde und der Gemeinde gegenüber 
verantwortlich. § 323 des Handelsgesetzbuches gilt entsprechend.

§ 30
Gegenstand der Jahresabschlussprüfung

(1) Die Jahresabschlussprüfung erstreckt sich auf die Prüfungskriterien gemäß 
§ 106 Absatz 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg, soweit sich 
nach anderen gesetzlichen Vorschriften nicht weitere Prüfungsgegenstände 
ergeben. Die Prüfung soll Entscheidungshilfen für die Organisation und die wirt-
schaftliche Führung des Eigenbetriebes bieten.

(2) Soweit die Buchführung des Eigenbetriebes ganz oder zum Teil automatisiert 
erfolgt, ist auch zu prüfen, ob die Programme vor ihrer Erstanwendung oder vor 
einer größeren Umstellung auf ihre Richtigkeit getestet und erst danach zum 
Einsatz freigegeben wurden. Prüfungsergebnisse im Rahmen der örtlichen und 
überörtlichen Prüfung oder Prüfungsergebnisse anderer sachverständiger Per-
sonen sind einzubeziehen und können Prüfungshandlungen des Abschlussprü-
fers entbehrlich machen.

(3) Der in den Absätzen 1 und 2 bezeichnete Gegenstand der Prüfung darf nicht 
eingeschränkt werden. Soweit die Prüfungsbehörde den Prüfungsumfang erwei-
tert, sind hierfür gesonderte Prüfungsaufträge zu erteilen.

§ 31
Prüfungsverfahren

(1) Die Werkleitung hat

1. der Prüfungsbehörde beziehungsweise dem beauftragten Abschlussprüfer 
rechtzeitig die Prüfungsbereitschaft des Eigenbetriebes anzuzeigen,

2. die Prüfungsbehörde beziehungsweise den Abschlussprüfer bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben zu unterstützen und dazu insbesondere unverzüglich alle 
erbetenen Auskünfte zu erteilen, Einsicht in Belege, Akten und Urkunden zu 
gewähren sowie Erhebungen an Ort und Stelle zu ermöglichen und zu dulden.
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(2) Lässt der Eigenbetrieb Geschäftsvorgänge durch Dritte bearbeiten, hat er auf 
seine Kosten sicherzustellen, dass die Prüfungsbehörde beziehungsweise der 
Abschlussprüfer dort die erforderlichen Erhebungen vornehmen kann. Absatz 1 
Nummer 2 gilt entsprechend. Beruht die Geschäftsbesorgung auf einer vertrag-
lichen Vereinbarung, sind die Prüfungsrechte dort zu vereinbaren.

(3) Der Abschlussprüfer kann zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung im 
berufsüblichen Sinne weitere Prüfer und Hilfskräfte heranziehen. Für deren Mit-
wirkung gilt § 29 Absatz 3 entsprechend.

(4) Die Prüfungsbehörde beziehungsweise der Abschlussprüfer können Prüfun-
gen vor Ablauf des Wirtschaftsjahres vornehmen.

(5) Kommt der Abschlussprüfer während der Prüfung zu der Überzeugung, dass 
die Buchführung, der Jahresabschluss oder der Lagebericht sowie die Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung zu wesentlichen Beanstandungen Anlass 
geben, oder stellt er Tatsachen fest, die den Verdacht auf Verfehlungen begrün-
den, hat er unverzüglich die Prüfungsbehörde zu unterrichten.

(6) Die Jahresabschlussprüfung soll bis zum Ablauf von neun Monaten nach 
Ende des Wirtschaftsjahres abgeschlossen sein.

(7) Der Eigenbetrieb trägt die Kosten der Prüfung.

§ 32
Prüfungsergebnis

(1) Der Abschlussprüfer hat über das Ergebnis der Prüfung schriftlich oder 
unter Verwendung des elektronischen Schriftformersatzes zu berichten. § 321 
Absatz 1 und 2 des Handelsgesetzbuches gilt entsprechend. Im Prüfungsbericht 
sind insbesondere darzustellen

1. die wirtschaftlichen Verhältnisse und die Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts-
führung,

2. die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie die Liquidität und 
Rentabilität des Eigenbetriebes,

3. verlustbringende Geschäfte und die Ursachen dieser Verluste, wenn diese 
Geschäfte und die Ursache sich nicht nur unerheblich auf die Vermögens- 
und Ertragslage ausgewirkt haben und

4. die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen 
Jahresfehlbetrages.
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(2) Das Prüfungsergebnis ist in einer Schlussbesprechung zu erörtern, wenn

1. bei der Prüfung Tatsachen festgestellt werden, die
a.  die Entwicklung des Eigenbetriebes wesentlich beeinträchtigen können 

oder
b.  Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften oder gegen die Betriebssatzung 

erkennen lassen,
2. die wirtschaftlich bedeutsamen Sachverhalte im Sinne des § 53 Absatz 1 

Nummer 2 des Haushaltsgrundsätzegesetzes Anlass zu wesentlichen Bean-
standungen geben oder

3. die Geschäftsführung Anlass zu wesentlichen Beanstandungen gibt.

Dies gilt auch, wenn Fehler im Rahmen der Prüfung behoben wurden. Sofern 
eine Schlussbesprechung nicht durchzuführen ist, kann sie im Einvernehmen mit 
der Prüfungsbehörde entfallen.

(3) Der Abschlussprüfer hat einen schriftlichen oder mit elektronischem Schrift-
formersatz versehenen Vermerk über das Ergebnis der Prüfung zu fertigen, 
soweit sich aus anderen gesetzlichen Vorschriften nichts anderes ergibt. § 322 
Absatz 2 bis 4 des Handelsgesetzbuches gilt entsprechend. Die Prüfungsbe-
hörde kann zu dem Vermerk des Abschlussprüfers eigene Feststellungen treffen.

(4) Der Abschlussprüfer legt den Prüfungsbericht nach Absatz 1 einschließlich 
des Prüfungsvermerkes nach Absatz 3 der Prüfungsbehörde in fünffacher Aus-
fertigung vor. Diese leitet ihn der Gemeinde zu. In den Fällen des § 28 leitet 
die Prüfungsbehörde den Prüfungsbericht einschließlich Prüfungsvermerk dem 
Zweckverband zu; die Mitgliedsgemeinden des Zweckverbandes sind davon zu 
unterrichten, dass der Prüfungsbericht vorliegt.

§ 33
Feststellung des Jahresabschlusses und Entlastung der Werkleitung, 

Bekanntmachung

(1) Die Gemeindevertretung hat auf Vorlage der Hauptverwaltungsbeamtin oder 
des Hauptverwaltungsbeamten bis spätestens zum 31. Dezember des auf das 
Wirtschaftsjahr folgenden Kalenderjahres über

1. die Feststellung des geprüften Jahresabschlusses und die Ergebnisverwen-
dung (§ 7 Nummer 4) und

2. die Entlastung der Werkleitung (§ 7 Nummer 5)

getrennt zu beschließen. Verweigert die Gemeindevertretung die Entlastung der 
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Werkleitung oder spricht sie diese mit Einschränkungen aus, so hat sie dafür die 
Gründe anzugeben.

(2) Der Jahresabschluss einschließlich des Lageberichtes ist unter Beifügung 
des Prüfungsberichtes und des Prüfungsvermerkes sowie unter Nachweis des 
Feststellungsbeschlusses der Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen. Gleich-
zeitig sind der Kommunalaufsichtsbehörde der Beschluss über die Entlastung 
der Werkleitung mitzuteilen und die Übersichten nach § 21 Absatz 3 Satz 2 anzu-
zeigen.

(3) Die Beschlüsse nach Absatz 1 sind nach den für Satzungen geltenden Vor-
schriften öffentlich bekannt zu machen. Der Jahresabschluss und der Prüfungs-
vermerk sind eine Woche an einer bestimmten Stelle der Gemeindeverwaltung 
zur öffentlichen Einsicht auszulegen. In der Bekanntmachung nach Satz 1 sind 
genaue Angaben über den Ort sowie den Beginn und das Ende der Auslegung 
zu machen.

Abschnitt 4
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 34
Ausnahmen, Befreiungen

(1) Die zuständige Kommunalaufsichtsbehörde kann eine Gemeinde für ihren 
Eigenbetrieb auf Antrag von einzelnen Vorschriften der Abschnitte 1 und 2 dieser 
Verordnung befreien, insbesondere wenn

1. der Umfang des Eigenbetriebes nach der Höhe der Bilanzsumme und des 
Umsatzes nur gering ist, oder

2. der Eigenbetrieb nur eine geringe wirtschaftliche Bedeutung für die 
Gemeinde hat.

Satz 1 gilt nicht für Energieversorgungsunternehmen sowie Verkehrs- und Hafen-
betriebe. Die Befreiung nach Satz 1 ist widerrufl ich; sie ist befristet zu erteilen. 
Die Frist kann auf Antrag vor ihrem Ablauf verlängert werden.

(2) Ungeachtet der Regelungen des Absatzes 1 kann für einen Eigenbetrieb, der 
keinen Betrieb gewerblicher Art im Sinne des § 4 Absatz 1 des  Körperschaftsteu-
ergesetzes zum Gegenstand hat, in der Betriebssatzung bestimmt werden, dass 
für die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen dieses Eigenbetriebes 
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anstelle der §§ 19 und 23 dieser Verordnung die entsprechenden Vorschriften 
der Kommunalen Haushalts- und Kassenverordnung Anwendung fi nden.

(3) Die zuständige Kommunalaufsichtsbehörde kann, soweit andere gesetzliche 
Vorschriften dem nicht entgegenstehen, nach vorheriger Unterrichtung der Prü-
fungsbehörde Eigenbetriebe auf deren Antrag von der Jahresabschlussprüfung 
nach den §§ 27 bis 32 befreien, wenn

1. der geringe Umfang des Eigenbetriebes dies rechtfertigt,
2. die Verhältnisse des Eigenbetriebes geordnet sind und
3. der Eigenbetrieb der örtlichen Prüfung unterliegt.

Die Befreiung ist widerrufl ich; sie kann befristet erteilt und auf Antrag vor ihrem 
Ablauf verlängert werden. Sofern Eigenbetriebe nicht der örtlichen Prüfung unter-
liegen, soll eine Befreiung nur erteilt werden, wenn andere geeignete Prüfungs-
maßnahmen gewährleistet sind. In den Fällen des § 28 kann die Ersatzprüfung 
dem Rechnungsprüfungsamt einer Mitgliedsgemeinde des Zweckverbandes 
übertragen werden. Der Antrag gemäß Satz 1 ist mit eingehender Begründung 
unter Vorlage des letzten Jahresabschlusses und des letzten Prüfungsberichtes 
sowie unter Vorschlag geeigneter anderer Prüfungsmaßnahmen bei der zustän-
digen Kommunalaufsichtsbehörde einzureichen.

§ 35
Übergangsbestimmungen

(1) Bei Inkrafttreten dieser Verordnung bestehende Eigenbetriebe haben ihre 
Wirtschaftsführung und Rechnungslegung bis zum Ende des laufenden Wirt-
schaftsjahres und ihre Betriebssatzungen bis zum 30. September 2009 an die 
Vorschriften dieser Verordnung anzupassen.

(2) Die Bestimmungen des § 23 fi nden erstmals Anwendung für Zuschüsse, Bei-
träge und Baukostenzuschüsse, die der Eigenbetrieb in dem auf das Inkrafttreten 
dieser Verordnung folgenden Wirtschaftsjahr erhält.

(3) Für Eigenbetriebe von Gemeinden, die ihre Haushaltswirtschaft nach kame-
ralen Grundsätzen führen, fi nden die Bestimmungen dieser Verordnung mit der 
Maßgabe Anwendung, dass an die Stelle der in dieser Verordnung genannten 
Vorschriften der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg über die Haus-
haltswirtschaft und das Prüfungswesen die entsprechenden Vorschriften über die 
Haushaltswirtschaft und das Prüfungswesen der Gemeindeordnung treten.
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§ 36
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig 
treten

1. die Eigenbetriebsverordnung vom 27. März 1995 (GVBl. II S. 314), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. November 2001 (GVBl. II 
S. 638, 639),

2. die Jahresabschlußprüfungsverordnung vom 13. August 1996 (GVBl. II 
S. 680) und

3. die Werksausschuß-Benennungsverfahrens-Verordnung vom 24. Septem-
ber 1997 (GVBl. II S. 796)

außer Kraft.

(2) Für Eigenbetriebe, die bei Inkrafttreten dieser Verordnung bereits bestehen, 
bleiben die Vorschriften des Abschnittes 2 der in Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 
genannten Verordnung bis längstens zum Ende des Wirtschaftsjahres und die 
Vorschriften des Abschnittes 1 der in Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 genannten Ver-
ordnung bis längstens zum 30. September 2009 in Kraft. 
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Anlage 1 
(zu § 14 Absatz 1)

Formblatt 1

Eigenbetrieb ____________________
der Gemeinde ____________________

Festsetzungen nach § 14 Absatz 1 Nummer 1 EigV
für das Wirtschaftsjahr ___

Aufgrund des § 7 Nummer 3 und des § 14 Absatz 1 der Eigenbetriebsverordnung hat die Gemeindevertretung durch Beschluss vom
____________ den Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr ____ festgestellt:

1 Es betragen

1.1 im Erfolgsplan

die Erträge _______________ €
die Aufwendungen _______________ €
der Jahresgewinn _______________ €
der Jahresverlust _______________ €

1.2 im Finanzplan

Mittelzufluss/Mittelabfluss
aus laufender Geschäftstätigkeit _______________ €
Mittelzufluss/Mittelabfluss 
aus der Investitionstätigkeit _______________ €
Mittelzufluss/Mittelabfluss 
aus der Finanzierungstätigkeit _______________ €

2 Es werden festgesetzt

2.1 der Gesamtbetrag der Kredite auf _______________ €

2.2 der Gesamtbetrag der Verpflichtungs-
ermächtigungen auf _______________ €

2.3 die Verbandsumlage (nur bei Zweckverbänden) _______________ €

Nach §  Absatz  Satz   haben die einzelnen Verbandsmitglieder dabei folgende Anteile zu tragen:

a) ......................................................... _______________ €
b) ......................................................... _______________ €
c) ......................................................... _______________ €
............................................................... _______________ 

.....................................................................
Ort, Datum  
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Anlage 2
(zu § 16 Absatz 3)

Formblatt 2

Finanzplan

Positionen

Ergebnis des Ansatz des Ansatz des Planwirt- Planwirt- Planwirt-
Vorjahres lfd. Jahres Planwirt- schaftsjahr schaftsjahr schaftsjahr

schaftsjahres +1 +2 +3

1 2 3 4 5 6

(1) ± Periodenergebnis 

(2) ± Abschreibungen/
Zuschreibungen auf 
Gegenstände des 
Anlagevermögens

(3) ± Abschreibungen/ 
Zuschreibungen auf 
Sonderposten zum 
Anlagevermögen

(4) ± Zunahme/Abnahme 
der Rückstellungen

(5) ± Gewinn/Verlust aus 
dem Abgang des 
Anlagevermögens

(6) ± sonstige zahlungsun-
wirksame Aufwendungen 
und Erträge

(7) ± Zunahme/Abnahme 
der Vorräte, der Forde-
rungen aus Lieferungen 
und Leistungen sowie 
anderer Aktiva, die nicht 
der Investitions- oder 
Finanzierungstätigkeit 
zuzuordnen sind

(8) ± Zunahme/Abnahme 
der Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen und 
Leistungen sowie anderer 
Passiva, die nicht der 
Investitions- oder 
Finanzierungstätigkeit 
zuzuordnen sind

( ) = Mittelzu-/Mittelabfluss 
aus laufender 
Geschäftstätigkeit



332 Eigenbetriebsverordnung – Anlagen

Ei
gV

Positionen

Ergebnis des Ansatz des Ansatz des Planwirt- Planwirt- Planwirt-
Vorjahres lfd. Jahres Planwirt- schaftsjahr schaftsjahr schaftsjahr

schaftsjahres +1 +2 +3

1 2 3 4 5 6

+ Einzahlungen aus 

Investitionszuwendungen

+ Einzahlungen aus Abgän-
gen von Gegenständen 
des Sachanlagevermögens

+ Einzahlungen aus Abgän-
gen immaterieller Ver-
mögensgegenstände

+ Einzahlungen aus Abgän-
gen des Finanzanlagever-
mögens

+ sonstige Einzahlungen 
aus Investitionstätigkeit

= Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

– Auszahlungen für 
Investitionen in das 
Sachanlagevermögen

– Auszahlungen für Inves-
titionen in immaterielle 
Vermögensgegenstände

– Auszahlungen für Inves-
titionen in das Finanz-
anlagevermögen

– sonstige Auszahlungen 
aus Investitionstätigkeit

= Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

= Mittelzu-/Mittelabfluss 
aus der Investitions-
tätigkeit
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Positionen

Ergebnis des Ansatz des Ansatz des Planwirt- Planwirt- Planwirt-
Vorjahres lfd. Jahres Planwirt- schaftsjahr schaftsjahr schaftsjahr

schaftsjahres +1 +2 +3

1 2 3 4 5 6

+ Einzahlungen aus der 
Aufnahme von Krediten 
für Investitionen

+ Sonstige Einzahlungen 
aus Finanzierungstätigkeit 

+ Einzahlungen aus 
Eigenkapitalzuführungen

+ Einzahlungen aus 
Sonderposten zum 
Anlagevermögen

+ Einzahlungen aus 
passivierten 
Ertragszuschüssen

= Einzahlungen aus der 
Finanzierungstätigkeit

– Auszahlungen für die 
Tilgung von Krediten 
für Investitionen

– Sonstige Auszahlungen 
aus der Finanzierungs-
tätigkeit 

– Auszahlungen an die 
Gemeinde

– Auszahlungen aus der 
Rückzahlung von 
Sonderposten zum 
Anlagevermögen

– Auszahlungen aus der 
Rückzahlung von passi-
vierten Ertragszuschüssen

= Auszahlungen aus der 
Finanzierungstätigkeit

= Mittelzu /
Mittelabfluss aus der 
Finanzierungstätigkeit
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Positionen

Ergebnis des Ansatz des Ansatz des Planwirt- Planwirt- Planwirt-
Vorjahres lfd. Jahres Planwirt- schaftsjahr schaftsjahr schaftsjahr

schaftsjahres +1 +2 +3

1 2 3 4 5 6

= Zahlungswirksame 
Veränderung des 
Finanzmittelbestandes
(Summe aus Ziffer 
+2 +3 )

+ Finanzmittelbestand 
bzw. voraussichtlicher 
Bestand an eigenen Zah-
lungsmitteln am Anfang 
der Periode
(ohne kredite und 
Kontokorrentverbind-
lichkeiten)

= voraussichtlicher
Finanzmittelbestand
am Ende der Periode
( )
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Anlage 3
(zu § 17 Absatz 3)

Formblatt 3

A Übersicht über die aus Verpflichtungsermächtigungen voraussichtlich fällig werdenden Ausgaben (§ 17 Absatz 1 EigV)

Verpflichtungsermächtigungen des Jahres  Voraussichtlich fällige Ausgaben – in 1 000 € –

20 ___ 20 ___ 20 ___ 20 ___

20 ___

20 ___

20 ___

20 ___

Summe

Nachrichtlich im Finanzplan vorgesehene
Kreditaufnahme

B Übersicht über die Einnahmen und Ausgaben, die sich auf die Haushaltswirtschaft der Gemeinde auswirken 
(§ 17 Absatz 2 EigV)

Nr. Bezeichnung 20__ 20 __ 20 ___ 20___ 20 __ 20 __

Einzahlungen

1 Zuschüsse der Gemeinde, davon als:
– Kapitalzuschüsse (§ 23 Absatz 2)

– davon zum Ausgleich liquiditätswirksamer
Verluste (§ 11 Absatz 6 Satz 1)

– Investitionszuschüsse (§ 23 Absatz 3)
– Betriebskostenzuschüsse (§ 23 Absatz 4 Satz 1)
– Verlustausgleichszuschüsse (§ 23 Absatz 4 Satz 2)

2 Darlehen der Gemeinde

3 Sonstige Einzahlungen der Gemeinde

Auszahlungen

1 Ablieferungen an die Gemeinde
– von Gewinnen
– von Konzessionsabgaben
– von Verwaltungskostenbeiträgen
– bei Eigenkapitalentnahmen

2 Tilgung von Darlehen der Gemeinde

3 Sonstige Auszahlungen an die Gemeinde
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Anlage 4
(zu § 22 Absatz 1)

Formblatt 4

Bilanz

Aktivseite

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten
2. Geleistete Anzahlungen

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit
a) Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten
b) Bahnkörpern und Bauten des Schienenweges

2. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten
3. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten
4. Bauten auf fremden Grundstücken, die nicht zu der Nummer 1 oder 2 gehören
5. Erzeugungs-, Gewinnungs- und Bezugsanlagen1

6. Verteilungsanlagen1

7. Gleisanlagen, Streckenausrüstung und Sicherheitsanlagen
8. Fahrzeuge für Personen- und Güterverkehr
9. Maschinen und maschinelle Anlagen, die nicht zu den Nummern 5 bis 8 gehören
10. Betriebs- und Geschäftsausstattung
11. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau

III. Finanzanlagen

1. Anteile an verbundenen Unternehmen2

2. Ausleihungen an verbundene Unternehmen2

3. Beteiligungen
4. Ausleihungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht
5. Wertpapiere des Anlagevermögens
6. Sonstige Ausleihungen

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe
2. Unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen
3. Fertige Erzeugnisse und Waren
4. Geleistete Anzahlungen

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen3

davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr
2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen2

davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr
3. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr
4. Forderungen an die Gemeinde/andere Eigenbetriebe4

davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr
5. Sonstige Vermögensgegenstände

III. Schecks, Kassenbestand, Bundesbank- und Postgiroguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten

C. Rechnungsabgrenzungsposten
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Passivseite

Eigenkapital

Stammkapital

Rücklagen

Allgemeine Rücklage
Zweckgebundene Rücklagen

Gewinn/Verlust

Gewinn/Verlust des Vorjahres

Verwendung für .../Ausgleich durch …

Jahresgewinn/Jahresverlust

Sonderposten für Zuschüsse

Erhaltene Investitionszuschüsse
Beiträge/Baukostenzuschüsse

Rückstellungen

Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen
Steuerrückstellungen
Sonstige Rückstellungen

Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten
davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

2. erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen
davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr
4. Verbindlichkeiten aus der Annahme gezogener Wechsel und der Ausstellung eigener Wechsel
5. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen2

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr
6. Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr
7. Verbindlichkeiten gegenüber der Gemeinde/anderen Eigenbetrieben

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr
8. Sonstige Verbindlichkeiten

davon
a) mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr
b) aus Steuern
c) im Rahmen der sozialen Sicherheit

Rechnungsabgrenzungsposten

1

2

3

4

Anlagen der Energie- und Wasserversorgung
Die Begriffsbestimmung des § 15 des Aktiengesetzes findet sinngemäß Anwendung.
unter Abgrenzung der Verbrauchsablesung auf den Bilanzstichtag
Ohne Forderungen aus Wasser- und Energielieferungen; diese sind unter Forderungen aus Lieferungen und Leistungen auszuweisen.
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Anlage 5
(zu § 24 Absatz 1)

Formblatt 5

Gewinn- und Verlustrechnung

......

......

......

......
......

......
......
......

......
......
......

......
......

......
......

......

......

......
......

......
......

......
......

......
......

......

......

......

......

......

Umsatzerlöse1

Erhöhung oder Verminderung des Bestands an fertigen und unfertigen Erzeugnissen
Andere aktivierte Eigenleistungen
Sonstige betriebliche Erträge
– davon Auflösungen von Sonderposten
Materialaufwand

Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für bezogene Waren2

Aufwendungen für bezogene Leistungen
Personalaufwand

Löhne und Gehälter3

soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung3

– davon für Altersversorgung
Abschreibungen

auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen
– davon nach § 253 Absatz  Satz  HGB
auf Vermögensgegenstände des Umlaufvermögens, soweit diese die im
Unternehmen üblichen Abschreibungen überschreiten

Sonstige betriebliche Aufwendungen4

Erträge aus Beteiligungen
– davon aus verbundenen Unternehmen5

Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des Finanzanlagevermögens
– davon aus verbundenen Unternehmen5

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge
– davon aus verbundenen Unternehmen5

Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf Wertpapiere des Umlaufvermögens

Zinsen und ähnliche Aufwendungen
– davon an verbundene Unternehmen5

Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnabführungs- und Teilgewinnabführungsverträgen
Aufwendungen aus Verlustübernahme

Sonstige Steuern
Jahresgewinn/Jahresverlust
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Anlage 8
(zu § 26 Absatz 2)

Formblatt 8

Gliederung des Anlagennachweises der Versorgungs- und Verkehrsbetriebe1

I. Stromversorgung

1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte sowie Lizenzen an solchen Rechten
2. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten
3. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten
4. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten
5. Bauten auf fremden Grundstücken, die nicht zu der Nummer 2 oder 3 gehören
6. Erzeugungs- und Bezugsanlagen

– Betriebseinrichtungen der Erzeugung
– Betriebseinrichtungen des Bezugs

7. Verteilungsanlagen
– Umspannungs- und Umformungsanlagen
– Leitungsnetz und Hausanschlüsse
– Messeinrichtungen (Licht- und Kraftstromzähler, Messwandler, Schaltuhren, Höchstlastanzeiger usw. einschließlich Lagerbestand)
– Straßenbeleuchtung

8. Maschinen und maschinelle Anlagen, die nicht zu der Nummer 6 oder 7 gehören
9. Betriebs- und Geschäftsausstattung

II. Gasversorgung

1. Konzession, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte sowie Lizenzen an solchen Rechten
2. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten
3. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten
4. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten
5. Bauten auf fremden Grundstücken, die nicht zu der Nummer 2 oder 3 gehören
6. Erzeugungs- und Bezugsanlagen

– Betriebseinrichtungen der Erzeugung
– Betriebseinrichtungen des Bezugs

7. Verteilungsanlagen
– Speicherung, Verdichtung, Druckregelung
– Leitungsnetz und Hausanschlüsse
– Messeinrichtungen (einschließlich Lagerbestand)
– Straßenbeleuchtung

8. Maschinen und maschinelle Anlagen, die nicht zu der Nummer 6 oder 7 gehören
9. Betriebs- und Geschäftsausstattung

III. Wasserversorgung

1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte sowie Lizenzen an solchen Rechten
2. Grundstücke  und grundstücksgleiche Rechte mit Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten
3. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten
4. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten
5. Bauten auf fremden Grundstücken, die nicht zu der Nummer 2 oder 3 gehören
6. Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen

– Betriebseinrichtungen der Gewinnung
– Betriebseinrichtungen des Bezugs

7. Verteilungsanlagen
– Speicheranlagen
– Leitungsnetz und Hausanschlüsse
– Messeinrichtungen (einschließlich Lagerbestand)

8. Maschinen und maschinelle Anlagen, die nicht zu der Nummer 6 oder 7 gehören
9. Betriebs- und Geschäftsausstattung
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IV. Verkehrsbetriebe

1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte sowie Lizenzen an solchen Rechten
2. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit

a) Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten
b) Bahnkörpern und Bauten des Schienenweges

3. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten
4. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten
5. Bauten auf fremden Grundstücken, die nicht zu der Nummer 2 oder 3 gehören
6. Gleisanlagen, Streckenausrüstung und Sicherungsanlagen
7. Fahrzeuge für Personen- und Güterverkehr
8. Maschinen und maschinelle Anlagen, die nicht zu der Nummer 6 oder 7 gehören
9. Betriebs- und Geschäftsausstattung

V. Gemeinsame Anlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten
2. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten
3. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten
4. Bauten auf fremden Grundstücken, die nicht zu der Nummer 1 oder 2 gehören
5. Maschinen und maschinelle Anlagen
6. Betriebs- und Geschäftsausstattung

VI. Anlagen im Bau und Anzahlungen auf Anlagen

1. Stromversorgung
2. Gasversorgung
3. Wasserversorgung
4. Verkehrsbetriebe
5. Gemeinsame Anlagen

VII. Finanzanlagen

1. Anteile an verbundenen Unternehmen2

2. Ausleihungen an verbundenen Unternehmen2

3. Beteiligungen
4. Ausleihungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht
5. Wertpapiere des Anlagevermögens
6. Sonstige Ausleihungen

1 Diese Gliederung gilt sinngemäß für andere Betriebe; sie ist erforderlichenfalls zu ergänzen. Der Bildung von Anlagengruppen sind unbeschadet einer weiteren Auf-
gliederung die Posten A I bis III der Aktivseite der Bilanz zugrunde zu legen.

2 Die Begriffsbestimmung des § 15 des Aktiengesetzes findet sinngemäß Anwendung.
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Teil 1
Grundlagen

§ 1
Kooperationshoheit

(1) Kommunen können zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben zusammenarbeiten. 
Dies gilt für alle Selbstverwaltungsaufgaben, Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung nach 
Weisung und Auftragsangelegenheiten.

(2) Eine kommunale Zusammenarbeit ist nur ausgeschlossen, soweit dies durch 
Gesetz ausdrücklich geregelt ist.

(3) Kommunen im Sinne dieses Gesetzes sind die Gemeinden, Verbandsge-
meinden und Landkreise. Die Ämter, Zweckverbände, kommunalen Anstalten 
und gemeinsamen kommunalen Anstalten werden den Kommunen gleichge-
stellt, soweit durch dieses Gesetz nichts anderes geregelt ist.

(4) Die Erfüllung öffentlicher Aufgaben mit einer Kommune eines anderen Lan-
des ist möglich, soweit dies aufgrund eines Staatsvertrages des Landes Bran-
denburg mit diesem Land zulässig ist.

§ 2
Formen der kommunalen Zusammenarbeit

(1) Kommunen können nach diesem Gesetz

1. in Arbeitsgemeinschaften zusammenarbeiten (§ 4),
2. mandatierende oder delegierende öffentlich-rechtliche Vereinbarungen 

abschließen (§§ 5 bis 9),
3. Zweckverbände bilden oder sich an Zweckverbänden beteiligen (§§ 10 bis 36),
4. gemeinsame kommunale Anstalten des öffentlichen Rechts (gemeinsame 

kommunale Anstalten) errichten oder sich an gemeinsamen kommunalen 
Anstalten als Träger beteiligen (§§ 37 bis 40).

Sonstige Regelungen über Formen der kommunalen Zusammenarbeit schließen 
die Formen nach Satz 1 nur aus, soweit dies durch Gesetz ausdrücklich geregelt 
ist.

(2) Die Möglichkeiten der Kommunen, in den Formen des Privatrechts zusam-
menzuarbeiten, bleiben unberührt.
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§ 3 
Beauftragung und Aufgabenübertragung

(1) Nach Maßgabe dieses Gesetzes können Kommunen insbesondere

1. eine andere Kommune mit der Durchführung von öffentlichen Aufgaben 
beauftragen (Mandatierung) oder

2. öffentliche Aufgaben auf eine andere Kommune übertragen (Delegation).

Die Zusammenarbeit kann sich auf sachlich und örtlich begrenzte Teile der Auf-
gaben beziehen.

(2) Mit der Beauftragung zur Durchführung einer Aufgabe nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bleiben die Rechte und Pfl ichten der beauftragenden Kommune in 
Bezug auf die Aufgabenerfüllung unberührt. Die beauftragende Kommune kann 
der beauftragten Kommune fachliche Weisungen erteilen.

(3) Mit der Übertragung einer Aufgabe nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 gehen 
alle mit der Trägerschaft der Aufgabe verbundenen Rechte und Pfl ichten über. 
Die Befugnis, für die übertragene Aufgabe Satzungen und Verordnungen zu 
erlassen, geht über, soweit die delegierende öffentlich-rechtliche Vereinbarung, 
die Verbandssatzung oder die Anstaltssatzung nichts anderes bestimmen. Die 
übertragene Aufgabe kann auf eine andere Kommune übertragen werden, soweit 
die delegierende öffentlich-rechtliche Vereinbarung, die Verbandssatzung oder 
die Anstaltssatzung nichts anderes bestimmen.

Teil 2 
Die Arbeitsgemeinschaft

§ 4
Arbeitsgemeinschaft

(1) Kommunen können aufgrund eines öffentlich-rechtlichen Vertrages in Arbeits-
gemeinschaften zusammenarbeiten. An der Arbeitsgemeinschaft können sich 
auch sonstige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
sowie natürliche Personen und juristische Personen des Privatrechts als Mitglie-
der beteiligen.

(2) In einer Arbeitsgemeinschaft beraten die Mitglieder Angelegenheiten, die sie 
gemeinsam betreffen. Die Arbeitsgemeinschaft dient insbesondere dazu, Pla-
nungen und die Tätigkeit von Einrichtungen, Dienststellen oder Unternehmen 
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der Mitglieder aufeinander abzustimmen, gemeinsame Flächennutzungspläne 
vorzubereiten, andere Formen kommunaler Zusammenarbeit vorzubereiten oder 
die gemeinsame wirtschaftliche und zweckmäßige Erfüllung der Aufgaben in 
einem größeren nachbarlichen Gebiet sicherzustellen.

(3) Durch Beschlüsse der Arbeitsgemeinschaft werden die Mitglieder nicht 
gebunden.

(4) In dem Vertrag über die Bildung der Arbeitsgemeinschaft sollen die Aufgaben 
der Arbeitsgemeinschaft, die Geschäftsordnung und die Deckung des Finanzbe-
darfs geregelt werden. Der Vertrag wird mit seinem Abschluss wirksam. In dem 
Vertrag kann ein anderer Zeitpunkt bestimmt werden.

Teil 3
Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung

§ 5 
Mandatierende und delegierende Vereinbarung

(1) Kommunen können durch öffentlich-rechtlichen Vertrag vereinbaren, eine am 
Vertrag beteiligte Kommune mit der Durchführung einzelner Aufgaben zu beauf-
tragen (mandatierende öffentlich-rechtliche Vereinbarung) oder einzelne Aufga-
ben auf eine beteiligte Kommune zu übertragen (delegierende öffentlich-recht-
liche Vereinbarung). Zweckverbände, kommunale Anstalten oder gemeinsame 
kommunale Anstalten können Aufgaben nur durchführen oder übernehmen, 
soweit ihnen die Erfüllung dieser Aufgaben satzungsmäßig obliegt.

(2) Beauftragen sich die Beteiligten wechselseitig mit der Durchführung der 
gleichen Aufgabe, ist jede beteiligte Kommune berechtigt, die Aufgabe für die 
Beteiligten durchzuführen.

(3) Kommunen können in einer mandatierenden öffentlich-rechtlichen Verein-
barung auch die Bildung einer gemeinsamen Dienststelle vereinbaren. Eine 
gemeinsame Dienststelle kann auch als Teil einer der beteiligten Körperschaften 
eingerichtet werden. Die Bediensteten üben ihre Tätigkeiten in der gemeinsa-
men Dienststelle nach der fachlichen Weisung der im Einzelfall sachlich und ört-
lich zuständigen Kommune aus; ihre dienstrechtliche Stellung im Übrigen bleibt 
unberührt. Verletzt ein Bediensteter in Ausübung seiner Tätigkeit in der gemein-
samen Dienststelle die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspfl icht, 
haftet die Kommune, die für die Amtshandlung sachlich und örtlich zuständig ist.
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§ 6 
Beteiligte

(1) Neben Kommunen können

1. andere juristische Personen des öffentlichen Rechts,
2. natürliche Personen oder
3. juristische Personen des Privatrechts

an einer mandatierenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarung beteiligt werden, 
soweit Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen und die Kommunen solche Per-
sonen beteiligen dürften, wenn sie die Aufgabe allein erfüllten.

(2) Kommunen können mandatierende öffentlich-rechtliche Vereinbarungen mit 
dem Land Berlin oder vom Land Berlin errichteten juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts abschließen.

§ 7 
Inhalt der Vereinbarung

(1) In der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung sind die Beteiligten und die einzel-
nen Aufgaben zu bestimmen.

(2) In der delegierenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarung kann bestimmt wer-
den, dass die Befugnis, in Bezug auf die übertragene Aufgabe Satzungen und 
Verordnungen zu erlassen, bei der übertragenden Kommune verbleibt.

(3) In der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung kann der beauftragenden oder 
übertragenden Kommune ein Mitwirkungsrecht bei der Erfüllung der Aufgabe 
eingeräumt werden.

(4) In der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung soll eine Kostenregelung enthalten 
sein.

(5) Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung kann befristet oder unbefristet 
geschlossen werden. Wird eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung unbefristet 
oder über mehr als zwanzig Jahre geschlossen, so ist in der Vereinbarung zu 
regeln, unter welchen Voraussetzungen sie durch einen einzelnen Beteiligten 
gekündigt oder durch alle Beteiligten aufgehoben werden kann. Das besondere 
Kündigungsrecht nach § 60 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleibt unbe-
rührt.
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§ 8
Öffentliche Bekanntmachung

(1) Die beteiligten Kommunen haben die öffentlich-rechtliche Vereinbarung nach 
den für ihre Satzungen geltenden Vorschriften bekannt zu machen.

(2) Eine delegierende öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit mehr als zwei betei-
ligten Kommunen kann vorsehen, dass sie abweichend von Absatz 1 durch die 
Kommunalaufsichtsbehörde öffentlich bekannt zu machen ist. In diesem Fall 
macht die Kommunalaufsichtsbehörde die Vereinbarung in der Form bekannt, 
die für die öffentliche Bekanntmachung der Satzungen ihres Landkreises vorge-
schrieben ist; dabei ist ein Hinweis auf eine aufsichtsbehördliche Genehmigung 
nicht erforderlich. Ist das für Inneres zuständige Ministerium Kommunalaufsichts-
behörde, macht es die Vereinbarung im Amtsblatt für Brandenburg öffentlich 
bekannt. Die beteiligten Kommunen haben in der für die öffentliche Bekannt-
machung ihrer Satzungen vorgeschriebenen Form auf die öffentliche Bekannt-
machung der Kommunalaufsichtsbehörde hinzuweisen.

(3) Für die Änderung, Aufhebung und Kündigung einer öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. Die Änderung einer manda-
tierenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarung bedarf nur dann einer öffentlichen 
Bekanntmachung, wenn der Kreis der Beteiligten oder der Bestand der von der 
Vereinbarung erfassten Aufgaben geändert wird.

(4) Erlässt eine Kommune zur Erfüllung einer ihr übertragenen Aufgabe Satzun-
gen oder Verordnungen, hat die Kommune, die die Aufgaben übertragen hat, in 
der für die öffentliche Bekanntmachung ihrer Satzung vorgeschriebenen Form 
auf die Bekanntmachung der satzungsgebenden Kommune hinzuweisen.

§ 9 
Wirksamwerden

(1) Die mandatierende öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird mit ihrem 
Abschluss wirksam, wenn nicht ein anderer Zeitpunkt vereinbart ist.

(2) Die delegierende öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird am Tag nach der letz-
ten öffentlichen Bekanntmachung wirksam, wenn nicht in der Vereinbarung ein 
späterer Zeitpunkt geregelt ist. Ist in der Vereinbarung kein späterer Wirksamkeits-
zeitpunkt geregelt, sollen die beteiligten Kommunen in ihrer jeweiligen Bekanntma-
chung nach § 8 Absatz 1 darauf hinweisen, wann die letzte öffentliche Bekanntma-
chung voraussichtlich erfolgen wird. Genehmigungspfl ichtige öffentlich-rechtliche 
Vereinbarungen werden frühestens mit Wirksamkeit der Genehmigung wirksam.
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(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Änderungen und Aufhebungen entsprechend. 
Absatz 2 gilt für die Kündigung delegierender öffentlich-rechtlicher Vereinbarun-
gen entsprechend.

Teil 4 
Der Zweckverband

Abschnitt 1 
Grundlagen des Zweckverbandes

§ 10 
Wesen und Rechtsnatur des Zweckverbandes

(1) Kommunen können zur gemeinsamen Erfüllung öffentlicher Aufgaben in 
einem Zweckverband zusammenarbeiten, um den Zweckverband mit der Durch-
führung einzelner Aufgaben zu beauftragen oder um einzelne Aufgaben auf den 
Zweckverband zu übertragen.

(2) Der Zweckverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Er verwaltet 
seine Angelegenheiten im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung. Der 
Zweckverband hat das Recht, Beamtinnen und Beamte zu haben, soweit die 
Verbandssatzung dies vorsieht.

§ 11 
Mitgliedschaft im Zweckverband

(1) Neben den kommunalen Mitgliedern nach § 10 Absatz 1 können auch der 
Bund, die Länder der Bundesrepublik Deutschland und andere Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts Mitglieder eines Zweckverban-
des sein, soweit nicht die für sie geltenden besonderen Vorschriften die Beteili-
gung ausschließen oder beschränken. Ebenso können natürliche Personen und 
juristische Personen des Privatrechts Mitglieder eines Zweckverbandes sein, 
wenn die Erfüllung der Verbandsaufgaben dadurch gefördert wird und Gründe 
des öffentlichen Wohls nicht entgegenstehen.

(2) Sind neben Kommunen weitere Personen nach Absatz 1 Verbandsmitglieder, 
so dürfen ihre Stimmen insgesamt die Hälfte der satzungsmäßigen Stimmen-
zahl der Verbandsversammlung nicht erreichen. Die Kommunalaufsichtsbehörde 
kann Ausnahmen zulassen.
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(3) Die Verbandssatzung kann eine befristete Mitgliedschaft einzelner oder aller 
Mitglieder vorsehen.

§ 12
Anwendung von Rechtsvorschriften

(1) Auf die Zweckverbände sind die Vorschriften der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg, die für die kreisangehörigen amtsfreien Gemeinden gel-
ten, entsprechend anwendbar. Dies gilt nicht, soweit in diesem Gesetz oder 
anderen Rechtsvorschriften eine abweichende Regelung getroffen wird. An die 
Stelle der Gemeindevertretung tritt die Verbandsversammlung, an die Stelle der 
Fraktionen treten die Verbandsmitglieder und an die Stelle der hauptamtlichen 
Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters tritt die Verbandsvor-
steherin oder der Verbandsvorsteher. § 10 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg gilt mit der Maßgabe, dass ein Dienstsiegel geführt werden kann.

(2) Vorschriften, die aufgrund der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
für die Gemeinden erlassen wurden, gelten für die Zweckverbände entsprechend, 
soweit nicht in diesen oder anderen Rechtsvorschriften abweichende Regelungen 
getroffen oder die Zweckverbände von der Anwendung ausgenommen werden.

(3) Soweit in Rechtsvorschriften der Gemeindeverband als Sammelbegriff ver-
wendet wird, gilt auch der Zweckverband als Gemeindeverband.

Abschnitt 2 
Bildung des Zweckverbandes

§ 13 
Verbandssatzung

(1) Zur Bildung des Zweckverbandes vereinbaren die Beteiligten eine Verbands-
satzung, in der die Rechtsverhältnisse des Zweckverbandes geregelt werden. 
Vor der Bildung von Zweckverbänden, die Kreisgrenzen überschreiten, sind die 
betroffenen Landkreise rechtzeitig zu unterrichten.

(2) Die Verbandssatzung muss bestimmen

1. die Verbandsmitglieder und die Zahl ihrer Stimmen in der Verbandsversamm-
lung,

2. die Aufgaben des Zweckverbandes,
3. den Namen des Zweckverbandes,
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4. den Sitz des Zweckverbandes,
5. den Maßstab, nach dem die Verbandsmitglieder nach § 29 zur Deckung des 

Finanzbedarfs beizutragen haben, und
6. die Form der öffentlichen Bekanntmachung des Zweckverbandes.

(3) Darüber hinaus kann die Verbandssatzung insbesondere Bestimmungen ent-
halten über

1. die innere Verfassung und Verwaltung des Zweckverbandes einschließlich 
der ehrenamtlichen oder der hauptamtlichen Tätigkeit der Verbandsvorste-
herin oder des Verbandsvorstehers,

2. die Abwicklung im Fall der Aufl ösung des Zweckverbandes einschließlich der 
Übernahme der Beschäftigten und

3. den Maßstab für die Konsolidierung nach § 81 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg.

(4) Bestimmungen der Verbandssatzung nach Absatz 2 Nummer 6 können von 
den Bestimmungen der Rechtsverordnung im Sinne des § 3 Absatz 3 Satz 2 
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg abweichen. Die Verletzung 
von Bestimmungen über die öffentliche Bekanntmachung ist unter den Voraus-
setzungen des § 3 Absatz 4 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
unbeachtlich.

§ 14
Öffentliche Bekanntmachung der Verbandssatzung, Entstehung des 

Zweckverbandes

(1) Die Kommunalaufsichtsbehörde hat die Verbandssatzung in der Form öffent-
lich bekannt zu machen, die für die öffentliche Bekanntmachung der Satzungen 
ihres Landkreises vorgeschrieben ist; dabei ist ein Hinweis auf eine aufsichtsbe-
hördliche Genehmigung nicht erforderlich. Ist das für Inneres zuständige Minis-
terium Kommunalaufsichtsbehörde, erfolgt die öffentliche Bekanntmachung im 
Amtsblatt für Brandenburg. § 3 Absatz 4 Satz 3 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg gilt entsprechend. Die kommunalen Mitglieder haben in der 
für die öffentliche Bekanntmachung ihrer Satzungen vorgeschriebenen Form auf 
die Bekanntmachung nach Satz 1 oder Satz 2 hinzuweisen.

(2) Der Zweckverband entsteht am Tag nach der öffentlichen Bekanntma-
chung der Verbandssatzung nach Absatz 1 Satz 1 oder Satz 2, wenn nicht in 
der Verbandssatzung ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. Nach der öffentlichen 
Bekanntmachung können Rechtsfehler bei der Bildung des Zweckverbandes nur 
mit Wirkung für die Zukunft geltend gemacht werden.
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§ 15
Vereinbarung anderer Satzungen des Zweckverbandes

Neben der Verbandssatzung können die Beteiligten bei der Bildung des Zweck-
verbandes andere Satzungen des Zweckverbandes vereinbaren. Die Satzun-
gen sind mit der Verbandssatzung gemäß § 14 Absatz 1 öffentlich bekannt zu 
machen. Die Satzungen treten am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
nach § 14 Absatz 1 Satz 1 oder Satz 2 in Kraft, wenn nicht in den Satzungen ein 
späterer Zeitpunkt bestimmt ist. Der Zweckverband kann die Satzungen ändern, 
ersetzen oder aufheben. Die öffentliche Bekanntmachung der Satzungen nach 
Satz 4 erfolgt nach den Bekanntmachungsvorschriften für die Satzungen des 
Zweckverbandes.

§ 16
Vermögensübertragung und Ausgleich

(1) Neben der Verbandssatzung können die Beteiligten Vereinbarungen abschlie-
ßen über

1. die Übertragung der für die Aufgabenerfüllung erforderlichen Vermögensge-
genstände und der mit der Aufgabenerfüllung im Zusammenhang stehenden 
Verbindlichkeiten und Forderungen,

2. den Ausgleich von Vorteilen und Nachteilen, die sich für sie aus der Bildung 
des Zweckverbandes ergeben.

(2) Auf Antrag sämtlicher Beteiligten kann die Kommunalaufsichtsbehörde die 
Vermögensübertragung und den Ausgleich nach pfl ichtgemäßem Ermessen 
durch Bescheid regeln. Die Kommunalaufsichtsbehörde kann sich sachkun-
diger Dritter bedienen und dadurch entstandene Kosten den Beteiligten durch 
Bescheid auferlegen.

Abschnitt 3
Innere Verfassung und Verwaltung des Zweckverbandes

§ 17
Organe

Organe des Zweckverbandes sind

1. die Verbandsversammlung und
2. die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher (Verbandsleitung).
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Die Verbandssatzung kann als weiteres Organ einen Verbandsausschuss vor-
sehen.

§ 18
Zuständigkeiten der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung entscheidet über alle Angelegenheiten des Zweck-
verbandes, soweit gesetzlich oder durch die Verbandssatzung nichts anderes 
bestimmt ist. Sie kann ihre Zuständigkeit in Einzelfällen oder für Gruppen von 
Angelegenheiten durch Beschluss auf die Verbandsleitung übertragen; § 28 
Absatz 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg bleibt unberührt.

§ 19 
Mitgliedschaft und Stimmabgabe in der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung setzt sich aus den Vertreterinnen und Vertretern 
der Verbandsmitglieder (Vertretungspersonen) zusammen. Jedes Verbandsmit-
glied entsendet eine Vertretungsperson in die Verbandsversammlung. Jedes 
Verbandsmitglied hat eine Stimme, sofern nicht die Verbandssatzung für ein-
zelne oder alle Verbandsmitglieder andere Stimmenzahlen festlegt. Die Vertre-
tungsperson gibt alle Stimmen des Verbandsmitgliedes einheitlich ab.

(2) Die Verbandssatzung kann bestimmen, dass einzelne oder alle Verbandsmit-
glieder mehrere Vertretungspersonen in die Verbandsversammlung entsenden. Die 
bei der Beschlussfassung anwesenden Vertretungspersonen eines Verbandsmit-
gliedes geben alle dem Verbandsmitglied nach der Verbandssatzung zustehenden 
Stimmen ab. Die Stimmen eines Verbandsmitgliedes sind einheitlich abzugeben; 
eine uneinheitliche Stimmabgabe ist ungültig. Erfolgt ein Beschluss durch geheime 
Stimmabgabe oder zeigt die Person nach Absatz 3 der oder dem Vorsitzenden der 
Verbandsversammlung an, dass den Vertretungspersonen des Verbandsmitglie-
des eine Weisung nach Absatz 7 erteilt wurde, so gibt eine Stimmführerin oder ein 
Stimmführer alle Stimmen des Verbandsmitgliedes einheitlich ab. Hat die Gemein-
devertretung, der Kreistag, der Amtsausschuss, die Verbandsversammlung oder 
der Verwaltungsrat (Vertretungskörperschaft) des kommunalen Verbandsmitglie-
des keine Stimmführerin oder keinen Stimmführer bestimmt und einigen sich die 
anwesenden Vertretungspersonen des kommunalen Verbandsmitgliedes vor der 
Stimmabgabe nicht auf eine Stimmführerin oder einen Stimmführer, ist die Person 
nach Absatz 3 Stimmführerin oder Stimmführer.

(3) Die kommunalen Verbandsmitglieder werden in der Verbandsversammlung 
durch ihre Hauptverwaltungsbeamtin oder ihren Hauptverwaltungsbeamten 
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vertreten; § 135 Absatz 4 Satz 2 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg fi ndet keine Anwendung. Im Fall der Verhinderung werden sie durch 
ihre allgemeinen Stellvertreterinnen oder Stellvertreter vertreten, wenn sie 
nicht eine andere Bedienstete oder einen anderen Bediensteten benennen. Sie 
können eine Bedienstete oder einen Bediensteten mit der Wahrnehmung der 
Vertretung des Mitglieds in der Verbandsversammlung dauerhaft betrauen. Ist 
die betraute Person verhindert, nimmt die Hauptverwaltungsbeamtin oder der 
Hauptverwaltungsbeamte die Vertretung wahr, wenn sie oder er die Verhinde-
rungsvertretung der betrauten Person nicht auf eine andere Bedienstete oder 
auf einen anderen Bediensteten dauerhaft übertragen hat. Abweichend von den 
Sätzen 1 bis 4 kann bei amtsangehörigen Gemeinden die Gemeindevertretung 
eine andere Vertretungsperson und deren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 
wählen; Absatz 4 fi ndet entsprechende Anwendung. Für Ortsgemeinden und mit-
verwaltete Gemeinden gilt Satz 5 entsprechend.

(4) Weitere Vertretungspersonen der kommunalen Mitglieder und deren Stellver-
treterinnen und Stellvertreter werden gemäß den §§ 40, 41 der Kommunalver-
fassung des Landes Brandenburg von der Vertretungskörperschaft des Mitglieds 
für die Dauer ihrer Wahlperiode gewählt und üben ihr Amt bis zum Amtsantritt 
der neuen Vertretungspersonen weiter aus. Wählbar sind die Mitglieder der Ver-
tretungskörperschaft und die Bediensteten des Verbandsmitglieds, bei amtsan-
gehörigen Gemeinden auch die Bediensteten des Amtes.

(5) Sind neben Kommunen weitere Personen nach § 11 Absatz 1 Verbandsmit-
glieder, werden die Vertretungspersonen durch diese Verbandsmitglieder in die 
Verbandsversammlung entsandt und üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die 
sie entsandt sind, bis zum Amtsantritt der neu entsandten Vertretungspersonen 
weiter aus.

(6) Die Vertretungsperson eines Verbandsmitgliedes scheidet aus der Verbands-
versammlung aus, wenn die Voraussetzungen ihrer Wahl oder Entsendung weg-
fallen.

(7) Die Vertretungskörperschaft eines kommunalen Verbandsmitgliedes kann 
den Vertretungspersonen des Verbandsmitgliedes Richtlinien und Weisungen 
erteilen. Für den Fall einer Weisung oder einer geheimen Stimmabgabe in der 
Verbandsversammlung kann sie eine Stimmführerin oder einen Stimmführer 
durch offenen Wahlbeschluss bestimmen.
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§ 20
Besondere Regelungen über Einberufung und Beschlussfassung der 

Verbandsversammlung

(1) Die Einberufung zur ersten Sitzung der Verbandsversammlung eines neu 
gebildeten Zweckverbandes erfolgt durch die an Lebensjahren älteste, nicht ver-
hinderte Person nach § 19 Absatz 3 Satz 1.

(2) Die Beschlussfähigkeit nach § 38 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg richtet sich nach der satzungsmäßigen Stimmenzahl. Die oder der 
Vorsitzende hat die Beschlussunfähigkeit auch ohne Antrag festzustellen, wenn 
die anwesenden Vertretungspersonen der kommunalen Mitglieder weniger als 
die Hälfte der in der Sitzung vertretenen Stimmen erreichen. Dies gilt auch für 
den Fall einer erneuten Einberufung nach § 38 Absatz 2 der Kommunalverfas-
sung des Landes Brandenburg.

(3) Beschlüsse werden, soweit durch ein Gesetz oder die Verbandssatzung 
nichts anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden 
Stimmen gefasst. Schreibt ein Gesetz oder die Verbandssatzung Einstimmig-
keit bei der Beschlussfassung vor, so ist der Beschluss ohne Gegenstimme zu 
fassen.

§ 21
Verbandsvorsteherin oder Verbandsvorsteher (Verbandsleitung)

(1) Die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher (Verbandsleitung) wird 
von der Verbandsversammlung für die Dauer von acht Jahren gewählt. Die Ver-
bandssatzung kann eine kürzere Wahlzeit vorsehen.

(2) Die Verbandsleitung kann ehrenamtlich oder hauptamtlich tätig sein.

(3) In Rechts- und Verwaltungsgeschäften kann die Verbandsleitung die Bezeich-
nung „Verbandsvorsteherin“ oder „Verbandsvorsteher“ führen.

(4) Die Verbandsversammlung kann die Verbandsleitung vor Ablauf der Wahlzeit 
im Zweckverband abwählen. Für den Antrag auf Abwahl ist die Mehrheit der sat-
zungsmäßigen Stimmenzahl der Verbandsversammlung erforderlich. Der Antrag 
ist von den antragstellenden Mitgliedern der Verbandsversammlung gemeinsam 
und eigenhändig unterschrieben zu stellen; § 19 Absatz 2 Satz 3 gilt entspre-
chend. Zwischen dem Zugang des Antrages bei der oder dem Vorsitzenden der 
Verbandsversammlung und der Sitzung der Verbandsversammlung muss eine 
Frist von mindestens sechs Wochen liegen. Über den Antrag ist ohne Ausspra-
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che abzustimmen. Der Beschluss über die Abwahl bedarf einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl der Verbandsversammlung. Die 
Sätze 2 bis 6 fi nden keine Anwendung, wenn die Verbandsleitung der oder dem 
Vorsitzenden der Verbandsversammlung mündlich zur Niederschrift oder schrift-
lich erklärt, dass sie mit ihrer vorzeitigen Abwahl einverstanden ist.

(5) Die Verbandsleitung hat in den Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer 
Ausschüsse ein aktives Teilnahmerecht im Sinne des § 30 Absatz 3 Satz 1 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg. § 25 Absatz 1 Satz 1 bleibt unbe-
rührt. § 22 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gilt entsprechend.

§ 22
Ehrenamtliche Verbandsleitung

(1) Die Verbandsleitung ist ehrenamtlich tätig, wenn die Verbandssatzung keine 
hauptamtliche Verbandsleitung vorsieht.

(2) Bei Zweckverbänden, denen Aufgaben mit Anschluss- und Benutzungszwang 
übertragen worden sind und die keine hauptamtliche Verbandsleitung haben, 
soll als ehrenamtliche Verbandsleitung eine Hauptverwaltungsbeamtin oder ein 
Hauptverwaltungsbeamter der Verbandsmitglieder, deren allgemeine Stellvertre-
terinnen oder Stellvertreter oder Beigeordnete gewählt werden. Entfallen die Vor-
aussetzungen nach Satz 1 für die Wahl, soll die ehrenamtliche Verbandsleitung 
abgewählt werden; § 21 Absatz 4 fi ndet keine Anwendung.

(3) Die nach Absatz 2 gewählten Hauptverwaltungsbeamtinnen oder Haupt-
verwaltungsbeamten, deren allgemeine Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 
oder Beigeordneten sind verpfl ichtet, die Wahl anzunehmen und die Funktion 
als ehrenamtliche Verbandsleitung auszuüben. § 20 Absatz 1 Satz 4 und 5 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gilt entsprechend.

(4) Die ehrenamtliche Verbandsleitung kann vom Zweckverband eine angemes-
sene Aufwandsentschädigung nach Maßgabe einer Entschädigungssatzung 
erhalten.

§ 23
Hauptamtliche Verbandsleitung

(1) Die hauptamtliche Verbandsleitung muss die erforderlichen fachlichen Vor-
aussetzungen erfüllen und ausreichende Erfahrung für die wahrzunehmende 
Aufgabe haben.
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(2) Die Stelle der hauptamtlichen Verbandsleitung ist öffentlich auszuschreiben. 
Bei der Wiederwahl kann die Verbandsversammlung mit der Mehrheit der sat-
zungsmäßigen Stimmenzahl durch Beschluss von der Ausschreibung absehen.

(3) Im Anstellungsvertrag einer hauptamtlichen Verbandsleitung sind die Befris-
tung und die Möglichkeit einer vorzeitigen Abwahl gemäß § 21 zu berücksichti-
gen.

§ 24
Stellvertretung der Verbandsleitung

(1) Die Verbandsversammlung wählt eine ehrenamtliche allgemeine Stellvertre-
terin oder einen ehrenamtlichen allgemeinen Stellvertreter der Verbandsleitung 
für die Dauer von acht Jahren aus ihrer Mitte oder aus dem Kreis der Bedienste-
ten des Zweckverbandes oder der Personen nach § 22 Absatz 2. Die Verbands-
versammlung kann eine kürzere Wahlzeit beschließen. Für die Abwahl gilt § 21 
Absatz 4 entsprechend. Werden weitere Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 
gewählt, bestimmt die Verbandsversammlung die Reihenfolge der Vertretung.

(2) Bei Zweckverbänden, denen Aufgaben mit Anschluss- und Benutzungs-
zwang übertragen worden sind, soll die allgemeine Stellvertreterin oder der all-
gemeine Stellvertreter der Verbandsleitung aus dem Kreis der Personen nach 
§ 22 Absatz 2 oder der Bediensteten des Zweckverbandes gewählt werden. § 22 
Absatz 2 Satz 2 und § 23 Absatz 1 gelten entsprechend.

(3) Die nach Absatz 2 gewählten Hauptverwaltungsbeamtinnen oder Hauptver-
waltungsbeamten, deren allgemeine Stellvertreterinnen oder Stellvertreter oder 
Beigeordneten sind verpfl ichtet, die Wahl anzunehmen und die Funktion der 
ehrenamtlichen allgemeinen Stellvertretung der Verbandsleitung auszuüben. 
§ 20 Absatz 1 Satz 4 und 5 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
gilt entsprechend.

(4) Sind die Verbandsleitung und alle Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 
verhindert oder sind diese Ämter vakant, so nehmen die Hauptverwaltungs-
beamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamten der kommunalen Mitglieder die 
Stellvertretung wahr. Im Falle der Verhinderung oder Vakanz aller Hauptver-
waltungsbeamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamten treten deren allgemeine 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter an die Stelle. Die Reihenfolge der Stell-
vertretung nach Satz 1 und 2 bestimmt sich nach dem Lebensalter, soweit die 
Verbandsversammlung nichts anderes beschließt.

(5) Für die Aufwandsentschädigung gilt § 22 Absatz 4 entsprechend.
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§ 25
Verbandsausschuss

(1) Der Verbandsausschuss besteht aus der Verbandsleitung und weiteren Mit-
gliedern. Die Anzahl der Mitglieder des Verbandsausschusses wird durch die 
Verbandssatzung bestimmt.

(2) Die weiteren Mitglieder des Verbandsausschusses werden durch die Ver-
bandsversammlung gewählt. Die Verbandssatzung kann die Wahl von stell-
vertretenden weiteren Mitgliedern vorsehen. Die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsausschusses und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter werden aus 
dem Kreis der ordentlichen Mitglieder der Verbandsversammlung gewählt. Dem 
Verbandsausschuss können neben den Mitgliedern der Verbandsversammlung 
sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner sowie Bedienstete des Zweckver-
bandes oder der Verbandsmitglieder, bei amtsangehörigen Gemeinden auch 
Bedienstete des Amtes, als beratende Mitglieder ohne eigenes Stimmrecht 
angehören. Ihre Zahl darf insgesamt die Anzahl der Mitglieder der Verbandsver-
sammlung im Verbandsausschuss nicht erreichen.

(3) Die Aufgaben des Verbandsausschusses zur dauernden Erledigung regelt 
ausschließlich die Verbandssatzung. Einzelne Angelegenheiten können dem 
Verbandsausschuss auch durch Beschluss der Verbandsversammlung zur Erle-
digung übertragen werden. Die Übertragung von Aufgaben nach Satz 1 oder 
Satz 2 ist nur zulässig, soweit diese nicht durch Rechtsvorschrift ausschließlich 
der Verbandsversammlung oder der Verbandsleitung zugewiesen sind. Die Ver-
bandssatzung kann vorsehen, dass der Verbandsausschuss zur Vorbereitung 
von Beschlüssen der Verbandsversammlung Empfehlungen abgibt.

§ 26
Besondere Regelungen zur Abgabe von Erklärungen

Erklärungen, durch die der Zweckverband verpfl ichtet werden soll und die nach 
§ 57 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg durch zwei Personen 
abzugeben sind, sind

1. von
a. der Verbandsleitung oder
b. einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter der Verbandsleitung und

2. von
a.  der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung,
b.  einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter der Vorsitzenden oder des 

Vorsitzenden der Verbandsversammlung,
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c.  einer oder einem von der Verbandsversammlung zu bestimmenden 
Bediensteten des Zweckverbandes oder

d.  einem von der Verbandsversammlung zu bestimmenden Mitglied der 
Verbandsversammlung

abzugeben. Die Verbandssatzung kann allgemein oder für einen bestimmten 
Kreis von Geschäften bestimmen, dass die Abgabe einer Erklärung nach Satz 1 
durch die Verbandsleitung oder eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter der 
Verbandsleitung genügt.

§ 27
Wahrnehmung der Verwaltungs- und Kassengeschäfte

Die Verbandssatzung kann vorsehen, dass die Kassen- und Verwaltungsge-
schäfte einschließlich der Personalverwaltung ganz oder teilweise durch ein 
kommunales Mitglied im Namen des Zweckverbandes wahrgenommen werden.

§ 28 
Anwendung der Vorschriften über die Wirtschaftsführung, das 

Rechnungswesen und die Jahresabschlussprüfung von Eigenbetrieben

(1) Die Verbandssatzung kann bestimmen, dass die Vorschriften über die Wirt-
schaftsführung, das Rechnungswesen und die Jahresabschlussprüfung der 
Eigenbetriebe für den Zweckverband sinngemäß Anwendung fi nden, wenn der 
Zweckverband sich überwiegend wirtschaftlich betätigt (§ 91 der Kommunalver-
fassung des Landes Brandenburg).

(2) In den Fällen des Absatzes 1 ist dem Jahresabschluss des Zweckverbandes 
ein Beteiligungsbericht entsprechend § 80 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg als Anlage beizufügen. Rechtsvor-
schriften, die aufgrund der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg für 
den Beteiligungsbericht erlassen wurden, gelten entsprechend.

(3) Die Verbandssatzung kann in den Fällen des Absatzes 1 vorsehen, dass 
zuständige Stelle für die Jahresabschlussprüfung das nach § 30 zuständige 
Rechnungsprüfungsamt ist.
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§ 29
Deckung des Finanzbedarfes

(1) Der Zweckverband hat von den Verbandsmitgliedern eine Umlage zu erheben, 
soweit seine sonstigen Erträge, Einzahlungen und nicht benötigten Finanzmittel 
nicht ausreichen, um seinen Finanzbedarf zu decken. Die Umlagepfl icht einzel-
ner Verbandsmitglieder kann, außer bei Sparkassenzweckverbänden, durch die 
Verbandssatzung auf einen Höchstbetrag beschränkt oder ausgeschlossen wer-
den, wenn die übrigen Mitglieder sich in der Verbandssatzung verpfl ichten, den 
Restbetrag der Umlage zu übernehmen. In der Verbandssatzung ist der Maßstab 
für die Bemessung der Verbandsumlage zu bestimmen. Die Umlage soll in der 
Regel nach dem Verhältnis des Nutzens bemessen werden, den die einzelnen 
Verbandsmitglieder aus der Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbandes haben. 
Ein anderer Maßstab kann zugrunde gelegt werden, wenn dies angemessen ist. 
Soweit die Umlage nach der Steuerkraft bemessen wird, gelten die Vorschriften 
über den Maßstab der Kreisumlage.

(2) Die Gesamthöhe der Umlage und der von den einzelnen Verbandsmitglie-
dern zu tragende Anteil sind in der Haushaltssatzung für jedes Haushaltsjahr neu 
festzulegen. Die Umlage wird mit jeweils einem Viertel des Gesamtbetrages am 
15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November des Haushaltsjahres fällig. 
Erfolgt die öffentliche Bekanntmachung der Haushaltssatzung erst nach Ablauf 
eines der in Satz 2 geregelten Fälligkeitstermine, so ist die Umlageteilschuld für 
den abgelaufenen Fälligkeitstermin innerhalb eines Monats nach der öffentlichen 
Bekanntmachung zu entrichten. Der Zweckverband kann die von den einzelnen 
Mitgliedern zu tragende Umlage durch Bescheid festsetzen und dabei abwei-
chende Fälligkeiten bestimmen.

(3) Der Zweckverband hat zur Deckung seines liquiditätswirksamen Finanzbedar-
fes Vorauszahlungen bis zur Höhe der nach Absatz 1 voraussichtlich erforderlichen 
Umlagen zu erheben, wenn die Haushaltssatzung oder die Nachtragssatzung nicht 
mehr rechtzeitig erlassen werden kann und soweit die Aufnahme eines Kassen-
kredites unzulässig, unmöglich oder für den Zweckverband unwirtschaftlich ist. Die 
Vorauszahlungen sind mit der endgültigen Umlage zu verrechnen.

(4) Gegen eine Forderung auf Zahlung der Umlage oder der Vorauszahlung 
nach Absatz 3 ist die Aufrechnung nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Gegenforderungen zulässig. Der Zweckverband kann Zahlungs-
ansprüche gegen die Verbandsmitglieder ganz oder teilweise an Dritte abtreten, 
soweit dies zur Erfüllung rechtlicher Pfl ichten des Zweckverbandes oder zur Auf-
rechterhaltung seiner Liquidität erforderlich ist. Die Absicht der Abtretung ist dem 
betroffenen Verbandsmitglied und der Kommunalaufsichtsbehörde rechtzeitig 
anzuzeigen.
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(5) Dem Zweckverband steht das Recht zur Erhebung von Steuern nicht zu.

(6) Über das Vermögen des Zweckverbandes fi ndet ein Insolvenzverfahren nicht 
statt.

§ 30
Örtliche Prüfung

Hat der Zweckverband kein eigenes Rechnungsprüfungsamt eingerichtet, obliegt 
die Prüfung dem Rechnungsprüfungsamt des kommunalen Verbandsmitgliedes, 
dem die Zuständigkeit für die örtliche Prüfung durch öffentlich-rechtliche Verein-
barung oder durch die Verbandssatzung übertragen wurde. Der Zweckverband 
kann sich auch des Rechnungsprüfungsamtes einer anderen Kommune bedie-
nen. In allen anderen Fällen obliegt die Prüfung dem Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises oder der kreisfreien Stadt, wo der Zweckverband seinen Sitz 
hat. Der Zweckverband trägt die Kosten der Prüfung.

Abschnitt 4 
Änderungen des Zweckverbandes

§ 31 
Änderungen der Verbandssatzung

(1) Änderungen der Verbandssatzung bedürfen der Mehrheit der satzungs-
mäßigen Stimmenzahl der Verbandsversammlung, soweit nicht etwas anderes 
bestimmt ist. Die Verbandssatzung kann andere Mehrheiten als die gesetzlichen 
Bestimmungen und die Notwendigkeit der Zustimmung einzelner oder aller Ver-
bandsmitglieder vorschreiben. Änderungen der Verbandssatzung können auch 
durch Neufassung erfolgen.

(2) Einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl der Ver-
bandsversammlung bedürfen Änderungen der Regelungen der Verbandssatzung 
über die Verbandsaufgaben, die Verbandsmitglieder, die Zahl ihrer Stimmen in 
der Verbandssatzung und den Maßstab, nach dem die Verbandsmitglieder nach 
§ 29 zur Deckung des Finanzbedarfs beizutragen haben, sowie die Aufhebung 
der Verbandssatzung. Die Änderung der Verbandsaufgaben bedarf zudem der 
Einstimmigkeit der kommunalen Verbandsmitglieder.

(3) Für die öffentliche Bekanntmachung der Änderungen gilt § 14 Absatz 1 ent-
sprechend. Eine öffentliche Bekanntmachung genehmigungsfreier Änderungen 
erfolgt nicht, wenn die Kommunalaufsichtsbehörde den Beschluss gemäß § 113 
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der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg beanstandet oder einstwei-
lig beanstandet.

(4) Die Änderungen werden am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung 
wirksam, wenn nicht in der Verbandssatzung oder der Änderungssatzung ein 
anderer Zeitpunkt bestimmt ist. Genehmigungspfl ichtige Änderungen werden 
frühestens mit Wirksamkeit der Genehmigung wirksam. Nach der öffentlichen 
Bekanntmachung können Rechtsfehler nur mit Wirkung für die Zukunft geltend 
gemacht werden.

(5) Ändert sich der Kreis der Verbandsmitglieder, ohne dass es hierfür eines 
Beschlusses der Verbandsversammlung bedurfte, ist die Verbandssatzung ent-
sprechend zu ändern. Absatz 3 gilt entsprechend. Die Änderung der Verbands-
satzung wird insoweit am Tag der Änderung des Kreises der Verbandsmitglieder 
wirksam.

§ 32
Beitritt und Austritt von Verbandsmitgliedern

(1) Der Beitritt setzt einen Antrag bei dem Zweckverband voraus. In dem Antrag 
soll erklärt werden, welche Vermögensgegenstände, Verbindlichkeiten und For-
derungen mit dem Beitritt auf den Zweckverband übergehen sollen.

(2) Der Austritt eines Verbandsmitgliedes aus dem Zweckverband setzt den 
Antrag des Verbandsmitgliedes bei dem Zweckverband voraus. Ist beim Austritt 
eine Auseinandersetzung notwendig, schließen das austrittswillige Verbandsmit-
glied, der Zweckverband und soweit erforderlich weitere Beteiligte eine Ausei-
nandersetzungsvereinbarung. Die Vereinbarung ist der Kommunalaufsichtsbe-
hörde anzuzeigen.

(3) Einigen sich die Beteiligten nach mindestens zwei ernsthaften Einigungsver-
suchen nicht, entscheidet auf Antrag eines Beteiligten die Kommunalaufsichts-
behörde über die Auseinandersetzung nach pfl ichtgemäßem Ermessen durch 
Bescheid. Der Antrag muss den Austrittsgrund sowie den Stand der Einigungs-
gespräche mit den offenen Streitpunkten und den von den Beteiligten vorge-
schlagenen Lösungen dokumentieren. Die Kommunalaufsichtsbehörde kann 
sich sachkundiger Dritter bedienen und die Kostentragung der Beteiligten in dem 
Bescheid regeln.

(4) Anstelle des Verfahrens nach Absatz 3 können die Beteiligten eine Schieds-
vereinbarung schließen oder ein Schiedsverfahren in der Verbandssatzung vor-
sehen.
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(5) Über den Antrag auf Beitritt oder Austritt entscheidet die Verbandsversamm-
lung durch Beschluss über die Änderung der Verbandssatzung. Für die öffentli-
che Bekanntmachung und die Wirksamkeit der Änderung gilt § 14 entsprechend.

(6) Erklärt ein Verbandsmitglied eine Kündigung, gilt dies als Antrag nach 
Absatz 2. Das kündigende Verbandsmitglied hat einen Anspruch auf Änderung 
der Verbandssatzung nach Absatz 5, soweit das Recht zur Kündigung aufgrund 
einer Rechtsvorschrift besteht.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten auch für einen sachlich oder örtlich begrenzten 
Beitritt oder Austritt eines Beteiligten, der bereits Verbandsmitglied ist.

§ 33
Aufl ösung und Abwicklung des Zweckverbandes

(1) Die Aufl ösung des Zweckverbandes erfolgt durch Aufhebung der Verbands-
satzung durch die Verbandsversammlung. § 14 gilt entsprechend.

(2) Der Zweckverband ist kraft Gesetzes aufgelöst, wenn seine Aufgaben durch 
ein Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes vollständig auf einen anderen Ver-
waltungsträger übergehen. Gleiches gilt, wenn dem Zweckverband nur noch ein 
kommunales Mitglied angehört; in diesem Fall tritt das Mitglied an die Stelle des 
Zweckverbandes. Die Kommunalaufsichtsbehörde hat die Aufl ösung nach § 14 
Absatz 1 öffentlich bekannt zu machen.

(3) Wird der Zweckverband nach Absatz 1 aufgelöst, so hat er seine Geschäfte 
abzuwickeln. Der Zweckverband gilt bis zum Ende der Abwicklung als fortbeste-
hend, soweit es der Zweck der Abwicklung erfordert.

(4) Abwicklerin ist die Verbandsleitung, wenn nicht die Verbandsversammlung 
etwas anderes beschließt.

(5) Die Abwicklerin beendet die laufenden Geschäfte und zieht die Forderungen 
ein. Um schwebende Geschäfte zu beenden, kann sie auch neue Geschäfte 
eingehen. Sie fordert die bekannten Gläubigerinnen und Gläubiger besonders, 
andere Gläubigerinnen und Gläubiger durch öffentliche Bekanntmachung auf, 
ihre Ansprüche anzumelden. Die Abwicklerin kann mit den kommunalen Mitglie-
dern die Übertragung von öffentlich-rechtlichen Forderungen vereinbaren.

(6) Die Abwicklerin befriedigt die Ansprüche der Gläubigerinnen und Gläubiger. 
Im Übrigen ist das Verbandsvermögen nach dem Umlageschlüssel im Zeitpunkt 
der Aufl ösung auf die Verbandsmitglieder zu verteilen. Reicht das Vermögen zur 
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Befriedigung der Gläubigerinnen und Gläubiger nicht aus, ist von den Verbands-
mitgliedern eine Umlage nach dem Umlageschlüssel im Zeitpunkt der Aufl ösung 
zu erheben. Die Verbandssatzung oder eine Auseinandersetzungsvereinbarung 
können einen abweichenden Umlageschlüssel regeln.

(7) Die Bediensteten des Zweckverbandes sind von den kommunalen Verbands-
mitgliedern anteilig zu übernehmen, soweit die Beschäftigungsverhältnisse nicht 
aufgelöst werden. Dabei ist das Verhältnis der Stimmen der kommunalen Mit-
glieder in der Verbandsversammlung zueinander maßgeblich. Die Abwicklerin 
bestimmt, von welchen Verbandsmitgliedern die einzelnen Bediensteten über-
nommen werden. Von Satz 1 bis 3 abweichende Regelungen können in der Ver-
bandssatzung oder in einer Auseinandersetzungsvereinbarung getroffen werden.

(8) Bei einem Zweckverband, der sich überwiegend wirtschaftlich betätigt (§ 91 
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg), kann die Verbandssatzung 
die Abwicklung entsprechend den Regelungen des Handelsrechts vorsehen.

§ 34
Rechtsnachfolge bei Verbandsmitgliedern

(1) Fällt ein Verbandsmitglied weg oder verliert es die Aufgabe, die auf den 
Zweckverband übertragen oder mit deren Durchführung der Zweckverband 
beauftragt ist, so tritt der Rechtsnachfolger des Verbandsmitgliedes an seine 
Stelle, soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist. Gleiches gilt bei 
mehreren Rechtsnachfolgern.

(2) Der Zweckverband kann innerhalb von drei Monaten nach Eintritt 
der Rechtsnachfolge das Ausscheiden eines neuen Verbandsmitgliedes 
beschließen, wenn Gründe des öffentlichen Wohls nicht entgegenstehen. 
Unter den gleichen Voraussetzungen kann ein neues Verbandsmitglied seine 
Mitgliedschaft im Zweckverband kündigen. Der Beschluss oder die Kündigung 
werden mit Ablauf des auf den Beschluss oder die Kündigung folgenden 
Kalenderjahres wirksam, soweit zwischen dem Zweckverband und dem neuen 
Verbandsmitglied nichts anderes vereinbart ist. Ist eine Auseinandersetzung 
notwendig, schließen der Zweckverband und das ausscheidende 
Verbandsmitglied eine Auseinandersetzungsvereinbarung. Die Vereinbarung 
ist der Kommunalaufsichtsbehörde anzuzeigen. § 32 Absatz 3 und 4 gilt 
entsprechend.

(3) Das neue Verbandsmitglied kann gegen den Beschluss des Zweckverban-
des über das Ausscheiden und der Zweckverband kann gegen die Kündigung 
Beschwerde mit der Begründung erheben, dass die Voraussetzungen des 
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Absatzes 2 Satz 1 oder Satz 2 nicht vorliegen. Die Beschwerde ist bei der für 
den Zweckverband zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde innerhalb von drei 
Monaten nach Kenntnisnahme des Beschlusses oder der Kündigung zu erheben. 
Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. Die Kommunalaufsichtsbehörde 
hat über die Beschwerde durch Bescheid zu entscheiden. In diesem Bescheid 
kann die Kommunalaufsichtsbehörde auch die Wirksamkeit des Ausscheidens 
oder der Kündigung regeln.

§ 35
Zusammenschluss von Zweckverbänden

(1) Zweckverbände können einen neuen Zweckverband bilden. Die Neubil-
dung bedarf übereinstimmender Beschlüsse der Verbandsversammlungen. Die 
Beschlüsse bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen 
Stimmenzahl der Verbandsversammlungen. Beteiligte, die gegen die Neubildung 
gestimmt haben, können die Mitgliedschaft innerhalb von drei Monaten nach 
Wirksamkeit der Neubildung des Zweckverbandes kündigen; § 34 Absatz 2 und 
3 gilt entsprechend. Der neue Zweckverband ist Rechtsnachfolger der bisherigen 
Zweckverbände. Die bisherigen Zweckverbände gelten mit dem Zeitpunkt des 
Entstehens des neuen Zweckverbandes als aufgelöst.

(2) In den Beschlüssen nach Absatz 1 ist festzulegen, wer die Rechte der Ver-
bandsleitung sowie der oder des Vorsitzenden der Verbandsversammlung des 
neuen Zweckverbandes bis zu ihrer erstmaligen, unverzüglich durchzuführenden 
Wahl wahrnimmt. Zugleich ist die Verbandssatzung des neuen Zweckverbandes 
festzulegen; § 14 gilt entsprechend. Für die Vereinbarung weiterer Satzungen 
gilt § 15 entsprechend.

(3) Ein Zweckverband kann sich mit seinem vollständigen Aufgabenbestand in 
einen anderen Zweckverband eingliedern. Der eingegliederte Zweckverband 
gilt mit dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens seiner Eingliederung als aufgelöst. 
Der aufnehmende Zweckverband ist Rechtsnachfolger des eingegliederten 
Zweckverbandes. Absatz 1 Satz 2 bis 4 sowie Absatz 2 Satz 2 gelten ent-
sprechend.

§ 36
Umwandlung einer gemeinsamen kommunalen Anstalt in 

einen Zweckverband

Gemeinsame kommunale Anstalten können im Wege der Gesamtrechtsnach-
folge in einen Zweckverband umgewandelt werden. Die Umwandlung erfolgt 
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durch Vereinbarung der Verbandssatzung durch die künftigen Mitglieder. § 14 
gilt entsprechend.

Teil 5 
Die gemeinsame kommunale Anstalt

§ 37 
Errichtung einer gemeinsamen kommunalen Anstalt

(1) Kommunen können zur gemeinsamen Erfüllung öffentlicher Aufgaben in einer 
gemeinsamen kommunalen Anstalt zusammenarbeiten, um die Anstalt mit der 
Durchführung einzelner Aufgaben zu beauftragen oder einzelne Aufgaben auf 
die Anstalt zu übertragen. Neben Kommunen können auch der Bund, die Län-
der und andere Körperschaften des öffentlichen Rechts Träger einer gemeinsa-
men kommunalen Anstalt sein, soweit ihre Stimmen insgesamt die Hälfte der 
satzungsmäßigen Stimmenzahl im Verwaltungsrat nicht erreichen; § 1 Absatz 4 
bleibt unberührt.

(2) Kommunen können durch Vereinbarung

1. eine gemeinsame kommunale Anstalt errichten,
2. sich an einer bestehenden kommunalen Anstalt einer Kommune als weiterer 

Träger beteiligen,
3. sich an einer gemeinsamen kommunalen Anstalt als weiterer Träger betei-

ligen,
4. im Wege der Gesamtrechtsnachfolge durch Umwandlung

a.  eine Gesellschaft in privater Rechtsform oder einen Zweckverband, an 
denen nur Kommunen beteiligt sind, durch Formwechsel in die Rechts-
form einer gemeinsamen kommunalen Anstalt überführen,

b.  bestehende kommunale Anstalten, Gesellschaften in privater Rechts-
form oder Zweckverbände, an denen nur Kommunen beteiligt sind, zu 
einer gemeinsamen kommunalen Anstalt verschmelzen.

(3) Die Errichtung einer gemeinsamen kommunalen Anstalt, die Beteiligung an 
einer bestehenden kommunalen Anstalt in Trägerschaft einer Kommune und die 
Umwandlung in eine gemeinsame kommunale Anstalt erfolgt durch Vereinbarung 
einer Anstaltssatzung durch die zukünftigen Träger. Für die Beteiligung an einer 
bestehenden gemeinsamen Anstalt als neuer Träger gilt § 32 Absatz 1 und 5 
entsprechend.

(4) Für die öffentliche Bekanntmachung der Anstaltssatzung gilt § 14 Absatz 1 
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entsprechend. Die gemeinsame kommunale Anstalt entsteht am Tag nach der 
öffentlichen Bekanntmachung der Anstaltssatzung durch die Kommunalaufsichts-
behörde, soweit in der Anstaltssatzung nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist.

§ 38
Anwendung von Rechtsvorschriften

(1) Auf gemeinsame kommunale Anstalten sind die Vorschriften der §§ 94 
und 95 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg sowie sonstige 
Rechtsvorschriften, die für die kommunale Anstalt gelten, entsprechend anzu-
wenden, soweit in diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes nichts anderes 
bestimmt ist.

(2) Soweit in Rechtsvorschriften der Gemeindeverband als Sammelbegriff ver-
wendet wird, gelten auch gemeinsame kommunale Anstalten als Gemeindever-
bände, soweit in diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes nichts anderes 
bestimmt ist.

§ 39
Besondere Vorschriften für die gemeinsame kommunale Anstalt

(1) In der Anstaltssatzung sind unbeschadet der Regelung in § 94 Absatz 2 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg zu bestimmen

1. die Träger und der Sitz der gemeinsamen kommunalen Anstalt,
2. der örtliche Zuständigkeitsbereich, wenn der gemeinsamen kommunalen 

Anstalt Aufgaben übertragen werden,
3. die Form der öffentlichen Bekanntmachungen der gemeinsamen kommuna-

len Anstalt,
4. der Betrag der von jedem Träger auf das Stammkapital zu leistenden Einlage 

(Stammeinlage),
5. wenn Sacheinlagen geleistet werden sollen, der Gegenstand der Sachein-

lage und der Betrag der Stammeinlage, auf die sich die Sacheinlage bezieht,
6. die Sitz- und Stimmenverteilung der Träger im Verwaltungsrat,
7. die Verteilung des Anstaltsvermögens sowie die Übernahme von Beschäftig-

ten im Falle der Aufl ösung der gemeinsamen kommunalen Anstalt.

(2) Die Träger der gemeinsamen kommunalen Anstalt werden im Verwaltungs-
rat durch ihre Hauptverwaltungsbeamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamten 
vertreten. Die Anstaltssatzung kann zulassen, dass dem Verwaltungsrat weitere 
Mitglieder angehören, die von den Vertretungskörperschaften der Träger gewählt 
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werden. Für die Vertretung der Träger der gemeinsamen kommunalen Anstalt im 
Verwaltungsrat gilt im Übrigen § 95 Absatz 2 Satz 2 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg entsprechend. Alle Stimmen eines Trägers werden von 
den anwesenden Verwaltungsratsmitgliedern des Trägers einheitlich abgegeben; 
eine uneinheitliche Stimmabgabe ist ungültig. Zeigt die Hauptverwaltungsbeam-
tin oder der Hauptverwaltungsbeamte eines Trägers oder die stattdessen nach 
Satz 3 bestimmte Person dem Vorsitzenden des Verwaltungsrates an, dass den 
Verwaltungsratsmitgliedern dieses Trägers eine Weisung erteilt wurde, gibt eine 
Stimmführerin oder ein Stimmführer alle Stimmen des Trägers einheitlich ab. Hat 
die Vertretungskörperschaft des Trägers keine Stimmführerin oder keinen Stimm-
führer bestimmt und einigen sich die anwesenden Verwaltungsratsmitglieder des 
Trägers vor der Stimmabgabe nicht auf eine Stimmführerin oder einen Stimm-
führer, ist die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte oder 
die stattdessen nach Satz 3 bestimmte Person Stimmführerin oder Stimmführer. 
Bei geheimer Beschlussfassung erfolgt die Stimmabgabe aller Träger durch die 
nach Satz 6 zur Stimmführerschaft berechtigten Personen. Der Verwaltungsrat 
wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und mindestens 
eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter.

(3) Der Verwaltungsrat der gemeinsamen kommunalen Anstalt entscheidet über 
§ 95 Absatz 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg hinaus über

1. die Änderung, Neufassung und Aufhebung der Anstaltssatzung,
2. den Beitritt und Austritt von Trägern,
3. die Erhöhung des Stammkapitals sowie
4. die Umwandlung.

Entscheidungen nach Satz 1 Nummer 2 bis 4 bedürfen der Zustimmung aller 
Träger, soweit die Anstaltssatzung keine abweichende Regelung trifft. Für die 
Abwicklung der aufzulösenden gemeinsamen kommunalen Anstalt ist der Vor-
stand zuständig, soweit der Verwaltungsrat keinen abweichenden Beschluss 
fasst.

(4) Der Vorstand der gemeinsamen kommunalen Anstalt ist hauptamtlich tätig. 
Die Anstaltssatzung kann abweichend von Satz 1 bestimmen, dass der Vorstand 
ehrenamtlich tätig ist, soweit die gemeinsame kommunale Anstalt nur mit der 
Durchführung von Aufgaben für ihre Träger beauftragt wurde.

(5) Die Träger können in der Anstaltssatzung oder durch Vereinbarungen Rege-
lungen über den Ausgleich von Vorteilen und Nachteilen, die sich aus der Errich-
tung der gemeinsamen kommunalen Anstalt ergeben, sowie Bestimmungen über 
Ausgleichsleistungen treffen, wenn der gemeinsamen kommunalen Anstalt im 
Rahmen der Aufgabenerfüllung ein Finanzbedarf entsteht, der nicht durch eigene 
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Erträge, Einzahlungen oder nicht benötigte Finanzmittel gedeckt ist.

(6) Soweit die Träger für die Verbindlichkeiten der gemeinsamen kommunalen 
Anstalt gegenüber Dritten einzutreten haben, haften sie als Gesamtschuldner. 
Der Ausgleich im Innenverhältnis zwischen den Trägern richtet sich nach dem 
Verhältnis der Stammeinlagen zueinander. Die Anstaltssatzung kann eine andere 
Regelung vorsehen.

§ 40
Verordnungsermächtigung

Das für Inneres zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung das Verfahren bei der Errichtung, Beteiligung, Umwandlung, 
dem Austritt und der Aufl ösung einer gemeinsamen kommunalen Anstalt sowie 
deren Aufbau, die Verwaltung, die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen 
sowie die Prüfung der gemeinsamen kommunalen Anstalten zu regeln.

Teil 6 
Anzeige- und Genehmigungspfl ichten, Aufsicht

§ 41 
Anzeige- und Genehmigungspfl ichten

(1) Vereinbarungen über eine kommunale Zusammenarbeit und sonstige Maß-
nahmen nach diesem Gesetz sowie deren Änderung, Kündigung und Aufhebung 
sind genehmigungsfrei, soweit nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Kommunen haben der Kommunalaufsichtsbehörde anzuzeigen, wenn sie 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zusammenarbeiten. Dabei sind die 
Beteiligten, die Form der Zusammenarbeit und die Aufgaben, die gemeinsam 
erfüllt werden, anzugeben. Dies gilt entsprechend für Änderungen oder die Been-
digung einer Zusammenarbeit. Die Zusammenarbeit in der Form der Arbeitsge-
meinschaft muss nicht angezeigt werden.

(3) Einer Genehmigung durch die Kommunalaufsichtsbehörde bedürfen

1. delegierende öffentlich-rechtliche Vereinbarungen, soweit durch sie pfl ichtige 
Selbstverwaltungsaufgaben, Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung 
oder Auftragsangelegenheiten gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 über-
tragen werden, sowie deren Aufhebung,
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2. Änderungen und Kündigungen einer delegierenden öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung nach Nummer 1, soweit der Kreis der Beteiligten oder der 
Bestand der pfl ichtigen Selbstverwaltungsaufgaben, Pfl ichtaufgaben zur 
Erfüllung nach Weisung oder Auftragsangelegenheiten verändert wird,

3. Vereinbarungen über die Verbands- oder Anstaltssatzung sowie die Aufhe-
bung dieser Satzungen,

4. Änderungen einer Verbands- oder Anstaltssatzung, soweit der Kreis der 
Beteiligten oder der Bestand der gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
übertragenen pfl ichtigen Selbstverwaltungsaufgaben, Pfl ichtaufgaben zur 
Erfüllung nach Weisung oder Auftragsangelegenheiten geändert wird.

(4) Im Genehmigungsverfahren sind andere Behörden zu beteiligen, soweit 
deren Belange berührt sind.

(5) Die Genehmigung nach Absatz 3 ist zu erteilen, wenn die Vereinbarung nicht 
gegen Rechtsvorschriften verstößt. Abweichend davon besteht kein Rechtsan-
spruch auf Genehmigung, wenn für die Übertragung oder die Durchführung der 
Aufgabe eine besondere Genehmigung erforderlich ist und zu erwarten ist, dass 
die besondere Genehmigung versagt wird.

(6) Beantragen die Beteiligten eine Genehmigung und entscheidet die Kommu-
nalaufsichtsbehörde, dass eine Genehmigungspfl icht nicht besteht, gilt die Ver-
einbarung oder Maßnahme auch gegenüber Dritten als genehmigungsfrei, wenn 
in der öffentlichen Bekanntmachung der Vereinbarung oder Maßnahme auf die 
Entscheidung hingewiesen wird.

§ 42
Aufsicht

(1) Für die Aufsicht gelten die §§ 108 und 109, 110 Absatz 3 und 4 sowie die 
§§ 111 bis 122 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg entspre-
chend.

(2) Kommunalaufsichtsbehörde ist die Landrätin oder der Landrat als allgemeine 
untere Landesbehörde. Dies gilt auch bei Beteiligung Dritter nach § 4 Absatz 1, 
§ 6 Absatz 1 oder § 11 Absatz 1.

(3) Arbeiten Kommunen aus mehreren Landkreisen aufgrund einer öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung zusammen, ist die Landrätin oder der Landrat des 
Landkreises zuständig, in dem die Kommune ihren Sitz hat, die mit der Durchfüh-
rung der Aufgabe beauftragt wird oder auf die die Aufgabe übertragen wird. Sind 
danach mehrere Kommunalaufsichtsbehörden zuständig, bestimmt die oberste 
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Kommunalaufsichtsbehörde die Zuständigkeit.

(4) Arbeiten Kommunen aus mehreren Landkreisen in einem Zweckverband oder 
einer gemeinsamen kommunalen Anstalt zusammen, ist die Landrätin oder der 
Landrat des Landkreises zuständig, in dem der Zweckverband oder die gemein-
same kommunale Anstalt den Sitz hat.

(5) Das für Inneres zuständige Ministerium ist Kommunalaufsichtsbehörde, wenn 
eine Kommune beteiligt ist, die nicht der Kommunalaufsicht einer Landrätin oder 
eines Landrates untersteht. Es kann die Zuständigkeit nach Anhörung der Betei-
ligten auf eine Landrätin oder einen Landrat übertragen.

(6) Oberste Kommunalaufsichtsbehörde ist das für Inneres zuständige Ministe-
rium.

(7) Die Aufgabe der Kommunalaufsichtsbehörden, im öffentlichen Interesse 
sicherzustellen, dass die Verwaltung der beteiligten Kommunen im Einklang 
mit den Gesetzen erfolgt, bleibt unberührt. Die Zuständigkeiten und Befugnisse 
der besonderen Rechts-, Sonder- und Fachaufsichtsbehörden bleiben ebenfalls 
unberührt.

§ 43
Anordnung der kommunalen Zusammenarbeit

(1) Die Kommunalaufsichtsbehörde kann Kommunen zur Zusammenarbeit bei 
einzelnen pfl ichtigen Selbstverwaltungsaufgaben, Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung 
nach Weisung und Auftragsangelegenheiten verpfl ichten und dazu erforderliche 
Maßnahmen anordnen, soweit dies aus überwiegenden Gründen des öffentli-
chen Wohls erforderlich ist. Gründe des öffentlichen Wohls liegen insbesondere 
dann vor, wenn die ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung durch die mangelnde 
Leistungsfähigkeit einer der betroffenen Kommunen gefährdet oder aus sonsti-
gen Gründen nicht dauerhaft gesichert ist.

(2) Die Kommunalaufsichtsbehörde kann insbesondere anordnen,

1. eine andere Kommune mit der Durchführung einzelner Aufgaben durch man-
datierende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zu beauftragen,

2. einzelne Aufgaben von einer Kommune auf eine andere Kommune durch 
delegierende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zu übertragen,

3. einem Zweckverband beizutreten oder sich an einer gemeinsamen kommu-
nalen Anstalt zu beteiligen,

4. mit anderen Kommunen einen Zweckverband zu bilden oder eine gemein-
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same kommunale Anstalt zu errichten,
5. mehrere Zweckverbände zu einem Zweckverband zusammenzuschließen,
6. einen Zweckverband in einen anderen Zweckverband einzugliedern,
7. kommunale Anstalten oder gemeinsame kommunale Anstalten zu einer 

gemeinsamen kommunalen Anstalt umzuwandeln.

(3) Darüber hinaus kann die Kommunalaufsichtsbehörde die zur Umsetzung von 
Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 erforderlichen weiteren Anordnungen 
treffen. Hierzu kann sie insbesondere anordnen,

1. eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung oder andere Verträge zu kündigen 
oder aufzuheben,

2. einen Zweckverband oder eine gemeinsame kommunale Anstalt aufzulösen,
3. aus einem Zweckverband oder einer gemeinsamen kommunalen Anstalt 

auszutreten oder die Mitgliedschaft oder Trägerschaft zu kündigen.

Zudem kann die Kommunalaufsichtsbehörde die Abgabe von durch Rechtsvor-
schriften vorgesehenen Erklärungen durch andere Kommunen anordnen, soweit 
dies zur Umsetzung ihrer Anordnungen oder der Anordnungen einer anderen 
Kommunalaufsichtsbehörde erforderlich ist.

(4) Die Anordnung der kommunalen Zusammenarbeit kann befristet oder räum-
lich beschränkt werden.

(5) Die Kommunalaufsichtsbehörde hört die betroffenen Kommunen schriftlich 
oder elektronisch an. Anschließend sind die beabsichtigten Maßnahmen münd-
lich zu erörtern. Zu dem Erörterungstermin ist mindestens einen Monat vorher 
einzuladen. Den Beteiligten ist vor einer Anordnung nach den Absätzen 1 bis 3 
die Gelegenheit zu geben, in einer angemessenen Frist die beabsichtigten Maß-
nahmen freiwillig umzusetzen.

(6) Für die Ersatzvornahme gilt § 116 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg.

(7) Sind die Gründe für die Anordnung einer kommunalen Zusammenarbeit weg-
gefallen, können die beteiligten Kommunen die kommunale Zusammenarbeit mit 
einer Frist von sechs Monaten kündigen.

(8) Für die Aufstellung oder Durchführung von Bauleitplänen kann die kommu-
nale Zusammenarbeit nicht angeordnet werden.
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§ 44
Schlichtung von Streitigkeiten

Bei Streitigkeiten über Rechte und Pfl ichten aus Vereinbarungen über eine kom-
munale Zusammenarbeit oder aus Verbands- oder Anstaltssatzungen nach die-
sem Gesetz kann vor Anrufung eines Gerichts die Kommunalaufsichtsbehörde 
zur Schlichtung unter Darlegung des Sach- und Streitstandes angerufen werden, 
soweit nicht in der Vereinbarung oder der Satzung ein besonderes Schieds-
verfahren vorgesehen ist. Die Kommunalaufsichtsbehörde unterbreitet einen 
Vorschlag zur Beilegung der Streitigkeit; die kommunalaufsichtsbehördlichen 
Befugnisse bleiben unberührt. Die Kommunalaufsichtsbehörde kann sich sach-
kundiger Dritter bedienen und dadurch entstandene Kosten den Beteiligten durch 
Bescheid auferlegen.

Teil 7
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 45 
Übergangsvorschriften

(1) Bisheriges Recht im Sinne dieser Vorschrift ist das Gesetz über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28. Mai 1999 (GVBl. I S. 194), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
16. Mai 2013 (GVBl. I Nr. 18 S. 17) geändert worden ist.

(2) Die Rechtmäßigkeit von Verbandssatzungen und anderen Satzungen, öffent-
lich-rechtlichen Vereinbarungen, Beschlüssen und sonstigen Maßnahmen, die 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes wirksam geworden sind, wird durch dieses 
Gesetz nicht berührt. Verweisen Regelungen nach Satz 1 auf das bisherige 
Recht, gilt das bisherige Recht insoweit fort.

(3) § 8 Absatz 1 und 3 gilt auch für die öffentliche Bekanntmachung der vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlossenen öffentlich-rechtlichen Verein-
barungen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht öffentlich bekannt 
gemacht worden sind, sowie für die öffentliche Bekanntmachung der Änderung, 
Aufhebung oder Kündigung öffentlich-rechtlicher Vereinbarungen, die vor Inkraft-
treten dieses Gesetzes öffentlich bekannt gemacht worden sind. § 8 Absatz 4 
gilt nicht für Satzungen und Verordnungen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
öffentlich bekannt gemacht worden sind.

(4) § 9 gilt auch für die Wirksamkeit der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes abge-
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schlossenen öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes noch nicht wirksam geworden sind, sowie für die Wirksamkeit der 
Änderung, Aufhebung oder Kündigung der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
wirksam gewordenen öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen. Die Wirksamkeit 
nach Satz 1 beginnt frühestens mit Inkrafttreten dieses Gesetzes. Macht eine 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes abge-
schlossen, aber noch nicht nach bisherigem Recht öffentlich bekannt gemacht 
worden ist, die Wirksamkeit von der öffentlichen Bekanntmachung im Veröffent-
lichungsblatt der Aufsichtsbehörde abhängig, tritt an diese Stelle die letzte öffent-
liche Bekanntmachung nach § 8 Absatz 1.

(5) Bestehende Beteiligungen oder Mitgliedschaften der Kommunen an Unter-
nehmen und Verbänden, die der gleichen oder einer ähnlichen Aufgabe dienen 
wie ein Zweckverband, der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes gebildet wurde, 
bleiben unberührt. Hat ein solcher Zweckverband nach der Verbandssatzung 
anzustreben, solche Beteiligungen oder Mitgliedschaften an Stelle seiner Ver-
bandsmitglieder zu übernehmen, so sind die einzelnen Verbandsmitglieder zu 
den entsprechenden Rechtsgeschäften und Verwaltungsmaßnahmen verpfl ich-
tet.

(6) Die Regelungen des § 29 über die Verbandsumlage gelten erstmals für das 
erste Haushaltsjahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. Bis dahin gilt das bis-
herige Recht.

(7) § 41 gilt auch für Maßnahmen, die nach bisherigem Recht genehmigungs-
pfl ichtig waren, aber noch nicht genehmigt worden sind.

§ 46
Rechtsfehler bei der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung

(1) Ist in einer delegierenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarung die Bestimmung 
unwirksam, dass die Befugnis, in Bezug auf die übertragene Aufgabe Satzungen 
und Verordnungen zu erlassen, bei der übertragenden Kommune verbleibt, so gilt 
von Anfang an als vereinbart, dass die Kommune zum Satzungs- oder Verord-
nungserlass befugt ist, die die Satzung oder Verordnung tatsächlich erlassen hat.

(2) Fehlt in einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung, die unbefristet oder über 
mehr als zwanzig Jahre geschlossen ist, eine wirksame Regelung über die Vor-
aussetzungen, unter denen sie durch einen einzelnen Beteiligten gekündigt oder 
durch alle Beteiligten aufgelöst werden kann, so gilt von Anfang an als vereinbart, 
dass jeder Beteiligte zum Ende des auf die Kündigung folgenden Kalenderjahres 
kündigen kann.
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§ 47
Rechtsfehler beim Beitritt in einen Zweckverband und bei 

der Verbandssatzung

(1) Fehlende oder nicht feststellbare Beschlüsse der Vertretungskörperschaft 
zum Verbandsbeitritt, fehlende oder nicht feststellbare Anträge von beitreten-
den Kommunen sowie fehlende oder nicht feststellbare Satzungsänderungsbe-
schlüsse der Verbandsversammlung zum Beitritt sind von Anfang an unbeacht-
lich, wenn die Beteiligten den Beitritt tatsächlich vollzogen haben. Der Beitritt 
gilt als vollzogen, wenn die Kommunen als Verbandsmitglied aufgetreten sind. 
Dies ist insbesondere der Fall, wenn Vertreterinnen und Vertreter mit Kenntnis 
der Vertretungskörperschaft für die Kommune mehr als einmal an den Sitzungen 
der Verbandsversammlung teilgenommen und sich an den Beschlussfassungen 
beteiligt haben.

(2) Weist die Verbandssatzung eines Zweckverbandes einzelne Bestimmungen, 
die nach § 13 Absatz 2 zum notwendigen Satzungsinhalt gehören, nicht auf, steht 
dies nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze der Wirksamkeit der Verbands-
satzung von Anfang an nicht entgegen.

(3) Fehlt in der Verbandssatzung die Bestimmung der Verbandsmitglieder oder 
ist diese nicht vollständig, gilt als Verbandsmitglied, wer tatsächlich als Verbands-
mitglied aufgetreten ist. Kommunen sind insbesondere dann als Verbandsmit-
glieder aufgetreten, wenn Vertreterinnen oder Vertreter mit Kenntnis der Ver-
tretungskörperschaft für die Kommune mehr als einmal an den Sitzungen der 
Verbandsversammlung teilgenommen und sich an den Beschlussfassungen 
beteiligt haben.

(4) Fehlen in der Verbandssatzung wirksame Regelungen zu den Aufgaben des 
Zweckverbandes, gelten die ausschließlich von dem Zweckverband wahrgenom-
menen Aufgaben als vereinbart.

(5) Fehlt in der Verbandssatzung eine wirksame Regelung zum Namen des 
Zweckverbandes, gilt der von dem Zweckverband im Rechtsverkehr verwendete 
Name als vereinbart. Fehlt in der Verbandssatzung eine wirksame Regelung zum 
Sitz des Zweckverbandes, gilt der Ort als vereinbarter Verbandssitz, an dem der 
Zweckverband seine Verwaltung oder die Geschäftsstelle unterhält. Ist der Sitz 
nach Satz 2 nicht bestimmbar, gilt der Ort als vereinbarter Verbandssitz, der in 
der Anschrift des Zweckverbandes angegeben wird.

(6) Fehlt in der Verbandssatzung ein wirksamer Umlagemaßstab, gilt der Umla-
gemaßstab als vereinbart, nach dem die Verbandsmitglieder seit Aufnahme der 
Verbandstätigkeit einvernehmlich zur Deckung des Finanzbedarfs beigetragen 
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haben. Ist ein einheitlicher Umlagemaßstab nach Satz 1 nicht bestimmbar, 
bemisst sich die Verbandsumlage nach der Stimmenzahl der Verbandsmitglieder 
in der Verbandsversammlung.

(7) Fehlt in der Verbandssatzung eine wirksame Regelung zur Form der öffentli-
chen Bekanntmachungen, gilt die von dem Zweckverband verwendete Bekannt-
machungsform als vereinbart, wenn sich die Betroffenen aufgrund der verwen-
deten Bekanntmachungsform in zumutbarer Weise verlässlich Kenntnis von 
dem Bekanntmachungsinhalt verschaffen können. Ist eine einheitliche wirksame 
Bekanntmachungsform danach nicht feststellbar, gilt die öffentliche Bekanntma-
chung in der Form nach § 14 Absatz 1 Satz 1 oder im Fall des § 42 Absatz 5 
Satz 1 in der Form nach § 14 Absatz 1 Satz 2 als vereinbart.

§ 48
Rechtsfehler beim Ausscheiden aus einem Zweckverband

(1) Verstöße gegen die Vertretungsberechtigung sowie Form- und Verfahrens-
fehler beim Ausscheiden von Verbandsmitgliedern gelten als von Anfang an 
unbeachtlich, wenn

1. die Verbandsversammlung auf Antrag des ausscheidenden Mitgliedes mit 
der erforderlichen Mehrheit eine Änderung der Verbandssatzung beschlos-
sen hat, die das Ausscheiden des Verbandsmitgliedes vorsieht,

2. die Änderung der Verbandssatzung wirksam öffentlich bekannt gemacht 
worden ist und

3. das ausscheidende Verbandsmitglied und der Zweckverband das Ausschei-
den tatsächlich vollzogen haben.

Das Ausscheiden gilt insbesondere als vollzogen, wenn das ausscheidende Ver-
bandsmitglied als Aufgabenträger hinsichtlich der Aufgaben, die auf den Zweck-
verband übertragen waren, aufgetreten ist.

(2) Hat die Verbandsversammlung auf Antrag eines Verbandsmitgliedes entge-
gen § 32 Absatz 5 einen Beschluss über das Ausscheiden dieses Mitgliedes mit 
der für Satzungsänderungen nach § 31 Absatz 2 Satz 1 erforderlichen Mehrheit 
gefasst, ohne eine Änderung der Verbandssatzung zu beschließen, so wird die 
Änderung der Verbandssatzung rückwirkend zum ersten Tag des übernächsten 
auf die Beschlussfassung der Verbandsversammlung über das Ausscheiden 
folgenden Monats wirksam, soweit nicht in der Beschlussfassung ein späterer 
Zeitpunkt für das Ausscheiden bestimmt gewesen ist.
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§ 49
Rechtsfehler bei der gemeinsamen kommunalen Anstalt

Die §§ 47 und 48 gelten für die gemeinsame kommunale Anstalt entsprechend. 
Dabei entsprechen

1. der Zweckverband der gemeinsamen kommunalen Anstalt,
2. das Verbandsmitglied dem Träger,
3. die Verbandsversammlung dem Verwaltungsrat und
4. die Verbandssatzung der Anstaltssatzung.

§ 50
Planungsverbände

Auf Planungsverbände nach § 205 des Baugesetzbuches sind die Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechend anzuwenden, soweit sich aus dem Baugesetz-
buch nichts anderes ergibt.

§ 51
Experimentierklausel

Das für Inneres zuständige Ministerium kann zur Weiterentwicklung der kommu-
nalen Gemeinschaftsarbeit im Einzelfall auf Antrag zeitlich befristete Ausnahmen 
von den §§ 4, 6 bis 9, 11 bis 36, 37 Absatz 2 bis 4, §§ 38 und 39 zulassen.
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Abschnitt I
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Kommunalabgaben

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände sind berechtigt, nach Maßgabe die-
ses Gesetzes Abgaben zu erheben, soweit nicht geltende Gesetze etwas ande-
res bestimmen. Dieses Gesetz gilt auch für kommunale Anstalten, soweit ihnen 
das Recht zur Abgabenerhebung zusteht.

(2) Gesetze im Sinne des Kommunalabgabengesetzes für das Land Branden-
burg sind Gesetze und Rechtsverordnungen.

(3) Die Bestimmungen der §§ 12 bis 16, 19 und 20 gelten auch für Steuern, 
Gebühren, Beiträge, Umlagen und sonstige Abgaben, die von den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden aufgrund anderer Gesetze erhoben werden, soweit 
diese keine Bestimmung treffen.

§ 2
Rechtsgrundlage für Kommunalabgaben

(1) Abgaben dürfen nur aufgrund einer Satzung erhoben werden. Die Satzung 
muss den Kreis der Abgabeschuldenden, den die Abgabe begründenden Tatbe-
stand, den Maßstab und den Satz der Abgabe sowie den Zeitpunkt ihrer Fälligkeit 
angeben.

(2) Eine Satzung, mit der eine Steuer im Land erstmalig eingeführt werden soll, 
ist dem für Kommunales zuständigen Ministerium anzuzeigen.

Abschnitt II
Die einzelnen Abgaben

§ 3
Steuern

(1) Die Gemeinden können Steuern erheben. Jagdsteuern und Jagderlaubnis-
steuern werden nicht erhoben.

(2) Die Gemeinden sollen Steuern nur erheben, soweit die Deckung der Aus-
gaben durch andere Einnahmen, insbesondere durch Gebühren und Beiträge, 
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nicht in Betracht kommt. Dies gilt nicht für die Erhebung der Vergnügungssteuer 
und der Hundesteuer.

(3) Wird eine Steuer erhoben, kann durch Satzung festgelegt werden, dass die 
Steuerpfl ichtigen Vorauszahlungen auf die Steuer zu entrichten haben, die für 
den laufenden Veranlagungszeitraum voraussichtlich geschuldet werden.

§ 4
Gebühren (Allgemeines)

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände können Gebühren erheben.

(2) Gebühren sind Geldleistungen, die als Gegenleistung für eine besondere 
Leistung - Amtshandlung oder sonstige Tätigkeit - der Verwaltung (Verwaltungs-
gebühren) oder für die Inanspruchnahme öffentlicher Einrichtungen und Anlagen 
(Benutzungsgebühren) erhoben werden.

§ 5
Verwaltungsgebühren

(1) Verwaltungsgebühren dürfen nur erhoben werden, wenn die Leistung der 
Verwaltung von der oder dem Begünstigten beantragt worden ist oder wenn sie 
diese oder diesen unmittelbar begünstigt.

(2) Wird ein Antrag auf eine gebührenpfl ichtige Leistung abgelehnt oder vor ihrer 
Beendigung zurückgenommen, so sind 10 bis 75 vom Hundert der Gebühr zu 
erheben, die bei ihrer Vornahme zu erheben wäre. Wird der Antrag lediglich 
wegen Unzuständigkeit abgelehnt, so ist keine Gebühr zu erheben.

(3) Für Widerspruchsbescheide darf nur dann eine Gebühr erhoben werden, 
wenn der Verwaltungsakt, gegen den Widerspruch erhoben wird, gebühren-
pfl ichtig ist und wenn oder soweit der Widerspruch zurückgewiesen wird. Die 
Gebühr beträgt höchstens die Hälfte der für den angefochtenen Verwaltungsakt 
festzusetzenden Gebühr.

(4) Das veranschlagte Gebührenaufkommen soll die voraussichtlichen Ausgaben 
für den betreffenden Verwaltungszweig nicht übersteigen.

(5) Mündliche Auskünfte sind gebührenfrei.

(6) Von Gebühren sind befreit
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1. das Land, die Gemeinden und Gemeindeverbände, sofern die Leistung 
der Verwaltung nicht ihre wirtschaftlichen Unternehmen betrifft oder es sich 
nicht um eine beantragte sonstige Tätigkeit im Sinne des § 4 Abs. 2 auf dem 
Gebiet der Bauleitplanung, des Kultur-, Tief- und Straßenbaues handelt,

2. die Bundesrepublik und die anderen Länder, soweit Gegenseitigkeit gewähr-
leistet ist,

3. die Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts, soweit die 
Leistung der Verwaltung unmittelbar der Durchführung kirchlicher Zwecke im 
Sinne der Abgabenordnung dient.

(7) Bare Auslagen, die im Zusammenhang mit der Leistung stehen, sind zu erset-
zen, auch wenn die oder der Zahlungspfl ichtige von der Entrichtung der Gebühr 
befreit ist. Auslagen können auch der- oder demjenigen auferlegt werden, die 
oder der sie durch unbegründete Einwände verursacht hat. Zu ersetzen sind ins-
besondere

a. im Einzelfall besonders hohe Kosten für die Inanspruchnahme von Kommu-
nikationstechnik und Zustellungskosten,

b. Kosten öffentlicher Bekanntmachungen,
c. Zeugen- und Sachverständigenkosten,
d. die bei Dienstgeschäften den beteiligten Verwaltungsangehörigen zustehen-

den Reisekostenvergütungen,
e. Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Sachen.

Für den Ersatz der baren Auslagen gelten die Vorschriften dieses Gesetzes ent-
sprechend.

§ 6
Benutzungsgebühren

(1) Benutzungsgebühren sind zu erheben, wenn eine Einrichtung oder Anlage 
überwiegend dem Vorteil einzelner Personen oder Personengruppen dient, 
sofern nicht ein privatrechtliches Entgelt gefordert wird. Im Übrigen können 
Gebühren erhoben werden. Das veranschlagte Gebührenaufkommen soll die 
voraussichtlichen Kosten der Einrichtung oder Anlage nicht übersteigen und in 
den Fällen des Satzes 1 in der Regel decken.

(2) Kosten im Sinne des Absatzes 1 sind die nach betriebswirtschaftlichen 
Grundsätzen ansatzfähigen Kosten. Dazu gehören auch Entgelte für in Anspruch 
genommene Fremdleistungen, Abschreibungen, die nach der mutmaßlichen Nut-
zungsdauer oder Leistungsmenge gleichmäßig zu bemessen sind, sowie eine 
angemessene Verzinsung des aufgewandten Kapitals. Abschreibungen und die 
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Verzinsung sind auf der Grundlage von Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
zu berechnen. Für am 1. Juli 1990 vorhandenes Anlagevermögen ist der nach 
den Bewertungsvorschriften des D-Markbilanzgesetzes ermittelte und fortge-
führte Wert anzusetzen. Verkürzt sich die Nutzungsdauer eines betriebsnotwen-
digen Anlageguts, kann der Restbuchwert auf die verkürzte Restnutzungsdauer 
verteilt werden. Entfällt die Restnutzungsdauer unerwartet und vollständig, kann 
der Restbuchwert bei der Ermittlung der Kosten als außerordentliche Abschrei-
bung berücksichtigt werden. Bei der Ermittlung der Verzinsung und der Abschrei-
bungen bleibt der aus Beiträgen aufgebrachte Eigenkapitalanteil außer Betracht 
(Abzugskapital). Die Gemeinden und Gemeindeverbände können ganz oder 
teilweise

1. Zuschüsse Dritter als Abzugskapital behandeln,
2. von einer Aufl ösung des Abzugskapitals zur Ermittlung der Verzinsung abse-

hen,

soweit dadurch die dauerhafte Bedienung des Kapitaldienstes nicht gefährdet 
wird. Soweit die Umsätze von Einrichtungen und Anlagen der Umsatzsteuer 
unterliegen, können die Gemeinden und Gemeindeverbände die Umsatzsteuer 
den Gebührenpfl ichtigen auferlegen. Bei Einrichtungen der Abwasserbeseitigung 
bleibt der auf die Entwässerung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen 
entfallende Teilaufwand der Kosten außer Ansatz. Rücklagen, die über Benut-
zungsgebühren fi nanziert werden, sind angemessen zu verzinsen.

(3) Bei Einrichtungen oder Anlagen nach Absatz 1 Satz 1 sind die Benutzungsge-
bühren spätestens alle drei Jahre zu kalkulieren. Kostenüberdeckungen müssen, 
Kostenunterdeckungen können spätestens im übernächsten Kalkulationszeit-
raum ausgeglichen werden.

(4) Die Gebühr ist nach der Inanspruchnahme der Einrichtung oder Anlage zu 
bemessen (Wirklichkeitsmaßstab). Wenn das besonders schwierig oder wirt-
schaftlich nicht vertretbar ist, kann ein Wahrscheinlichkeitsmaßstab gewählt wer-
den, der nicht in einem offensichtlichen Missverhältnis zu der Inanspruchnahme 
stehen darf. Zur Deckung der verbrauchsunabhängigen Kosten (Vorhaltekosten) 
können neben der Gebühr nach Satz 1 oder 2 angemessene Grundgebühren 
unabhängig vom Umfang der tatsächlichen Inanspruchnahme erhoben werden.

(5) Auf die Gebührenschuld können ab Beginn des Erhebungszeitraumes ange-
messene Vorauszahlungen verlangt werden. Die Satzung bestimmt die Berech-
nungsgrundlage und die Fälligkeit der Vorauszahlungen.

(6) Die bestehenden Vorschriften über die Verleihung des Rechts auf Erhebung 
von Fähr-, Hafen- und Schleusengeldern und von anderen gleichartigen Ver-
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kehrsabgaben sowie über die Feststellung der Tarife hierfür bleiben unberührt.

§ 7
(aufgehoben)

§ 8
Beiträge

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände können Beiträge erheben. Bei den 
dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wegen und Plätzen werden 
keine Beiträge (Straßenbaubeiträge) erhoben.

(2) Beiträge sind Geldleistungen, die dem Ersatz des Aufwands für die Herstel-
lung, Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung und Verbesserung öffentlicher Ein-
richtungen und Anlagen im Sinne des § 4 Absatz 2 oder Teilen davon, jedoch 
ohne die laufende Unterhaltung und Instandsetzung, dienen. Sie werden von den 
Grundstückseigentümerinnen und Grundstückeigentümern als Gegenleistung 
dafür erhoben, dass ihnen durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Ein-
richtungen und Anlagen wirtschaftliche Vorteile geboten werden. Ist das Grund-
stück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle der Eigentümerin oder 
des Eigentümers die oder der Erbbauberechtigte. Besteht für das Grundstück 
ein Nutzungsrecht, so tritt die nutzende Person an die Stelle der Eigentümerin 
oder des Eigentümers. Nutzende sind die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungs-
gesetzes vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2457) genannten natürlichen oder 
juristischen Personen des privaten und des öffentlichen Rechts. Die Beitrags-
pfl icht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt des Erlasses 
des Beitragsbescheides das Wahlrecht über die Bestellung eines Erbbaurechts 
oder den Ankauf des Grundstücks gemäß den §§ 15 und 16 des Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und gegen den Anspruch der nutzenden 
Person keine der nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Ein-
reden und Einwendungen geltend gemacht worden sind; anderenfalls bleibt die 
Beitragspfl icht der Grundstückseigentümerin oder des Grundstückseigentümers 
unberührt.

(3) Beiträge können auch für Teile einer Einrichtung oder Anlage erhoben wer-
den (Kostenspaltung). Bei der Erneuerung von leitungsgebundenen Einrichtun-
gen und Anlagen gelten insbesondere Ortsverbindungsleitungen, Pumpwerke, 
Druckerhöhungsstationen, Kläranlagen, Wasserwerke und funktionell miteinan-
der verbundene erdverlegte Leitungen zur Ver- und Entsorgung (Ortsverteilungs-
netze) sowie die dazu gehörigen Haus- und Grundstücksanschlüsse, soweit 
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diese nach § 10 Abs. 3 zur öffentlichen Einrichtung oder Anlage gehören, als 
jeweils selbstständig abrechenbare Teile. Für die Verbesserung von Wasser-
werken und Kläranlagen im Bereich von leitungsgebundenen Einrichtungen und 
Anlagen können nachmalige Beiträge erhoben werden, soweit dem an die Ein-
richtung oder Anlage anschließbaren Grundstück ein zusätzlicher wirtschaftlicher 
Vorteil durch die Verbesserung entsteht.

(4) Der Aufwand umfasst auch den Wert, den die von der Gemeinde oder dem 
Gemeindeverband für die Einrichtung oder Anlage bereitgestellten eigenen 
Grundstücke bei Beginn der Maßnahme haben. Er kann nach den tatsächli-
chen Aufwendungen oder nach Einheitssätzen, denen die der Gemeinde oder 
dem Gemeindeverband für gleichartige Einrichtungen oder Anlagen üblicher-
weise durchschnittlich erwachsenden Aufwendungen zugrunde zu legen sind, 
ermittelt werden. Bei leitungsgebundenen Einrichtungen und Anlagen, die der 
Versorgung oder der Abwasserbeseitigung dienen, kann der durchschnittliche 
Aufwand für die gesamte Einrichtung oder Anlage veranschlagt und zugrunde 
gelegt werden (Anschlußbeitrag). Zum Aufwand rechnen auch die Anschaffungs- 
und Herstellungskosten, die einer oder einem Dritten, deren oder dessen sich 
die Gemeinde oder der Gemeindeverband bedient, entstehen, soweit sie der 
oder dem Dritten von der Gemeinde oder dem Gemeindeverband geschuldet 
werden. Bei der Erneuerung von öffentlichen Einrichtungen und Anlagen bleiben 
die bei der Erhebung von Benutzungsgebühren nach § 6 Absatz 2 kalkulierten 
Abschreibungen außer Ansatz. § 6 Absatz 2 Satz 9 gilt entsprechend. Wenn die 
Einrichtungen oder Anlagen erfahrungsgemäß auch von der Allgemeinheit oder 
von der Gemeinde oder dem Gemeindeverband selbst in Anspruch genommen 
werden, bleibt bei der Ermittlung des Aufwandes ein dem wirtschaftlichen Vorteil 
der Allgemeinheit oder der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes entspre-
chender Betrag außer Ansatz; Zuwendungen Dritter sind, sofern die oder der 
Zuwendende nichts anderes bestimmt hat, zunächst zur Deckung dieses Betra-
ges und nur, soweit sie diesen übersteigen, zur Deckung des übrigen Aufwandes 
zu verwenden. Das veranschlagte Beitragsaufkommen soll den nach Satz 1 bis 7 
ermittelten Aufwand, der sonst von der Gemeinde oder dem Gemeindeverband 
selbst aufzubringen wäre, einschließlich des Wertes der bereitgestellten eigenen 
Grundstücke, nicht überschreiten.

(5) Der Aufwand kann auch für Abschnitte einer Einrichtung oder Anlage, wenn 
diese selbständig in Anspruch genommen werden können, ermittelt werden.

(6) Die Beiträge sind nach den Vorteilen zu bemessen. Dabei können Gruppen 
von Beitragspfl ichtigen mit annähernd gleichen Vorteilen zusammengefasst wer-
den. Bei leitungsgebundenen Einrichtungen und Anlagen soll ausschließlich das 
Maß der baulichen oder sonstigen Nutzung berücksichtigt werden. Satz 1 gilt 
nicht, wenn vertragliche Vereinbarungen zu Gunsten der Gemeinde oder des 
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Gemeindeverbandes etwas anderes bestimmen. Das Beitragsgebiet umfasst 
auch Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Außenbereich, soweit für 
diese die Möglichkeit einer Inanspruchnahme der Einrichtung oder Anlage 
besteht. Zur vereinfachten Bemessung der wirtschaftlichen Vorteile kann die 
Satzung für Grundstücke innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile und im 
Außenbereich ein pauschales Tiefenbegrenzungsmaß vorsehen.

(7) Die Beitragspfl icht entsteht mit der endgültigen Herstellung der Einrichtung 
oder Anlage, in den Fällen des Absatzes 3 mit der Beendigung der Teilmaßnahme 
und in den Fällen des Absatzes 5 mit der endgültigen Herstellung des Abschnitts. 
Wird ein Anschlussbeitrag nach Absatz 4 erhoben, so entsteht die Beitragspfl icht, 
sobald das Grundstück an die Einrichtung oder Anlage angeschlossen werden 
kann, frühestens jedoch mit dem Inkrafttreten der rechtswirksamen Satzung; 
die Satzung kann einen späteren Zeitpunkt bestimmen. Im Falle der Erhebung 
eines Beitrages für die Erneuerung oder Verbesserung einer leitungsgebunde-
nen Einrichtung oder Anlage gilt, soweit die Satzung keinen späteren Zeitpunkt 
bestimmt, Satz 1 entsprechend.

(8) Die Gemeinden und Gemeindeverbände können Vorausleistungen bis zur 
Höhe der voraussichtlichen endgültigen Beitragsschuld verlangen, sobald mit 
der Durchführung der Maßnahme nach Absatz 2 Satz 1 und Absatz 5 begonnen 
worden ist. Ist die Beitragspfl icht sechs Jahre nach Erlass des Vorausleistungs-
bescheids noch nicht entstanden, kann die Vorausleistung zurückverlangt wer-
den. Hierauf ist im Vorausleistungsbescheid hinzuweisen. Der Rückzahlungsan-
spruch ist ab Erhebung der Vorausleistung mit zwei Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuches jährlich zu verzinsen. 
Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch 
wenn die oder der Vorausleistende nicht beitragspfl ichtig ist.

(9) Bei leitungsgebundenen Einrichtungen und Anlagen, die der Versorgung 
dienen, können Baukostenzuschüsse aufgrund privatrechtlicher Vereinbarungen 
anstelle von Beiträgen verlangt werden.

(10) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Falle des Absat-
zes 2 Satz 3 auf dem Erbbaurecht.

§ 9
Besondere Wegebeiträge

Müssen Straßen und Wege, die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind, 
deshalb kostspieliger, als es ihrer gewöhnlichen Bestimmung gemäß notwen-
dig wäre, gebaut oder ausgebaut werden, weil sie im Zusammenhang mit der 
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Bewirtschaftung oder Ausbeutung von Grundstücken oder im Zusammenhang 
mit einem gewerblichen Betrieb außergewöhnlich beansprucht werden, so kann 
die Gemeinde oder der Gemeindeverband zum Ersatz der Mehraufwendungen 
von den Eigentümerinnen und Eigentümern dieser Grundstücke oder von den 
Unternehmerinnen und Unternehmern der gewerblichen Betriebe besondere 
Wegebeiträge erheben. Die Beiträge sind nach den Mehraufwendungen zu 
bemessen, die die oder der Beitragspfl ichtige verursacht. § 8 Absatz 3, Absatz 4 
Satz 1, Absatz 5, Absatz 7 Satz 1 und Absatz 8 sind entsprechend anzuwenden.

§ 10
Kostenersatz für Haus- und Grundstücksanschlüsse

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände können bestimmen, dass ihnen der 
Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie 
die Kosten für die Unterhaltung eines Haus- oder Grundstücksanschlusses 
an Versorgungsleitungen und Abwasserbeseitigungsanlagen ersetzt werden. 
Der Aufwand und die Kosten können in der tatsächlich geleisteten Höhe oder 
nach Einheitssätzen, denen die der Gemeinde oder dem Gemeindeverband 
für Anschlüsse gleicher Art und gleichen Umfangs üblicherweise durchschnitt-
lich erwachsenden Aufwendungen und Kosten zugrundezulegen sind, ermittelt 
werden. Die Satzung kann bestimmen, dass dabei Versorgungs- und Abwasser-
leitungen, die nicht in der Mitte der Straße verlaufen, als in der Straßenmitte ver-
laufend gelten. Für den Kreis der Ersatzpfl ichtigen gilt § 8 Absatz 2 Satz 2 bis 6 
entsprechend.

(2) Der Ersatzanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung der Anschluss-
leitung, im Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. Für den Anspruch gelten 
die Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend.

(3) Die Gemeinden und Gemeindeverbände können bestimmen, dass die Haus- 
oder Grundstücksanschlüsse an Versorgungsleitungen und Abwasserbesei-
tigungsanlagen zu der öffentlichen Einrichtung oder Anlage im Sinne des § 4 
Absatz 2 und des § 8 Absatz 2 Satz 1 gehören.

§ 10a
Kostenersatz für Grundstückszufahrten

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände können bestimmen, dass ihnen der 
Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie 
die Kosten für die Unterhaltung einer Grundstückszufahrt zu den dem öffentli-
chen Verkehr gewidmeten Straßen, Wegen und Plätzen ersetzt werden. Vom 
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Ersatz der Kosten für die Unterhaltung sind Kosten für die Straßenreinigung und 
den Winterdienst ausgenommen. Der Aufwand und die Kosten können in der 
tatsächlich geleisteten Höhe oder nach Einheitssätzen, denen die der Gemeinde 
oder dem Gemeindeverband für Grundstückszufahrten gleicher Art und gleichen 
Umfangs üblicherweise durchschnittlich erwachsenden Aufwendungen und Kos-
ten zu Grunde zu legen sind, ermittelt werden. Für den Kreis der Ersatzpfl ichtigen 
gilt § 8 Absatz 2 Satz 2 bis 6 entsprechend.

(2) Wird eine Überfahrt über einen Geh- oder Radweg aufwendiger hergestellt, 
erneuert oder verändert als es dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis für einen 
solchen Geh- oder Radweg entspricht, kann die Gemeinde oder der Gemeinde-
verband den Ersatz der Mehrkosten für den Bau und die Unterhaltung verlangen; 
Absatz 1 fi ndet entsprechende Anwendung.

(3) Der Ersatzanspruch nach den Absätzen 1 und 2 entsteht mit der Herstellung 
der Benutzbarkeit der Grundstückszufahrt oder der Überfahrt über den Geh- oder 
Radweg, im Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. Für den Anspruch gel-
ten die Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend.

§ 11
Gästebeiträge, Kurbeiträge und Tourismusbeiträge

(1) Gemeinden können zur Deckung ihres Aufwandes einen Gästebeitrag erhe-
ben für

1. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Unterhaltung 
der zu Heil- oder Kurzwecken oder touristischen Zwecken bereitgestellten 
Einrichtungen und Anlagen,

2. die zu diesen Zwecken durchgeführten Veranstaltungen sowie
3. die, gegebenenfalls auch im Rahmen eines überregionalen Verbunds, den 

beitragspfl ichtigen Personen eingeräumte Möglichkeit der kostenlosen 
Benutzung des öffentlichen Personennahverkehrs gemäß § 1 Absatz 2 des 
ÖPNV-Gesetzes.

Zum Aufwand im Sinne des Satzes 1 rechnen auch die Kosten, die Dritten 
entstehen, deren sich die Gemeinde bedient, soweit sie den Dritten von der 
Gemeinde geschuldet werden. Ist Träger der in Satz 1 genannten Einrichtungen 
und Anlagen ganz oder überwiegend ein Gemeindeverband, so kann nur dieser 
den Gästebeitrag erheben. Die Satzung kann in diesem Fall bestimmen, dass 
die Gemeinde einen angemessenen Anteil an dem Beitragsaufkommen für ihre 
eigenen Aufwendungen im Sinne des Satzes 1 erhält. § 6 bleibt unberührt.
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(2) Der Gästebeitrag wird als Gegenleistung dafür erhoben, dass den beitrags-
pfl ichtigen Personen die Möglichkeit geboten wird, die Einrichtungen und Anla-
gen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 in Anspruch zu nehmen 
und an den Veranstaltungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 teilzu-
nehmen. Beitragspfl ichtig sind Personen, die im Erhebungsgebiet zu Kur- oder 
Heilzwecken oder touristischen Zwecken Unterkunft nehmen, ohne in ihm ihren 
Wohnsitz im Sinne der §§ 7 bis 11 des Bürgerlichen Gesetzbuches zu haben. Der 
Gästebeitrag kann auch von ortsfremden Personen erhoben werden, die sich im 
Erhebungsgebiet ohne Unterkunftnahme zu Kur- oder Heilzwecken oder touris-
tischen Zwecken aufhalten und denen die in Satz 1 genannten Möglichkeiten 
geboten werden. Die Satzung kann eine vollständige oder teilweise Befreiung 
von der Beitragspfl icht aus wichtigen Gründen vorsehen. Das für Tourismus 
zuständige Ministerium kann im Einvernehmen mit dem für Kommunales zustän-
digen Ministerium Anwendungshinweise veröffentlichen.

(3) Wer Personen zu Heil- oder Kurzwecken oder touristischen Zwecken gegen 
Entgelt beherbergt, wer ihnen als Grundeigentümerin oder Grundeigentümer 
Unterkunftsmöglichkeiten in eigenen Wohngelegenheiten, zum Beispiel Fahr-
zeugen oder Zelten, gewährt oder wer sie in den Fällen des Absatzes 2 Satz 3 
in eigenen Einrichtungen betreut, kann durch die Satzung verpfl ichtet werden, 
diese Person der Gemeinde oder dem Gemeindeverband zu melden, den Gäs-
tebeitrag einzuziehen und diesen an die Gemeinde oder den Gemeindeverband 
abzuliefern; sie oder er haftet insoweit für den Gästebeitrag.

(4) Kurorte und anerkannte Erholungsorte können den Gästebeitrag nach 
Absatz 1 auch als Kurbeitrag bezeichnen.

(5) Gemeinden können für die Tourismuswerbung und für die Herstellung, 
Anschaffung, Erweiterung und Unterhaltung der zu Tourismuszwecken bereit-
gestellten Einrichtungen und Anlagen sowie für die zu diesem Zweck durchge-
führten Veranstaltungen einen Tourismusbeitrag erheben. § 6 bleibt unberührt.

(6) Der Tourismusbeitrag wird von den Personen und den Unternehmen erhoben, 
denen durch den Tourismus besondere unmittelbare oder mittelbare wirtschaft-
liche Vorteile geboten werden. Die Beitragspfl icht erstreckt sich auch auf solche 
Personen und Unternehmen, die, ohne in der Gemeinde ihre Wohnung oder 
ihren Betriebssitz zu haben, vorübergehend in der Gemeinde erwerbstätig sind.
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Abschnitt III
Verwaltungsverfahren

§ 12
Anwendung der Abgabenordnung

(1) Für Kommunalabgaben gelten die folgenden Bestimmungen der Abgaben-
ordnung in der jeweiligen Fassung entsprechend, soweit nicht dieses Gesetz 
oder andere Gesetze besondere Vorschriften enthalten:

1. aus dem Ersten Teil - Einleitende Vorschriften -
a. über den Anwendungsbereich § 2 Absatz 1,
b. über die steuerlichen Begriffsbestimmungen § 3 Abs. 1 und 4, die §§ 4, 

5, 7 bis 15,
c. über das Steuergeheimnis § 30 in der Weise, dass

aa) die Vorschrift nur für kommunale Steuern gilt,
bb) die Entscheidung nach Absatz 4 Nummer 5 Buchstabe c die Ver-

tretung der Körperschaft trifft, der die Abgabe zusteht,
cc) die im Zusammenhang mit der Erhebung der Hundesteuer von 

der erhebenden Stelle erfassten und gespeicherten Namen und 
Anschriften von Hundehalterinnen und Hundehaltern in Schadens-
fällen an Dritte mitgeteilt werden dürfen, wenn diese die Auskunft 
zur Durchsetzung von Schadenersatzforderungen benötigen und 
den Auskunftsanspruch glaubhaft machen und

dd) die Offenbarung nach Absatz 4 Nummer 2 auch durch Landesge-
setz ausdrücklich zugelassen werden kann,

sowie die §§ 31a und 31b,

d. über die Haftungsbeschränkung für Amtsträger § 32,
2. aus dem Zweiten Teil - Steuerschuldrecht -

a. über den Steuerpfl ichtigen die §§ 33 bis 36,
b. über das Steuerschuldverhältnis die §§ 37 bis 49,
c. über steuerbegünstigte Zwecke die §§ 51 bis 68,
d. über die Haftung die §§ 69 bis 71, 73 bis 75, 77,

3. aus dem Dritten Teil - Allgemeine Verfahrensvorschriften -
a. über die Verfahrensgrundsätze die §§ 78 bis 82 Absatz 1 und 2, § 83 

Absatz 1 in der Weise, dass in den Fällen des Satzes 2 die Vertretung 
der Körperschaft, der die Abgabe zusteht, die Anordnung trifft, die §§ 85 
bis 87 und § 87a in der Weise, dass bei der Datenübermittlung nach 
den Absätzen 6 und 8 das sichere Verfahren durch eine Übermittlung in 
schriftformersetzender Form nach Absatz 3 ersetzt werden kann, § 88 
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Absatz 1 und 2, die §§ 89 bis 93 Absatz 1 bis 6, § 96 Absatz 1 bis 7 
Satz 1 und 2, die §§ 97 bis 99, § 101 Absatz 1, die §§ 102 bis 109, § 111 
Absatz 1 bis 3 und Absatz 5, die §§ 112 bis 115, § 117 Absatz 1, 2 und 4,

b. über die Verwaltungsakte die §§ 118 bis 121, § 122 in der Weise, dass 
in Absatz 1 Satz 4 an die Stelle der Wörter „nach amtlich vorgeschriebe-
nem Datensatz elektronisch übermittelte Empfangsvollmacht“ die Wörter 
„Empfangsvollmacht in schriftformersetzender elektronischer Form“ tre-
ten, §§ 123 bis 126 Absatz 2 und die §§ 127 bis 133 in der Weise, dass 
in § 126 Absatz 2 und in § 132 jeweils an die Stelle des Wortes „fi nanz-
gerichtlichen“ das Wort „verwaltungsgerichtlichen“ tritt und in § 132 an 
die Stelle der Wörter „Einspruchsverfahrens“ und „Einspruch“ die Wörter 
„Widerspruchsverfahrens“ und „Widerspruch“ treten,

4. aus dem Vierten Teil - Durchführung der Besteuerung -
a. über die Mitwirkungspfl ichten die §§ 140, 145 bis 147 Absatz 5, 148, 149, 

§ 150 Absatz 1 bis 5, die §§ 151 bis 153 Absatz 2,
b. über das Festsetzungs- und Feststellungsverfahren § 155, § 156 Absatz 

2, die §§ 157 bis 160, § 162, § 163 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 bis 4, 
die §§ 165 bis 167, § 169 in der Weise, dass die Festsetzungsfrist nach 
Absatz 2 Satz 1 einheitlich vier Jahre beträgt, § 170 Absatz 1 bis 3, § 171 
Absatz 1 bis 3a sowie Absatz 7 bis 13 in der Weise, dass in Absatz 3 
an die Stelle der Wörter “Einspruchs- oder Klageverfahren” die Wörter 
“Widerspruchs- oder Klageverfahren”, in Absatz 3a an die Stelle der Wör-
ter “§ 100 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 1, § 101 der 
Finanzgerichtsordnung” die Wörter “§ 113 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 
2, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5 der Verwaltungsgerichtsordnung” treten 
und an die Stelle des Wortes “Einspruch” das Wort “Widerspruch” tritt, 
die §§ 191, 192,

5. aus dem Fünften Teil - Erhebungsverfahren -
a. über die Verwirklichung, die Fälligkeit und das Erlöschen von Ansprü-

chen aus dem Steuerschuldverhältnis die §§ 218, 219, 221, 222, § 224 
Abs. 1 und 2, die §§ 225 bis 232,

b. über die Verzinsung und die Säumniszuschläge die §§ 233, 234 Absatz 
1 und 2, § 235, § 236 Absatz 1, 2, 3 und 5 in der Weise, dass in Absatz 
3 an die Stelle der Wörter „§ 137 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung“ die 
Wörter „§ 155 Absatz 4 der Verwaltungsgerichtsordnung“ treten, § 237 
Absatz 1, 2 und 4 in der Weise, dass jeweils an die Stelle des Wortes 
„Einspruch“ das Wort „Widerspruch“, an die Stelle des Wortes „Ein-
spruchsentscheidung“ das Wort „Widerspruchsbescheid“ treten sowie in 
Absatz 4 die Wörter „und 3 gelten“ durch das Wort „gilt“ ersetzt werden, 
die §§ 238 bis 240 mit der Maßgabe, dass die Höhe der Zinsen abwei-
chend von § 238 Absatz 1 Satz 1 zwei Prozentpunkte über dem Basis-
zinssatz nach § 247 BGB jährlich beträgt,

c. über die Sicherheitsleistung die §§ 241 bis 248 und
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6. aus dem Sechsten Teil - Vollstreckung -
a. über die Allgemeinen Vorschriften § 251 Abs. 2 und 3 und
b. über die Vollstreckung wegen Geldforderung § 261.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Verspätungszuschläge, Zinsen und Säumnis-
zuschläge (abgabenrechtliche Nebenleistungen) sowie für die Ersatzansprüche 
nach § 5 Absatz 7 und § 10 Absatz 1 und 2 sowie § 10a dieses Gesetzes.

(3) Ist die oder der Beitragspfl ichtige nach § 8 Absatz 2 nicht feststellbar, so 
beginnt die Festsetzungsfrist mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie oder er 
bekannt geworden ist. Nicht feststellbar ist eine Beitragspfl ichtige oder ein Bei-
tragspfl ichtiger, wenn bezogen auf das der Beitragspfl icht unterliegende Grund-
stück

1. das Grundbuch „Eigentum des Volkes” ausweist,
2. der Aufenthalt der im Grundbuch eingetragenen Eigentümerin oder des im 

Grundbuch eingetragenen Eigentümers der Beitragsgläubigerin oder dem 
Beitragsgläubiger unbekannt ist oder

3. die Beitragsgläubigerin oder der Beitragsgläubiger über die Person oder den 
Aufenthalt der Erbin oder des Erben der im Grundbuch eingetragenen Eigen-
tümerin oder des im Grundbuch eingetragenen Eigentümers keine Kenntnis 
hat.

Die Sätze 1 und 2 gelten für die Erhebung eines Kostenersatzes nach den §§ 10 
und 10a entsprechend.

(4) Die in Absatz 1 genannten Vorschriften sind mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass

a. anstelle der Finanzbehörde oder des Finanzamtes die Körperschaft, der 
die Abgabe zusteht, tritt,

b. die Vorschriften anstelle für Steuern für Abgaben gelten,
c. die Vorschriften anstelle der Besteuerung für die Heranziehung zu Abga-

ben gelten und
d. die eingetragene Lebenspartnerschaft der Ehe und die durch eingetra-

gene Lebenspartnerschaft verbundenen Personen den Eheleuten gleich-
stehen.

§ 12a
Öffentliche Bekanntmachung

Für diejenigen Abgabeschuldenden, die für das Kalenderjahr die gleiche Gebühr 
oder Steuer wie im Vorjahr zu entrichten haben, kann die Gebühr oder Steuer durch 
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öffentliche Bekanntmachung festgesetzt werden. Für die Abgabeschuldenden tre-
ten mit dem Tage der öffentlichen Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen 
ein, wie wenn ihnen an diesem Tage ein schriftlicher Abgabebescheid zugegan-
gen wäre. Die öffentliche Bekanntmachung muss die Abgabeschuldnerin oder den 
Abgabeschuldner hierauf hinweisen und über den Rechtsbehelf belehren.

§ 12b
Abgabebescheide

(1) Die Festsetzung und Erhebung mehrerer Abgaben, die dieselbe Abgabe-
schuldnerin oder denselben Abgabeschuldner betreffen, können in einem 
Bescheid zusammengefasst werden.

(2) Ein Bescheid über Abgaben für einen bestimmten Zeitraum (Abrechnungspe-
riode) kann bestimmen, dass der Bescheid auch für künftige Zeitabschnitte gilt, 
solange sich die Berechnungsgrundlage und der Abgabebetrag nicht ändern. Der 
Bescheid ist von Amts wegen aufzuheben oder zu ändern, wenn die Abgabepfl icht 
entfällt, sich die Berechnungsgrundlage oder die Höhe des Abgabebetrages ändert.

§ 12c
Stundung, Erlass

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände können Ansprüche aus dem Abga-
benschuldverhältnis ganz oder teilweise stunden, wenn deren Einziehung bei 
Fälligkeit eine erhebliche Härte für die Schuldenden bedeuten würde und der 
Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Die Stundung soll in der 
Regel nur auf Antrag und gegen Sicherheitsleistung gewährt werden.

(2) Die Gemeinden und Gemeindeverbände können Ansprüche aus dem Abga-
benschuldverhältnis ganz oder teilweise erlassen, wenn deren Einziehung nach 
Lage des einzelnen Falls unbillig wäre; unter den gleichen Voraussetzungen kön-
nen bereits entrichtete Beträge erstattet oder angerechnet werden.

§ 12d
Akteneinsicht

Den Beteiligten steht das Recht auf Akteneinsicht nach § 29 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes in Verbindung mit § 5 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Brandenburg zu.
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§ 12e 
Verwaltungshilfe und Mandat

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände können sich privater Dritter als 
Verwaltungshelferinnen oder Verwaltungshelfer bedienen und sie insbeson-
dere damit beauftragen, die Berechnungsgrundlagen zu ermitteln, die Abgaben 
zu berechnen, Bescheide anzufertigen und zu versenden sowie die Abgaben 
entgegenzunehmen. Sie können sich zur Erledigung dieser Aufgaben auch der 
Datenverarbeitungsanlagen privater Dritter bedienen.

(2) Die Gemeinden und Gemeindeverbände können eine Gesellschaft in privater 
Rechtsform mit der Durchführung des Abgabeverfahrens (§ 9 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes) im Namen oder unter dem Namen der Gemeinde oder des 
Gemeindeverbandes beauftragen (Mandat), wenn

1. die Gemeinde oder der Gemeindeverband an der Gesellschaft unmittelbar 
oder mittelbar beteiligt ist,

2. an der Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar ausschließlich juristische Per-
sonen des öffentlichen Rechts beteiligt sind,

3. der Name und die Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort) der 
Gesellschaft in der Abgabensatzung genannt oder nach den für Satzungen 
geltenden Vorschriften öffentlich bekannt gemacht werden und

4. uneingeschränkte Weisungs- und Kontrollrechte der Gemeinde oder des 
Gemeindeverbandes in Bezug auf die Ausübung des Mandats bestehen.

Das Mandat umfasst nicht den Erlass von Verwaltungsakten nach § 12c dieses 
Gesetzes, nach den §§ 163, 222, 227, 234 Absatz 2 und § 237 Absatz 4 der 
Abgabenordnung und Entscheidungen nach § 80 Absatz 4 der Verwaltungs-
gerichtsordnung. Die Gemeinde oder der Gemeindeverband muss die Gesell-
schaft verpfl ichten, allen Beteiligten entsprechend § 12d dieses Gesetzes Akten-
einsicht zu gewähren; das Recht der Beteiligten auf Akteneinsicht gegenüber 
der Gemeinde oder dem Gemeindeverband bleibt unberührt. Zudem muss die 
Gemeinde oder der Gemeindeverband die Gesellschaft verpfl ichten, in Bezug 
auf die Ausübung des Mandats dem Rechnungsprüfungsamt, dem die örtliche 
Prüfung der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes obliegt, das Recht zur ört-
lichen Prüfung und den Mitgliedern der Vertretungskörperschaft der Gemeinde 
oder des Gemeindeverbandes die Rechte gemäß § 29 Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg einzuräumen. Die Gesellschaft darf den Auftrag 
nicht an Dritte weitergeben. § 11 Brandenburgisches Datenschutzgesetz fi ndet 
Anwendung.

(3) Absatz 2 gilt nicht für Steuern.
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§ 13
Kleinbeträge, Abrundung

(1) Es kann davon abgesehen werden, Abgaben und abgabenrechtliche Neben-
leistungen festzusetzen, zu erheben, nachzufordern oder zu erstatten, wenn der 
Betrag niedriger als 10 Euro ist und die Kosten der Einziehung oder Erstattung 
außer Verhältnis zu dem Betrag stehen, es sei denn, dass wegen der grundsätz-
lichen Bedeutung des Falles eine Einziehung geboten ist.

(2) Centbeträge können bei der Festsetzung von Abgaben und abgabenrecht-
lichen Nebenleistungen auf volle zehn Cent nach unten abgerundet und bei der 
Erstattung auf volle zehn Cent nach oben aufgerundet werden.

Abschnitt IV
Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 14
Abgabenhinterziehung

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

a. der Körperschaft, der die Abgabe zusteht, oder einer anderen Behörde 
über abgabenrechtlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollstän-
dige Angaben macht oder

b. die Körperschaft, der die Abgabe zusteht, pfl ichtwidrig über abgaben-
rechtlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt

und dadurch Abgaben verkürzt oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile für 
sich oder einen anderen erlangt. §§ 370 Absatz 4, 371 und 376 der Abgaben-
ordnung in der jeweiligen Fassung gelten entsprechend.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) Für das Strafverfahren gelten die §§ 385, 391, 393, 395 bis 398 und 407 der 
Abgabenordnung in der jeweiligen Fassung entsprechend.

§ 15
Leichtfertige Abgabenverkürzung und Abgabengefährdung

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als abgabenpfl ichtige Person oder bei der Wahr-
nehmung der Angelegenheiten einer solchen eine der in § 14 Absatz 1 bezeich-
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neten Taten leichtfertig begeht (leichtfertige Abgabenverkürzung).

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder leichtfertig

a. Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht unrichtig sind, oder
b. den Vorschriften einer Abgabensatzung zur Sicherung der Abgabener-

hebung, insbesondere zur Anmeldung und Anzeige von Tatsachen, zur 
Führung von Aufzeichnungen oder Nachweisen, zur Kennzeichnung 
oder Vorlegung von Gegenständen oder zur Erhebung und Abführung 
von Abgaben zuwiderhandelt

und es dadurch ermöglicht, Abgaben zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte 
Abgabenvorteile zu erlangen (Abgabengefährdung).

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 mit einer Geld-
buße bis zu 10 000 Euro und in den Fällen des Absatzes 2 mit einer Geldbuße 
bis zu 5 000 Euro geahndet werden.

(4) Für das Bußgeldverfahren gelten die §§ 391, 393, 396, 397, 407 und 411 der 
Abgabenordnung in der jeweiligen Fassung entsprechend.

(5) § 3 Absatz 2 Satz 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gilt 
entsprechend.

Abschnitt V
Schlussvorschriften

§ 16
Einschränkung von Grundrechten

Die Grundrechte auf Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grund-
gesetzes und Artikel 9 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg) und 
auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes und 
Artikel 15 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg) werden nach Maß-
gabe dieses Gesetzes eingeschränkt.

§ 17
Rechtsverordnung

Das für Kommunales zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Mitglied der Landesregie-
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rung durch Rechtsverordnung dieses Gesetz durch Einfügung der entsprechen-
den Vorschriften neu zu fassen, wenn dies wegen einer Änderung des in diesem 
Gesetz für anwendbar erklärten Rechts notwendig wird.

§ 18
Investitionen vor dem 3. Oktober 1990

Aufwand für Investitionen in leitungsgebundene Einrichtungen oder Anlagen, der 
vor dem 3. Oktober 1990 entstanden ist, ist nicht beitragsfähig. Satz 1 gilt nicht 
für die Übernahme von Verbindlichkeiten.

§ 19
Zeitliche Obergrenze für den Vorteilsausgleich

(1) Abgaben zum Vorteilsausgleich dürfen mit Ablauf des 15. Kalenderjahres, das 
auf den Eintritt der Vorteilslage folgt, nicht mehr festgesetzt werden. Die §§ 169 
Absatz 1 Satz 3 und 171 der Abgabenordnung gelten in der in § 12 Absatz 1 
Nummer 4 Buchstabe b angeordneten Weise entsprechend. Aufgrund der Son-
dersituation nach der Deutschen Einheit ist der Lauf der Frist bis zum 3. Okto-
ber 2000 gehemmt.

(2) Das Land erstattet den Gemeinden die von ihnen nachzuweisenden Mehr-
belastungen, die ihnen ohne Verschulden durch Absatz 1 entstehen. Ohne Ver-
schulden entstanden sind Mehrbelastungen insbesondere dann nicht, wenn die 
Gemeinden sie durch zumutbare eigene Anstrengungen abwenden können. 
Zumutbar sind insbesondere alle Maßnahmen zum Erlass rechtswirksamer Sat-
zungen und darauf beruhender wirksamer Abgabenbescheide.

(3) Im Falle der Erstattung nach Absatz 2 Satz 1 trägt die Gemeinde hinsichtlich 
der zumutbaren Anstrengungen die Darlegungs- und Beweislast.

§ 20
Übergangsregelungen

(1) (aufgehoben)

(2) § 19 gilt auch für Abgabenbescheide, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Sechsten Gesetzes zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Brandenburg vom 5. Dezember 2013 (GVBl. I Nr. 40) noch nicht bestands-
kräftig waren.
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(3) Für die Erhebung von Straßenbaubeiträgen gilt das Kommunalabgaben-
gesetz für das Land Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. März 2004 (GVBl. I S. 174), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 32 S. 30) geändert worden ist, sofern die Beitragspfl icht 
bis zum 31. Dezember 2018 entstanden ist.

(4) Bescheide zur Erhebung von Straßenbaubeiträgen für ab dem 1. Januar 2019 
beendete Straßenausbaumaßnahmen sind spätestens bis zum 30. Juni 2020 
aufzuheben. Die auf diese Bescheide gezahlten Beträge sind zu erstatten.

(5) Hat die Gemeinde Vorausleistungen nach § 8 Absatz 8 verlangt, kann der 
Beitrag nach § 8 Absatz 1 Satz 2 aber nicht mehr erhoben werden, so fi ndet 
Absatz 4 entsprechende Anwendung.
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§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt neben dem Beamtenstatusgesetz für die Beamten des 
Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht 
des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts, soweit nicht im Einzelnen gesetzlich etwas anderes bestimmt ist.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die Beamten der öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaften und ihrer Verbände.

(3) Die in diesem Gesetz verwendeten Funktions-, Status- und anderen Bezeich-
nungen gelten für Frauen und Männer.

§ 3
Voraussetzungen für die Berufung in das Beamtenverhältnis

(1) Neben der Berufungsvoraussetzung nach § 7 Abs. 1 Nr. 2 des Beamten-
statusgesetzes, wonach in das Beamtenverhältnis nur berufen werden darf, wer 
die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundord-
nung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten, ist auch Voraussetzung, dass 
der Bewerber die Gewähr dafür bietet, in diesem Sinne für die Verfassung des 
Landes Brandenburg einzutreten.

(2) In das Beamtenverhältnis auf Probe oder auf Lebenszeit darf nicht berufen 
werden, wer bereits das 47. Lebensjahr vollendet hat, es sei denn, dass vor 
Vollendung des 47. Lebensjahres ein Beamtenverhältnis im Sinne des § 4 des 
Beamtenstatusgesetzes oder ein Richterverhältnis begründet wurde und seitdem 
ununterbrochen Anspruch auf Dienst- oder Versorgungsbezüge besteht oder im 
Fall einer Beurlaubung ohne Besoldung die Zeit der Beurlaubung als ruhege-
haltfähige Dienstzeit berücksichtigt wird. Ausnahmen kann die oberste Dienst-
behörde im Einvernehmen mit dem für das allgemeine öffentliche Dienstrecht 
zuständigen Ministerium zulassen. § 48 der Landeshaushaltsordnung bleibt 
unberührt.

(3) Für die Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Widerruf zur Ableistung des 
Vorbereitungsdienstes gemäß § 4 Absatz 4 Buchstabe a des Beamtenstatusge-
setzes ist das vollendete 40. Lebensjahr die Einstellungshöchstaltersgrenze. Die 
Höchstaltersgrenze des Satzes 1 gilt nicht für Inhaber eines Eingliederungs- oder 
Zulassungsscheines und in den Fällen des § 7 Absatz 2 des Soldatenversor-
gungsgesetzes. Sie gilt ferner nicht bei einer Einstellung in einen Vorbereitungs-
dienst, der eine allgemeine Ausbildungsstätte nach Artikel 12 Absatz 1 Satz 1 des 
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Grundgesetzes ist; in diesem Fall dürfen jedoch nur die Bewerber zu Beamten 
auf Probe ernannt werden, die im Zeitpunkt der Berufung in das Beamtenverhält-
nis auf Widerruf im Vorbereitungsdienst die Höchstaltersgrenze des Absatzes 2 
Satz 1 noch nicht überschritten hatten.

(4) Auf Antrag der Einstellungsbehörde kann die oberste Dienstbehörde im 
Einvernehmen mit dem für das fi nanzielle öffentliche Dienstrecht zuständigem 
Ministerium Ausnahmen von Absatz 3 Satz 1 zulassen

1. für einzelne Fälle oder Gruppen von Fällen, wenn ein erhebliches dienst-
liches Interesse daran besteht, Bewerber als Fachkräfte zu gewinnen und 
ein außerordentlicher Mangel an geeigneten jüngeren Bewerbern besteht, 
der sich auch nicht im Wege der Aus- und Weiterbildung beheben lässt, oder

2. für einzelne Fälle, wenn sich der berufl iche Werdegang nachweislich aus von 
dem Bewerber nicht zu vertretenden Gründen in einem Maß verzögert hat, 
welches die Anwendung der Höchstaltersgrenze unbillig erscheinen ließe.

Ein erhebliches dienstliches Interesse im Sinne von Satz 1 Nummer 1 liegt ins-
besondere vor, wenn die Ausnahmeerteilung zur Sicherstellung der Erledigung 
der öffentlichen Aufgabe erforderlich ist.

(5) Über Ausnahmen nach § 7 Abs. 3 des Beamtenstatusgesetzes entscheidet 
das für das allgemeine öffentliche Dienstrecht zuständige Ministerium.

§ 52
Verfassungstreue, Diensteid

(1) Neben der Grundpfl icht nach § 33 Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes, 
wonach sich Beamte durch ihr gesamtes Verhalten zu der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen und für deren 
Erhaltung sie eintreten müssen, ist der Beamte auch verpfl ichtet, sich in diesem 
Sinne zur Verfassung des Landes Brandenburg zu bekennen und für diese ein-
zutreten.

(2) Der Beamte hat folgenden Diensteid (§ 38 Abs. 1 des Beamtenstatusgeset-
zes) zu leisten:

„Ich schwöre, das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, die Verfas-
sung des Landes Brandenburg und die Gesetze zu wahren und meine Amts-
pfl ichten gewissenhaft zu erfüllen; so wahr mir Gott helfe.“

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerungsformel geleistet werden.
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(3) Erklärt ein Beamter, dass er aus Glaubens- oder Gewissensgründen keinen 
Eid leisten wolle, so kann er statt der Worte „Ich schwöre“ die Worte „Ich gelobe“ 
oder eine andere an die Stelle des Eides tretende Beteuerungsformel sprechen.

(4) In den Fällen, in denen nach § 7 Abs. 3 des Beamtenstatusgesetzes eine 
Ausnahme von § 7 Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes zugelassen ist, kann von 
einer Eidesleistung abgesehen werden. An die Stelle des Eides tritt dann folgen-
des Gelöbnis: „Ich gelobe, meine Amtspfl ichten gewissenhaft zu erfüllen.“

§ 122
Beamte auf Zeit

(1) Beamte auf Zeit dürfen bei ihrer ersten Berufung in ein Beamtenverhältnis 
auf Zeit im Land Brandenburg das 62. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

(2) § 46 ist anzuwenden, wenn der Beamte eine Amtszeit von mindestens acht 
Jahren oder eine ruhegehaltfähige Dienstzeit von mindestens zehn Jahren 
erreicht hat.

(3) Mit Ablauf der Amtszeit treten Beamte auf Zeit, die die Wartezeit im Sinne 
versorgungsrechtlicher Vorschriften erfüllt haben, in den Ruhestand, wenn sie 
das 45. Lebensjahr vollendet haben und trotz Bereitschaft zur Wiederwahl eine 
neue Amtszeit nicht antreten.

(4) Tritt der Beamte auf Zeit mit Ablauf der Amtszeit nicht in den Ruhestand, so ist 
er zu diesem Zeitpunkt entlassen, wenn er nicht im Anschluss an seine Amtszeit 
erneut in dasselbe Amt für eine weitere Amtszeit berufen wird. Wird er erneut 
berufen, so gilt das Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen.

(5) Der einstweilige Ruhestand eines Beamten auf Zeit endet mit dem Ablauf 
seiner Amtszeit. Der Beamte gilt zu diesem Zeitpunkt als dauernd in den Ruhe-
stand versetzt, wenn er bei Verbleiben im Amt mit Ablauf der Amtszeit in den 
Ruhestand getreten wäre.

(6) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, ist ein Beamter auf Zeit, der 
aus einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zum Beamten auf Zeit ernannt wor-
den war und nach Ablauf seiner ersten Amtszeit nicht für eine neue Amtszeit wie-
der ernannt wird und deshalb entlassen ist, auf seinen Antrag hin wieder in das 
frühere Dienstverhältnis zu übernehmen. Ihm ist ein Amt derselben oder einer 
anderen Laufbahn zu übertragen, das mit mindestens demselben Endgrund-
gehalt verbunden ist wie das Amt, das er zum Zeitpunkt der Beendigung des 
Beamtenverhältnisses auf Lebenszeit innehatte; § 30 Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt 
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entsprechend. Der Antrag auf Übernahme ist spätestens drei Monate nach Been-
digung der Amtszeit zu stellen. Bei Gemeinden und Gemeindeverbänden sind 
nur Landkreise und kreisfreie Städte zur Übernahme nach Satz 1 verpfl ichtet.

§ 123
Kommunale Wahlbeamte

(1) Kommunale Wahlbeamte im Sinne dieses Gesetzes sind die direkt (unmittel-
bar) oder indirekt gewählten Beamten auf Zeit der Gemeinden und Gemeinde-
verbände im Geltungsbereich dieses Gesetzes.

(2) § 3 Absatz 2, die §§ 9 bis 26 und 122 Absatz 1 gelten für kommunale Wahl-
beamte nicht; ferner gelten die §§ 78 bis 82 dieses Gesetzes sowie § 27 des 
Beamtenstatusgesetzes nicht für Landräte, hauptamtliche Bürgermeister und 
Amtsdirektoren. Für die direkt gewählten kommunalen Wahlbeamten auf Zeit 
fi ndet zudem § 3a keine Anwendung.

(3) Das Beamtenverhältnis der direkt gewählten kommunalen Wahlbeamten auf 
Zeit wird mit Beginn des Tages nach Annahme der Wahl, jedoch nicht vor Ablauf 
der Amtszeit des bisherigen Amtsinhabers begründet; einer Ernennung bedarf 
es nicht. Kommt eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband in eine höhere Ein-
wohnergrößenklasse, erfolgt die Verleihung eines entsprechenden statusrecht-
lichen Amtes für direkt und indirekt gewählte kommunale Wahlbeamte auf Zeit 
durch Beschluss der jeweiligen Vertretungskörperschaft; einer Ernennung bedarf 
es nicht. § 12 des Beamtenstatusgesetzes sowie § 32a sind entsprechend anzu-
wenden. Die Entlassung und die Versetzung in den Ruhestand wird vom Dienst-
vorgesetzten verfügt.

(4) Indirekt zu wählende kommunale Wahlbeamte sind verpfl ichtet, die Bereit-
schaft zur Wiederwahl (§ 122 Absatz 3) schriftlich oder durch elektronischen 
Schriftformersatz gegenüber ihrem Dienstvorgesetzten zu erklären. Bei direkt 
zu wählenden kommunalen Wahlbeamten ist diese Bereitschaft zur Wiederwahl 
durch den Nachweis einer Bewerbung um die Aufnahme in den Wahlvorschlag 
einer politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung oder die 
Einreichung eines gültigen Einzelvorschlags zu erbringen; dies gilt nicht, wenn 
bis zum Ende der Amtszeit die für Beamte auf Lebenszeit maßgebliche Regel-
altersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand erreicht wird. Die Rechtsfolge des 
§ 122 Absatz 3 tritt bei kommunalen Wahlbeamten, die mindestens zwei Amts-
zeiten oder Amtszeiten von 16 Jahren zurückgelegt haben, und bei abgewählten 
kommunalen Wahlbeamten auch ohne Erklärung der Bereitschaft zur Wieder-
wahl ein.
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(5) Kommunale Wahlbeamte scheiden mit Ablauf des Tages ihrer Abwahl aus 
dem Amt aus. Sie erhalten bis zum Ablauf ihrer Amtszeit Besoldung und Ver-
sorgung nach den für abgewählte Wahlbeamte auf Zeit geltenden Vorschriften.

(6) Kommunale Wahlbeamte auf Zeit, die im Verlauf ihrer Amtszeit die für Beamte 
auf Lebenszeit maßgebliche Altersgrenze des § 45 Absatz 1 Satz 1 bis 3 errei-
chen, treten mit Ablauf dieser oder einer sich unmittelbar anschließenden Amts-
zeit in den Ruhestand, wenn sie eine weitere Amtszeit nicht antreten. Auf ihren 
Antrag sind sie frühestens mit Vollendung der nach § 45 Absatz 1 Satz 1 bis 3 
maßgeblichen Regelaltersgrenze in den Ruhestand zu versetzen, sofern die 
Wartezeit im Sinne versorgungsrechtlicher Vorschriften erfüllt ist.

§ 124
Beamte des Landes auf Lebenszeit als kommunale Wahlbeamte

(1) Für einen Beamten des Landes auf Lebenszeit, der ein Amt als kommunaler 
Wahlbeamter antritt, ruhen vom Tag der Begründung dieses Beamtenverhält-
nisses an die Rechte und Pfl ichten aus seinem Dienstverhältnis zum Land mit 
Ausnahme der Pfl icht zur Verschwiegenheit und des Verbots der Annahme von 
Belohnungen, Geschenken und sonstigen Vorteilen.

(2) Ungeachtet der Rechtsfolgen des § 122 Absatz 3 oder Absatz 4 ist der 
Beamte des Landes auf Lebenszeit nach Ablauf der ersten oder jeder weiteren 
Amtszeit auf seinen Antrag hin wieder in einem seinem früheren Amt als Beamter 
auf Lebenszeit im Landesdienst entsprechenden Amt zu verwenden. Der Antrag 
ist spätestens drei Monate nach Beendigung des Beamtenverhältnisses als kom-
munaler Wahlbeamter zu stellen; die Wiederverwendung hat spätestens sechs 
Monate nach Beendigung des Beamtenverhältnisses als kommunaler Wahlbe-
amter zu erfolgen.

(3) In den Fällen des Absatzes 2 ruhen die Rechte und Pfl ichten aus dem Dienst-
verhältnis zum Land, bis der Beamte wiederverwendet wird. Stellt der Beamte bis 
zum Ablauf der Frist keinen Antrag auf Wiederverwendung, ruhen die Rechte und 
Pfl ichten längstens bis zur Beendigung des Beamtenverhältnisses gemäß § 21 
des Beamtenstatusgesetzes.

(4) Abweichend von Absatz 2 ist für Beamte des Landes, die im Zeitpunkt der 
Begründung des Beamtenverhältnisses als kommunaler Wahlbeamter eines der 
in § 105 genannten Ämter innehaben, ein Antrag auf Wiederverwendung unzu-
lässig. Der Beamte kann jedoch mit seiner Zustimmung wiederverwendet wer-
den, wenn ihm das Land sein früheres oder ein anderes gleichwertiges Amt über-
tragen will. Die Entscheidung trifft die Stelle, die für die Ernennung des Beamten 
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in ein Amt nach § 105 zuständig wäre. Absatz 3 gilt entsprechend.

(5) Begründet ein Mitglied der Landesregierung, dessen Rechte und Pfl ichten 
aus dem Beamtenverhältnis zum Land gemäß § 4 Absatz 1 des Brandenburgi-
schen Ministergesetzes ruhen, ein Beamtenverhältnis als kommunaler Wahlbe-
amter, so ruhen die Rechte und Pfl ichten aus dem Beamtenverhältnis zum Land 
weiter. Die Absätze 2 bis 4 gelten entsprechend.

§ 138
Übergangsregelungen für vorhandene Beamte auf Zeit

(1) Für die am 23. März 2004 vorhandenen Beamten auf Zeit gilt § 146 des 
Landesbeamtengesetzes in der bis zum 22. März 2004 geltenden Fassung fort, 
soweit dies günstiger ist.

(2) Kommunale Wahlbeamte, die sich am 1. März 2008 im Amt befanden und 
danach wiedergewählt wurden, können auf Antrag auch beanspruchen, dass für 
sie das vollendete 65. Lebensjahr die gesetzliche Altersgrenze ist.

(3) Die am 6. Dezember 2013 vorhandenen kommunalen Wahlbeamten können 
unter den in § 124 Absatz 2 in der ab dem 6. Dezember 2013 geltenden Fas-
sung genannten Voraussetzungen Anträge auf Übernahme in den Landesdienst 
stellen; sie sind nach Maßgabe des § 122 Absatz 6 Satz 2 und 4 wieder in das 
frühere Dienstverhältnis zu übernehmen; § 3 Absatz 2 fi ndet keine Anwendung. 
Hatte der kommunale Wahlbeamte bei Begründung des Beamtenverhältnisses 
als kommunaler Wahlbeamter ein Amt im Sinne des § 105 Absatz 1 inne oder hat 
ein solches Amt während der Tätigkeit als Mitglied der Landesregierung geruht, 
besteht ein Rechtsanspruch auf Übernahme abweichend von § 124 Absatz 2 
in der ab dem 6. Dezember 2013 geltenden Fassung nicht. Das Land kann in 
den Fällen des Satzes 2 dem Antrag entsprechen, wenn es dem Beamten sein 
früheres oder ein anderes gleichwertiges Amt übertragen will; § 124 Absatz 4 
Satz 3 gilt entsprechend.



412 



Nichtamtliche Inhaltsübersicht 413

Beam
tStG

Auszüge
Gesetz zur Regelung des Statusrechts der 
Beamtinnen und Beamten in den Ländern 

(Beamtenstatusgesetz – BeamtStG)

vom 17. Juni 2008
(BGBl. I S. 1010)

zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 20.12.2023
(BGBl. 2023 I Nr. 389)

AUSZÜGE
NICHTAMTLICHE INHALTSÜBERSICHT

§ 1 Geltungsbereich
§ 3 Beamtenverhältnis
§ 5 Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte
§ 6 Beamtenverhältnis auf Zeit
§ 7 Voraussetzungen des Beamtenverhältnisses
§ 33 Grundpfl ichten



414 Beamtenstatusgesetz – Auszüge

Be
am

tS
tG

§ 1
Geltungsbereich

Dieses Gesetz regelt das Statusrecht der Beamtinnen und Beamten der Länder, 
Gemeinden und Gemeindeverbände sowie der sonstigen der Aufsicht eines Lan-
des unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts.

§ 3
Beamtenverhältnis

(1) Beamtinnen und Beamte stehen zu ihrem Dienstherrn in einem öffentlich-
rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis (Beamtenverhältnis).

(2) Die Berufung in das Beamtenverhältnis ist nur zulässig zur Wahrnehmung

1. hoheitsrechtlicher Aufgaben oder
2. solcher Aufgaben, die aus Gründen der Sicherung des Staates oder des 

öffentlichen Lebens nicht ausschließlich Personen übertragen werden dür-
fen, die in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehen.

§ 5
Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte

(1) Als Ehrenbeamtin oder Ehrenbeamter kann berufen werden, wer Aufgaben im 
Sinne des § 3 Abs. 2 unentgeltlich wahrnehmen soll.

(2) Die Rechtsverhältnisse der Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten können 
durch Landesrecht abweichend von den für Beamtinnen und Beamte allgemein 
geltenden Vorschriften geregelt werden, soweit es deren besondere Rechtsstel-
lung erfordert.

(3) Ein Ehrenbeamtenverhältnis kann nicht in ein Beamtenverhältnis anderer Art, 
ein solches Beamtenverhältnis nicht in ein Ehrenbeamtenverhältnis umgewan-
delt werden.

§ 6
Beamtenverhältnis auf Zeit

Für die Rechtsverhältnisse der Beamtinnen auf Zeit und Beamten auf Zeit gelten 
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die Vorschriften für Beamtinnen auf Lebenszeit und Beamte auf Lebenszeit ent-
sprechend, soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist.

§ 7
Voraussetzungen des Beamtenverhältnisses

(1) In das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer

1. Deutsche oder Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grund-
gesetzes ist oder die Staatsangehörigkeit
a. eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder
b. eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder
c. eines Drittstaates, dem die Bundesrepublik Deutschland und die Euro-

päische Union vertraglich einen entsprechenden Anspruch auf Anerken-
nung von Berufsqualifi kationen eingeräumt haben,

besitzt,
2. die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grund-

ordnung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten, und
3. die nach Landesrecht vorgeschriebene Befähigung besitzt.

In das Beamtenverhältnis darf nicht berufen werden, wer unveränderliche Merk-
male des Erscheinungsbilds aufweist, die mit der Erfüllung der Pfl ichten nach 
§ 34 Absatz 2 nicht vereinbar sind.

(2) Wenn die Aufgaben es erfordern, darf nur eine Deutsche oder ein Deutscher 
im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes in ein Beamtenverhältnis 
berufen werden.

(3) Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2 können nur zugelassen werden, 
wenn

1. für die Gewinnung der Beamtin oder des Beamten ein dringendes dienst-
liches Interesse besteht oder

2. bei der Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern und ande-
ren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des wissenschaftlichen und künstle-
rischen Personals in das Beamtenverhältnis andere wichtige Gründe vor-
liegen. 
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§ 33
Grundpfl ichten

(1) Beamtinnen und Beamte dienen dem ganzen Volk, nicht einer Partei. Sie 
haben ihre Aufgaben unparteiisch und gerecht zu erfüllen und ihr Amt zum 
Wohl der Allgemeinheit zu führen. Beamtinnen und Beamte müssen sich durch 
ihr gesamtes Verhalten zu der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im 
Sinne des Grundgesetzes bekennen und für deren Erhaltung eintreten.

(2) Beamtinnen und Beamte haben bei politischer Betätigung diejenige Mäßi-
gung und Zurückhaltung zu wahren, die sich aus ihrer Stellung gegenüber der 
Allgemeinheit und aus der Rücksicht auf die Pfl ichten ihres Amtes ergibt.
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